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(Beginn 9.01 Uhr)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich eröffne die 21. Sitzung des Wiener Gemeinderats.

Entschuldigt für diese Sitzung sind GR Dr Aigner, GRin Mag Antonov, GRin Klicka bis zirka 13 Uhr und GR Vettermann.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP - 02289-2007/0001 - KFP/GM) wurde von Frau GRin Veronika Matiasek gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet. (In den öffentlichen Verkehrsmitteln sind viele Menschen auf engstem Raum dicht beisammen. Damit ist eine erhöhte Gefahr von Krankheitsübertragungen gegeben. Das gilt besonders für Grippezeiten, aber auch für den Anstieg von TBC. Wie oft werden öffentliche Verkehrsmittel, U-Bahn-Züge, Straßenbahngarnituren und Busse [außer in besonderen Anlassfällen] komplett gereinigt und desinfiziert?) 

Ich bitte die Frau Stadträtin um Beantwortung dieser Frage.

VBgmin Mag Renate Brauner: Einen schönen guten Morgen, sehr geehrte Damen und Herren!

Die Frage, die mir gestellt wird, richtet sich nach den Reinigungen von öffentlichen Verkehrsmitteln. Es wird gefragt, wie denn die öffentlichen Verkehrsmittel gereinigt werden in Zusammenhang mit der Besorgnis, dass es hier auf engstem Raum zu Krankheitsübertragungen kommen kann, und ich kann gleich vorweg dieser Sorge ihre Grundlage nehmen und beantworte natürlich auch gerne die Frage nach der Reinigung, weil wir hier seitens der Wiener Linien sehr viel tun. 

Es werden selbstverständlich alle Fahrzeuge der Wiener Linien täglich gereinigt und zwar in den Nachtstunden logischerweise, weil sonst die Passagiere im Weg wären. Und es werden natürlich auch Beschmierungen und Plakate, wie es halt leider auch immer wieder vorkommt, entfernt. Das passiert täglich in den Nachtstunden. Alle sechs bis acht Wochen gibt es eine Intensivereinigung, eine sehr gründliche Nassreinigung, wobei Flächen, bei denen es notwendig ist, auch mit Desinfektionsmittel behandelt werden, also zum Beispiel Stoffsitze, wo es sie gibt. Das richtet sich auch je nachdem, wie die Wagen ausgestattet sind. Der ULF zum Beispiel wird noch häufiger gereinigt und Fahrzeuge mit Klimaanlagen haben auch noch eine spezielle Reinigung und Desinfektion, weil wir ja wissen, dass über Klimaanlagen, die an sich was sehr Positives sind, natürlich auch die Möglichkeit besteht, dass unter Umständen Krankheitserreger verbreitet werden können. Das heißt, die Klimaanlagen werden zusätzlich regelmäßig desinfiziert.

Zur Frage der Gesundheitsgefährdung, die nicht in diesem Ressort, aber in meinem alten ressortiert, kann ich Ihnen sagen, dass die von Ihnen angesprochene Influenza eine Tröpfcheninfektion ist, das heißt, dass Oberflächenerreger sehr schnell sterben und eine Infektion auf diesem Weg eher selten ist. Und die von Ihnen angesprochene Tbc - diese Diskussion hatten wir in einem anderen Zusammenhang schon einmal - ist eine Krankheit, die in Österreich glücklicherweise überhaupt keine Rolle mehr spielt. Theoretische, ich wiederhole, theoretische Ansteckungsgefahr bestünde - ich verwende den Konjunktiv - in schlecht belüfteten Räumen. Nun, das sind ja bekanntlich unsere Straßenbahnen nicht, weil wir hier ja durch ständiges Öffnen der Türen eine permanente Luftzirkulation haben.

Zusammenfassend kann ich sagen, dass die Flächen, und von denen reden wir ja bei der Reinigung von öffentlichen Verkehrsmitteln, keine große Rolle spielen, dass wir aber natürlich aus hygienischen Gründen der Reinigung ein ganz besonderes Augenmerk zuwenden und in der von mir beschriebenen Art und Weise auch sehr viel Geld in diese Reinigung investiert wird.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke, Frau Vizebürgermeister. Die 1. Zusatzfrage stellt Frau GRin Matiasek. Ich bitte darum.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister, danke für die Beantwortung.

Ihrer Antwort entnehme ich das, was ich auch gehört habe, dass die Straßenbahnzüge, die U-Bahnen und die Buslinien einem regelmäßigen festgelegten Reinigungsprozess unterzogen werden, außer in besonderen Ausnahmefällen, wo akut irgendeine Verunreinigung eintritt. 

Und jetzt frage ich: Hielten Sie es nicht für sinnvoller, wenn man diese Zyklen verstärkt der Fahrgastfrequenz anpassen würde, da es ja Zeiten gibt, wo eben Grippe grassiert und es ist ja nicht zu bestreiten, dass natürlich im engen Raum, wo viele Menschen beisammen sind und wo halt leider - das muss man auch feststellen - die Gepflogenheit, dass man beim Husten, beim Niesen und so weiter ein Taschentuch verwendet, vor allem wenn man sich in einer Menschenmenge befindet, immer weniger wird? Hielten Sie es nicht für sinnvoller, dass man diese Reinigungszyklen sozusagen nicht in einem starren System organisiert - und sechs bis acht Wochen Intensivreinigung scheint mir jetzt vor allem in der heißen Jahreszeit, in der warmen Jahreszeit, wo relativ viel Haut freigelegt wird, ja doch ein bisschen wenig -, sondern dass man das mehr bedarfsorientiert anpasst?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadtrat.

VBgmin Mag Renate Brauner: Ich habe es offensichtlich noch nicht deutlich genug gesagt, dass die Oberflächen der Verkehrsmittel bei der Ansteckungsgefahr keine zentrale Rolle spielen und von daher diese Reinigung in dem Rhythmus, der ja ein sehr häufiger und sehr guter ist und mit dem die Menschen im Übrigen auch sehr zufrieden sind, keine besondere Rolle spielt. 

Was Sie jetzt selber in Ihrer Frage sagen, dass die Menschen vielleicht kein Taschentuch verwenden, wenn sie niesen müssen oder im Sommer leicht bekleidet sind, was wir ja, wenn wir uns hier in der Runde umschauen, bestätigen können, weil wir temperaturmäßig schon den Sommer haben - das sind aber die Menschen selber. Und ich glaube nicht, dass Sie von uns erwarten, dass wir unsere Straßenbahnfahrzeuge mit den Menschen drinnen reinigen. Ich glaube, es wäre nicht so gut, wenn man eine Gesamtreinigung machen würde oder die Menschen in Ganzkörperkondome stecken würde (Heiterkeit bei den GRÜNEN.), auch zu Grippezeiten. Ich glaube nicht, dass das eine Lösung des Problems wäre.

Ernsthaft gesagt, was wir tun, was wir tun können und was seine Bedeutung hat, weil es für die Hygiene wichtig ist, ist nämlich, die Geräte, die Fahrzeuge zu reinigen und das tun wir. Dass man während Grippezeiten, wenn sich Menschen in engen Räumen aufhalten - das gilt hier für diesen Raum ganz genauso -, auch ein Mindestverhalten an Rücksichtnahme auf den Mitfahrenden, Mitsitzenden und mit sich im selben Raum Befindlichen erwarten kann, da bin ich auf Ihrer Seite. Das ist aber kein Thema, das mit der Reinigung von Straßen- oder U-Bahn-Waggons zu tun hat.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Ingrid Puller gestellt. Bitte.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Ich teile Ihre Meinung. Also ich kann der Frau Matiasek nur sagen, als 10-Jahre-Straßenbahnfahrerin habe ich mich nicht nur 20 Minuten in einem Fahrzeug aufgehalten, sondern 9 bis 10 Stunden und ich habe da nicht wirklich schwere Krankheiten davongetragen.

Was ich vielmehr als Problem sehe, sind diese Gratiszeitungen, und da möchte ich gerne ein Beispiel vom UITP-Kongress Helsinki bringen. Die haben in den Straßenbahnen auch Gratiszeitungen und da kommt ein Bediensteter in die Station und räumt sie wirklich ganz geschwind weg. Somit wird vermieden, dass sie in den Zügen bis Betriebsschluss herumliegen und man eben auch verleitet wird, eine angebissene Wurstsemmel dazu zu schmeißen oder ein Papierl. Es wäre eine Überlegung wert, dem Einhalt zu gebieten und auch vielleicht eine Überlegung wert, dass die Verursacher die Kosten tragen.

Vielmehr sehe ich auch den Vandalismus als Erreger, den die Wiener Linien tragen müssen. In der Linie 67 ist im Moment irrsinniger Vandalismus. Da werden Scheiben eingeschlagen und es gibt Fremdbeschmierungen.

Ich möchte die Frage stellen: Was halten Sie wieder von der Einführung eines Zugbegleiters oder einer Zugbegleiterin? Sie müssen ja nicht mehr altmodisch Schaffner oder Schaffnerin heißen. Man hat einfach mehr Respekt, wenn sich eine Person, die vielleicht auch Fahrscheine verkaufen kann, im Wagen befindet. Und in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit würde ich das auch für sinnvoll halten.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Ich glaube, das sind zwei Dinge, die man auseinander halten muss. Ich bin Ihrer Ansicht, dass man nicht grenzenlos in unseren 
U-Bahnen Zeitungen verteilen soll, weil irgendwann einmal ein Limit erreicht ist. Diejenigen, die jetzt verteilen, zahlen selbstverständlich für die Reinigung. Und ich bin Ihrer Ansicht, dass man das nicht weiter ausweiten sollte, denn wenn das zuviel wird, dann wird es auch mit der Reinigung schwierig. 

Eine andere Frage ist die des Vandalismus und da glaube ich, dass wir einen guten Weg gefunden haben. Es ist ja bekannt, dass die neuen U‑Bahnen, die wir bestellt haben, Videoüberwachung haben und wir haben auch entsprechende Genehmigungen des Datenschutzrates, dass wir diese Videoüberwachungen eine Zeit lang aufbewahren können. Also wir haben das alles ganz korrekt und sorgfältig geprüft und uns auch genehmigen lassen und ich denke, dass diese zusätzliche Videoüberwachung zu der, die es ohnehin schon gibt, ein wichtiger Teil zur Verbesserung der Sicherheit ist. Und wir haben einen verstärkten Einsatz von Aufsichtsorganen. Ich glaube nicht, dass es sinnvoll und möglich ist, den guten alten Schaffner oder die Schaffnerin wieder einzuführen, auch wenn er anders heißt. Aber wir haben in unseren Einrichtungen sehr wohl etwas, was ein bisschen sperrig „Aufsichtsorgane“ heißt und die verstärken wir auch, je nachdem, wo es notwendig ist. Hier versuchen wir natürlich auch, wenn es um wirklichen Vandalismus oder gar um Gewalt gegen Menschen geht, in sehr, sehr enger Kooperation mit der Polizei im Interesse sowohl unserer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, aber natürlich auch im Interesse unserer Kunden und Kundinnen, dagegen zu halten.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 3. Zusatzfrage wird von GR Mag Gerstl gestellt. Ich bitte darum.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vizebürgermeisterin!

Es war jetzt gerade eine Parlamentarierdelegation - ich glaube, ich soll noch einmal beginnen. Es war gerade eine Parlamentarierdelegation beim Verkehrskongress in Helsinki und wir alle konnten da gute Erfahrungen machen. Etwa bei den Straßenbahnen in Helsinki selbst, wo Reinheit und Sauberkeit ganz besondere Schwerpunkte sind. Unter anderem wird das dort so sichergestellt, dass man ein Privatunternehmen, das für die Sauberkeit und für die Sicherheit in den U‑Bahnen und in den Straßenbahnen zuständig ist, damit beauftragt hat. Besonders ist uns dabei aufgefallen, dass im Fall von Verunreinigungen diese Sicherheitsfirma sofort über Funk geordert werden kann und danach sozusagen die Reinheitssicherheit auch wiederhergestellt ist. Ich weiß, dass die Wiener Linien in der Vergangenheit mit ihrem eigenen Personal versucht haben, hier mehr an Sicherheit zu bringen, aber wenn ich das jetzt mit Helsinki vergleiche, so muss ich sagen, könnten wir noch eine Stufe zulegen.

Gibt es Ideen oder auch Überlegungen, wie Sie das Personal, das für die Sicherheit in den Wiener U-Bahnen zuständig ist, noch ausbauen können? Gibt es da von Ihnen Ideen, wie Sie das noch erweitern wollen oder ist hier aus Ihrer Sicht bereits genug getan?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin!

VBgmin Mag Renate Brauner: Ich habe in der vorherigen Beantwortung schon darauf hingewiesen, dass wir dabei sind, unser Personal, das in diesem Bereich tätig ist, auch entsprechend zu verstärken sowohl in den 
U-Bahn-Stationen als auch in den U‑Bahnen - in den neuen kann man ja innen durchgehen. Das ist in diesem Zusammenhang eine Erleichterung und ich glaube, dass die Kollegen und Kolleginnen auch einen sehr guten Job machen. 

Ich persönlich glaube nicht und kann mir nicht vorstellen, wo eine private Sicherheitsfirma mehr tun kann als unsere eigenen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, denn wenn Sie sagen, sie werden über Funk geholt, dann gibt es das bei uns auch. Aber dann holen wir die Polizei, weil es halt manchmal Maßnahmen gibt, wo nur ein Organ, das auch entsprechendes Gewaltmonopol und Staatsgewalt ausüben kann, Maßnahmen setzen kann. Glücklicherweise ist das selten, aber manchmal leider doch notwendig. Und da schiene es mir jetzt prima vista eine etwas komplizierte Vorgangsweise: Unser Personal holt das private Sicherheitspersonal und das holt dann unter Umständen auch die Polizei, weil es auch niemanden festhalten, verhaften oder sonst etwas darf. Aber ich lasse mir selbstverständlich gerne internationale Beispiele vorlegen - und deswegen fährt man ja zu internationalen Konferenzen, dass man gescheiter wird - und werde mir das auch sehr genau anschauen. Ich schaue mir das sehr, sehr gerne an. 

Ich darf mir nur erlauben, generell darauf hinzuweisen, dass es in allerjüngster Vergangenheit, im Jahr 2007 eine internationale Vergleichsstudie gegeben hat „Benchmarking in European Services, Best 2007“ und da rangiert Wien im Zusammenhang mit den Wiener Linien bei den Indikatoren Zufriedenheit, Sicherheit und Preis-Leistungs-Verhältnis auf Platz 1. Die Vergleichsstädte sind Stockholm, Oslo, Helsinki, Kopenhagen, Berlin, Prag und Wien. 

Also zusammenfassend: So schlecht sind wir nicht unterwegs, was nicht heißt, dass man nicht noch besser und klüger werden kann. Da bin ich völlig bei Ihnen. Ich werde mir das, wie gesagt, auch sehr gerne anschauen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 4. Zusatzfrage wird von GRin Matiasek gestellt.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja, sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Nicht zuletzt unter dem Aspekt - und Sie haben hier auf die Anfrage der Frau Kollegin Puller geantwortet, dass die Leute, die im Bereich der öffentlichen Verkehrsmittel etwa Werbung betreiben oder verteilen, ja auch einen Beitrag zur Reinigung mitbezahlen müssen und dass dieser Beitrag ja auch hereinkommt - muss ich fragen oder festhalten: Diese Intensivreinigung alle 6 bis 8 Wochen von viel benützten Verkehrsmitteln halte ich schon für etwas wenig, wo eben eine Nachreinigung stattfindet, wo die Flächen wirklich intensiv gereinigt werden, die ja täglich tausendfach angegriffen und so weiter werden. Ich muss leider festhalten, dass es halt nicht so wahnsinnig gut mit der Zufriedenheit bezüglich Reinigung oder Sauberkeit in den Verkehrsmitteln, aber auch in den Stationen und Stationsbereichen aussieht und darf hiezu noch fragen:

Es gibt ja immer wieder die Beschwerde und das ist ja oft schon diskutiert worden und leider ist es nur in Teilbereichen verwirklicht worden, dass man Abfallkübel nicht direkt unterhalb von Fahrplänen montiert. Man weiß, dass viele Menschen nicht gut sehen, nahe an diesen Fahrplan herangehen müssen und dann sozusagen den Geruch, der diesem Abfalleimer entströmt, einatmen müssen. Das ist also, glaube ich, nicht sehr fahrgastfreundlich, noch dazu jetzt unter dem Aspekt, dass wir etwa im Rahmen der Entsorgung von Hundekot nicht unbedingt eigene Gefäße aufstellen, sondern sagen, das soll in die allgemeinen hinein. Auch hier sind die Fahrgäste unzufrieden, wenn sie einmal einen Fahrplan näher studieren müssen. 

Könnte man hier vielleicht nicht doch endlich eine Initiative ergreifen, dass dieser Unfug, dass ein Mistkübel direkt unter einem Fahrplan montiert ist, egal, ob jetzt bei Bus- oder Straßenbahnstationen, abgestellt wird?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadtrat!

VBgmin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Frau Kollegin!

Meines Wissens nach ist dieses Problem schon angegangen worden und es ist auch nicht mehr so. Aber wenn Sie andere Beispiele haben, weil es wo vergessen wurde - das kann immer passieren -, dann schauen wir uns das sehr gerne an. Meines Wissens nach ist diese Methode, unterhalb eines Fahrplans den Mistkübel anzubringen, zugegebenermaßen nicht besonders geschickt und ja schon beseitigt worden. Es kann der eine oder andere aber vergessen worden sein. Bitte Beispiele direkt an mein Büro, wir gehen dem sehr gerne nach. 

Sie erlauben mir aber schon die Bemerkung: Wenn angesichts von 772 Millionen Fahrgästen, 961 km Linien, 826 Straßenbahnen - und ich erspare mir jetzt die Aufzählung, wie viel Hundert U‑Bahnen und Autobusse es sind - und 15 427 000 Platzkilometer die Beschwerde, die an Sie herangebracht wurde und die Sie auch für ernst genug erachten, um sie hierher weiterzubringen, die nicht so ganz geschickte Anbringung von Mistkübeln in den U‑Bahn-Stationen ist, dann ist das, glaube ich, ein großes Kompliment an die Wiener Linien und an die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke für die Beantwortung der 1. Frage.

Die 2. Frage (FSP - 02287-2007/0001 - KGR/GM) wurde von Herrn GR Mag Christoph Chorherr gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Welche Schritte werden Sie als Bürgermeister setzen, damit bei Bauvorhaben der Stadt Wien, wie Bürobauten von Stadt Wien Töchtern, Spitälern oder Schulen, maximale Energieeffizienz und damit auch eine Einsparung an Betriebskosten realisiert wird?) 

Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

In Beantwortung Ihrer Anfrage darf ich Sie in Kenntnis davon setzen, dass von der Wiener Stadtverwaltung in der Entwicklung, Planung und Errichtung von Bauvorhaben sowohl bei den in Verwaltung der MA 34 stehenden Objekten, beispielsweise Amtshäuser, als auch bei jenen anderen verwalteten Dienststellen, vor allem Kindergärten und Schulen, die im Rahmen des Bau‑ und Gebäudemanagements betreut werden, die Zielsetzung nach größtmöglicher Energieeffizienz verfolgt wird. Die Umsetzung dieser Zielsetzung erfolgt durch die Festlegung von Ausstattungs‑ und Ausführungsstandards in den Raumbüchern für Schulen, Kindergärten und Amtshäusern. Sowohl bei der Errichtung als auch bei der Anmietung von Gebäuden, insbesondere bei der Beschaffung von Büroraum, wird von der Wiener Stadtverwaltung auf eine energieeffiziente Bauweise Wert gelegt. 

Im Rahmen von Generalinstandsetzungen von Gebäuden, aber auch bei der Sanierung der Außenhülle beziehungsweise der Haustechnik werden Maßnahmen im Hinblick auf energetische Verbesserungen umgesetzt, um eine schrittweise Optimierung der Energie- beziehungsweise Betriebskosten auch in Bestandsobjekten zu erreichen. Die Erfassung des energetischen Verbesserungspotenzials erfolgt von der MA 34 durch Energiechecks, die auf der Basis der Daten der Energiebuchhaltung und der Evaluierung der Bauteile und Gebäude im Zuge der Erstellung des Energieausweises beruhen.

Die energetischen Verbesserungen werden aufgrund der Maßnahmenanalyse des Energiechecks in Form von Bau-Contracting-Projekten umgesetzt. Von der MA 34 werden bei der Entwicklung, Planung und Errichtung, aber auch bei der Sanierung von Gebäuden und Anlageteilen die Richtlinien des Klimaschutzprogramms und des städtischen Energieeffizienzprogramms und des Programms „Umweltmanagement im Magistrat Wien“ eingehalten. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister. Ich komme zur 1. Zusatzfrage, die von Mag Chorherr gestellt ist. Ich bitte darum.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Wenn man der sehr technisch verlesenen Begründung oder Antwort zuhört, dann würde man denken, es ist in der Stadt ja eh alles in Ordnung. Ich könnte so eine freche kurze Zusatzfrage stellen und sagen: Würde Sie ein internationaler Journalist fragen: Nennen Sie mir ein energietechnisch herzeigbares Superspital in Wien, das deutlich besser ist - ob Sie da schnell eines nennen können oder ein neu gebautes Bürogebäude der Stadt Wien? Da ist eines unter dem Motto verkauft worden, eines! 

Worauf ich hinaus will? Es ist in den letzten Jahren technisch unglaublich viel weitergegangen, was wir dann bei der Dringlichen diskutieren werden. Es wird viel über den Wohnbau geredet, den ich jetzt bewusst nicht skizzieren möchte. Man kann im Bereich Spitäler, Pflegeheime, Schulen, et cetera weit über das hinausgehend, was heute Standard ist, ordentlicher Standard, Energieeffizienz in die Höhe treiben. Ziel: Kaum mehr Energieverbrauch, als eine lokale Energiegewinnung umsetzt. Ich habe nicht das Gefühl und ich kenne mich da in aller Bescheidenheit relativ gut aus, dass da sozusagen jetzt ein Ruck durch den Magistrat geht und etwas Neues passiert.

Meine Frage an Sie, jetzt durchaus nicht verlesen, ist: Wäre das nicht was, auch für Sie als Bürgermeister, hier einen Motivationsschub zu starten und zu sagen: Wien wird in diesem Bereich Vorzeigestadt, nutzt alles, was wir hier haben und zeigt einmal genau bei diesen beschriebenen Gebäuden, was technisch möglich ist? 

Was werden Sie über das Verlesene hinaus - das ist meine Frage - an neuen Vorgaben setzen oder ist das, wie es jetzt läuft, aus Ihrer Sicht ohnehin schon optimal?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Also jetzt bei allem selbstverständlichen Respekt vor deinen Kenntnissen im Hinblick auf Energieeffizienzsteigerung und energetisch gesehen richtiges Bauen, respektive Sanieren: Ich glaube, diese quasi Vorzeigestadt sind wir schon. Wir haben mit dem KliP vor geraumer Zeit eine Einrichtung geschaffen und auch mit Personen versehen, die mit ganz hohem Engagement dies in der Stadt auch betreiben, auch mit hohem Durchsetzungsvermögen. Ich bin mit diesen Konflikten, die sich hier zwangsläufig innerhalb des Magistrats ergeben, in großer Dichte auch konfrontiert und es hat am Ende des Tages keine einzige Entscheidung in einem Konflikt gegeben, die nicht zugunsten des KliP-Vorschlags und der Leute, die dort arbeiten, auch ausgegangen ist. Wir sind diejenige Stadt, die man nicht ermahnen muss, dass schon heute ein erheblicher Teil der Wohnbauförderungsmittel in Klimaschutzprogramme läuft, wiewohl ich der Auffassung bin, dass Wohnbauförderungsmittel in allererster Linie wohl dazu zu dienen haben, dass sie sozial verträglichen und leistbaren Wohnraum für die Menschen in unserer Stadt darzustellen haben und ich daher Hinweise wie, man soll die Wohnbauförderungsmittel überhaupt nur mehr für Klimaschutz verwenden, für entbehrlich halte. Aber es ist ja nicht auszuschließen. Ich kann ja heute davon ausgehen, dass rund ein Drittel der Wohnbauförderung genau in solche Klimaschutzprogramme, Wärmedämmungsprogramme läuft, die sich natürlich auch positiv auf die Brieftasche der Leute auswirken.

Ja selbstverständlich gibt es immer wieder technische Neuerungen dazu. Ja selbstverständlich ist bei Weitem nicht alles State of the Art, was wir hier auch machen. Und selbstverständlich ist auch die Tätigkeit der KliP-Leute gerade hier von einem täglichen Ringen in der Verwaltung gekennzeichnet. Aber dass es das überhaupt gibt, dass es innerhalb der Stadtverwaltung ein wirkliches Thema ist, um das wir uns bemühen, das halte ich für wirklich gut und mein auch durchaus emotionelles Engagement liegt eigentlich auch in der Verteidigung der Leute, die sich durchaus konfliktreich innerhalb der Verwaltung darum bemühen, dass dieses Energieeffizienzmanagement und Gebäudemanagement einschließlich auch des Facilitymanagements wirklich auch durchgesetzt werden kann. Das ist auch teurer, das wird so auch in Kauf genommen. Wir sind bei Weitem nicht, das sage ich in aller Ehrlichkeit, am Ende der Fahnenstange. Aber wir sind heute wenigstens auf einem Niveau, wo sich mit Sicherheit auch andere Städte noch eine Menge abschauen können.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister! Die 2. Zusatzfrage wird von GR Dipl-Ing Stifter gestellt. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Einen schönen guten Morgen, Herr Bürgermeister!

Wie wir wissen, ist das Thema der Betriebskosten ein sehr wichtiges, aber natürlich sind damit auch die Emission und die CO2-Emission verknüpft. Als ehemaliger Umweltstadtrat ist es Ihnen sicherlich auch ein wichtiges Anliegen, hier einen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten. 

Ich denke, eines der wesentlichsten Dinge auch einer Kommune ist die Bauordnung und die Möglichkeiten, die darin liegen, auch Vorschriften zu erlassen. Und so, wie man hört, gibt es hier ja auch Bemühungen für eine Reform und eine entsprechende Innovierung. 

Die Frage, die ich an Sie habe, ist: 

1. Denken Sie daran, dass gerade in den Gebäuden, wo die Stadt Wien selbst Möglichkeiten hat, Verbesserungen durchzuführen, jetzt auch tatsächlich Effizienzsteigerungsmaßnahmen angegangen werden und dass hier ein Plan vorgelegt wird, bis wann Sanierungsmaßnahmen eingesetzt werden können?

2. Können Sie sich vorstellen, ähnlich zum Beispiel dem kalifornischen Modell, dass, wenn Neubauten erfolgen, auch im Bürobereich, wo Klimatisierung erfolgt, in einem gleichwertig energetischen Ausmaß, wo Kühlung erfolgt, auch mit Solarenergie oder anderen Möglichkeiten Flächen vorgeschrieben werden, um damit auch eine entsprechende CO2-Kompensation sicherzustellen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Also zu Ihrer Doppelfrage: Beim ersten Teil bitte ich Sie schon, sich wirklich ernsthaft anzuschauen, was bisher auch in diesem Bereich passiert ist. So wie Sie diesen ersten Teil der Frage formuliert haben, könnte ein Unbedarfter den Eindruck gewinnen, dass bisher gar nichts passiert ist. Das ist letztendlich eine völlige Missachtung auch der Mittel, die bisher schon aus der Wohnbauförderung zur Wärmedämmung eingesetzt wurden. Es ist aber auch eine völlige Missachtung der gar nicht leichten Arbeit der KliP-Leute, die ja auch seit einiger Zeit hier im Magistrat und in der Verwaltung tätig sind. Also ich finde das gar nicht in Ordnung und ich wiederhole das jetzt sozusagen auch. Eine gewisse Emotionalität meinerseits geht da auch damit einher, dass ich die Leute, die hier in der Stadt diese KliP-Arbeit machen und die es wirklich nicht leicht haben, einfach auch entsprechend verteidigen will. Es ist eine ganze Menge passiert, noch nicht alles und das, was wir uns wünschen, bei Weitem nicht, aber eine ganze Menge. Also es ist nicht nichts passiert. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber auf Ihre 2. Frage kommend ist natürlich die Frage der Solarenergie eine auch für die Stadt interessante, wobei ich im besonderen Ausmaß meine, dass alle die Überlegungen, die in Richtung des Solarcoolings gehen, wie das heute so schön heißt, also den Energieverbrauch im Sommer, der in unserer ganzen Republik in der Zwischenzeit in etwa so hoch ist wie im Winter, was natürlich auf verschiedene Wohnungsverbesserungen, insbesondere auch durch Klimaanlagen, zurückzuführen ist, dass dies eine interessante Technologie ist, um hier Energie einzusparen. Das ist überhaupt gar keine Frage. Es beschäftigen sich da die Techniker damit. Wenn das eine ausgereifte Geschichte ist, werden wir uns dabei natürlich auch entsprechend finanziell im besonderen Ausmaß engagieren, dies in einer gewissen Vorwegnahme einer Diskussion am Nachmittag, die möglicherweise nicht mehr jene Aufmerksamkeit finden wird, die sie am Vormittag zwangsläufig hat.

Deswegen lassen Sie mich da bei dieser Gelegenheit durchaus auch darauf hinweisen: Ich bin für jede Maßnahme zu haben, hier in der Tat einen effizienten Beitrag zur CO2-Reduzierung als einen quasi mehr als symbolischen Beitrag zur Reduzierung von klimarelevanten Luftschadstoffen zu tun. Es ist schon bemerkenswert und auf das sei hier im besonderen Ausmaß hingewiesen, dass von allen österreichischen Bundesländern es gerade Wien als Bundesland ist, das zwar das Klimaziel auch nicht erreicht hat, so wie alle anderen Bundesländer auch nicht, aber der Erreichung dieses Klimaziels relativ gesehen am nächsten gekommen ist. Und das ist in einer Großstadt passiert! Also so gesehen haben wir es nicht notwendig, jetzt zu sagen, wir berühmen uns hier in besonderem Ausmaß und bezeichnen uns als Klimamusterstadt oder sonstwas. Aber ich will auf der anderen Seite auch nicht, dass das unter den Tisch fällt, weil Bemühungen, die in eine richtige Richtung gehen, auch honoriert werden sollen, denn nur so werden wir dann am Ende des Tages das Ziel auch tatsächlich erreichen können: Durch Motivation und nicht durch Demotivation! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 3. Zusatzfrage wird von Frau GRin Frank gestellt. 

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja, guten Morgen, Herr Bürgermeister. 

Ich wollte zu den Wärmedämmungen kurz anmerken, dass, wenn Sie das immer sehr groß preisen, es ja von der Energieeffizienz her doch Probleme gibt, weil ja die Herstellung dieser Wärmedämmungen, vor allem aber auch die Entsorgung, nicht so ganz unumstritten sind. Also es ist schon gut, dass es gemacht wird. Aber es ist auch mit der Nachhaltigkeit nicht ganz so objektiv, wie Sie es vielleicht gerade dargestellt haben.

Aber meine Frage geht in eine ganz andere Richtung und zwar: Durch die massiven Erhöhungen der Betriebskosten in den letzten gut zehn Jahren wurden Ende der 90er Jahre die Schulen und ich muss jetzt schon sagen, gezwungen, dieses Contracting-Verfahren damals mit sehr großen Kosten umzusetzen. Und da wurde von den Vertragspartnern versprochen, dass sich das Ganze in zehn Jahren amortisiert. Nun gibt es schon Gegenüberstellungen vorerst nur über einige Jahre, aber da liegen diese großartigen Amortisierungen im Bereich von zwei bis vier Prozent. 

Und jetzt ist meine Frage: Wie werden Sie jetzt diese Vertragspartner, die dafür viel Geld bekommen haben, in die Pflicht nehmen, entweder diese Effizienz doch noch zu erreichen oder Geld an die Bezirke zurückzuzahlen, weil sie hier etwas versprochen haben, was sie gar nicht einhalten?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ich weiß nicht, wer in diesem Bereich Amortisationsraten von zehn Jahren versprochen hat. Ich mit Sicherheit nicht, denn von mir werden Sie nirgendwo ein derartiges Zitat finden, denn wenn wir die Diskussion im Hinblick auf den Klimaschutz von dieser Seite her aufziehen, dann werden wir dazu auch, so denke ich, in einer kürzeren Zeit als zehn Jahre scheitern. Wenn wir gerade Nonprofit-Einrichtungen, wie das zweifelsohne Schulen und Kindergärten, auch Spitäler sind - Spitäler mit Ausnahmen, wenn sie nämlich nicht über Hightech-Medizin verfügen, sondern eher Hotelcharakter haben, dann sind sie sehr wohl Profitcenters -, also wenn wir gerade hier in dem Nonprofit-Bereich Maßnahmen zu setzen haben, dann wird das im Wesentlichen immer darauf hinauslaufen, dass dies auch durch die öffentliche Hand zu bezahlen ist. Und da bitte ich Sie aber auch noch einmal und eindringlich, hier öffentliche Hand nicht auseinander zu dividieren zwischen Bezirken und Stadt Wien, denn das halte ich, gelinde gesagt, gerade angesichts des Sanierungsprogramms und des Volumens, das hier in den nächsten zehn Jahren finanziell aufgewendet wird, auch für ein bisserl merkwürdig. 

Wir werden selbstverständlich auch und gerade im Zuge dieses Sanierungsprogramms der Schulen, ebenso überall dort, wo Kindergärten neu errichtet werden sowieso und natürlich auch im Zuge des Sanierungsprogramms, darauf schauen, dass hier auch maximale 
Energieeffizienz durchgeführt wird und viribus unitis auch finanziert wird. Das ist ja gar keine Frage. Schauen Sie sich den Deckungsgrad beispielsweise bei Kindergärten an und dann kann da ja gar keine Rede davon sein, dass die Elternbeiträge auch nur im Entferntesten in der Lage sind, das alles selbst zu bezahlen. Ja selbstverständlich haben wir hier auch eine gemeinsame Aufgabe. 

Ich bitte Sie auch, wenn Sie hier feststellen, dass Dämmmaterial in der Produktion und in der Entsorgung natürlich auch seine negativen Seiten hat, um bessere Vorschläge. Der Bessere ist der Feind des Guten. Machen Sie bessere Vorschläge, wie man mit einem anderen Material den gleichen Wärmedämmungsgrad erreichen kann und ich werde Ihnen dankbar zuhören und es den Fachleuten, die sich damit beschäftigen - ich bin kein Fachmann - auch sofort gerne weitergeben. Das ist überhaupt gar keine Frage. Maximale Effizienz ist mein permanentes Bemühen und mein permanentes Ziel, das ich versuche zu erreichen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Die 4. Zusatzfrage wird vom GR Mag Chorherr gestellt. Ich bitte darum.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Um die Relationen in ein richtiges Maß zu reden, möchte ich Ihnen in einem Punkt einmal recht geben: 

Erstens: Der Sinn meiner Anfrage war nicht zu sagen: In Wien passiert nichts. Es ist einiges passiert. Es ist vieles in die richtige Richtung gegangen und das wurde und wird auch von uns anerkannt.

Zweitens: Jedoch das, was in einer reichen, sehr reichen Stadt wie Wien notwendig wäre, reich im Sinne eines globalen Vergleichs, dass wir nämlich deutlich mit den CO2-Emissionen runter müssen - deutlich, deutlich -, da hier zu sagen, ja, wir tun eh - und die Klimaschutzabteilung hat auch meinen Respekt -, da meine ich, abseits von Technik ist das zu wenig. Ich möchte nur ein Beispiel nennen und ich habe nachgedacht, welches von den vielen ich nenne, wo es nicht am Technischen fehlt, sondern wo aus meiner Sicht zu wenig politische Vorgaben sind: Großes neues Stadtgebiet und ich bleibe jetzt beim Bürobau, weil im Wohnbau, den wir extra diskutieren werden, viel mehr weitergegangen ist als im Bürobau. 

Da wird jetzt rund um den neuen Zentralbahnhof ein großes Büroviertel errichtet: ÖBB ist Entwickler, die Stadt Wien ist eingebunden. Ich habe mir jetzt die Wettbewerbsunterlagen angeschaut, ob dort, wo die Wettbewerbe sind, höchstmögliche Energieeffizienz gefordert wird: Nein! Es ist dort nicht vorgegeben! Da sitzt ein Vertreter der Stadt Wien drinnen und dort macht man es halt so wie immer, wie man es halt so macht. Wir sind eh nicht schlecht, nein, schlecht sind wir wirklich nicht. Und das werfe ich Ihnen vor und da könnte ich Ihnen jetzt - der Herr Vorsitzende würde mir den Ton abdrehen - Dutzende Beispiele nennen. Und die arme Frau Fohler-Norek, die jetzt wirklich mit unglaublichem Engagement von Bezirk zu Bezirk hetzt - 23 Klimaschutzprogramme für die Bezirke -, die kann nicht bei jedem Stadtentwicklungsgebiet so nebenbei die ganze Energiewende bewältigen.

Ich komme zur Frage: Woran, glauben Sie, mangelt es, dass vieles, was technisch möglich wäre, wirtschaftlich möglich wäre, speziell beim Bürobau nicht eingesetzt wird und was werden Sie tun, um das zu ändern?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Kurz vorweg einmal, dass wir das auch ausgeräumt haben: Meine Absicht ist es nicht, jetzt sozusagen korrespondierend dazu Dinge total schönzureden und so zu tun, als ob es hier dafür auch Entwicklungspotenzial und Zukunftsmöglichkeiten gibt. Also das will ich auch nicht. 
Ich glaube, die Frage ist deswegen einfach zu beantworten, weil es hier ganz klare Richtlinien gibt. Und diese Richtlinien werden noch deutlicher werden, wenn die EU-Richtlinie nunmehr auch in einer Novellierung der Bauordnung respektive die Normen, die hier vom Normungsinstitut vorgelegt wurden, in Form einer Verordnung umgesetzt werden, sodass niemand in der gesamten Stadtverwaltung eine Ausrede hat, dass er nicht weiß, was er zu tun hat. Am Ende des Tages wird es immer wieder darauf ankommen, wer dort die Handlungen setzt. Und es ist in der Tat bemerkenswert, dass überall dort, wo ausschließlich wir selbst, wenn man so will, Entwickler, Bauherr und Verantwortlicher sind und dann natürlich auch die entsprechende Normsetzung durchzuführen haben, es dort grosso modo zumindest in die richtige Richtung geht, während es in anderen Bereichen nicht der Fall ist. Es ist völlig klar State of the Art, dass man beispielsweise an Verkehrsknotenpunkten wie dies der Karlsplatz ist, hier auch Sozialeinrichtungen schafft wie etwa „Help U“ und wenn man sieht, dass der Bedarf nicht ausreichend befriedigt wird, dass man das entsprechend ausweitet und einrichtet. 

Bei den Bahnhöfen ist das überhaupt nicht der Fall, sondern da ist es von Sozialeinrichtungen bis zu Fragen der Energieeffizienz bis zu Fragen der Sicherheit eine tägliche Form der Auseinandersetzung. Das sei hier auch ehrlich gesagt. Ja, es ist richtig, das Verhältnis der Stadt Wien zur ÖBB hat sich in vielerlei Hinsicht deutlich verbessert. Aber das Niveau an Verständnis für diese mindestens so wichtigen Fragen wie die Fragen der Sicherstellung der Mobilität gerade an den Knotenpunkten des Verkehrs, ist eben ganz offensichtlich anderweitig nicht gegeben. Und das ist der Grund, warum ich auch so sehr darauf dränge, dass das eben nicht nur für die im weitesten Sinn im Eigentum und in der Verfügungsgewalt der Stadt Wien stehenden Gebäude gilt, sondern für alle anderen auch, egal, ob nun Bürobauten oder letztendlich auch Private. Hier geht es darum, dass wir zumindest einmal die EU-Richtlinie auch auf das Niveau der Bauordnung als verbindliches Rechtsinstrumentarium für die Stadt und natürlich auch die entsprechende Verordnung, was den Klimaschutz im weitesten Sinn betrifft, auch durchsetzen. Das gilt dann für alle und niemand hat dann in der Verwaltung eine Ausrede, dass er nicht weiß, was er tun soll. Das ist das, worum ich mich bemühe. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister für die Beantwortung der 2. Frage.

Die 3. Frage (FSP - 02286-2007/0001 - KVP/GM) wird von Herrn GR Dr Franz Ferdinand Wolf gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet. (Werden Sie in Zukunft die Regeln der Wiener Theaterreform einhalten und somit Subventionen ausschließlich auf Empfehlung der hiefür vorgesehenen Institutionen vergeben?) 

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Vorsitzender! Herr Gemeinderat!

Selbstverständlich werde ich die Regeln der Wiener Theaterreform auch in Zukunft einhalten und Subventionen nur nach Beschluss des für Zusagen zuständigen Gremiums, nämlich des Wiener Gemeinderats, vergeben.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Wolf gestellt.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke. Ich nehme zur Kenntnis, dass Sie die Frage nicht beantwortet haben.

Im Leitbild zur Wiener Theaterreform heißt es: „Die Theaterreform umfasst alle Gruppen und Einrichtungen der darstellenden Kunst, die von der Stadt Wien Finanzierungsbeiträge erhalten.“ Das ist der zentrale Grundsatz der Theaterreform.

Frage: Warum werden von Ihnen im Zusammenhang mit der Theaterreform freihändig Mittel vergeben?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat, ich habe Ihre Frage doch beantwortet. Ich weiß nicht, wie Sie sagen können, ich habe sie nicht beantwortet.

Ich verstehe, dass Sie, nachdem Sie bei der Entwicklung der Theaterreform nicht dabei waren und dann auch ausgestiegen sind, vieles im Detail auch nicht so genau wissen können. Aber die Jury beispielsweise, die Theaterjury, mit der wir die Theaterreform ja ausgearbeitet haben, hat in langen Diskussionen mit uns auch explizit darauf hingewiesen, dass es selbstverständlich auch Förderungen geben kann und geben muss, die nicht kuratorisch zu beurteilen sind. Und das ist geschehen und das wird auch in Zukunft geschehen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Mag Ringler gestellt, bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! 

Sie haben gerade gesagt, es wird auch in Zukunft Förderungen geben, die nicht von den Gremien, die wir im Rahmen der Theaterreform bestellt haben, ausgezahlt werden. Jetzt haben wir ja heute eine ganze Reihe von jungen Menschen hier, wo wir immer wieder sehr besorgt feststellen, dass diese eine gewisse Politikverdrossenheit an den Tag legen. Dann frage ich mich schon, wie das alles zusammenpasst, da wir ja feststellen müssen, dass eine der kritisierten Förderungen im Zusammenhang mit der Theaterreform eine Förderung war, die indirekt an Ihre Partei, an die SPÖ geflossen ist, nämlich im konkreten Fall der Fall der Scheibmaier GmbH, die einen Operettensommer veranstaltet und die im indirekten Eigentum Ihrer Partei steht.

Ist das nicht genau so ein Fall, wo sich ganz zu Recht die jungen Menschen, die da oben sitzen, fragen müssen: Was macht die Politik eigentlich den ganzen Tag? Ist das die Politik, von der wir glauben, dass sie unsere Zukunft weiterbringt, wenn alles (VBgmin Mag Renate Brauner: Niveaulosigkeit wird auch nicht mehr zum Interesse beitragen!), was sie tut, darin besteht, dass sie sich selber Gelder zuschiebt? (VBgmin Mag Renate Brauner: Niveaulosigkeit wird auch nicht mehr zum Interesse beitragen!)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Gemeinderätin! 

Da bitte ich jetzt schon um halbwegs eine Ehrlichkeit und eine Offenheit, weil das scheinheilig ist, was hier passiert, insbesondere, wenn man da zu den jungen Menschen spricht. Da bin ich sehr dafür, dass man mit offenen Karten spielt.

Erstens: Es gibt, jawohl, eine Förderung für ein Vorhaben, in Wien im Garten des Theresianums einen Operettensommer zu machen. Das wird von einer VeranstaltungsgesmbH veranstaltet. Es geht hier zunächst einmal primär um eine Sommerveranstaltung, die auch von ihrer Anlage her nichts mit der Theaterreform zu tun hat, weil das explizit ein Operettensommer ist, von dem auch die Kuratoren und die Jury sagen: Das hat mit uns nichts zu tun. 

Zweitens: Ja, das ist von einer GesmbH organisiert, an der es Eigentumsverhältnisse gibt, die wiederum eine ausgelagerte Stelle sind, die mit etwas ganz anderem zu tun haben und wo tatsächlich in der Gesellschaft auch Persönlichkeiten sind, die etwas mit der SPÖ zu haben, vielleicht auch SPÖ‑Mitglieder sind. Aber das ist ja auch nicht so sehr der Punkt. 

Liebe Frau Gemeinderätin! Wir geben selbstverständlich auch Förderungen an Einrichtungen und Institutionen, wo die GRÜNEN, wenn man so will, das Sagen haben, weil es mir nicht darum geht nachzufragen, wer welches Parteibuch hat, sondern weil es mir darum geht, Dinge zu fördern, die für die Stadt kulturell, kulturpolitisch und künstlerisch einen Sinn machen. Ich frage ja auch nicht nach, ob der Herr Wolfgang Zinggl, Kultursprecher der GRÜNEN im Nationalrat, Vorstandsmitglied beim Depot ist, sondern wir fördern das selbstverständlich (Aufregung bei GRin Mag Marie Ringler.), weil es um die Sache geht und weil wir hier nicht nachfragen, wer wo Parteimitglied ist! (Beifall bei der SPÖ. – Aufregung bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. Die nächste Zusatzfrage wird gestellt vom GR …(Große Aufregung bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) Bitte um ein bisschen Ruhe. 

Die nächste Zusatzfrage wird vom GR Dr Wolf gestellt. Ich bitte darum.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Es wird ja Gelegenheit sein, ob die jungen Menschen da sind oder nicht, zu einem späteren Zeitpunkt noch intensiv über die Scheibmaier GmbH zu diskutieren. 

Ich möchte noch einmal auf die Frage zurückkommen, ob die Grundsätze und der Sinn der Wiener Theaterreform eingehalten werden. Unter anderem heißt es bei den Grundsätzen auch, dass Transparenz und Einheitlichkeit im Vergabeverfahren vorgesehen sind und Sie sich verpflichtet haben, das einzuhalten.

Frage: Werden Sie das in Zukunft einhalten?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ja, nicht nur in Zukunft, sondern auch in der Vergangenheit. Ich kenne kaum oder gar keine Förderungen und ich wage zu sagen, in ganz Europa im Kulturbereich und gerade im Theaterbereich, die so vielen Gremien vorgelegt werden, die so viele Institutionen passieren und die eine demokratisch-öffentliche Rechtfertigung und Legitimität zu suchen und auch zu finden haben wie Förderungen hier in Wien.

Überlegen wir uns nur, wie das woanders abläuft. Zunächst einmal Bundesförderungen. Wenn heute jemand vom Bund eine Förderung für den Theaterbereich bekommt, so läuft das so ab, dass es früher im Bund ein Einjahresbudget gegeben hat, mittlerweile gibt es das Zweijahresbudget. Das wird einmal beschlossen, dann vergibt der jeweilige Kulturminister über Beiräte oder auch nicht, aber meistens über Beiräte die Gelder und die scheinen dann eineinhalb Jahre später - im günstigsten Fall eineinhalb Jahre später - in einem Kulturbericht auf. 

Wie schaut das in anderen Bundesländern aus? Sehr ähnlich. Dort geht das auch in Budgets hinein. Dort wird es vielleicht im Landtag beschlossen und dann gibt es, wenn überhaupt - auch nicht in allen Bundesländern -, einen Kulturbericht.

Wie schaut das in Wien aus? In Wien schaut das so aus, dass es Einreichfristen gibt, dass es Fristen gibt, dass es eingereicht wird, dass es in eine Jury, in ein Kuratorium kommt, dass es in den Ausschuss kommt, dass es in den Gemeinderat kommt, dass es einen Kulturbericht darüber gibt und dass es einen Rechnungsabschluss darüber gibt. Also jeder einzelne Cent, der in Wien in darstellende Kunst investiert wird und als Kulturförderung abläuft, passiert mehrere, mehrere öffentlich legitimierte Stellen!

Wie man daher davon sprechen kann, dass das nicht transparent ist, dass das nicht öffentlich legitimiert sein soll, dass das alleinige Entscheidungen von mir sein sollen, ist mir unklar und das stellt ja auch Ihre eigene Arbeit unter ein schlechtes Licht, weil Sie ja sagen: Ich sitz’ da und ich komm’ eigentlich gar nicht vor. Also Sie stimmen ab, indem Sie die Hand heben oder indem Sie sie nicht heben. Allein das ist schon ein Vorgang und wir haben zusätzlich zahlreiche andere Gremien und Institutionen eingeführt, wo das noch durchläuft und wo das diskutiert wird und wo das auch öffentlich diskutiert wird. Ich finde das ja gut und stehe ja dazu. Ich habe diesen Prozess ja selber noch verstärkt. Man soll nur nicht im Nachhinein so tun, als gäbe es keine Transparenz und es würde darüber öffentlich nicht diskutiert. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat, für die Beantwortung der 3. Frage.

Die 4. Frage (FSP - 02278-2007/0001 - KSP/GM) wurde von Herrn GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet. (Sind Betriebe und Geschäfte, die von MigrantInnen geführt werden, also so genannte "ethnische Ökonomien", für Wien ein nennenswerter Wirtschaftsfaktor?) 

Bitte, Frau Stadträtin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Nach dem Kollegen Mailath-Pokorny muss ich das irgendwie etwas verkleinern. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner stellt das Mikrophon niedriger.) Kollege Al-Rawi fragt mich nach ethnischen Ökonomien und inwieweit sie ein nennenswerter Wirtschaftsfaktor in Wien sind. Diese Frage ist sehr klar zu beantworten: Es ist ein nennenswerter, ein sehr bedeutender Wirtschaftsfaktor und zwar in mehrfacher Hinsicht: 

Zum einen sind sehr viele von diesen Menschen mit Migrationshintergrund - und darunter verstehen wir den Begriff „ethnische Ökonomien“, wenn Menschen, die nicht in diesem Land geboren sind und hierher zugewandert sind, ein Unternehmen gründen - in der Wiener Wirtschaft tätig, viele davon als Einzelhandelsunternehmer und -unternehmerin. Und wenn wir uns die Zahlen anschauen, dass wir in Wien 53 173 Einzelunternehmer und -unternehmerinnen haben, dann hat ein Drittel, also fast 16 000 Unternehmer und Unternehmerinnen, diesen Migrationshintergrund. Also das ist schon ein sehr bedeutender Wirtschaftsfaktor und es stellt sich heraus, dass diese Menschen aus allen Ländern dieser Erde kommen. Natürlich ist der Schwerpunkt bei denen, die in Wien einen höheren Anteil haben oder aus jenen Ländern sind, die Österreich naheliegen. Es ist aber auch so, dass es eine sehr breite Palette ist, in denen diese ethnischen Ökonomien tätig sind. Also es sind nicht nur die Kebap-Standln, weil man da ja oft so Vorurteile hat und sich denkt, die Pizzeria und das Kebap-Standl. Das ist es aber nicht, sondern es ist ein sehr breiter Bereich, in dem Menschen mit Migrationshintergrund tätig sind. 

Was auch noch wichtig ist und das entsprechend zu kommunizieren, ist mir als Wirtschaftsstadträtin auch ein großes Anliegen, ist, dass Menschen mit Migrationshintergrund, die auch sprachliche Kompetenz mitbringen, auch in vielen anderen Wirtschaftsbereichen für uns sehr positiv sind. Wenn ich daran denke, dass Wien jahrelang so als ein Tor zum Osten gehandelt wurde und wir versucht haben, Unternehmen hier anzusiedeln, die sich im Ostmarkt ausbreiten wollen - also diese Phase ist vorbei. Mittlerweile ist Wien eine Drehschreibe zwischen Ost und West geworden und das hat mit vielen Punkten zu tun, natürlich mit unserer geopolitischen Lage, vor allem aber auch mit unserer interkulturellen Kompetenz. Das zeigen alle Untersuchungen und unsere historischen Beziehungen zu den Staaten der neuen EU-Länder, aber natürlich auch unsere Sprachkompetenz und da sind vor allem die Kinder der zweiten und dritten Generation, die sich in beiden Sprachen sehr gut bewegen und die auch entsprechende Qualifikationen und Ausbildung haben, sehr wichtig für die wirtschaftliche Entwicklung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster : Danke. Die 1. Zusatzfrage wird vom GR Lasar gestellt. Ich bitte darum.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön. 

Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Wie erklären Sie sich, Frau Stadträtin, den Niedergang diverser Geschäftsstraßen gerade in jenem Zeitraum, wo sich die ethnischen Ökonomien in Wien angesiedelt haben? (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Da fiele mir jetzt einiges zum Thema Logik ein. Sie verzeihen mir, aber das ist ungefähr so, als ob Sie mich fragen würden: Wie erklären Sie sich den Niedergang der Geschäftsstraßen während die Jahreszeiten wechseln? Ich kann hier keinen Zusammenhang erkennen! 

Wenn Sie unterstellen wollen - ich nehme das jetzt einmal an und vor dem Hintergrund, der leider manchmal seitens der Freiheitlichen Partei im Zusammenhang mit Zuwanderung, Zuwanderern und Zuwanderinnen gestellt wird, könnte ich mir vorstellen, dass Sie damit meinen oder andeuten wollen, dass ethnische Ökonomien, also Menschen, die Migrationshintergrund haben und Unternehmungen gründen, schuld daran wären, dass Einkaufsstraßen zugrunde gehen. Also wenn Sie das meinen sollten, dann muss ich Ihnen sagen: Da besteht ganz sicher kein Zusammenhang, ganz im Gegenteil. Wir stellen fest, dass das, was Wien stark macht, nämlich die Klein- und Mittelunternehmungen - und das sage nicht nur ich, sondern das sagen auch unsere Freunde und Freundinnen der Wirtschaftskammer - das Rückgrat der Wiener Wirtschaft sind und dass gerade in diesem Bereich - und das zeigen ja die Zahlen der Einzelunternehmungen, die ich vorhin beschrieben habe - sehr viele Menschen mit Migrationshintergrund sind. Und es sagt die Wirtschaftskammer auch, dass die Probleme, Sorgen und Nöte, die diese Unternehmer haben, ganz genau dieselben sind wie die der Unternehmer und Unternehmerinnen, die schon lange in Österreich sind: Wie komme ich zu einem Kredit? Wie kann ich ein Unternehmen gründen? Wie halte ich alle Gesetze ein, die ja oft nicht ganz so einfach sind? 

Also wenn Sie gemeint haben sollten, lieber Herr Kollege, dass Sie vermuten, es könnte einen Zusammenhang geben - ich hoffe, ich bringe mit den vielen Konjunktiven jetzt nicht einen Übersetzer in Schwierigkeiten - zwischen den ethnischen Ökonomien und dem Niedergang von Geschäftsstraßen, so kann ich Ihnen nur zweifach sagen: Nein, das stimmt nicht. Erstens gibt es diesen Zusammenhang nicht und zweitens kann man auch generell nicht von einem Niedergang der Geschäftsstraßen sprechen. Sie wissen ja, dass wir hier seitens der Stadt Wien eine eigene Förderschiene haben, wo wir die Einkaufsstraßen fördern und da sind wir nicht in allen – ich bin die Letzte, die das schönredet, auch die Frau Präsidentin Jank nicht, aber wir sind beide der Ansicht, dass es in vielen Bereich sehr erfolgreich war und sich in vielen Bereichen diese Geschäftsstraßen auch positiv entwickelt haben. Da haben ethnische Ökonomien wenn überhaupt einen Anteil, dann einen positiven, genauso wie sie einen positiven Anteil zum Beispiel an der sehr positiven Entwicklung der Wiener Märkte haben, die es in dieser Form ohne Zuwanderer und Zuwanderinnen nicht mehr gäbe. Ich glaube, wir sind alle miteinander sehr froh, dass es für uns alle die Wiener Märkte in ihrer Lebendigkeit und Vielfalt noch entsprechend gibt.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird von GRin Mag Korun gestellt. Bitte.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Für die Menschen, die mit der Wiener Wirtschaft oder mit Immigranten/Immigrantinnen zu tun haben, ist es schon lange kein Geheimnis mehr, dass es viele Unternehmer und Unternehmerinnen mit Migrationshintergrund gibt. Wir wissen, dass es vor allem in den letzten zehn Jahren einen regelrechten Boom an Unternehmensgründungen von Menschen mit Migrationshintergrund gegeben hat und noch immer gibt. 

Warum hat die Stadt Wien diese zehn Jahre verschlafen und unternimmt erst jetzt konzertierte Bemühungen gemeinsam mit der Wirtschaftskammer, um die Potenziale dieser Unternehmer und Unternehmerinnen sozusagen auch ausschöpfen und nützen zu können? Danke.

Vorsitzender GR Godwin Schuster : Frau Stadträtin, bitte.

VBgmin Mag Renate Brauner: Keine Sorge, Frau Kollegin, nur deswegen, weil Sie gewisse Sachen nicht wissen, ist es nicht so, dass sie nicht stattgefunden haben. 

Es gibt seit vielen Jahren Initiativen, um generell Zuwanderer und Zuwanderinnen bei einer autonomen Lebensentscheidung zu unterstützen. Wenn ich vorher die Zahlen genannt habe, dass ein Drittel der Einzelunternehmer und -unternehmerinnen Migrationshintergrund haben, so zeigt das ja, dass dieser Weg bisher recht erfolgreich war, denn wir haben in dieser Stadt ungefähr ein Drittel Menschen mit Migrationshintergrund und das bildet sich hier bei der Unternehmensgründung eins zu eins ab. Das heißt, dass es hier auch bisher schon sehr wohl eine Vielfalt an Maßnahmen gegeben hat, von Unterstützung seitens des Wirtschaftsförderungsfonds bis hin zu generellen Beratungseinrichtungen und zu unseren Willkommensmappen für Menschen, die nach Österreich kommen, um diesen von Anfang an gleich alle Informationen und Unterlagen auch entsprechend für wirtschaftliche Aktivitäten zur Verfügung zu stellen. Dass wir uns hier mit diesem Thema erneut befassen, heißt nicht, dass bisher nichts passiert ist. Aber wie unser Bürgermeister heute schon so richtig gesagt hat: Das Bessere ist der Feind des Guten. Genauso wie wir in allen anderen Bereichen, auch wenn es um Frauenförderung geht, auch wenn es um Unternehmensunterstützung für Klein- und Mittelbetriebe geht, auch wenn es darum geht, Forschung und Entwicklung zu unterstützen, immer wieder evaluieren und schauen, sind wir am richtigen Weg und was können wir noch tun, genauso haben wir es auch bei den ethnischen Ökonomien gemacht.

Ich glaube, wir dürfen nicht den Fehler begehen, dass wir manche Bereiche einfach aus dieser selbstkritischen Reflexion ausnehmen und glauben, da haben wir eh schon alles perfekt. Das glauben wir grundsätzlich nie, sondern wir wollen immer noch besser werden. Wir evaluieren alle unsere Wirtschaftsförderungsmaßnahmen regelmäßig und ich glaube, dass wir auch immer wieder neue Erkenntnisse gewinnen und bitte Sie, diese Studie und die Maßnahmen, die jetzt gesetzt werden, genau als das zu sehen, nämlich als eine Evaluierung, ein Feststellen eines Standpunktes, schauen, wie weit sind wir, was ist noch notwendig und was können wir im Interesse aller Betroffenen noch besser machen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wird vom GR Dkfm Dr Aichinger gestellt. Ich bitte darum.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Es ist sicher sehr gut, dass es so eine Studie gibt und es ist auch klar, dass das ein großer wirtschaftlicher Faktor ist und natürlich auch ein Abbild der Bevölkerung in Wien ist. 

Diese Studie hat aber auch zutage gebracht, dass es bei diesen Unternehmungen oder bei diesen Mitbürgern und UnternehmerInnen Integrationsdefizite gibt, vor allem natürlich, wie es selbst Ihre Kollegin Frauenberger in der Pressekonferenz gesagt hat, im sprachlichen Bereich. Und das möchte ich in drei Beispielen bringen: Sie nehmen zum Beispiel weniger Förderungen in Anspruch, sie nehmen zum Beispiel weniger AMS in Anspruch und - bleiben wir dabei – es werden zum Beispiel auch in der Lehrlingsausbildung im Schnitt nur ungefähr die Hälfte der Lehrlinge ausgebildet als vergleichsweise bei österreichischen Unternehmungen ausgebildet werden. 

Zum Beispiel in der Lehrlingsausbildung werden im Schnitt nur ungefähr die Hälfte der Lehrlinge ausgebildet, die in den österreichischen Unternehmungen ausgebildet werden. Ich frage Sie daher konkret: Was werden Sie tun, um diese Situation zu verbessern?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadtrat.

VBgmin Mag Renate Brauner: Nun, ich denke, die Sprache ist der Schlüssel zur Integration in allen Bereichen der Zuwanderung. Wenn ich vorhin sagte, dass sich die Interessen ausländischer Unternehmer und Unternehmerinnen nicht unterscheiden von denen anderer Unternehmer und Unternehmerinnen - mit Betonung auf „unternehmerischen" Interessen -, so sage ich jetzt: Die Bedürfnisse, Sorgen und Probleme, die es bei ausländischen - und jetzt liegt die Betonung auf „ausländischen" - UnternehmerInnen gibt, unterscheiden sie von anderen ausländischen Mitbürgern und Mitbürgerinnen auch nicht.

Was ich damit sagen will, ist, dass generell beim Thema Migration - es ist egal, ob es sich um Ausländer und Ausländerinnen handelt, die noch nicht die österreichische Staatsbürgerschaft haben, oder generell um Menschen mit Migrationshintergrund, die die Staatsbürgerschaft schon haben, sie sind ja logischerweise länger da, werden also die Sprache schon besser beherrschen - die Sprache absolut der Schlüssel zur Integration ist. Deswegen ist das ja seit Jahren - und wir reden mittlerweile, wenn wir über die Integrationspolitik der Stadt Wien reden, von einem Zeitraum von 20 Jahren - der absolute Schwerpunkt, dem auch mehr und mehr Bedeutung zugemessen wurde.

Deswegen bin ich ja auch so eine Freundin von langfristigen Zuwanderungs- und Integrationskonzepten. Denn was war unser Problem zu Beginn der Migration? - Unser Problem war - und der Begriff „Gastarbeiter" hat das ja so schön zum Ausdruck gebracht -, dass von Anfang an, seit die ersten Zuwanderer gekommen sind, alle miteinander, auch die Betroffenen, davon ausgegangen sind, dass sie wieder nach Hause gehen, nur kurzfristig hier sind und wieder nach Hause gehen. Deswegen wurde am Anfang dieser so genannten Gastarbeiterzeit auf die Sprache nicht entsprechendes Augenmerk gelegt. 

Im Nachhinein ist man klüger. Deswegen bedauere ich es eben so, dass es nach wie vor Konzepte wie die von Saisoniers gibt, die wieder diesen Fehler machen, dass man glaubt, die Leute kommen und gehen wieder nach Hause. 

Menschen sind Menschen, Menschen kommen hierher, sie lernen andere kennen, bilden Partnerschaften, bekommen Kinder. Das heißt, es muss ein längerfristiges Integrationskonzept geben, und - da bin ich völlig bei Ihnen - da ist die Sprache der absolute, ganz zentrale Faktor! Das ist auch in jedem Bereich unser Schwerpunkt, indem wir dementsprechend unsere Sprachmaßnahmen noch einmal verdoppelt haben. Das kommt natürlich ganz besonders diesen migrantischen Zuwanderern, diesen migrantischen Unternehmern und Unternehmerinnen zugute.

Nichtsdestoweniger - und dazu bekenne ich mich - werden wir auch Maßnahmen setzen, um gewisse Serviceangebote - und dankenswerterweise tut das ja auch die Wirtschaftskammer -, gewisse Serviceangebote auch muttersprachlicher Art, anzubieten. Jeder, der schon einmal im Griechenland-Urlaub versucht hat, den Mietvertrag des Mietautos auf Englisch nachzulesen - ich als alte Konsumentenschützerin tue das immer -, merkt, dass es auch dann, wenn man sich einbildet, eine Sprache ganz gut zu können, gewisse Bereiche gibt, in denen man sich schwer tut.

Deswegen denke ich, wir brauchen beides: Wir brauchen mehrsprachige Angebote - danke an die Wirtschaftskammer, dass sie das auch tut; die Frau Präsidentin hat unlängst darüber berichtet, ich halte das für eine sehr, sehr gute Maßnahme und bedanke mich ausdrücklich dafür -, aber unser Hauptschwerpunkt liegt natürlich darin, den Spracherwerb zu unterstützen und die Menschen beim Spracherwerb entsprechend zu begleiten. Das tun wir in ganz, ganz hohem Ausmaß.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 4. Zusatzfrage wird gestellt von Herrn GR Dipl-Ing Al-Rawi. - Bitte.

GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vizebürgermeisterin!

Danke für die Feststellung über die wirtschaftliche Entwicklung in Österreich, dass es sich nicht nur um die so genannten Kebap-Standl, die wir leider noch immer selektiv wahrnehmen, handelt. Es fällt wenig auf, dass die Migranten auch in die obersten Führungsebenen der österreichischen Firmen und Konzerne gelangen. Ich denke jetzt an Boris Nemsic aus dem ehemaligen Jugoslawien oder an die größten Baukonzerne Österreichs, Porr und STRABAG - dort sitzen ein Nigerianer, ein Perser im Vorstand -, oder auch an Frauen wie Zaha Hadid, eine der berühmtesten Architektinnen. Zu nennen ist hier auch Attila Dogudan aus der Türkei.

Sie waren als überhaupt erste Integrationsstadträtin Österreichs auch eine Trendsetterin in diesem Bereich. Institutionen wie der Integrationsfonds sind ja unter Ihrer Zeit mit Beratungen groß geworden. Meine Frage ist: Gibt es für diese spezielle Berufsgruppe Beratungs- und Unterstützungsmaßnahmen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadtrat.

VBgmin Mag Renate Brauner: Ja, die gibt es. Das geht in eine ähnliche Richtung wie vorhin: Neben den allgemeinen Angeboten werden wir aufgrund dieser Studie zwei Schwerpunkte noch ganz besonders bearbeiten. 

Das eine ist der Ausbau eine Business-Netzwerkes für ethnische Ökonomien. Wir haben ja für Jungunternehmer und Jungunternehmerinnen so genannte Start-up-Centers, denn das Hauptproblem für junge Leute, die sich selbstständig machen wollen, ist die Infrastruktur, die Miete, einen Raum zu finden. Dies stellen wir in diesen Start-up-Centers zur Verfügung. Innerhalb der Start-up-Centers gibt es auch noch spezielle Beratungsmöglichkeiten, weil eben alle die gleichen Sorgen haben: Wie komme ich zu einem Kredit? Wie mache ich das alles richtig?

Da werden wir in Zukunft - im ersten Schritt einmal im 20. Bezirk, weil das auch ein Bezirk mit einem hohen MigrantInnenanteil ist - interkulturelle Kompetenz, sprachliche Kompetenz mit Beratern und Beraterinnen, die selbst einen Zuwanderer-Hintergrund haben, anbieten. Dies ist ein erster Schritt, das Ziel ist aber, dass das generell in das Angebot einfließen soll.

Der zweite Punkt ist - auch das ist schon angesprochen worden -, dass Zuwanderer und Zuwanderinnen in Unternehmungen weniger Lehrlinge als andere ausbilden. Deswegen wird das unser Schwerpunkt sein. Wir haben ja gemeinsam mit der Wirtschaftskammer unsere Lehrstellen-Akquisiteure und unsere Lehrlingsfinder, deren Ziel es ist, Unternehmer und Unternehmerinnen zu beraten und zu unterstützen, sodass sie verstärkt Lehrlinge nehmen. Wir werden hier gemeinsam drei zusätzliche Lehrstellen-Akquisiteure, die einen Migrationshintergrund haben, damit beauftragen, ganz besonders bei ethnischen Betrieben dafür zu sorgen, dass zusätzlich Lehrlinge aufgenommen werden. 

Wir haben ein ehrgeiziges Ziel. Wir wollen auf diese Art und Weise innerhalb von drei Jahren 150 neue Lehrstellen schaffen und damit wieder in die Praxis umsetzen, was unser Prinzip ist: Erfolgreiche Integration nützt allen, der Aufnahmegesellschaft und den Zuwanderern und Zuwanderinnen selber.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Vizebürgermeister. - Wir kommen nun zur 5. Anfrage (FSP - 02290-2007/0001 - KFP/GM), der letzten dieser Fragestunde. Sie wurde von Herrn GR DDr Eduard Schock gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Das Unterrichtsministerium hat eine Nominierung des Weinortes Grinzing als Weltkulturerbe abgelehnt, obwohl zahlreiche andere Weinorte diesen Titel schon erhalten haben. Welche Maßnahmen werden Sie setzen, damit "Grinzing" doch noch als Weltkulturerbe anerkannt wird?)
Bitte, Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Lassen Sie mich kurz in die Geschichte zurückgreifen: Am 7. Juli 2005 fand im Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kunst eine Besprechung zwischen den Vertretern des Bundes und der Länder zum Thema UNESCO-Weltkulturerbe statt. Dort wurde die weitere Vorgangsweise für zukünftige Nominierungen von potenziellen österreichischen Weltkulturerbestätten in die UNESCO-Weltkulturerbeliste beraten. Bei dieser Besprechung wurde unter anderem auch festgelegt, dass Nominierungsansuchen zukünftig von einer Arbeitsgruppe - bestehend aus Vertretern des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kunst, nunmehr Bildung und Kunst, des Bundesdenkmalamtes, des ICOMOS-Nationalkomitees, der Kulturabteilung des jeweiligen Bundeslandes und der österreichischen 
UNESCO-Kommission - vorbegutachtet werden sollen.

In der ersten Sitzung dieser neu gebildeten Arbeitsgruppe am 2. April 2007 wurde unter anderem auch der Vorschlag des Komitees „Weltkulturerbe für Grinzing", das Weinbaugebiet Grinzing in die Weltkulturerbeliste einzutragen, geprüft. Dabei wurde von der Arbeitsgruppe einstimmig - einstimmig! - festgestellt, dass Grinzing die von der UNESCO geforderten Voraussetzungen zur Aufnahme in die Vorschlagsliste weder von Qualität und Zusammenhang der Substanz noch von ihrem Erhaltungszustand her erfüllt. Zudem seien die Grundlagen eines Managementplans nicht gegeben. All diese Voraussetzungen sind im Übrigen in den Operational Guidelines der UNESCO enthalten; diese sind für jedermann zugänglich und im Internet seit Jahren entsprechend verfügbar.

Aufgrund dieser Expertenempfehlung wird von weiteren Schritten in Richtung einer Nominierung Grinzings als UNESCO-Weltkulturerbe Abstand genommen. Darüber hinaus ist anzumerken, dass selbst mit dem Erlangen des Status als Weltkulturerbe keine rechtlichen Verpflichtungen oder Ansprüche für die Weltkulturerbestätten verbunden sind. Vielmehr wird von der UNESCO erwartet, dass die jeweiligen nationalen gesetzlichen Bestimmungen herangezogen werden, um den Schutz eines Weltkulturerbegebietes sicherzustellen. 

Ich werde daher in der Beantwortung Ihrer Frage, welche Maßnahmen ich setzen werde, einfach sagen: keine. Das ist auch nicht meine Aufgabe, denn es wäre eine Aufgabe der österreichischen Bundesregierung, dies zu tun.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 1. Zusatzfrage wird gestellt von Herrn GR DDr Schock. - Bitte.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Grinzing ist natürlich allen Wienerinnen und Wienern ein Anliegen. Die Entwicklung in Grinzing, was die Bausubstanz betrifft, ist ja leider im negativen Sinn schon weit fortgeschritten. Es ist dort der letzte echte Wiener Heurige vor zirka einem Jahr zugesperrt worden, der Bauspekulation zum Opfer gefallen. Das ist eine negative Entwicklung in Grinzing. 

Es gibt aber auch positive Entwicklungen um den Wiener Weinbau. Wie wir wissen, verzeichnen die Wiener Weine im Export auch durchaus große Erfolge. Es gibt viele Ideen, wie man Grinzing hier einbeziehen und aufwerten könnte, weil dort ja Hunderttausende Touristen sind. Die Idee, dass jeder von ihnen sich zumindest eine Bouteille guten Wiener Weins mitnimmt, hat natürlich viel für sich. Man könnte dort ein Weinbaumuseum errichten, eine Wiener Vinothek, etwa eine Landeswein-Vinothek. Da gibt es viele, viele Ideen.

Der Wiener Bürgermeister ist bekanntlich durchaus ein prononcierter Weinkenner, der auch den Wiener Weinbau fördert. Wenn man weiß, dass in den Räumlichkeiten des Bürgermeisters immer wieder Wiener Weine kredenzt werden oder dass Sie sich für den Weinbau auch im Rahmen des Wiener Weintages im Juni, des Wiener Weinpreises, immer sehr einsetzen, so meine ich, dass hier die Chance vorhanden wäre, Grinzing auch für den Wiener Weinexport aufzuwerten.

Meine Frage ist: Glauben Sie nicht, dass durch eine Aufwertung von Grinzing, durch eine Unter-Schutz-Stellung und eine Aufwertung, auch der Wiener Weinexport bei den Hunderttausenden Touristen jedenfalls angekurbelt werden könnte?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal: Es ist eine Mär - und ich weiß nicht, woher Sie die haben -, dass der letzte echte Wiener Heurige in Grinzing zugesperrt hätte. Ich darf Sie nur - bei Gelegenheit können wir das vielleicht machen - zum Obermann einladen. Das ist ein klassischer Heuriger, der auch die klassischen Öffnungszeiten eines Heurigen hat, der auch das klassische Heurigenbuffet hat. Es ist daher vollkommener Unsinn, zu sagen, dass es in Grinzing keine originären Wiener Heurigen gibt. 

Ich gebe aber zu, es gibt wenige, denn der Großteil sind Restaurants. Da können Sie nun wirklich nicht hergehen und sagen, daran hätte ich auch nur die geringste Schuld, dass es dort keine Heurigen mehr gibt. Restaurants gibt es dort seit geraumer Zeit, und es sind ja auch nicht die schlechtesten. Sie sind nicht alle gut, aber es sind auch nicht die schlechtesten, die es dort gibt, und im Übrigen genau jene, die letztendlich auch den Zulauf an Touristen ermöglichen.

Weil ich hier gerade Herrn Obermann erwähnt habe: Dort treffe ich relativ wenige Touristen, aber viele Wienerinnen und Wiener, was insbesondere vom Heurigenbuffet her - man sieht ja, dass ich dem tatsächlich nicht abgeneigt bin - eine ganze Menge an netten Nachmittagserlebnissen ermöglicht. 

Es ist Ihnen übrigens ein zweiter Irrtum - ich formuliere es jetzt bewusst einmal so - in der Fragestellung passiert. Sie haben nämlich gesagt, es gibt auf der Welt eine ganze Menge Weinorte, die schon Weltkulturerbe sind. Da irren Sie! Denn es gibt überhaupt keinen anderen Weinort, der Weltkulturerbe wurde. Ein Weltkulturerbe ist zum Beispiel die Kulturlandschaft Wachau, aber nicht Spitz oder Dürnstein. Es ist dies die Kulturlandschaft Neusiedlersee, aber nicht Illmitz oder Apetlon. Es ist dies das obere Mittelrheintal, die Tokajer Weinregion oder die Weinregion Alto Douro.

Es ist dies auch die Weinbaukultur der Insel Pico. Wahrscheinlich wird kaum jemand wissen, was das ist: Das ist die zweitgrößte Insel der Azoren. Es ist ein Weinbaugebiet, das ungefähr so groß wie Wien ist. Es hat dieses Gebiet auch eine ganze Menge von Orten, aber da ist keine Rede davon, dass sie Weltkulturerbe geworden sind, sondern das gilt für Weinregionen.

Da muss ich Ihnen auch wieder dazusagen: Zum Beispiel die Weinregion Rioja oder die Weinregion Duero sind als Weltkulturerbe abgelehnt worden, auch mit gutem Grund. Das ist ja auch kein „Schmarren“, nicht? - Das ist auch nicht nichts! Die sind also abgelehnt worden. 

Ich möchte Sie nur ein bisschen dafür sensibilisieren, dass es sich bei Informationen, die Ihnen von bestimmter Seite in Grinzing zugetragen wurden, lohnt, sie zu hinterfragen, sie auf ihren Wahrheitsgehalt zu prüfen und nicht einfach nur zu übernehmen.

Mit mir kann man über alles reden, was vernünftigerweise dort attraktiviert. Denn es ist gar keine Frage, selbstverständlich macht das Sinn, so wie bei öffentlichen Empfängen, gerade bei internationalen Gästen des Bürgermeisters, wo Wiener Wein ausgeschenkt wird, dass es eine Vinothek im Rathauskeller gibt, die sich vorzugsweise mit dem Verkauf von Wiener Weinen und auch der Bewerbung von Wiener Wein beschäftigt, dass wir gemeinsam - gemeinsam heißt im gegenständlichen Fall: mit der Landwirtschaftskammer - darüber nachdenken, wie wir in der Wiener Innenstadt, wo noch allemal mehr Touristen als in Grinzing sind, eine entsprechende Vinothek mit öffentlichem Zugang darstellen werden. 

Ja, selbstverständlich kann ich mir vorstellen, dass man Ähnliches wie zum Beispiel beim Ursin Haus in Langenlois auch in Grinzing durchführen kann. Über das alles kann man, wenn man mit mir vernünftig redet, tatsächlich auch reden. Nur wird man reden müssen, statt zu glauben, man kann ununterbrochen mit Halbwahrheiten oder auch Unwahrheiten über die Medien Druck auf mich ausüben. Auf mich kann man keinen Druck ausüben! Mit mir kann man reden, aber nicht Druck ausüben, das kann so nicht stattfinden. 

Im Übrigen kann ich dem Komitee nur empfehlen, für jene Häuser, von denen es meint, dass sie geschützt werden sollten, einen Antrag auf Denkmalschutz einzubringen. Denn das ist bis heute nicht geschehen. Ich werde aber sehr gerne meine Leute damit beauftragen, von uns aus, sozusagen hoheitsverwaltlich, zu prüfen, inwiefern nicht auch wir einen entsprechenden Antrag einbringen können. Ob sich der jeweilige Besitzer dieses Gebäudes dann freuen wird, wenn wir von Amts wegen sein Gebäude unter Denkmalschutz stellen lassen, werden wir auch noch dahingestellt sein lassen. Das wird auch noch eine interessante Diskussion sein.

Ich bitte jetzt, wirklich ernsthaft auch unser Bemühen zu sehen, dass wir natürlich daran interessiert sind, dass Grinzing als Weinbauort, als eine Marke, als ein Symbol auch für diese Stadt entsprechend erhalten bleibt. Aber das wird nur „viribus unitis“ und nicht mit wechselseitigen Schuldzuweisungen gehen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 2. Zusatzfrage wird von GRin Dipl-Ing Gretner gestellt.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Wir haben mit Erstaunen festgestellt, dass Sie diese Anfrage zu Grinzing mit größerem Engagement und Leidenschaft beantwortet haben als jene zur Energiewende, die doch eine größere Auswirkung auf die ganze Stadt hätte, wiewohl Grinzing auch ein wichtiges Thema ist. Ich glaube nicht, dass das Weltkulturerbe da viel helfen könnte, ich denke eher, man müsste konkrete Maßnahmen setzen. Meines Wissens war die letzte Aktion der öffentlichen Hand die Finanzierung oder Mitfinanzierung der Busgarage, die nachweislich nicht viel dazu beigetragen hat, dass die Situation besser geworden ist. 

Deshalb meine Frage - Sie haben auch das Ursin Haus in Langenlois angesprochen -: Welche konkreten Maßnahmen, beispielsweise die Förderung eines solchen Baus oder die dringend notwendige Sanierung des Grinzinger Platzes mit Neugestaltung, haben Sie vor?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal, Frau Diplom-Ingenieur, bitte ich Sie, doch nicht ganz so humorlos zu sein. Denn dass ich eine Anfrage zum „Climate Change“ ernster als eine Frage zum Weltkulturerbe Grinzing beantworte, liegt ja wohl auf der Hand. Aber wenn Sie wollen, bin ich gerne bereit, das nächste Mal auch bei dem Thema Ihnen das eine oder andere „Bonmotscherl" zu liefern, wenn Sie dann mit meinen Beantwortungen zufriedener sind. Denn mein oberstes Gebot ist es natürlich, mit den Beantwortungen Zufriedenheit bei den jeweiligen Fragestellern herzustellen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Das ist ja gar keine Frage; wozu bin ich denn, im Grunde genommen, sonst da? (Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN.)

Ich wiederhole mich da gerne, ich habe es ja vorhin schon gesagt: Natürlich ist so etwas wie das Ursin Haus - und es gibt auch viele andere Beispiele, in Retz oder sonst wo - etwas, mit dem man durchaus eine Attraktivierung herbeiführen kann. Ich möchte Sie nur darauf aufmerksam machen, dass es in Langenlois durch das Ursin Haus etwa auch eine ganze Menge Verkehrsprobleme gibt, die gerade am Dreifaltigkeitsplatz in Langenlois nicht im hinreichenden Ausmaß abgedeckt werden können. Selbstverständlich ist eine derartige Einrichtung - bemerkenswerterweise, füge ich hinzu, denn man geht ja dort nicht hin, um ein Vergleichstrinken mit Mineralwasser zu machen - durchaus auch immer noch ein Problem für den Individualverkehr. Die Kompatibilität dessen möchte ich in dem Zusammenhang einmal dahingestellt sein lassen. 

Ich denke, so etwas ist gut und vernünftig. Aber es wird das Ganze nicht funktionieren, solange man dort nicht tatsächlich individuell Gebäude, die man schützen will, auch schützt. Was wir machen können - jetzt machen können und auch schon tun, dazu könnte Herr StR Schicker noch eine ganze Menge mehr erzählen -, ist, dass wir dort durch Einschränkungen der Bebauungshöhen und der Bebauungsdichten nicht jene Spekulationen zulassen, die man bei den Grundstückspreisen, die man dort zahlt, meistens auch entsprechend erwarten kann. 

Aber ich sage es noch einmal: Was tatsächlich den Schutz des Ortsbilds oder den Schutz bestimmter Gebäude dort betrifft, werde ich prüfen lassen, inwiefern wir nicht auch seitens der Stadtverwaltung zu Schutzmaßnahmen greifen können, wenn es offensichtlich nicht anders geht.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 3. Zusatzfrage wird gestellt von Frau Mag Feldmann.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Im Gegensatz zu meiner grünen Kollegin habe ich mich sehr gefreut, dass Sie für Grinzing so viel Freude aufbringen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Mir ist es ein Anliegen, dass die Attraktivität erhalten bleibt. Ihnen auch - ich weiß, Sie besuchen Grinzing gerne. Viele Wiener tun es gerne, die Grinzinger lieben den Bezirk.

Ich frage Sie - nicht spezifisch zum Thema, sondern generell -: Gibt es einen Plan, und was haben Sie vor, um Grinzing in seiner Attraktivität zu erhalten und Maßnahmen zu setzen, um die Bürger zu beruhigen, die gerade jetzt in verschiedenen Bereichen sehr beunruhigt sind?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Grinzing und Plan, das erweckt bei mir Assoziationen, denn - um es vereinfacht zu sagen - das hatten wir schon. Das Ergebnis ist das, was wir heute dort sehen. 

Ich halte es da sehr viel mehr mit einer ziemlich puren Pragmatik. Denn es sind beileibe nicht alle Bürgerinnen und Bürger, die in Grinzing wohnen, beunruhigt, es sind beileibe nicht alle Bürgerinnen und Bürger in Grinzing besorgt, vor allem nicht jene, die sich große Gewinne durch den Verkauf ihrer jeweiligen Liegenschaften erhoffen, aber natürlich auch viele andere. 

Es gibt dort eine ganze Reihe junger Leute, die auch neue Heurige aufgemacht oder übernommen haben - womit ich ja das Stichwort zum tatsächlichen Hauptproblem von Grinzing geliefert habe -, denen, sagen wir einmal, die Art und Weise, wie in der Öffentlichkeit über Grinzing diskutiert wird, überhaupt nicht behagt. Das hat einen sehr einfachen Grund, und jeder Wirt weiß das. Wenn ein Wirt sagt: „Mein Wirtshaus ist schlecht", dann darf er sich nicht wundern, dass keine Leute hineingehen. Ähnlich ist es auch dort: Wenn ich eigentlich ununterbrochen über den Weinort Grinzing herziehe und ihn in der öffentlichen Diskussion immer wieder schlecht mache, dann darf ich mich auch über die Folgen desselben nicht wundern.

Das ist zwar mittelbar auch mein Problem, aber unmittelbar ist es das Problem derjenigen jungen Leute, die dort neue Betriebe angefangen haben oder Betriebe übernommen haben - ich sage es noch einmal -, denen genau diese Vorgangsweise überhaupt nicht passt, sondern die wollen, dass man miteinander optimistisch an konkreten Projekten, beispielsweise einer solchen Grinzing-Vinothek oder anderen Dingen, arbeitet.

Ich frage mich ernsthaft: Wieso funktioniert es in nahezu allen anderen Weinorten Wiens? Wieso hat das beispielsweise in Stammersdorf, Strebersdorf, Jedlersdorf, wieso hat das in Mauerbach, wieso in Oberlaa, ein bisschen verborgen noch, aber doch in einem hohen Ausmaß kommend, funktioniert? Wieso funktioniert es dort überall, nur in Grinzing nicht?

Das ist relativ leicht zu beantworten: Weil es eben überall in den von mir aufgezählten Orten jüngere, engagierte Weinbauern und Unternehmer gibt, die sich darum kümmern, dass dort auch Entsprechendes passiert. Das ist der Punkt, an dem ich sage: Ja, das werden wir auch in Grinzing erreichen müssen. Das ist der Grund, warum ich nicht auf das eingehe, was Schlechtmacherei von Grinzing bedeutet, und gerne jenen helfe wie zum Beispiel gestern dem Kollegen Haiszan, der mit einer neuen, innovativen Idee in Grinzing begonnen hat. Da helfe ich gerne, weil das die Zukunft ist, nicht das Bejammern der Vergangenheit. 

Da sage ich noch einmal: Wir werden bestimmte Dinge punktgenau machen müssen. Da sage ich: Ja, setzen wir uns hin, schauen wir, wie wir zum Beispiel eine solche Vinothek machen können! Ja, prüfen wir, welche Gebäude noch unter Denkmalschutz zu stellen sind, damit sich die Spekulationsgeschäfte aufhören! Dafür bin ich sofort zu haben.

Ich glaube also, es gibt ganz konkrete Dinge, und ich arbeite gerne mit jenen zusammen, die auch an der Zukunft des Ortes arbeiten und so mithelfen, dass die Betriebsnachfolge von Großheurigen entsprechend gesichert wird, in denen es genug Probleme gegeben hat und gibt. Ich arbeite gerne mit jenen zusammen, die - auch unter Erhaltung des Ortbilds und der bildlichen Geschichte von Grinzing - an ihrer Zukunft arbeiten. 

Weniger gern arbeite ich mit Leuten zusammen, die - eigentlich fast in einer Art Selbstzerstörungsakt - nur beraunzen, was alles schlecht ist. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die vierte und letzte Zusatzfrage für die heutige Fragestunde stellt GR DDr Schock. - Bitte.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Sie haben gemeint, es gibt auf dieser Welterbeliste eigentlich keine einzige Weinbaugemeinde oder keine einzige Weinbaustadt. Ich meine aber, das wäre gerade der Vorteil von Wien, dass wir die einzige Weltstadt, die einzige Metropole auf der ganzen Welt sind, in deren Grenzen wirklich Weinbau - und zwar ordentlicher Weinbau, worin wir uns ja einig sind - stattfindet. Dann wäre das ja geradezu ein Argument dafür, Wien - von mir aus die Weinbauregion Wien - auf diese Weltkulturerbeliste setzen zu lassen. Das muss nicht nur Grinzing sein - wenn das formal scheitert -, das kann ja über Nußdorf bis zu Neustift gehen, das kann die gesamte Weinregion hier in Wien sein. 

Sie haben die Beispiele angeführt, die es gibt, von der Wachau, die als Weinregion Weltkulturerbe geworden ist, bis zur Provinz Tokaj in Ungarn. Sie haben diese portugiesische Insel Pico erwähnt, die wir beide, glaube ich, vorher nicht gekannt haben; sogar die ist zum Weltkulturerbe erhoben worden. 

Ich möchte das vielleicht noch um die Toskana ergänzen, weil der Herr Bürgermeister ja auch ein besonderer Kenner und Liebhaber dieser Region ist, wo die Provinzregierung, die Regionsregierung, gemeinsam mit Rom, insgesamt sechs Städte in der Toskana sogar zum Weltkulturerbe erhoben hat. Ich darf das vielleicht hier auch zur Kenntnis bringen: Da ist Florenz Weltkulturerbe, Pisa, San Gimignano - das hat 7 000 Einwohner, das ist weniger als in Grinzing -, Siena, Pienza ist Weltkulturerbe, und sogar das Val d'Orcia, das Orciatal, ist Weltkulturerbe.

Herr Bürgermeister! Ich meine daher: Wenn sich hier die Wiener Landesregierung mit der Bundesregierung wirklich einig ist, glauben Sie nicht auch, dass das, was in der Toskana möglich ist, auch bei uns in Wien möglich sein muss, um Grinzing ein bisschen aufzuwerten oder die Weinbauregion Wien insgesamt in dieses Weltkulturerbe hineinzureklamieren?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich bewundere Ihre tiefen Kenntnisse der Toskana und freue mich natürlich auch darüber. Aber glauben Sie im Ernst, dass Florenz oder Pisa - selbst San Gimignano - Weltkulturerbe wegen des dortigen Weinbaus geworden sind? (Heiterkeit bei den GRÜNEN. - GR Mag Christoph Chorherr: Heurigenort! - GR Dr Herbert Madejski: Das gehört dazu!) Ich denke, das wird wohl andere Gründe haben - ohne jetzt in eine Geschichtsvorlesung zu geraten, die von den Etruskern über die Renaissance bis heute reichen würde. Ich unterlasse das, das würde den Rahmen bei Weitem sprengen, aber der Hinweis sei hier wohl gegeben. 

Ich werde das trotzdem nicht tun, und ich sage Ihnen auch, warum. In dem Moment, in dem der strenge ICOMOS-Vertreter in dieser Kommission, den wir alle kennen und der uns, mit Verlaub und sehr ehrlich gesagt, in der ganzen Debatte um das Weltkulturerbe Wiener Innenstadt, sagen wir es einmal dezent, auf die Nerven gegangen ist - gelegentlich natürlich, und bei aller freundschaftlichen Verbundenheit, die wir haben -, wenn der UNESCO-Vertreter selbst dagegen stimmt, wie ich Ihnen nachweisen konnte, dann, denke ich, sollten wir das lassen! 

Es haben das auch viele andere Regierungen gelassen. Denn selbstverständlich gibt es eine Menge Regierungen - nationale Regierungen im besonderen Ausmaß, aber natürlich auch Regionalregierungen -, die sich mit dem Weltkulturerbe schmücken wollen, weil sie meistens erst nachher draufkommen, welche Folgerungen das abseits dessen, was ich sagte, auch hat, und nicht vorher darüber nachgedacht haben. 

Aber ich werde das im gegenständlichen Fall nicht tun. Im gegenständlichen Fall werde ich das tun, was ich vorhin gesagt habe: Helfen, dass es in Grinzing genauso gut geht wie in den anderen Weinbauorten innerhalb Wiens und dass dort einfach auch wieder Hoffnung und Zukunft als Prinzip regieren, nicht nur das verklärte Zurückschauen und das Beweinen der Gegenwart. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister, für die Beantwortung der 5. Anfrage. Die Fragestunde ist damit beendet. 

Bevor wir zur Aktuellen Stunde kommen, möchte ich den Gemeinderat noch informieren, dass auch Frau GRin Mörk sich für diese heutige Sitzung - aus sehr persönlichen Gründen - entschuldigt hat.

Wir kommen zur Aktuellen Stunde.

Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde zum Thema „Schluss mit dem illegalen Grillen" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Mahdalik, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Werte Damen und Herren!

Damit da keine Missverständnisse entstehen: Keiner weiß eine „Eitrige" vom Griller mehr zu schätzen als ich! Die Freiheitlichen sind nicht gegen das Grillen an sich. Ich habe auch gestern überraschenderweise eine Einladung zu einem Geburtstagsfest auf der Donauinsel, einem Grillfest, bekommen. Ich muss mich erst erkundigen, wo das stattfindet, auf einem der offiziellen Grillplätze oder in einer Grillzone; sonst muss ich unter Umständen absagen, weil ich unsere ganze Linie damit zusammenhauen würde. Wenn es auf einem offiziellen Grillplatz stattfindet, dann werde ich dort hingehen; wenn in einer Grillzone, dann nicht. Ich werden Ihnen erklären, warum. 

Wenn man sich die letzten Wochenenden oder vor allem den 1. Mai angesehen hat, ist ja dort nicht im normalen Rahmen gegrillt worden, sondern es haben wahre Grillexzesse stattgefunden. Es hat zahlreiche Beschwerden aus der Bevölkerung und aus der ansässigen Gastronomie gegeben, und zwar aus gutem Grund. Es hat auch sehr viele Beschwerden von Radfahrern gegeben. Zum Beispiel bei der Steinspornbrücke sind die Radfahrer - da waren Touristen, da waren Radfahrer aus aller Herren Länder, da waren Wiener - von ihren Drahteseln heruntergeholt worden, weil sie spielende Kinder gestört haben. Das macht sicher einen guten Eindruck für die Stadt Wien, wenn dort von den Grillern ein Radfahrverbot verhängt wird!

Auch bei „Toni's Inselgrill" hat es ausg'schaut, ganz abgesehen von seinen finanziellen Einbußen, nicht nur am 1. Mai. Ganz besonders da hat er finanzielle Einbußen erleiden müssen, weil ja an diesem Tag in Wien ein absolutes Grillverbot auf den Grillplätzen verhängt war - aus gutem Grund. Dann waren eben alle dort unten: Steinspornbrücke, Floridsdorfer Brücke, Brigittenauer Brücke. Aber wie es nachher, am Abend dieses Tages, bei ihm ausg'schaut hat, das war schlimm!

Ich habe mir das selbst angesehen: Die Häusel, Entschuldigung, die WC-Anlagen haben dann ausg'schaut wie eben erwähnt. Sie waren devastiert, so hoch waren sie mit Papier voll. Die Gäste des „Inselgrill" - zehn waren es an diesem Tag, weil die anderen das Weite gesucht haben - haben nicht auf die Toilettenanlagen gehen können, weil die alle, sowohl die Männer- als auch die Damentoilette, von den GrillerInnen in Beschlag genommen waren. Da ist keiner mehr durchgekommen. 

Er hat am Schluss noch eine Rauferei gehabt, er hat Probleme ohne Ende gehabt. Als er die Behörden über die Missstände informiert hat, ist ihm mitgeteilt worden: Seien wir doch froh, dass wir die Leute bei uns haben und dass sie sich so wohl fühlen! - An den anderen Wochenenden ist es ihm nicht besser ergangen, und am nächsten Wochenende wird es ähnlich sein. 

Die Stadt Wien hat insofern schon reagiert - und an dieser Stelle muss ich StRin Sima loben -, als nach dem vorigen Wochenende, wie ich der „Kronen Zeitung" entnehmen konnte, eine große Reinigungsaktion durchgeführt wurde. Wie man auch sagen muss, dass StRin Sima - weil Sie gerade hier stehen - in letzter Zeit einige Male schnell reagiert hat, wenn man insbesondere den Bereich Lobau/Donauinsel betrachtet.

Allerdings war das Verhaltsmuster bei allen drei Dringen, die ich jetzt kurz erwähnen möchte, das gleiche: Wir haben drei Mal ein Problem aufgezeigt - den verschmutzen Himmelteich, das Fischsterben an der Alten Naufahrt und jetzt eben die Verunreinigungen durch das Grillen -, und drei Mal war die Reaktion bei der SPÖ wie üblich: Es gibt kein Problem. 

Sie haben aber nachher schnell reagiert und haben das Problem auch beseitigt. Am nächsten Tag waren nämlich im Himmelteich, glaube ich, acht Feuerwehrtaucher und haben ihn sauber gemacht. 

Bei der Alten Naufahrt hat die MA 45 gesagt, es stimmt alles nicht. Der letzte Zufluss ist, glaube ich, schon Jahrzehnte nicht mehr offen gewesen, der größere von der Neuen Donau. Dieser Zufluss war zwei Tage später wieder geöffnet. Jetzt fließt wieder Frischwasser in größeren Mengen in die Alte Naufahrt, und die Wasserqualität hat sich auch wieder gesteigert. 

So hat die Stadt Wien, hat StRin Sima auch bei der Donauinsel reagiert. Sie sorgt jetzt dort, zumindest nach diesen Grillexzessen am Wochenende, für mehr Sauberkeit. 

Für die FPÖ ist dies noch zu wenig. Daher nochmals unsere Linie: Wir wollen nicht das Grillen an sich verbieten; und wenn in den Medien gestanden ist: „aus aller Herren Länder", dann sind wir nicht gegen das Grillen von Personen „aus aller Herren Länder", sondern wir sind gegen das Grillen in den Grillzonen, wo es wirklich ausufert. 

Es ist ja nicht nur auf die Grillzonen beschränkt, sondern es wurde am vorigen Wochenende auch auf einem Kinderspielplatz im Bereich der Brigittenauer Brücke gegrillt, bis die Security gekommen ist und die Damen und Herren sanft darauf hingewiesen hat, dass das nicht erlaubt ist. Sie haben dann noch 10 Minuten herausgeschunden, weil das Fleisch gerade halb durch war, aber dann sind sie unter Protesten von dannen gezogen. 

Wir glauben, dass die offiziellen Grillplätze der Stadt Wien - vielleicht kann man noch ein paar mehr machen - für die Bedürfnisse der Bevölkerung vollauf genügen. Mit der Überwachung dieser Grillplätze - im Moment sind es 16 - wäre die Security auch nicht überfordert, wie sie es im Moment ist, obwohl sie sehr rührig ist und ihr Bestes tut. Aber wenn am Wochenende 1 500 Griller allein bei der Steinspornbrücke sind, steht sie natürlich auf verlorenem Posten. 

Wenn die SPÖ hier in der Form reagiert, wie wir es uns wünschen - ich glaube, es wird irgendwann in den nächsten Jahren stattfinden. Denn wir haben einige Beispiele aus der letzten Zeit, dass die SPÖ sehr wohl reagiert hat, zwar mit Verspätung, aber weil sie schlussendlich einsieht, dass die FPÖ in vielen Dingen - nicht in allen - recht behalten hat und eine gute Linie vertritt. 

Hier möchte ich auch im Zusammenhang mit dem Grillen, mit der Donauinsel, mit der Lobau noch einmal die berittene Polizei ins Spiel bringen, und zwar auch schon im Hinblick auf die Europameisterschaft 2008. Denn wenn man sich die Zeitungsberichte nach dem Champions-League-Finale in Athen durchgelesen hat, hat es dort trotz 15 000 Exekutivbeamten schwere Ausschreitungen gegeben. 

Man darf sich auch nicht der Illusion hingeben, dass nach Wien zur EM 2008 nur nette Leute kommen werden, friedliche Fußballfans, die sich die Nationalfarben ins Gesicht malen. Es kommen gewaltbereite Schläger aus aller Herren Länder, und trotz aller internationalen Polizeizusammenarbeit wird man nicht verhindern können, dass Hunderte oder Tausende dieser Schläger einreisen werden. Da wird es, glaube ich, auch auf der Donauinsel rund gehen: Wahrscheinlich wird es warm sein, und sie werden wahrscheinlich unter offenem Himmel schlafen, obwohl es verboten ist. 

Ich glaube, für das Umfeld dieser Spiele, das Umfeld der öffentlichen Plätze, wo dann auf Großbildschirmen Fußball geschaut wird, für dieses Umfeld und die leider zu erwartenden Krawalle wäre eine berittene Polizei - wie in anderen Großstädten der Welt - ein probates Mittel und zudem auch eine Touristenattraktion. Die Kosten wären überschaubar: 130 000 EUR Anlaufkosten, etwa 50 000 EUR pro Jahr an laufenden Kosten für eine 20-Pferd-Einheit. 

Dass sich freiheitliche Ideen auf Dauer immer wieder durchsetzen, das werden wir heute beim Flugfeld noch zur Genüge besprechen. Aber als ich heute die „Kronen Zeitung" aufgeschlagen haben, habe ich ein bisschen lachen müssen, weil dort dringestanden ist, dass vielleicht doch bald die Zahnradbahn auf den Kahlenberg fährt und dass sogar der ÖVP-Bezirksvorsteher Adolf Tiller von dieser Idee angetan ist. (StR David Ellensohn: Grillen am Kahlenberg ...!) 

Ich habe deswegen lachen müssen, weil die Freiheitlichen das ja schon seit sieben, acht Jahren immer wieder aufs Tapet gebracht haben. Wir haben immer wieder gefordert oder den Vorschlag gemacht: Es wäre doch eine gute Idee, diese Zahnradbahn zu revitalisieren beziehungsweise wiederaufzubauen und eine Touristenattraktion zu schaffen, noch dazu eine umweltfreundliche. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Die Reaktion von Adolf Tiller damals, als wir das mit einer Linienführung in einer Pressekonferenz vorgeschlagen haben, war: kompletter Schwachsinn. Jetzt, Jahre später, hat er sich eines Besseren belehren lassen. Auch die Stadt Wien ist nicht mehr so abgeneigt, denn von der SPÖ kamen damals alles andere als positive Reaktionen auf unseren Vorschlag. (Neuerliche Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Deswegen glaube ich, dass sich unsere Linie - so wie bei anderen Themen in dieser Stadt - auch auf der Donauinsel schlussendlich als die richtige herausstellen wird.

Noch einmal zusammenfassend: Wir sind nicht gegen das Grillen. (Anhaltende Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Wir sind gegen exzessives Grillen in Grillzonen, die ausufern und schlussendlich nicht mehr eingehalten werden. Wir sind dagegen, dass die Wiener Bevölkerung dort nicht mehr Rad fahren kann. Wir sind dagegen, dass die ansässigen Insel-Gastronomen schwere finanzielle Einbußen hinnehmen müssen. Wir sind dagegen, dass die Donauinsel nach einem Wochenende ausschaut wie der Rautenweg, wie die Mülldeponie. Wir sind auch dagegen, dass das Wasser am nächsten Tag, weil dort all die Griller ausgewaschen werden, schwarz ist. 

Wenn das den Umweltfreunden von den GRÜNEN - vom Feinstaub rede ich ja gar nicht - alles gefällt, ist das ihre Sache. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Ich glaube, unsere Linie ist die richtige: nicht gegen das Grillen, sondern nur gegen die Grillexzesse auf der Donauinsel und anderswo in Wien, meine Damen und Herren! - Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bevor ich in der Tagesordnung fortfahre, und für diejenigen, die neugierig sind: Vor dem Sitzungssaal habe ich ein Zwillingswagerl bemerkt. Jetzt wurde auch der Vater festgestellt: Wir freuen uns, Herrn StR Ellensohn zu Floyd und Quentin zu gratulieren, die am 19. April zur Welt gekommen und bereits im Gemeinderat sind. Herzlichen Glückwunsch! (Allgemeiner Beifall.) Das ist immer so nett: die Gemeinderatskinder, das gefällt mir immer. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Darf ich sie mir dann anschauen? (StR David Ellensohn: Ja!) Gut.

Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Kolleginnen und Kollegen nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Als nächste Rednerin bitte ich Frau GRin Mag Korun.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Ich komme ja, wie bekannt ist, selten in Versuchung, der FPÖ zu danken. Aber das möchte ich heute doch tun: Ein herzliches Dankeschön für dieses Kabarettstück, das Sie gerade aufgeführt haben! Man muss nicht einmal Eintritt zahlen dafür, dass wir im Wiener Rathaus solche Möglichkeiten bekommen, uns zu amüsieren über Reden, die ein „stranges" Sammelsurium sind: Man fängt an bei angeblichem illegalen Grillen, dann geht man weiter zur EURO, es geht um berittene Polizei, um die Zahnradbahn, ums Fischsterben. (GR Dr Herbert Madejski: Nicht „angeblich"! Es ist so! Sie haben keine Ahnung!)
Ich habe dann leider auch noch akustisch etwas falsch verstanden, habe geglaubt, Sie hätten von „Schweinestaub" geredet, und habe mir gedacht: Das meinen Sie wahrscheinlich, weil auf der Donauinsel so viel Schweinefleisch gegrillt wird. Das hätte eigentlich sehr gut zu dem witzigen Sammelsurium gepasst, das Sie uns da aufgeführt haben. 

Als ich den Titel der Aktuellen Stunde gelesen habe, ist mir diese Künstler- und Künstlerinnengruppen eingefallen, die sich ja „Haben wir denn keine anderen Sorgen?" nennt. In Verbindung damit sind mir natürlich auch die angeblichen Gipfel-Halbmonde eingefallen, diese nette Geschichte, mit der diese KünstlerInnengruppe reüssiert hat und bekannt geworden ist. Die haben übrigens bei Ihrer Rede gefehlt, Herr Kollege! Da hätte ich mir erwartet, dass Sie auch gegen das so genannte untergehende Abendland beziehungsweise für das angeblich untergehende Abendland zu Felde ziehen und sagen: So kann das nicht sein, dass auf unseren Gipfeln Halbmonde aufgestellt werden, und so. Ihre Rede ist also verbesserungswürdig. 

Aber abgesehen von diesen netten Elementen, mit denen Sie uns sehr amüsiert haben - danke vielmals, noch einmal! -, möchte ich trotzdem die Frage stellen: Hat unsere Stadt eigentlich wirklich keine anderen Probleme? (GRin Anica Matzka-Dojder: Eben nicht!) Ja, für manche Mitglieder dieses Hauses und für eine bestimmte Partei offensichtlich nicht!

Ich nehme ja, wie die Kolleginnen und Kollegen wissen, Ihren Rassismus und Ihre Fremdenfeindlichkeit immer sehr ernst, kritisiere das auch und scheue mich sicher nicht davor, die Dinge anzusprechen, die Gott sei Dank in Wien nicht so gehen, wie Sie sich das vorstellen und wie Sie sich das wünschen. Aber das, was Sie uns da unter „Aktuelle Stunde" präsentieren, ist wirklich jenseits von Gut und Böse! Das kann man, selbst wenn man die FPÖ immer wieder ernst nehmen will, wirklich nicht ernst nehmen. (Beifall von GR Ernst Nevrivy.)
Ich möchte es sehr kurz machen, weil das, was Sie da von sich gegeben haben, nicht wirklich etwas hergibt, um sich inhaltlich damit auseinanderzusetzen. Ich will Ihnen nur empfehlen, als Menschen und sozusagen als Partei: Mehr Lebenslust, mehr Lockerheit, mehr Humor und vor allem mehr Weltoffenheit! Ich hoffe, dass Sie bald anfangen, sich mit echten Problemen dieser Stadt zu beschäftigen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Parzer. Ich erteile es ihm.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Berichterstatter! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Berichterstatter gibt es ja heute keinen.

Zum Thema Grillen: Grillen ist sicher ein Thema an der Alten Donau, das immer wieder zu Unstimmigkeiten innerhalb einiger Bevölkerungsgruppen führt. Warum? Eines dürfen wir nicht vergessen: Wir sind froh, dass wir Leute dorthin bekommen, die gerne dort sind und sich auch gerne unterhalten, dort gerne ihren Tag und auch ihre Tage verbringen, denn wir wissen ja, dass sehr viele schon am Freitag hinkommen, das herrliche Wochenende, das uns wieder einmal bevorsteht, nützen und dort auch ihre täglichen Abläufe haben. 

Es stimmt auch, dass dort an verschiedenen Plätzen gegrillt wird, die nicht dafür geeignet sind. Das ist auch richtig. Es stimmt auch, dass am Wochenende - und das sieht man auch auf jedem Fußballplatz nachher - sehr viele Gegenstände zurückbleiben, dort auf dem Platz liegen und nicht weggeräumt werden. Das alles ist richtig. 

Wir können eines machen, wir können eines sagen. Ich bin der Letzte, der irgendein Verbot dagegen aussprechen würde, dass dort unsere Mitbürger, welchen Ranges auch immer, gerne ihre Zeit verbringen. Aber eines sollte man machen: Man sollte dort wirklich für Sauberkeit und Ordnung Sorge tragen. Sorge tragen deswegen, meine Damen und Herren, weil ich glaube, dass jeder, wenn er an der Alten Donau oder am Entlastungsgerinne entlanggeht, gerne einen sauberen Bereich antreffen würde. Das heißt, es müsste die Stadt Wien hiefür mehr Sorge tragen und eben mehr zur Verfügung stellen, vor allem mehr Container, in die dann das Ganze hineingegeben wird, um da Abhilfe zu schaffen. 

Es gibt da Rechtsbestimmungen, und man müsste diese Rechtsbestimmungen auch durchziehen. Das heißt, der Magistrat könnte - und das haben wir hier in den ortspolizeilichen Verordnungen - nach freier Selbstbestimmung zur Abwehr unmittelbar zu erwartender oder zur Beseitigung stehender, das öffentliche Gemeinschaftsleben störender Missstände eine Verordnung - die Bestimmung ist § 108 - erlassen. 

Es ist so, dass hier vielleicht wirklich oft mit zweierlei Maß gemessen wird. Ich weiß, ich habe nicht sehr viel Zeit, aber ich habe hier ein Schreiben, das mir sehr zu denken gibt. Ich möchte nicht vom Grillen abschweifen, aber trotzdem darauf aufmerksam machen:

Ein Familienvater geht am Karlsplatz mit seinen Kindern spazieren, drei Monate alt ist das eine Kind, zwei Jahre das andere. Es kommt dazu, dass Sie - wie es so ist, wenn Sie mit zwei Kindern spazieren gehen - einmal ganz kurz nicht aufpassen, und das eine Kind hat eine Tulpe gepflückt. Da kommen zwei Polizisten, und - 
o Graus, o Schreck! - er wird von den Polizisten ermahnt, ja nicht nur ermahnt, sondern es gibt ein Riesen-Geschrei.

Ich habe das alles hier vor mir liegen: Der Familienvater wurde zu 105 EUR verurteilt. Da kann ich mir nicht vorstellen, welche Geisteshaltung dahintersteckt, wenn wir einen Familienvater wegen so einer Lappalie abmahnen, während wir an der Alten Donau und im Entlastungsgerinne doch wesentlich mehr Aufgaben zur Beseitigung von Missständen hätten. 

Denn das Grillen in dieser Stadt ist eben an Spielregeln gebunden, meine Damen und Herren, und unsere Stadt hat die Pflicht und auch das Recht, darauf zu achten, dass diese Spielregeln von allen Bürgern eingehalten werden. Wenn die Verantwortlichen ihren Job machen würden und wenn sich die gesamten Kompetenzhaltungen zwischen Bund, Land und Gemeinden durchziehen würden, dann würden Probleme wie jene mit den Grillzonen und den Grillplätzen hoffentlich gar nicht erst auftreten.

Wer das Gebiet nicht kennt - ich bin heute in der Früh wieder diese Richtung über den Biberhaufenweg abgefahren -: Es handelt sich dort auf der Donaustadtseite um rund eineinhalb Kilometer, und es sind heute schon in der Früh viele Leute hingekommen. Sie haben ihre Plätze eingenommen, um sich dort ein schönes Wochenende zu machen. 

Nochmals: Nichts gegen das dortige Wohnen und Leben, aber dagegen, dass wir zu wenige Maßnahmen treffen, um dort eine Reinigung nach getaner schöner Sonntagsarbeit zu haben. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Wutzlhofer am Wort.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Vorsitzende!

Nach allem, was gesagt wurde, möchte ich ein bisschen zur Sachlichkeit beitragen und ein paar Fakten zum Thema Grillen bringen.

Fangen wir beim Thema der Aktuellen Stunde an, das da lautet: „Schluss mit dem illegalen Grillen". Dazu sei gesagt: Das Grillen in Wien ist nur auf öffentlichen Grillplätzen gestattet. Derer gibt es ja eine ganze Menge: 16 auf der Donauinsel, zwei Grillzonen dort, fünf weitere im Westen Wiens. Diese Grillplätze wurden gerade eingerichtet, um das einzudämmen, dass eben Leute irgendwo im Wald sozusagen illegal Grillen. 

Wenn Sie daher auf der einen Seite sagen, man müsse das illegale Grillen bekämpfen, und auf der anderen Seite die Hälfte aller Möglichkeiten, wo man das machen kann, verbieten wollen, dann möchte ich Sie in aller Form darauf hinweisen: Das ist ein Widerspruch! Es wundert mich, dass das bei Ihnen selbst noch niemandem aufgefallen ist.

Es ist eine Tatsache, dass Wienerinnen und Wiener - nicht nur ZuwanderInnen - gerne grillen. Das ist sehr beliebt. Da aber nicht alle Menschen in Wien über ein schönes Haus mit einem beschaulichen Garterl verfügen, sind sie eben darauf angewiesen, dies an schönen Wochenenden auf öffentlichen Grillplätzen zu tun. Ich finde das prinzipiell auch gut so. In einer Metropole wie Wien gibt es nun einmal divergierende Freizeitinteressen, und unsere Aufgabe als Stadt ist es, die Möglichkeit dafür zu bieten und dabei Rücksicht auf alle Bewohnerinnen und Bewohner zu nehmen. Die Grillplätze sind dafür ein gutes Beispiel, darauf sind wir eigentlich stolz.

Die Standorte sind so gewählt, dass sie eben nicht direkt bei AnrainerInnen angrenzen und dass sie prinzipiell gut erreichbar sind, auch mit öffentlichen Verkehrsmitteln. Natürlich ist es so, dass die Grillerei zu Stoßzeiten Menschen stört, weil dort irrsinnig viel los ist, weil ja schönes Wetter ist; aber dass Leute, wenn sie mit ihrem Grillgut, Griller, Würstel et cetera, vielen Freunden und auch Vorfreude hinkommen, nicht wieder gehen, wenn sie sehen, dass viel los ist, ist klar. Überschreitungen und Überlastungen müssen wir als Stadt sehr ernst nehmen und tun es auch. Aber wenn Sie - gestern in den Presseaussendungen, heute hier - der Stadt eine Laisser-faire-Politik vorwerfen, dann möchte ich das aufs Schärfste zurückweisen. 

Ein paar Punkte - ich meine, im Grunde genommen wissen Sie es -: Die Grillplätze sind ausgestattet mit Toiletten, Mistkübeln, Hinweistafeln. Es gibt die Infos im Internet. Es gibt diesen Folder in fünf verschiedenen Sprachen, in dem noch einmal auf die Regeln hingewiesen wird. Es gibt, seit Ulli Sima im Amt ist, eine eigene Koordinationsgruppe mit sieben verschiedenen Magistratsabteilungen und einigen Bezirken, die jedes Jahr im Frühjahr checken, dass die Grillplätze und die Abteilungen, die dafür zuständig sind, auch fit gemacht werden für den Sommer, alles reparieren et cetera. 

Von dieser Gruppe gehen auch die Grillplatzmeister aus, die vor Ort sind und die von der MA 17 speziell geschult sind. Die sind im Draschepark, an der Steinbruchwiese, an anderen Standplätzen, sie sind mit Grilltafeln ausgestattet, weisen noch einmal darauf hin, wie man rauchfrei grillt, und, und, und. Es gibt natürlich auch Schwerpunktkontrollen. Immer, wenn es Beschwerden gibt, dann kommen die MA 49 und die MA 45. Dazu brauchen wir nicht die FPÖ. Immer, wenn es Probleme gibt, dann schreitet die Stadt auch ein. 

Ein Beispiel ist der Himmelteich, den Sie erwähnt haben: Der ist voll mit Müll. Da war man sofort da. Mir wurde gesagt, man hat Feuerwehrtaucher zum Einsatz gebracht. Wenn das wirklich so ist, muss man dort irrsinnig viel herausholen - insgesamt ein halber Mistkübel war drinnen, ein Telefonbuch! Also so viel zur Skandalisierung. 

Ich meine, dass Sie hier behaupten, es geschehe nichts und alles laufe aus dem Ruder, ist erstens eine Frechheit gegenüber den involvierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, zweitens aber auch eine billige Panikmache, die wir ablehnen. Seit es die Grillplatzmeister gibt, von denen ich gesprochen habe, sind die Beschwerden enorm zurückgegangen, teilweise sogar auf null!

Ich möchte schon sagen: Ich glaube, was derzeit von der FPÖ hier aufgeführt wird, ist ein Aufstacheln gegen Zuwandererfamilien, im Grunde genommen eine Beschäftigung mit einem virtuellen Problem, so wie Sie es bringen, und eine Ausrede, um die vielen Menschen in dieser Stadt gegeneinander aufzuhetzen. (Beifall bei der SPÖ.)
Weil das Problem virtuell ist, spare ich uns eine halbe Minute Redezeit und ende folgendermaßen, weil es so gut zum Thema Grillen passt: Ich meine, die eigentlichen gesellschaftlichen Brandstifter sind Sie! Sie zündeln da im Grunde genommen bei einer Geschichte herum, wo Sie Rauch aufwirbeln und wo kein Problem ist. Nicht mit dem Grillen muss Schluss sein, weder dem illegalen noch sonst irgendetwas, sondern mit Ihrer ausländerfeindlichen Politik! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Matiasek.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich sehe naturgemäß das Thema Grillen nicht so freundlich und rosig wie gerade mein Vorredner. Den Bereich Donauinsel hat Kollege Mahdalik ja schon beleuchtet, und ich beziehe mich, wie ich das schon seit Jahren tue, auf die Grillplätze, die im Westen Wiens, vor allem aber auch auf den Draschegründen, im Naherholungsgebiet Wald- und Wiesengürtel, im Landschaftsschutzgebiet, im Biosphärenpark Wienerwald ausgewiesen wurden. 

Allein diese Bezeichnungen zeigen ja schon, dass es sich dort um Schutzgebiete handelt. Aber was auf den Grillplätzen abgeht, das hat sicher mit Schutz der Natur und Schutz der Landschaft recht wenig zu tun! (Beifall bei der FPÖ.) Lärm, Gestank und Verschmutzung beeinträchtigen nämlich den Wert dieser Erholungsgebiete: Den Wert für Anrainer, den Wert für Wanderer, für Läufer, für Familien, die sich mit ihren Kindern in diesem Bereich aufhalten müssen oder wollen, die gute Luft suchen, die sauberen Grünraum suchen. Die werden dann von Lärm, von Rauchschwaden, von dem intensiven Grillgeruch aus diesen Gebieten vertrieben. Das findet nämlich tatsächlich statt, dass die Umgebung gemieden werden muss, wenn man eben Naherholung sucht. 

Aus umweltpolitischer Sicht sind diese Grillplätze abzulehnen. Denn die Besucher fahren fast ausnahmslos - und das ist auch verständlich, weil sie jede Menge Zeug mitschleppen - mit dem eigenen PKW an. Das heißt, wir haben ein erhöhtes Verkehrsaufkommen, predigen aber immer die Anfahrt, auch in die Naherholungsgebiete, mit den öffentlichen Verkehrsmitteln. Wir haben Lärm und Abgase, und nicht zuletzt wird auf den Parkplätzen ganz gern die eine oder andere Autoreparatur unternommen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Das Hantieren mit offenem Feuer ist für den gesamten Wienerwaldbereich verboten, mit gutem Grund. Was passiert tatsächlich? Es wird nicht nur auf den ausgewiesenen Grillwiesen gegrillt, sondern vor allem dann, wenn die Sonne heiß herunterbrennt oder diese Wiese restlos überlagert im wahrsten Sinn des Wortes ist, wird sehr wohl in der Umgebung, unter den Bäumen, immer wieder Feuer gemacht. Wer am Montag nach so einem Wochenende durch die Gegend streift, kann sich anhand der verkohlten Reste auch sein Bild machen.

Es wurden Mobiltoiletten aufgestellt - jawohl, einige wenige. Nur, sehr geehrte Damen und Herren, diese werden nicht immer benützt! Vielmehr wird die Umgebung als große Naturtoilette benützt. Laufen Sie oder gehen Sie einmal am nächsten Tag nach so einem Wochenende dorthin: Es riecht abscheulich! Es wird ja auch den ganzen Tag gegessen und getrunken - verständlich, dass Toiletten notwendig sind. 

Es werden Bäche verschmutzt, falls welche dort sind, es sind die Wiesen nur mehr Erdglatzen, und es fallen Unmengen an Müll an. Unmengen an ungetrenntem Müll sind jeden Abend nach so einem Grilltag dort zu finden. Dieser Müll muss in stundenlanger Arbeit auf Kosten aller Steuerzahler entsorgt werden.

Sehr geehrte Damen und Herren! Es hat ja schon ein langsames Umdenken begonnen, wenn ich etwa an den Mittwoch denke: Als in der Bezirksvertretungssitzung des 17. Bezirks die FPÖ für den Grillplatz auf der Mittereckwiese im Schwarzenbergpark eine Aufhebung dieser Widmung beantragt hat, hat die ÖVP in Hernals diesem Antrag zugestimmt. (Beifall bei der FPÖ.)
Sie argumentieren ja so gerne damit, dass man nur die nötige Infrastruktur schaffen muss und dass alles überwacht wird. Glauben Sie nicht, wenn Sie die Infrastruktur - die Müllgefäße, die Toiletten, vielleicht auch noch den Parkraum - dort erweitern, vielleicht auch noch die Wiesen vergrößern, dass Sie dieses Problem, ganz im Gegenteil, noch verschärfen? 

Denn da wird dann die Nachfrage eine immer größere, und dies gilt auch für die Dimension der Plätze. Da geht es ja vor allem um den Wald- und Wiesengürtel im Naherholungsraum, im Landschaftsschutzgebiet. Da wird sich die Dimension der Grillplätze mit Sicherheit nur erweitern. Daher sind wir auch nicht dafür, hier unter der Ausrede, dass eine erweiterte Infrastruktur die Probleme beheben wird, diese Grillplätze aufrechtzuerhalten.

Sie bezeichnen die Grillaktionen so gerne als einen Akt der Kommunikation, der Integration. Lebenslust, Lockerheit, Humor und Weltoffenheit sind auch noch dazugekommen. Und „gelebte Kultur" wird so ein Grill-Event genannt. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Kommunikation, Integration, Lebenslust und Lockerheit, das alles geht auch ohne Lärm, ohne Gestank und ohne Umweltverschmutzung. Und zur „gelebten Kultur" sage ich Ihnen nur eines: Mit Kultur hat das, was sich auf diesen Wiener Grillplätzen abspielt, nichts zu tun. Im Gegenteil, das ist Unkultur in Reinkultur! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dipl-Ing Margulies. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Wahrlich ein Thema, das die Welt bewegt, insbesondere auch deshalb, weil die Verbotspartei - so muss man die Freiheitlichen mittlerweile nennen, weil sie wirklich alles verbieten wollen, was irgendwie Spaß macht; das Einzige, was noch geht, ist, drei Bier so zu bestellen (Der Redner macht eine Geste mit drei erhobenen Fingern.), aber ansonsten soll ja der Alkohol verboten werden - in Wirklichkeit zeigt, dass sie auch von Traditionspflege überhaupt keine Ahnung hat. (Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Nein, Grillen! Der Mensch isst eigentlich seit geraumer Zeit gegrilltes Fleisch. Das war in Wirklichkeit die Errungenschaft, dass man draufgekommen ist: Man kann Feuer verwenden, um Fleisch zu braten. Später ist es dann gegrillt worden, und später ist dann auch Gemüse dazugekommen. Nichtsdestoweniger ist die Tradition des Grillens erheblich älter als die römisch-katholische Tradition.

In dem Sinn muss ich sagen, ich habe gestern im Radio zufällig einen Satz gehört - ich habe ja mit der katholischen Kirche nicht allzu viel am Hut, dennoch hat er mir gefallen. Er hat gelautet: Wenn man Gott zum Lachen bringen will, erzählt man ihm von seinen Plänen. - Nichts trifft besser auf die FPÖ zu! Über Ihre Pläne würde sogar Gott lachen, sofern es ihn tatsächlich gibt.

Aber nichtsdestoweniger, schauen wir uns doch an, wie es mit dem Grillen wirklich ist. Es ist vom Kollegen Wutzlhofer schon gesagt worden: Nicht alle Menschen in dieser Stadt - eigentlich leider sehr wenige - haben das Glück, einen eigenen Garten zu besitzen, in dem sie grillen können. Was würde passieren, wenn am Balkon im Gemeindebau gegrillt wird, wer wären die Ersten, die aufstehen würden und schreien: „Das kommt nicht in Frage!“ Die Law-and-Order-Partei. Ich schätze das sicher nicht falsch ein, wenn man am Balkon grillt.

Aber, es ist doch ein Recht, dem kulinarischen Genuss zu frönen, auch wenn man nicht sozusagen die Gunst besitzt, ein Haus mit Garten zu haben, oder einen Kleingarten zu haben. Sie werden ja doch den Menschen nicht verwehren, ein gutes Lammkotelett zu grillen. Es hat mich auch wirklich gewundert, dass Kollegen Mahdalik, wenn er über das Grillen redet, einzig und allein die Käsekrainer einfällt. Ich gebe schon zu, die ist gut, aber es gibt Köstlichkeiten, die man grillen kann. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Und wenn man sich auf der Donauinsel bewegt und von einem Griller zum nächsten geht, macht man eine kulinarische Weltreise, wo man tatsächlich – und das ist ja das Nette an den Menschen, und ganz egal, ob Menschen mit österreichischer Staatsbürgerschaft oder nicht österreichischer Staatsbürgerschaft, und da merkt man auch das kommunikative am Grill – eingeladen wird. Man geht vorbei, wird gefragt, möchtest du etwas kosten, und wenn man da so zwei Kilometer flaniert, hat man wirklich eine kulinarische Weltreise hinter sich und kommt darauf, Grillen, ja Grillen ist eigentlich ein Menschenrecht. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Wir sollten uns tatsächlich damit auseinandersetzen, und das glaube ich, dass man es in Zukunft wirklich allen Menschen ermöglichen muss, tatsächlich auch diese kulinarischen Genüsse wahrzunehmen. Wer weiß, was dieser Mensch, der nicht die Möglichkeit hat zu grillen, irgendwann einmal anstellen wird. Das ist ja oft so, wenn man Menschen Sachen vorenthält, die sie eigentlich machen könnten, dann kommen sie vielleicht auf irgendwelche anderen blöden Ideen. 

Und deshalb ein Ja zum Grillen. Und lassen wir Wiener und Wienerinnen, ja alle Menschen, die in Wien leben, uns von den Freiheitlichen das Grillen nicht verbieten. Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin am Wort ist Frau GRin Mag Anger-Koch. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Also, ich glaube, das ist keine Diskussion jetzt, dass wir Grillen nicht wollen. Aber es gehören ja doch auch die Regeln eingehalten, wie Leute zusammenleben, und um dort auf der Donauinsel auch die Grillplätze zu verwenden. 

Ich glaube, wir sind uns alle einig, dass wir für das Grillen sind, aber die Grillfreiheit hört dort auf, wo die Freiheit anderer, wie der Sportler oder Fußgänger oder auch der Lokalbesitzer dort, eingeschränkt wird. Und ich glaube ganz einfach, dass es Regeln gibt, die eingehalten werden müssen, und es ist ein Wille der Stadt Wien, dies auch zu kontrollieren und durchzuführen. Ich bin selber sehr oft auf der Donauinsel mit meinem Sohn Roller-Bladen und glaube ganz einfach, dass es ein sehr wichtiger Anfang wäre, einmal sanitäre Anlagen herzurichten und aufzustellen, und weiters einmal eine klare Abgrenzung auch der Grillplätze zu schaffen, denn wenn man mit kleinen Kindern unterwegs ist, ist es nicht immer sehr leicht, dort auf der Straße zu skaten oder Rad zu fahren. 

Weiters einmal glaube ich, ist es auch wichtig, dass die Müllentsorgung besser funktioniert und ganz einfach die Plätze, wo der Müll deponiert werden kann, gereinigt und entsprechend mehr solcher Plätze bereitgestellt werden sollen.

Also, ich würde Sie ganz inständig bitten, Ihrer Kontrolle nachzukommen, und es dementsprechend auch zu sanktionieren, wenn das nicht eingehalten wird, weil ich glaube, man könnte es sich schon leisten, den Infrastrukturbedarf auszubauen. Und diese Aufgabe ist einfach eine der Stadt Wien, und dieser sollte sie bitte auch nachkommen. Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Nevrivy. Ich erteile es ihm. 

GR Ernst Nevrivy (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Kolleginnen und Kollegen!

Zu diesem Thema haben wir jetzt bereits einiges gehört, mehrere Vorrednerinnen und Vorredner sind auf die Fakten, die sachlichen Informationen und die tatsächlichen Gegebenheiten eingegangen. Aber ich denke, dass es gar keinen Sinn hat, mit den Kolleginnen und Kollegen der Freiheitlichen Partei auf dieser Ebene zu diskutieren. Sie haben doch gar kein Interesse daran, dieses Thema konstruktiv zu diskutieren. Ihnen geht es nicht um die Interessen der Bevölkerung, ihnen geht es nicht um ein gemeinsames Miteinander, ihnen geht es nicht um das Erholungsgebiet. Sie wollen die Menschen in dieser Stadt gegen die sozial Schwächeren in unserer Gesellschaft aufhetzen, sie wollen die Menschen in dieser Stadt gegen unsere ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger aufhetzen, sie wollen die Menschen in dieser Stadt gegeneinander aufhetzen. Das ist Ihre Politik, das ist Ihr Beweggrund. (Beifall bei der SPÖ.) 

Gehen Sie doch einmal selbst auf die Donauinsel. Wer von Ihnen war denn schon wirklich einmal dort. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Die hohen Herren und Doktoren der Freiheitlichen Partei sitzen doch lieber in ihren Häusern, grillen in ihren eigenen Gärten, auf ihren eigenen Grundstücken, Sie haben ja das Geld und die Mittel. Zahlreiche Wienerinnen und Wiener aber können sich das nicht leisten, die müssen die öffentlichen Grillzonen benützen, vielmehr, die können nur die öffentlichen Grillzonen benutzen, und denen wollen Sie auch das noch verbieten. Sie waren immer schon gegen die sozial Schwächeren in dieser Stadt, Sie haben immer schon gegen die Schwächsten in unserer Gesellschaft Politik gemacht, Ihre ganze Politik besteht daraus, gegen irgendetwas oder gegen irgendjemanden zu sein. Sie machen einfach Politik gegen die Menschen in dieser Stadt. (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Herbert Madejski: Wir sorgen uns um die Erholungsgebiete!) 

Sie sorgen sich um die Erholungsgebiete? Sie wollen die Natur und den Grünraum schützen? Ja, wer nimmt Ihnen denn das ab, wer soll Ihnen denn das glauben? Sie entdecken die Umwelt doch immer nur dann, wenn Sie sie in Zusammenhang mit Zuwanderung bringen können. 

Wie hat Kollegin Matiasek in ihrer Presseaussendung vom 24. geschrieben? „Im Sinne einer echten Integration muss auf jeden Fall vermittelt werden, dass Natur und Grünraum zu schützen ist." Sogar bei Umweltschutzfragen versuchen Sie, gegen Zuwanderer zu polemisieren, aufzuhetzen und Stimmung zu machen. Um das geht es Ihnen und um nichts anderes. (Beifall bei der SPÖ.) Aber möglicherweise irre ich mich jedoch, und Sie sorgen sich deshalb so sehr um die Natur und die Wälder, damit genügend Freiwälder für Paintball-Spiele der zukünftigen Parteispitzen in der Freiheitlichen Partei bleiben. 

Aber bleiben wir bei den Aussendungen und Aussagen der Freiheitlichen Kolleginnen und Kollegen. Jetziges Thema der Aktuellen Stunde „Schluss mit dem illegalen Grillen". Wir wollen alle kein illegales Grillen. Wir wollen alle, dass nur auf genehmigten Plätzen gegrillt wird. Aber wir wollen, dass alle Wienerinnen und Wiener grillen können, und da nicht alle einen eigenen Garten haben, bietet ihnen die Stadt eben die Möglichkeit dazu. Und darum gibt es die öffentlichen Grillplätze, darum gibt es auch die öffentlichen Grillzonen. Diese Plätze sind sicher, diese Plätze werden überprüft und kontrolliert, diese Plätze sind öffentlich erreichbar und nicht unmittelbar in Wohngebieten. Und nur, wenn wir ausreichend Plätze zur Verfügung stellen, werden wir die illegale Grillerei in den Griff bekommen und im Griff behalten.

Die Forderung von Herrn Klubobmann Schock in seiner Postpresse-Aussendung nach einer Schließung der Grillzonen auf der Donauinsel zeigt, dass Ihnen entweder nicht klar ist, dass die illegale Grillerei damit wieder verstärkt stattfinden würde, oder dass Ihnen vollkommen klar ist, dass die illegale Grillerei damit wieder verstärkt stattfinden würde. Und ich glaube nicht, dass Sie nicht wissen, was Sie da fordern. Sie wollen keine Verringerung des illegalen Grillens, Sie wollen keine Lösung für die Erholungssuchenden, Sie wollen kein Miteinander in der Stadt. Das alles sind nicht Ihre Beweggründe. Sie wollen, egal, mit welchem Thema, die Menschen gegeneinander aufstacheln, Sie wollen Unfrieden in unsere Gesellschaft tragen, Sie wollen aufhetzen und Ängste schüren. Das ist Ihre Politik, das ist Ihr Ziel, aber das werden Sie in Wien sicher nicht schaffen. Danke (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Damit ist die Aktuelle Stunde beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen vom Klub der Wiener Freiheitlichen zwei, des Grünen Klubs im Rathaus fünf, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien zwölf eingelangt sind.

Von den GRen Mag Maria Vassilakou, Mag Rüdiger Maresch, Freundinnen und Freunde, wurde eine Anfrage an den Herrn Bürgermeister betreffend „Energiewende in Wien" gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten unterzeichnet.

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung der Dringlichen Anfrage unterbrochen.

Vor Sitzungsbeginn sind von den Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen keine, vom Klub der ÖVP der Bundeshauptstadt Wien 11 Anträge eingelangt, sowie ein gemeinsamer Antrag von ÖVP, Freiheitlichen und GrüneN. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 2 bis 7, 9, 13 bis 15, 17 bis 21, 26 bis 29, 32, 34, 35, 38 bis 42 und 46 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. 

Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinn des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern dieses Gemeinderates gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 36 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 1, 36, 33, 37, 48, 44, 45, 47, 43, 22, 23, 24, 25, 30, 31, 18, 11, 12 und 16. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Bevor wir die unter Postnummer 1 vorgesehenen Wahlen vornehmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. 

Ich schlage vor, die vorgesehenen Wahlen durch Erheben der Hand vorzunehmen.

Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand.

Ich stelle die Einstimmigkeit fest. - Mein Vorschlag ist einstimmig angenommen.

Die GRinnen Heidemarie Cammerlander und Mag Alev Korun haben ihre Funktion als Schriftführerinnen zurückgelegt. Der entsprechende Wahlvorschlag des Grünen Klubs im Rathaus lautet jetzt auf GRin Susanne Jerusalem und GRin Dipl-Ing Sabine Gretner.

Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig. 

Die Kolleginnen dürfen arbeiten.

Jetzt gelangt die Postnummer 36 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Masterplan Flugfeld Aspern.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Hora, nein, den Berichterstatter, Herrn GR Oxonitsch, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Christian Oxonitsch: Ich bitte um Beschlussfassung des vorliegenden Geschäftsstückes. Danke.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Ich eröffne die Debatte. Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand bedeutet, der Erstredner jeder Partei hat 40 Minuten, die anderen Redner 20 Minuten Redezeit.

Zum Wort gemeldet ist als erster Redner Herr GR Mahdalik. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter!

Da schlussendlich alle Fraktionen für dieses Geschäftsstück stimmen werden, werden sich hoffentlich die meisten nicht allzu sehr ausbreiten. Ich werde mit gutem Beispiel voran gehen und in fünf Minuten meinen Part zu erledigen versuchen.

Wir werden diesem Masterplan unter anderem deshalb zustimmen, weil wir wirklich zahlreiche preisliche Ideenvorschläge, die wir schon vor etwa drei Jahren in die Diskussion und in die Öffentlichkeit gebracht haben, hier im Masterplan schlussendlich auch umgesetzt sehen. Wir haben natürlich unseren, unter Anführungszeichen, Masterplan mit weit geringeren finanziellen und personellen Ressourcen durchführen müssen. Wir haben keinen Beamtenapparat im Hintergrund, wir haben, vor allem in den letzten Jahren, sehr eingeschränkte finanzielle Mittel gehabt, wir haben aber trotzdem einen, wie wir ihn genannt haben, Masterplan, einen Vorschlag zu einem Masterplan, zustande gebracht, von dem sehr viel in die Planungen der Stadt Wien eingeflossen ist. 

Wenn ich mir die Trassenführung der U‑Bahn ansehe, die wir schon 1996 in dieser Form vorgeschlagen haben, als in der Stadt Wien, in der Stadtplanung, noch keine Rede von der Verlängerung über Aspern hinaus war, so kann ich sagen, die Streckenführung ist schlussendlich so festgelegt worden. Über das sind wir froh, das halten wir für intelligent. Wir haben auch unseren Masterplan etwas anders konfiguriert, wir haben keine Ringstraße eingeplant, aber wir haben damals ein junges Architektenteam beauftragt, sich gemeinsam mit uns Gedanken zur Gestaltung dieses Stadterweiterungsgebietes zu machen. Wir haben auch eine Sport-Mehrzweckhalle eingeplant, ein Schul‑ und Universitätszentrum und sogar, Robert Parzer, das wird dich freuen, eine Kirche und ein Pfarrheim. (GR Robert Parzer: Das ist ein Schmäh!) Nun, wir haben den aber schon vorher gehabt, den Schmäh. Es gibt Gläubige in allen Parteien. Wir haben einen Business‑ und Büropark, eine Gewerbezone eingeplant, wir haben durchgrüntes Wohnen eingeplant - natürlich nicht in diesem Ausmaß, wie es seitens der Stadt Wien eingeplant ist -, wir wollten, dass etwa 10 000 Leute, das ist uns vorgeschwebt, dort wohnen, abgesehen jetzt von den Arbeitsplätzen. Es werden jetzt mehr werden, und über diese Entwicklung sind wir nicht ganz glücklich, aber wir verschließen uns dieser Entwicklung auch nicht, wie es andere Parteien bei anderen Stadtentwicklungsgebieten machen, etwa in Rothneusiedl, wo auch wieder Parteiinteressen - ich möchte nur an den einen Bezirksrat erinnern, der dort einige Grundstücke hat - sehr viel bei der Parteilinie mitspielen. 

Das haben wir in diesem Falle nicht gemacht, obwohl es ein Leichtes gewesen wäre, mit den Planungen an die Öffentlichkeit zu gehen, rundherum, rund um das Flugfeld, Angst zu machen, es werde alles furchtbar und schrecklich werden, und der Verkehr, und es wird explodieren, und überhaupt, und auch die Kriminalität, und die Drogenszene. Das hätten wir alles machen können und hätten dort locker, so wie es jetzt in Rothneusiedl stattfindet, in einigen Wochen ein paar tausend Unterschriften zusammengebracht. 

Das haben wir nicht gemacht, wir haben hier auch konstruktiv mitgearbeitet, weil das Flugfeld Aspern - wir haben es ja schon oft besprochen - in den letzten Jahrzehnten sehr viele Steuermillionen verschlungen hat, und weitgehend brach liegt. 

Und ich möchte es noch einmal wiederholen: Natürlich wäre es mir als direktem Anrainer weiter lieber gewesen, dass dort nichts passiert und dass sich dort weiter Fuchs und Hase gute Nacht sagen. Es ist ein schönes Leben dort, aber es kann nachher auch schön sein. Wir haben dort nicht diese Themen ausgenutzt, um parteipolitisches Kleingeld zu wechseln, wie es andere Parteien bei anderen Stadtentwicklungsprojekten tun. Und weil es viele in der FPÖ umgesetzt sehen, werden wir zustimmen. 

Wir werden aber nicht auf die unmittelbaren Anrainer vergessen, aber auch nicht auf die Bevölkerung in Aspern, Breitenlee, Eßling und Hirschstetten, die natürlich durch diese Entwicklungen, durch die zuziehenden Menschen, durch die Betriebe, die dort angesiedelt werden, durch die Bautätigkeit - natürlich zumindest temporär - in Mitleidenschaft gezogen werden wird. Und da werden wir darauf achten, dass das in halbwegs erträglicher Form geschieht. Wir werden schon jetzt damit beginnen, weil - wie ich in den Medien gelesen habe - der Wiener Wirtschaftsförderungsfondschef, der Dr Rießland angekündigt hat, dass schon ab 2008 am Flugfeld die Bagger auffahren werden, und dass zwei größere Betriebe, welche, glaube ich, hat er nicht gesagt, dort angesiedelt werden. Es gibt auch schon einen Plan für die Zu‑ und Abführung des Verkehrs, nämlich auf die Großenzersdorfer Straße, am Flugfeld vorbei, wir haben aber noch keine genauen Pläne gesehen. Und da muss man auch Acht geben - weil es neben dem Flugfeld noch ein weitgehend gut erhaltenes Naturparadies, ich möchte sagen, ein Rückzugsgebiet für viele Tiere, für Wild und für Vögel gibt -, dass dieses Naturschutzgebiet nicht in Mitleidenschaft gezogen wird, und auch die Anrainer, die um das Flugfeld in den letzten Jahren zu Tausenden angesiedelt werden, nicht zu sehr in Mitleidenschaft gezogen werden, denn wenn das der Fall sein sollte, wenn wir da den Braten riechen, werden wir natürlich dagegen mobil machen. 

Wir werden auch darauf achten, dass, wenn die A23-Verlängerung, die für uns, für die Entwicklung dieses Gebietes, unabdingbar ist, von Hirschstetten zur zukünftigen Nordostumfahrung, zur S1, realisiert wird, dies auch so passiert wie im Bereich Hirschstetten, wo die großen Gemeindebauten sind und im Bereich weiter östlich dann, im Bereich Eßling, Aspern, im Bereich der Lehnsiedlung, wo es umfangreiche Siedlungen gibt, dass das dort in Tieflage und in gedeckelter Bauweise realisiert wird. Da werden wir uns für diese Anrainer auf jeden Fall stark machen, da wird halt die Asfinag mehr Geld investieren müssen, da wird die Stadt Wien härter verhandeln müssen, weil, wenn das nicht in dieser von uns und von der Bevölkerung gewünschten Form realisiert wird, wird es sicher von unserer Seite massiven Widerstand geben.

Wir sind nicht mit allem hundertprozentig einverstanden, was in diesem Masterplan alles eingezeichnet ist. Weil von Kollegin Puller ein Antrag vorgelegt werden wird – er liegt noch nicht vor, sie wird ihn erst noch einbringen –, werde ich schon jetzt unsere Position dazu darlegen. Wir sind gegen diese zwei Straßenbahnlinien, also zum Ersten gegen die Verlängerung des 25er, die ja unter Umständen durch den Ortskern von Eßling geplant ist. Wir sind seit einigen Jahren vehement dagegen, aber auch gegen die Straßenbahnlinie, die durch Hirschstetten zum Flugfeld geführt werden soll, beziehungsweise zum S80-Knotenpunkt nördlich von Aspern. Auch hiergegen sprechen wir uns massiv aus, weil im Bereich Hirschstetten, bei den großen Wohnhausanlagen in der Ziegelhofstraße und Quadenstraße, Dutzende, wenn nicht Hunderte, Parkplätze flöten gehen würden. Und wenn man sich dort am Abend umschaut, sieht man, es gibt dort, obwohl man wirklich am Rande von Wien ist, eine massive Parkplatznot. Darum sehen wir den Sinn dieser Straßenbahnlinie nicht ein. Wir haben immer gesagt, das Busnetz ist in diesem Bereich zu verdichten. Aber der Antrag von Kollegin Puller ist deswegen interessant, weil sie hier - nach dem Vorbild Karlsruhe - eine wirklich intelligente Verknüpfung von Straßenbahn und Schnellbahn vorschlägt. Wir sind bereit, hier mitzudiskutieren und uns mit einzubringen. Wir wollen aber diese zwei Straßenbahnlinien trotzdem nicht durch die Orte führen - das möchte ich hier festhalten, aber wenn man eine intelligente Art der Verknüpfung dieser beiden Verkehrsmittel im Osten von Donaustadt findet, dann sind wir dabei. Darum werden wir diesem Antrag, damit man darüber einmal eingehend diskutiert, auch zustimmen.

Wie gesagt, was die Stadt Wien an Geld zur Verfügung hatte, um diesen Masterplan zu erstellen, haben wir Freiheitlichen durch Hausverstand und Engagement wettgemacht. Es hat sich schlussendlich ausgezahlt, viele unserer Ideen sind Gott sei Dank dort eingeflossen. Und wenn sich jemand wundern sollte, warum ich heute die Therme nicht erwähnt habe, so sei kurz erwähnt, da bin ich gerade in Gesprächen mit Dr Rießland. Und da wir mit einigen anderen Kollegen die letzte Woche in Helsinki bei einem Verkehrskongress geweilt haben, bin ich nicht so richtig zusammenkommen mit ihm, um diese Gespräche weiterzuführen, und darum sage ich zu diesem Thema nichts. Kollege Nevrivy macht mich aufmerksam, dass ich die fünf Minuten schon überschritten habe und auf die zehn Minuten zuschreite. Das möchte ich zum Anlass nehmen, um den Schlusssatz anzubringen: 

Wir werden diesem Masterplan, obwohl wir nicht in allen Punkten hundertprozentig mit der Linie der Stadt und der Magistratsabteilungen konform gehen, zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, ich stelle fest, dass der vorgesehene Berichterstatter, Kollege Hora, jetzt auch Platz genommen hat. Nur der Ordnung halber. 

Als nächste Rednerin ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Die Entwicklung am Flugfeld Aspern ist sicher eines der größten Stadtentwicklungsprojekte, die in den nächsten Jahren auf Wien zukommt. 20 000 Menschen sollen dort leben, etwa ebenso viele Arbeitsplätze sollen geschaffen werden, das Ganze auf 200 ha. Das sind Ausmaße, die wir normalerweise hier selten diskutieren. 

Aus grüner Sicht würde es natürlich mehr Sinn machen, die innerstädtisch brachliegenden Flächen zu verwerten, aber da dürfte es leider immer noch Probleme mit dem Grundstückseigener, und vor allem der ÖBB, geben, diese wirklich rasch lukrieren zu können. Insofern muss man sich als Stadt damit abfinden, dass man auch auf Gebiete zurückgreifen muss, die weiter außerhalb liegen, wie eben das Flugfeld Aspern. Noch dazu, und das ist, glaube ich, die ganz große Chance bei diesem Projekt, weil der Grundbesitz doch weitgehend in öffentlicher Hand ist, also vormals Stadt Wien - Wohnfonds, Wirtschaftsförderungsfonds und Bund. Man hat gemeinsam eine Projektentwicklungsgesellschaft gegründet und ich hoffe - und ich gehe dann ohnedies später noch darauf ein - dass man sich dadurch nicht die öffentliche Verantwortung ein wenig zu weit aus der Hand gegeben hat, wenn es nämlich ins Detail geht.

Der ganze Prozess ist zumindest mit öffentlichen Diskussionen abgelaufen, es gab Ausstellungen und uns ist besonders wichtig, dass jetzt mit diesem Beschluss die öffentliche Diskussion darüber nicht endet, sondern dass das jetzt ein Zwischenschritt ist, und fortgeführt wird. Es ist ganz wesentlich, dass in der weiteren Folge, vor allem, wenn es um Flächenwidmungen geht, eine bessere Information als üblich angeboten wird, und dass man wirklich offensiver informiert und Möglichkeiten zur Mitsprache einräumt. 

Ein zweiter wesentlicher Punkt ist in meinen Augen, dass das, was jetzt in diesem Papier, in diesem dicken schönen Heft, formuliert ist, auch sichergestellt wird. Das heißt, eine Qualitätssicherung dessen, was da formuliert ist bis zum Schluss. 

Also Schluss, eine Stadt wächst ja immer weiter, also zumindest über die nächsten zwanzig Jahre, wo man dort wirklich Maßgebliches errichten will. Es ist auch im Masterplan angesprochen, und ich möchte das kurz zitieren, weil es mir ein wenig zu vage ist und zwar heißt es unter „Aktiver Mitarbeiter, EigentümerInnen": „Ein Gebietsmanagement soll sich mit der Betreuung und Verwaltung öffentlicher Agenden und des öffentlichen Eigentums befassen, und nicht zuletzt wird die Projektgesellschaft von allen potenziellen Bauherren verlangen, dass gemeinsame Qualitätsprinzipien eingehalten werden.“ 

Ich denke, es wird nicht reichen, wenn die Projektentwicklungsgesellschaft das verlangt, sondern man wird sich vorher gemeinsam auf diese Qualitätskriterien einigen müssen, und da wird es auch eine öffentliche Diskussion dazu geben. Da kann sich auch die Politik nicht zurückziehen und da wird man auch mehr verlangen müssen, und man wird auch die Bauwerber, die Bauträger sowie alle möglichen Investoren, die darauf spitzen, bei diesen Projekten mitzumachen, mit verbindlichen Regelungen dazu anhalten müssen, dass sie sich wirklich an diese Qualitätskriterien halten. 

Ich möchte erinnern, dass beispielsweise das Projekt Kabelwerke, die KDAG, jetzt schon sehr weit fortgeschritten ist. Ich habe vor Kurzem an einem Informationsabend teilgenommen, wo auch im Magistrat festgehalten wurde, wie schwierig es war, die Straße, die von privater Seite finanziert wurde, dann in die öffentliche Hand abzutreten und man musste sich erst schwierige Konstruktionen überlegen, um eine solche Detaillösung zu finden. Und ich denke aber, genau daran liegt es, wie der öffentliche Raum dann gestaltet wird, wer zahlt, wer hat die Haftung. 

Es sind beispielsweise in diesem Masterplan schon ganz tolle Hof-Typologien vorgeschlagen, unterschiedlichste schöne Freiräume um diese klassische Blockrandbebauung, die aber nur dann funktionieren, wenn sie wirklich durchgängig zugänglich sind und wenn nicht jeder einzelne Bauträger, wie oft leider üblich, auch Zäune aufstellt. Ich denke, das kann eben nur über Qualitätsmanagement, über eine Projektbegleitung, festgehalten und verpflichtend vorgeschrieben werden.

Ein weiterer Punkt in dem Zusammenhang ist auch der Schulbau. Es sind Schulbauplätze vorgeschlagen, allerdings wird es natürlich auch daran liegen, rechtzeitig mit dem Bund über die Finanzierung der AHS zu verhandeln, so dass man dann nicht feststellt, dass die Wohnungen fertig, aber die Schulen noch nicht ausreichend vorhanden sind. 

Ein weiterer Punkt sind die Kinderspielplätze. Wir haben oft das Problem, dass in neuen Stadtentwicklungsgebieten mit Hilfe des allseits bekannten § 69 Ausnahmegenehmigungen erteilt werden, weil es heißt, dass die Bauplatzkonfiguration diese Kinderspielplatz-Errichtung nicht ermöglicht. Ich meine, in diesem Fall darf das auf keinen Fall vorkommen, weil ja die öffentliche Hand quasi Grundstückseigentümer ist. Sie hat den offiziellen Besitz jetzt sozusagen in eine Projektentwicklungsgesellschaft übertragen, aber immerhin steht es noch in einer Hand, und deswegen kann es dann doch nicht so sein, dass die Konfiguration der Bauplätze so ungünstig ist, dass man diese Kinderspielplätze nicht ausreichend sicherstellt.

Ein vierter Punkt, die Parkplätze: Da gibt es auch relativ innovative Vorschläge. Ich möchte dazu ein Zitat bringen, und zwar wird aus verschiedensten Gründen formuliert: „daher kann tendenziell ein reduziertes Stellplatzangebot angestrebt werden.“ 

Also, mir ist dies insofern eindeutig zu wenig, weil man ja, das steht auch drinnen, einen ganz hochrangigen öffentlichen Verkehrsanschluss hat, man hat die Schnellbahn-Station, man hat die U-Bahn-Station. Also, da muss dann auf jeden Fall auch bei der Flächenwidmung eine reduzierte Zahl an Stellplätzen, also Stellplatzreduktion bei den Wohnbauten, vorschreiben, weil wenn man direkt an der U-Bahn eine Wohn- oder auch eine Büroimmobilie hat, ist es sicher nicht notwendig, für jede einzelne Wohnung einen Stellplatz anzubieten. 

Und einen fünften Punkt, weil wir das schon auch im Ausschuss ein wenig diskutiert haben: Also, erstaunlicherweise ist ja bei diesem ganzen Stadtentwicklungsgebiet die einzige Kritik der ÖVP-Fraktion gewesen, dass es keinen Kirchenbauplatz gibt. Ich möchte darauf hinweisen, es gibt auch keinen ausgewiesenen Kulturstandort, was ich verwerflicher finde, muss ich ehrlich sagen, wobei ich die Begründung verstanden habe, dass man sagt, einen Kulturstandort vorzuschreiben, ist nicht zeitgemäß, man wird das dort eher bei der Prozessbegleitung sicherstellen. 

Es ist eben vorgesehen, eine sakrale Kulturstätte zu errichten, und es wurde ja auch schon über die Namensgebung diskutiert, also über St Aloisia, Kardinal König, et cetera. Nach dem, was wir hier so alles gehört haben, ist es der ÖVP sicher sehr wichtig, dort einen Kirchenbau zu haben. Wir sind der Meinung, dass eine sakrale Kulturstätte ausreichend definiert ist. Wir würden uns sehr freuen, wenn es eben eine Kulturstätte wäre, wo sich vielleicht sogar verschiedene Religionen treffen könnten. Wir werden daher auch dem Antrag, den die FPÖ jetzt einbringen wird, nicht zustimmen. 

Und wird jetzt dieses ganze Stadtentwicklungsgebiet wirklich so werden wie hier so schön formuliert wurde? Die Frage ist wie so oft die der Instrumente. Wie verpflichte ich die Bauwerber, das auch zu tun, was ich will. Und ich möchte hier ein Beispiel bringen, das, glaube ich, sehr anschaulich ist. Es gibt natürlich auch ein schönes Bild dazu. (Die Rednerin entfaltet einen Plan.) Wie Sie hier hoffentlich sehen können, ist im Straßenraum des Öfteren im Masterplan ein Balkon eingezeichnet. Ich habe das auch schon in der Stadtentwicklungskommission gesagt, aber ich sage es noch einmal, weil ja einige Herren und Damen im Wohnbauausschuss, aber nicht in der Stadtentwicklungskommission sind: Die Wiener Bauordnung erlaubt diese Art der Balkone im Straßenraum nicht. Es ist generell verboten, Balkone straßenseitig anzuordnen und ich hoffe sehr, dass wir über diesen Paragraph der Wiener Bauordnung im Zuge dieses Verfahrens diskutieren können, denn wenn man die Straßen neu plant, kann man auch diese Straßengestaltung so vorsehen, dass sie so ausgestaltet ist, dass eben auch Balkonnutzungen straßenseitig möglich wären. Also, ich halte dieses Dogma, das aus vorangegangenen Zeiten stammt, für schwer überarbeitungswürdig und hoffe, dass wir insofern hier eine Chance haben, die Bauordnung nachzubessern. 

Dem öffentlichen Raum ist ein guter Stellenraum eingeräumt. Es ist aber auch hier die Frage, mit welchen Instrumenten ich die Qualität sicherstelle. Also, ich erwarte mir, dass es zumindest bei einem solchen Ausmaß drei Wettbewerbe, offene Wettbewerbe für landschaftsplanerische Maßnahmen, gibt. Und da möchte ich auch gleich eines hervorheben, was mir hier positiv aufgefallen ist. Ich habe das in Wien noch nie gesehen und es wird uns, glaube ich, alle begeistern. Es ist vorgesehen, schon im Vorfeld die Baufelder in der Form verständlich zu machen, dass man Gras und Sonnenblumen pflanzt, und zwar eben genau dort, wo dann die Baublöcke stehen werden. Das gibt es in anderen Ländern mit Pfeilmodellen, sodass man sich die Volumina vorstellen kann. In dem Fall wird man die Felder verstehen können. Ich halte das für eine sehr gute Idee und ich glaube, das soll von dieser Prozessbegleitung wirklich durchgeführt und sichergestellt werden.

Abschließend: Für mich gibt das Leitbild eine gute Richtung vor, es ist sehr gut gearbeitet worden. Ich denke, auch die MA 18, die MA 21, der Wirtschaftsförderungsfonds und der Wohnfonds haben da gut zusammengearbeitet. Es hat sich sicher bezahlt gemacht, dass man schon in der Grundphase zusammengearbeitet hat. Ich hätte mir gewünscht, dass vielleicht auch jemand von der Baupolizei dabei ist, um eben solche Themen vielleicht schon im Vorfeld verständlich zu machen, aber ich hoffe, dass das in weiterer Folge auch passieren wird. 

Es sind auch Gender-Aspekte berücksichtigt. Auch da hoffe ich, dass es nicht nur ein Leitbild bleibt, sondern dass es auch bei Flächenwidmung und in weiterer Folge Thema ist. Es geht jetzt an die Sicherung der Ziele, eben darum, wie ich diese Qualitäten sicherstelle. Oft hat es ja schon gute Leitbilder in Wien gegeben, und wenn man dann die Orte im Nachhinein besucht, ist man entsetzt, was aus diesen tollen Konzepten geworden ist. 

Wir stimmen deshalb diesem Leitbild zu, aber wir Grünen garantieren, dass wir Sie unter genauer Beobachtung halten, wie Sie weiter diese Ziele verfolgen und möchten auch gerne beitragen, dass diese Ziele erreicht werden. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr StR Walter. 

StR Norbert Walter, MAS (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Mit Fug und Recht kann man wohl sagen, dass das heutige Datum hier im Wiener Gemeinderat wieder einmal ein historisches Datum ist, denn der Beschluss des Masterplans Flugfeld Aspern ist eine Never-ending-Story und wird vielleicht bald zu einer Ending-Story werden. 1991 hat es begonnen als erstes konkretes Projekt, dann hat das WIFO 1994 empfohlen, dass das Areal zu einem Industriegebiet gemacht wird. 1995 hat Hannes Swoboda gesagt, keine Realisierungsphase oder keine Realisierungsphase, bevor nicht die Infrastruktur klar ist, 1996 hat der jetzige Infrastrukturminister in Rust bei der Klubklausur gesagt, keinen Weiterbau auf der grünen Wiese, 2004 hat StR Sepp Rieder gesagt, Flugfeld Aspern für Industrie- und Betriebsansiedlungen nutzen, und, halleluja, 2007 ist der Masterplan endlich fertig. 

Positiv formuliert könnte man auch sagen, ein toller Erfolgsroman, die Entdeckung der Langsamkeit könnte auch von einem SPÖ-Planungsstadtrat stammen. 

Grundsätzlich ist zu sagen, wir werden dem Masterplan zustimmen, verhehle aber nicht, dass es noch einige kritische Anmerkungen dazu gibt. Die grundsätzliche Kritik, die ich anbringen möchte, ist zum einen, dass ja geplant war, ein neues Bezirkszentrum in der Siedlungsstruktur zu machen, was im Moment aber nicht funktionieren wird, denn das Flugfeld wird durch vier Barrieren eingeschlossen. Das sind die Ostbahn und die Autobahn im Norden, zwei Grundstücke im Osten und Westen und eine großflächige Industrienutzung im Süden. Das Ring-Straßensystem unterstützt diese Tendenz zusätzlich. 

Insgesamt erschwert die Grundkonzeption eine Öffnung nach außen, und eine integrierte Stadtentwicklung, die auf städtebaulicher Basis als integriertes Bezirkszentrum zu entwickeln gewesen wäre, funktioniert so nicht. Wenn ich die Infrastruktur anschaue, dann war es jahrelanges Credo der SPÖ, dass man gesagt hat, keine Entwicklung auf dem Flugfeld ohne entsprechende Infrastruktur. Im Vergleich zum Wienerberg haben wir jetzt einen Quantensprung erlebt, und trotzdem verhehle ich nicht, dass die S1 zumindest im Masterplan nicht mehr zu finden ist, also das Kriterium fehlt gänzlich, die hochrangige Straßenverkehrsanbindung beschränkt sich im Wesentlichen auf zwei nach Norden gerichtete Autobahnen und Anbindungen zur A23, und das heißt, auf 90 Prozent des Zufahrtsverkehrs. 

Es gibt zwar noch zwei Anbindungen über zwei Nebenstraßen mit zwei Fahrspuren, diesen droht aber, wenn auf der A23 die Hölle los ist, eine Überlastung und natürlich zusätzlich auch dem Ortskern in Aspern. 

Zum Wissenschafts-Forschungsstandort ist zu sagen, möglicherweise werden viele Dinge noch Wunschträume bleiben, denn bis 2013 die angepeilten 41 000 m² umzusetzen, da müsste man bald beginnen, und vor allem ist aus heutiger Sicht weit und breit keine Universität bereit, dort hinzugehen.

Wiens wirtschaftliche Entwicklung wird aber in hohem Maße davon abhängen, inwieweit wir uns im internationalen Wettstreit der Foundation-Standorte positionieren können und natürlich auch aufzeigen können, international konkurrenzfähig zu sein, attraktive Leit- und Standorte zu entwickeln, aus denen ausreichend Erweiterungsmöglichkeiten entstehen, integrierte Planungen zu machen, und dann auch die Umsetzung. 

Das heißt aber und setzt voraus, Ansiedlung von Lehr-, Forschungs- und kooperierenden Produktionsbereichen, daneben aber auch attraktive Wohnungen, und zwar Wohnungen für das Forscherpublikum, vor allem für ein international zugeschnittenes Forscherpublikum, und es wird nicht ausreichen, das normale Standardprogramm des sozialen Wohnbaus dort anzubieten.

Ich denke, da sollten wir aufpassen, dass wir nicht die Chance vertun und diesen Wissenschafts- und Wirtschaftsstandort vergeuden, denn ansonsten wird uns eines passieren, was das WIFO im Jahre 1994 gesagt hat, und wenn man es damals ernst genommen hätte, dann wäre rund um General Motors ein Autocluster entstanden, und das Detroit Europas wäre nun nicht über der Grenze, sondern wäre hier in Wien entstanden. (Beifall bei der ÖVP.)
Es wird zu wenig sein, davon zu träumen, dass man Zentrum Mitteleuropas wird, wenn man nichts dafür tut. (Beifall bei der ÖVP.)
Apropos träumen: Träumen ist ja auch eine schöne Tätigkeit und hin und wieder denke ich mir, in welcher Stadtregierung ist das tagtäglich zu viel der Fall. Gerade rechtzeitig sind die 2006er Zahlen des WIFO gekommen, und raten Sie einmal, wo die Stadt Wien wieder liegt. Erraten, auf Platz 9, also an letzter Stelle. Und wenn ich heute ein PID-Mitarbeiter wäre, dann würde ich wahrscheinlich in eine Jubelbroschüre der Stadt hineinschreiben: „Großer Erfolg für Wien, beim Wachstum wieder unter den Top 10.“ (Beifall bei der ÖVP. – GR Dr Matthias Tschirf: Traurig, traurig! – GR Christian Oxonitsch: Das ist sicher ein Witz!)
Und um noch paar Zahlen zu nennen: Österreichs Wirtschaft ist 2006 im Schnitt um 3,1 Prozent gestiegen, Vorarlberg hat 4,1 Prozent geschafft, Niederösterreich 3,8 Prozent. Oberösterreich 3,7 Prozent und Wien nicht einmal die Hälfte, oder knapp die Hälfte von Vorarlberg, nämlich 2,2 Prozent. Dass damit natürlich auch die Arbeitsplätze zusammenhängen, ist ohnedies klar. Im Schnitt haben wir in Österreich eine Zunahme von 1,7 Prozent gehabt, Tirol war am stärksten mit 2,4 Prozent und Wien mit 1 Prozent absolutes Schlusslicht. Die rote Laterne hängt also immer noch am fahrenden Zug. 

Lassen Sie mich am Schluss noch ein paar Worte zur inneren Stadterweiterung sagen, weil ich glaube, gerade wenn Sie einen Masterplan für ein Stadtentwicklungsgebiet machen, ist es auch höchst an der Zeit, auch einen Masterplan für die Innere Stadt, und vor allem für die Entwicklung der alten Stadt, zu machen. Viele unserer ÖVP-Kolleginnen und Kollegen hier sind gerne Visionäre und Propheten, und ich darf nur erinnern, dass Dr Busek hier im Gemeinderat 1984 schon davon gesprochen hat, dass wir ein Großprojekt der vielen Kleinprojekte brauchen. Ein Bekenntnis zur qualitätsorientierten Stadtentwicklung, und einige nur kurze wichtige Forderungen möchte ich hier noch einmal zitieren, denn sie sind auch 2007, 30 Jahre nachher, immer noch aktuell. Ja, wir sind nachhaltig. (Beifall bei der ÖVP.) 

Erhard Busek hat gesagt, die Revitalisierung der innerstädtischen Kernzonen ist ein Gebot der Stunde. Viele historisch gewachsenen Grätzel der Stadt harren immer noch der Verbesserung der Wohnqualität. Die Umgebung des Wohnens muss aufgewertet, Dach- und Hofbegrünungen als Aufwertungen der Lebensqualität müssen verstärkt gefördert werden. Und ich erinnere nur daran, dass wir letztes Jahr ganze 180 Eigentumswohnungen gefördert haben. Das ist ein Trauerspiel, was da passiert. (Beifall bei der ÖVP.)

Die Angebotsqualitäten für die Kinder müssen um ein Vielfaches gesteigert werden. Neu geplante Gebiete dürfen nur realisiert werden, wenn sie über höchste Standards verfügen. Ich sage einmal, der Masterplan Aspern erfüllt viele gute Standards im Vergleich zu Rothneusiedl, und was dort passieren soll.

Spezielles Augenmerk ist auf die Sicherheitsbedürfnisse von Familien und Kindern zu legen. Wir brauchen in der Stadt auch Inseln der sozialen Nähe und Ruhe vor der Schnelligkeit der Geschäftsstraßen, die sie nicht anstecken soll, und der sie in ihren eigenen langsamen Geschwindigkeiten folgen. 

Lassen wir also das Projekt der 1 000 neuen Blumen in Wien aufblühen. Diese von Erhard Busek aufgestellten Worte haben heute noch Gültigkeit, auch wenn Herr Reindl das bezweifelt, aber vielleicht war er damals gerade noch in den Kinderschuhen, aber ich habe Sie nur erinnert, weil manches Mal muss man ja nicht das Rad neu erfinden. Und die Schätzungen der Wirtschaftskammer besagen immerhin, dass es mögliche Investitionsgrößenordnungen von um die 100 Millionen EUR sind.

Um es noch einmal zu sagen, wir brauchen auch einen Masterplan für die Stadt, einen Masterplan der Inneren Stadt, um die Stadtviertel mit den Handelsachsen, den Dienstleistungshaltern, den Markt- und Treffpunkten neu zu konzipieren und zusammenzustellen. Wir brauchen auch Unverwechselbarkeiten in dieser Stadt, nicht Gleichmacherei und Schönfärberei, wir wollen auch Eigeninitiativen mehr fördern, und vor allem wird in Zukunft auch echte Bürgerbeteiligung notwendig und wichtig sein.

Und letztendlich haben alle hier das Interesse, und gerade wir auch von der ÖVP, wir brauchen eine belebte Stadt, und in diesem Sinne stimmen wir dem Masterplan Aspern zu. Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Dampier. Ich erteile es ihm. 

GR Karl Dampier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist dies ganz sicher ein großer Wurf der Stadtplanung, ein Jahrhundertereignis, das hier beschlossen werden soll, das vor Jahren mit den Planungen begonnen wurde und jetzt sozusagen als eine große Zwischenetappe in Form des Masterplans Flugfeld Aspern vorliegt. Es reiht sich ein in die Leistungen der Wiener Stadtverwaltung, weit zurückgehend, zum Bau der Wiener Ringstraße, der Stadtbahn, bis zum absoluten Hochwasserschutz der Donauinsel, des internationalen Zentrums Wien mit der UNO‑City und auch der Donau City, wo wir vor Kurzem ein Geschäftsstück hatten.

Wie gesagt, es ist ein großer Tag für die Stadt und für die Bürger dieser Stadt. Und in der Dimension, die es haben wird, ist dieses Planungsgebiet auch international in der Region, insbesondere in der Region CENTROPE. Diese ist für mich von sehr große Bedeutung für die Zukunft, ist jetzt schon ein sehr großer Meilenstein in der Planung und wird noch bedeutender, wenn es durch den Bezug, eventuell durch Universitäten - ich gehe dann darauf ein -, durch wirtschaftliche Bereiche, durch Betriebe und auch durch Wohnungen belebt wird. 

Diese 10 Kapitel auf 128 Seiten, da gehört zu Beginn einmal all jenen gedankt, die daran teilgenommen haben. Auch wenn natürlich bei einem solchen Projekt sehr viele Planer sehr gut verdienen - das soll auch so sein - ein Dankeschön denen, die das als Architektengruppe gewonnen haben, ein Dankeschön den Damen und Herren des Magistrats. Ein besonderes Dankeschön aber auch, zwar zuletzt gesagt, aber ganz besonders vom Herzen kommend, den Bürgerinnen und Bürgern, die hier engagiert mitgemacht haben.

Dieses 2 km² große Areal, vor Jahren noch im Randbereich der Stadt, und im Randbereich eigentlich der westlichen Welt gelegen, ist nun - natürlich auf Grund vieler politischer Ereignisse um uns im Ausland, etwa durch den Fall des Eisernen Vorhangs, tatsächlich ins Zentrum gerückt. Zwar nicht ins Zentrum der Donaustadt, es wird aber sicher ein Zentrum des 22. Bezirks und liegt im Zentrum der Region Centropa, was ich, wie gesagt, für sehr wichtig halte. 

Und es ist daher auch kein Zufall, und den drei Damen und Herren, den so genannten ExpertInnen vor Ort, den Bürgerinnen und Bürgern, die eingebunden wurden, was ja nicht alltäglich ist in einer Stadtplanung einer großen Stadt, in Wien aber schon, nämlich der Barbara Poll, dem Karl Haas und dem Wolfgang Polak, möchte ich persönlich danken, nicht nur, weil ich sie aus vielen politischen Diskussionen im Bezirk kenne, sondern weil ihre Arbeit ja wahrscheinlich die schwierigste von allen Beteiligten war. Sie waren sehr oft Reibebaum als ExpertInnen vor Ort, die in dieser Zeit, so wage ich zu behaupten, von Laien zu wirklichen Könnern in der Planung geworden sind. Sie waren ja einerseits in der Planung drinnen, haben das mitgelebt und das Wesentliche zu einem großen Teil mitgetragen und sind natürlich dann, so wie wir Politiker auch, vor Ort oft vor der Konfrontation gestanden, Stadtentwicklung, nichts geht mehr, keine weiteren Entwicklungen, wir wollen, dass neben uns nicht gebaut wird, und so weiter. Das ist fürwahr keine leichte Arbeit, und umso mehr freut es mich, wenn sie in ihrem Vorwort eben - ich sage jetzt nur die Schlagworte - Worte sagen, die ich als Politiker des Bezirks und dieser Stadt unterstreiche: „Wir gehören jetzt zum Zentrum“ oder: „Wenn das fertig wird, ist das ja eine Themenlandschaft im Leben“ oder: „Wir freuen uns, dass da vermehrt Radwege gebaut werden.“ Ja, einer der Teilnehmer hat sogar diesen großen Wurf der Stadtplanung mit der Wiener Schule der Medizin um 1900 verglichen. 

Es ist ein Aufbruch in eine neue Zeit, und ein Lob auch an die Planer, was Gender Mainstreaming betrifft. Und dass das auch diesbezüglich ein ganz großer Vorzeigestadtteil werden soll, diesen Ehrgeiz sollten wir, glaube ich, auch haben. Also, wenn Bürger, die da mittun, dem zunächst einmal durchaus kritisch und auch heute teilweise noch kritisch gegenüberstehen, mit solchen Worten ein Vorwort schreiben, dann haben sie sich was gedacht, und es ist diese Planung dann auch wahrscheinlich als in Ordnung zu bezeichnen. Das ist ja auch der Grund, und freut mich ganz besonders, dass wir das heute einstimmig beschließen. Ich werde dann noch kurz auf bisherige Vorredner oder bisher in der Öffentlichkeit Gesagtes eingehen. 

Für mich ist es eine besondere Freude, ich möchte sogar sagen, Ehre, dass ich hier sprechen kann, bin ich doch einer jener Donaustädter, der eine Ortschaft weiter, in Stadlau, geboren wurde. Mittlerweile sind es 37 Jahre, ja, so lange bin ich in der Politik, zunächst in der Bezirkspolitik, dazwischen war ich etwas in der Stadtpolitik und bin jetzt wieder in der Stadtpolitik. Ich kenne dieses Gebiet, wohne jetzt im Dorf Aspern, dem Plangebiet, gleich neben dem Flugfeld Aspern, habe dieses Gebiet in meiner Kindheit als Zuschauer beim großen Preis von Wien bei den Autorennen erlebt, als Zuschauer bei Flugtagen, war dann selbst Flugschüler dort, und habe zu jenen bösen Buben damals gehört, die den Grabstein gesetzt haben für den Flughafen, als sich die Anrainer gefreut haben, wie er gesperrt wurde. Dieser steht heute noch, im übrigen gleich neben dem Gedenkstein, wo der erste Postflug Wien-Kiev angeführt wird, das war nämlich auch von diesem Gebiet aus. 

Wir haben also diesen Grabstein damals gesetzt, weil wir dann wo anders fliegen mussten. Aber die meiste Zeit bin ich ohnehin segelgeflogen, das macht nicht so einen Lärm, und später war ich dann eine Zeit lang Motorflieger, aber wo anders.

Ganz besonders hat mich auch die Diskussion lange Jahre in der Bezirksentwicklungskommission mit allen Fraktionen gefreut, wo dieses Projekt dann gemeinsam und in weiterer Folge dann in der Stadtentwicklungskommission auch mit den anderen Fraktionen, durchwegs eigentlich zumeist sachlich, behandelt wurde.

Zu den Vorrednern: Es freut mich, der Toni Mahdalik ist zwar jetzt nicht da, ich habe es ihm ohnedies schon gesagt und werde es ihm nochmals sagen, dass es mich freut. (GR Kurth-Bodo Blind: Schreib es auf!) Sagen Sie ihm halt, ich erhebe sicher keinen Vaterschafts- oder Mutterschaftsstreit darüber, wer was als Erster dort vorgeschlagen hat. Alle haben gute Ideen gehabt, und so sollte es eigentlich auch in einer Stadt sein. Es ist ja auch erlaubt, dass die Opposition einmal gute Ideen hat, warum nicht. (GR Robert Parzer: Nein, das kann sie doch gar nicht! – Heiterkeit bei der ÖVP.) Bei dir bin ich da ohnedies ein bisschen kritischer, den Part mit der Kirche wird dann eher meine Kollegin abdecken, aber ein paar Worte kann ich dir leider nicht ersparen. 

Und wenn dann Kollege Mahdalik auch da gesagt hat, wir haben ja nicht so einen Beamtenapparat wie die SPÖ: Jetzt weiß ich schon, dass natürlich die Beamten der Stadt Wien vorbereitend für die Regierungspartei arbeiten, aber es darf ja auch erlaubt sein - und gelegentlich geschieht es ja auch -, dass Oppositionspolitiker positiv und konstruktiv mit unseren Beamten zusammenarbeiten. Das ist ja absolut nicht verboten. Daher wünsche ich mir das, und je öfter wir das gemeinsam zusammenbringen, desto besser ist es. 

Und wenn Toni Mahdalik gesagt hat, er werde sehr aufpassen, dass den Anrainern ja nichts geschieht, dann sitzen wir in dem Fall ausnahmsweise sogar auch wieder im selben Boot. Das werden wir auch weiter tun, das wird die SPÖ-Fraktion im Bezirk machen, das wird der Herr Stadtrat tun, das werden auch unsere Planer in der weiteren Folge machen. Also, da sind wir uns weitgehend schon einig. 

Zu Frau Kollegin Gretner kann ich sagen, eigentlich habe ich immer ein Hakerl gemacht, weil meistens das, was Sie gesagt haben, richtig ist. Jawohl, die öffentliche Diskussion darf nicht enden, jawohl, die Mitsprache der Bürger soll jetzt weiter fortgesetzt werden, bis der letzte Schlüssel dort für einen Betrieb oder für eine Wohnung übergeben wird, jawohl, die Qualitätssicherung bis zum Schluss soll es und muss es geben, da werden wir darauf achten, und ganz besonders bin ich auch bei Ihnen, wenn Sie sagen, dass die Gestaltung im öffentlichen Raum finanziell abgesichert gehört. Zu allen Ebenen möchte ich dann noch etwas mehr sagen. 

Was das Verhandeln mit dem Bund betrifft, von dem zwei Vorredner auch schon gesprochen haben, möchte ich sagen: Jawohl, das ist wichtig, das ist ja in der Vergangenheit auch schon geschehen, und ich vertraue da der Regierung Gusenbauer, auch dem Finanzminister Molterer, ich sage das ganz ehrlich, und vor allem auch dem Infrastrukturminister Faymann, dass all die Dinge, wo wir heute noch keine konkrete Jahreszahl dazuschreiben können, dass all die Dinge, tatsächlich alle Infrastrukturen, auch für das Rundherum und für die Integration dieses Gebietes, rechtzeitig fertig sind.

Bei StR Walter habe ich mir eigentlich zu Beginn gedacht, nun ja, er sagt eigentlich fast dasselbe wie ich. Er sprach von einem historischen Datum, und dass die ÖVP ihre Zustimmung geben werde. Da war er positiv optimistisch, aber zum Schluss ist er dann doch eher in das Raunzerimage abgerutscht, was ich eher vom Heurigen kenne, wo man Lieder über den Tod singt, und ich halte es eigentlich weniger originell, wenn das ein Wiener Stadtrat da am Rednerpult des Rathauses macht, das sage ich ganz ehrlich. Ich möchte dazu nur sagen, sich da herauszustellen und zu sagen, die Grünzüge links und recht - also im Osten und Westen für die, die es nicht so genau wissen - sind eine negative Barriere, da gehört also schon was dazu. 

Auf die bin ich nämlich stolz, meine Damen und Herren, und ich bin auch stolz, dass in weiser Voraussicht die Stadtverwaltung im Osten den Gedächtnis-Himmelteich gemacht hat, und auch im Westen eine Aufpflanzung stattgefunden hat. Nun, was kann es Schöneres geben, als wenn ein Gebiet, wo man eigentlich erst zu bauen beginnt, jetzt schon mitten im Grünen steht. Etwas Schöneres kann es ja gar nicht geben. Und wenn man die Infrastruktur einer Eisenbahn und eines Autobahnanschlusses, noch dazu so kreativ, wie es derzeit andiskutiert wird, bedenkt - ganz sind wir ja noch nicht fertig mit der A23-Diskussion – und wenn man sich da heraus stellt und das als negative Barriere bezeichnet, dann sage ich ganz ehrlich, ich verstehe das eigentlich nicht. Und wie gesagt, was die Sache mit dem Bund betrifft, die S1, die sehe ich zwar in der Ferne, manche wollen es gar nicht sehen oder in anderer Variante sehen, aber ich bin da optimistisch. 

Und was die Universitäten betrifft, möchte ich kurz einiges sagen, und mich bei den Themen, auf die ich noch eingehen werde, und die ich noch selbst bringen möchte, kürzer halten. Wir sind nicht aufgefordert, uns da herauszustellen und zu jammern, keine Uni habe Interesse. Erstens einmal stimmt es nicht ganz, es haben Direktoren - das weiß ich auch, meine Information stammt aus der Stadtentwicklungskommission und weil ich mich in der Stadt umhöre - eben keinen großen Löffel, um es auf Wienerisch zu sagen, nach Aspern zu gehen. Sie formulieren halt leider immer noch altväterisch „da hinaus an den Stadtrand“. Aber von „da hinaus an den Stadtrand“ kommt man, wenn das fertig ist, in 28 Minuten mit dem Intercity nach Bratislava und in ein paar Minuten mit der U-Bahn auf den Stephansplatz. 

Die Studentenvertreter und die Studenten haben das schon erkannt, denn da gibt es nämlich nicht wenige in Wien - und vor allen Dingen, und ich habe mich umgehört - und auch in der Region CENTROPE, die ganz gerne dort studieren würden, die ganz gerne dort eine Campus-Uni hätten und ganz gerne mit einem öffentlichen Verkehrsmittel in einer halben Stunde oder 40 Minuten zu Hause wären. Das soll unsere Denkweise sein, nicht hier hinausgehen, zwar sagen, wir stimmen zu, und dann trotzdem ein bisschen zu jammern, fast wie immer, hätte ich jetzt fast gesagt, aber nein, ich habe es wirklich gesagt, sondern wir sollten positiv alle auffordern, damit dieser Prozess des Bauens dann auch nach der Flächenwidmung recht schnell geht, denn eines steht für mich fest: Die Wohnungen zu bauen, da haben die Stadt Wien und auch die Bauträger zu viel Übung, da wird von der Zeit her nichts schief gehen. Aber jetzt ein großer guter Startschuss mit einer beheimateten internationalen oder Wiener oder privaten Universität, das wäre was. Das ist ungefähr so, wie die Münchner auf Grund der olympischen Spiele ihre Stadtplanung um zehn Jahre vorangetrieben haben. Genauso würden wir uns auch um Monate und Jahre, vom jetzigen Zeitlevel her gesehen, nach vor schmeißen, wenn jetzt sozusagen der große Fisch, eine Uni, anbeißen würde. Und da haben wir zu werben und nicht zu jammern, egal, ob wir Regierung oder Opposition in Wien sind. So sehe das zumindest ich.

Ich habe schon eingangs erwähnt, dass die Geschichte dieses Gebietes auch sehr viel mit meiner persönlichen Geschichte, die mittlerweile auch 59 Jahre alt ist, zu tun hat und ich glaube - und da komme ich zu dem zurück, was Kollegin Gretner auch gemeint hat mit dem öffentlichen Raum -, dass man in der Stadt den Wohnungsbau gut planen kann, den Betriebsstättenbau gut planen kann, und dann letztlich auch bauen und ausführen kann. Das zeichnet ja Wien aus, das ist ja ganz normal. 

Ich glaube aber, dass gerade in einem solchen Gebiet, wo, jawohl, auf der grünen Wiese, die nächsten Jahre groß gebaut wird, es ganz besonders wichtig ist - und da ist man ja in keinem Platzkorsett drinnen mit dem öffentlichen Raum, wie vielfach anderswo in der Stadt, die sich über Jahre und Jahrhunderte entwickelt hat -, dass man sich planerisch zunächst einmal im positiven Sinne austoben kann. Das ist geschehen, und da kann man tatsächlich auch was machen und gestalten. Und ich glaube, es ist auch wieder für die Anrainer rundherum, für die, die schon lange Donaustädterinnen und Donaustädter sind, und für die, die neue Donaustädterinnen und Donaustädter werden, einfach für die zukünftige Identität, für die Wahrnehmung dieses Gebietes als Nachbarstadt und auch für die Wahrnehmung als Wohngebiet, ganz besonders wichtig, auf alle geschichtlichen Ereignisse einzugehen. Ich will sie jetzt nicht bis zur Jungsteinzeit zurück verfolgen und aufzeichnen, das ist ohnehin ganz hervorragend in dem Masterplan alles beschrieben, und ich persönlich habe sehr viel Erfahrung damit, weil ich seit Langem auch schon im Bezirksmuseum in der Donaustadt mitarbeite, aber all das muss dort im öffentlichen Raum, oder soll dort im öffentlichen Raum verewigt werden. Und da darf es dann nicht heißen, für diese Kulturstätte oder für dieses Kleinmuseum in einer U-Bahn-Station, wo wir halt Ausgrabungen aus diesem Gebiet beispielsweise herzeigen, sei kein Geld da. Das soll es nicht und darf es nicht geben.

Und natürlich soll auch – das weiß ich schon, da hat nicht jeder den gleichen Zugang zur geschichtlichen Entwicklung, zu Autorennen auf dem Flughafen, und leider muss dann auch auf kriegerische Ereignisse in dem Gebiet eingegangen werden. Geschichte soll man aber nicht leugnen, aus der Geschichte soll man lernen, und das alles soll in irgendeiner Form hergezeigt werden.

Und weil das auch so der Zeitplan ist, wie sich das entwickelt hat und weil das Jahr 1991, hat Kollege Walter gesagt, es war aber in Wahrheit 1992, wo das erste Expertenverfahren stattgefunden hat, so sieht man, dass es in der Stadtplanung auch - und ich stehe nicht an, das auch hier so zu formulieren - durchaus gut sein kann, wenn man zunächst einmal drauflos plant, und wenn man die Planung fertig hat, dann auch die weise Einsicht aufbringt und sagt, lassen wir uns noch Zeit ein bisschen und überdenken wir das noch einmal. 

Das hat sich in diesem Fall als positiv herausgestellt, und möglicherweise wären die Planungen nicht so gut und so schön gewesen, wenn man damals gleich drauflosgebaut hätte. Das mag sein, ganz werden wir es aber wahrscheinlich im Nachhinein nie feststellen können. Ich gebe aber zu - ich habe ja damals im Bezirk auch schon mitgearbeitet -, mir hat dieses Projekt mit den Sichtkorridoren von Architekt Rainer damals eigentlich auch schon gut gefallen.

Den öffentlichen Raum habe ich schon erwähnt, nun die Rolle in der Region: Hier möchte ich noch einmal betonen, dass es nicht nur wichtig ist, das Gebiet dort möglicherweise sozusagen international zu bereichern oder dem Gebiet einen internationalen Touch zu geben, wenn dort eine Universität ist, und wenn dort zum General-Motors-Werk auch noch andere, internationale und auch österreichische Betriebe hinkommen, sondern ich glaube, dass das gelebte Leben in der Region CENTROPE nicht nur vom wirtschaftlichen Bereich, nicht nur vom Planen und von Politikern aus gesehen wird. Es scheint mir im Moment, dass die einen es mehr tun, die anderen weniger, auch in unseren eigenen Reihen, ja in allen Reihen, in allen Fraktionen ist es so. Ich glaube, wichtig ist, dass es in alle Lebensbereiche greift, dass es eben dann weiter geht in die Lebensbereiche Kultur, dass alle Generationen daran teilnehmen, und dass vor allen Dingen die Menschen aus den benachbarten Regionen, aus Bratislava, aus Györ, von wo auch immer, dieses Gebiet besuchen.

Und ich wünsche mir eigentlich jetzt schon in der Detailplanung, dass wir hier mit unseren CENTROPE-Städten in den Nachbarländern Patenschaften machen. Das könnte, wie gesagt, auf dem Gebiet der Kultur und des Sports sicher zu einer Bereicherung führen.

Ein wesentliches Thema bei einem so großen Planungsgebiet ist natürlich die Verkehrsangelegenheit. Ich sagte schon, wie kurz die Wege dann nach Bratislava werden, zum Stephansplatz, zum Praterstern, wohin auch immer, wo es zugegebenermaßen aus diesem Gebiet auch jetzt - das wissen wir alle - beim öffentlichen Verkehr die berühmten weißen Flecken auf der Landkarte gibt, und die Betriebszeiten und die Intervalle nicht immer die besten sind. Das wird sich schlagartig ändern und ich habe das auch in der Bezirksvertretung in vielen Diskussionen gesagt und betone es heute wieder, wir müssen in Zukunft bei Stadtentwicklungsgebieten, und bei diesem ist es natürlich ganz besonders auch angebracht, den Anrainern, nicht wie manche das tun, Angst machen, sondern den Anrainern auch sagen, jawohl, es wird verkehrsmäßig Belastungen geben, jawohl, während der Bauzeit wird es Belastungen geben. Das soll man alles nicht leugnen, man soll aber auch dazusagen, dass es dann Infrastrukturen geben wird, die es jetzt in diesem Gebiet, in Aspern und im Randbereich von Aspern und auch in Eßling, und beispielsweise in einer anderen Nachbargemeinde in der Donaustadt, nicht gibt. Insbesondere im Verkehrsbereich, aber auch bei anderen Bereichen, glaube ich, wird das dort positiv gesehen.

Ganz besonders möchte ich noch etwas hervorheben, weil das in einer Verkehrsplanung eines neuen Stadtentwicklungsgebietes nicht alltäglich ist, und es wurde leider von StR Walter auch irgendwie - zumindest habe ich es so aufgefasst - negativ verstanden: Also, ich bin jetzt schon ein Fan dieser Ringstraße, ich freue mich schon, ich freue mich sogar noch mehr und ich wiederhole jetzt das, was ich in der Stadtentwicklungskommission mehrmals gesagt habe: Da kann man so schön dimensionieren, dass alle Verkehrsteilnehmer gut Platz haben, da kann man so gut dimensionieren, dass für Straßenbegleitgrün noch Platz bleibt, da muss man nicht sauteure Ampelanlagen bauen, da kann man beispielsweise auch Kreisverkehre in die Landschaft setzen. In diesen Kreisverkehren kann man Kunst im öffentlichen Raum machen, Skulpturen beispielsweise. Also, was es in Lanzarote, auf einer Insel, von Caesar Manrique gibt, das kann es auch in Wien, in Aspern, geben. Das sind für mich die positiven Herausforderungen. 

Mag sein, dass jetzt irgendeiner sagt, nun ja, wegen der Kleinigkeit hält er uns jetzt da auf, aber genau das sind die Dinge, die die Leute dann täglich sehen, die die Leute dann auch begeistern, weil man halt nachgewiesenermaßen, wenn man ein bisschen Auto fahren kann, in einem Kreisverkehr besser weiterkommt als bei einer Verkehrsregelung mit Ampeln, wenn man zwei Ampelphasen bei Rot steht. Und das ist jetzt egal, ob man Autofahrer, Fußgänger oder sogar Radfahrer ist. 

Sehr ehrgeizig sind die Ziele auch beim öffentlichen Verkehr, das soll nicht geleugnet werden, was sozusagen das Umdrehen, das völlige Umdrehen des Modal-Split ist, nämlich der Verkehrsaufteilung. 

Wenn wir jetzt in der Planung gesagt haben, 30 Prozent soll Rad‑ und Fußgängerverkehr werden, so kann natürlich jetzt jemand, der pessimistisch denkt, da herausgehen, oder anderswo, und sagen, das erreicht ihr nie. Ich würde sagen, probieren wir es. Die Voraussetzungen von der Planung sind da, wenn man sagt, wir schauen, dass dort, wenn alle öffentlichen Verkehrsmittel fertig sind, 70 Prozent sich mit dem öffentlichen Verkehr abspielt, und nur mehr 30 Prozent dann mit dem restlichen, sozusagen stinkenden Individualverkehr.

Eine weitere Diskussion, und da gehe ich jetzt gleich auf die Kritik ein, die eventuell kommen könnte: Was meine Person selbst und andere Kolleginnen und Kollegen der SPÖ‑Fraktion betrifft, die wir uns immer stark gemacht haben - oder auch weiter noch machen, sage ich Ihnen in einen Beisatz dazu - für eine Straßenbahn nach Eßling ... (GR Robert Parzer: Ha, ha!) Ja, ich weiß, lache nur, also, du hast auf jeden Fall Grund dazu, Kollege Parzer. Die anderen wissen ja den Hintergrund nicht, warum du lachst, du hast natürlich, wenn es nicht kommt, auf jeden Fall gute Überlebenschancen. Ob politisch in den eigenen Reihen weiß ich nicht, weil du hast ja gesagt, wenn die erste Straßenbahn dann dort fährt, haust du dich vor die Straßenbahn. Also, wenn sie nicht kommt, lebst du weiter, nicht? Ich nehme an, bei einem Bus, bei einem Schnellbus wirst du das ja nicht machen. (GR Robert Parzer: Das habe ich ja auch nicht gesagt!) Also, das hast du nicht gesagt, nun gut, du bist ja heute auch noch nicht zum Wort gemeldet gewesen. 

Also noch einmal: Für mich sind solche Planungsdiskussionen eben Proteste, die ich ernst nehme. Und ich bin weiter persönlich der Meinung, dass es nicht schlecht wäre, wenn auch nach Eßling eine Straßenbahn fährt, aber ich lasse mich gerne durch Zahlen, durch Planer überzeugen. Wenn jetzt, das war ja früher nicht so bekannt wie jetzt, wenn also jetzt zwei Straßenbahnlinien, eine von Hirschstetten kommend und eine von Aspern kommend, in den westlichen Teil des Flugfeldes fahren, und die A23 fertig und der Modal-Split von der Planung her erreicht ist, den ich vorhin zitiert habe, dann fahre ich gern von Aspern nach Eßling, auch mit einem Schnellbus, wenn wir uns da etwas trauen mit einer Busspur. Wir haben uns ohnedies schon ein bisschen was getraut, nicht alles, aber ein bisschen was haben wir uns ja schon getraut. Es waren nicht alle gleich begeistert. 

Also, für mich sind solche Dinge keine Überlebensfragen, und ich haue mich nicht vor den Bus oder vor die Straßenbahn oder springe noch auf irgendeinen fahrenden politischen Zug, sondern für mich ist das einfach ein Diskussionsprozess. Wir werden warten bis dieser abgeschlossen ist, und ich werde mich an der Diskussion sowohl in meiner eigenen Fraktion als auch in der Stadtentwicklungskommission, und wo auch immer, beteiligen. 

Die Struktur und die Pläne sprechen ja eine so gute Sprache. Noch einmal: Also dieser Masterplan ist nicht nur textmäßig und inhaltlich super, er ist, glaube ich, praktisch so gestaltet, dass auch Leute, die nicht alle Tage mit so etwas zu tun haben, sich auskennen. Und auch das spricht ja für diejenigen, die das erzeugt und gemacht haben. 

Ich möchte noch einmal auf die Stadträume, auf den öffentlichen Raum, eingehen und auch noch einmal betonen, dass mir das sehr wichtig erscheint, und das wurde auch immer wieder bei Diskussionen in der Stadtentwicklungskommission bestätigt. Jawohl, ich glaube, dieser Teich mit insgesamt über 500 m langer Uferzone, die eine Seite eher streng mit Kaimauer, die andere eher als Liegewiese gestaltet, wie im Urlaub, dieser Teich und die Wasserläufe sollten tatsächlich in der Phase null ... (GR Dr Herbert Madejski: Aber mit Grillern!) Also, ich kann noch nicht vorhersagen, wer den ersten Griller dort aufstellt, aber ich bin sicher, ich sehe dich bei der Eröffnung in der ersten Reihe im Bierzelt. Da bin ich fast sicher, ich freue mich schon darauf. Ich sage es dir ganz ehrlich, ich habe keine Probleme damit, aber es freut nicht immer alle in meiner Fraktion, das sage ich gleich dazu, aber ich sage es trotzdem, ich befasse mich lieber bei solchen Dingen mit den großen planerischen Dingen. Dann bauen wir es so hin, wie wir es uns ausmachen und schauen es uns an. Und ich bin dagegen, ich bin wirklich dagegen, dass man in der Stadt alles maßregelt. Wien ist so eine lebendige Stadt, die ist unter Bgm Zilk - ich habe das ja alles miterlebt - zu einer lebendigen Stadt gemacht worden, da war er sogar noch Kulturstadtrat. Ich gebe zu, Busek hat sogar auch ein bisschen was dazu beigetragen, Ihr weniger, zumindest kann ich mich da an nichts Produktives erinnern. Und unter Bgm Häupl mit seinem Stadtratteam wird das fortgesetzt. 

Warum muss man immer alles maßregeln, warum soll ich jetzt da hinausgehen. Ich werde das sicher nicht unterschreiben und ich werde da auch sicher nicht sagen: Im Asperner Flugfeld darf, wenn es fertig ist, niemals ein Griller stehen. Ich werde das sicher nie sagen, und das darf man auch nicht sagen. Ich bin alt, genau wie du, fast gleich alt sind wir oder jung, nimm es, wie du willst, aber bei solchen Dingen bin ich einfach jung geblieben. Das ist wahrscheinlich deshalb, weil ich in so einem jungen, dynamischen Bezirk zu Hause bin. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte noch etwas sagen zu diesem Teich - jetzt hätte ich fast etwas vergessen, weil du mich da abgelenkt hast – also, da ist ja so eine Aussichtsterrasse geplant oder angedacht, von wo man aus dieses Flugfeld Aspern, dieses Gebiet, in den weiteren Bauphasen dann wachsen sehen kann und da kann es durchaus auch so sein, dass das, so wie Kollegin Gretner das gesagt hat, durch Blumen, oder durch was auch immer, in der Landschaft angedeutet wird. Ich möchte hier noch einmal betonen, für mich ist es ganz besonders wichtig, auch wieder für die Akzeptanz der übrigen Donaustädter und der Anrainer in der Region, dass man dort hingehen kann, dass man nicht wie sonst bei einem Wohnbau, unter einer totalen Gefährdung auf einer solchen zukünftigen Baustelle herumkriecht, wenn gerade kein Bauarbeiter da ist am Wochenende, sondern dass man das wirklich unter Umständen sogar organisiert geführt beobachten kann, und dass dann durchaus auch während des Baues noch Ideen, eben im öffentlichen Raum, im Kulturbereich, was auch immer, zusätzliche Ideen von der Bevölkerung, kommen könnten. Da bin ich, wie gesagt ganz bei Kollegin Gretner. 

Die Nagelprobe, das sage ich auch gleich dazu, die nächste Nagelprobe, ob wir dann sozusagen die nächste Tranche der Beschlussfassung auch wieder einstimmig haben werden, wird ja dann die Flächenwidmung sein. Ich würde mich wirklich freuen - ich sage das ganz offen -, wenn trotz meiner vielleicht zu optimistischen Einschätzung im Vergleich zur nicht so optimistischen Einschätzung anderer, wir auch dann, wenn wir die Flächenwidmung weiter bearbeiten, gemeinsam Zeit finden, positiv daran zu arbeiten - und ich orte das bei einigen Fraktionen -, und dass man nicht irgendwelche Themen eventuell als Absprungsbasis sucht.

Wie schon gesagt, zu der ganzen Glaubenssache werden, nehme ich an, Kollege Parzer und dann meine Kollegin Schrödl sprechen. Ich möchte nur eines dazu sagen: Also, ich habe nicht verstanden, dass man das so bringt, wie es gebracht worden ist. Das hat halt wirklich, ja, das ist „Kronen Zeitungs“-Niveau, und ein Außenstehender, der sich nicht auskennt in der Stadt, könnte vielleicht sogar glauben, die haben dort auf eine Kirche vergessen. Also, ich sage dir das, was ich im Ausschuss auch gesagt habe: Erstens lasse ich mir eben von dir, ich sage das jetzt vor allen, auch nicht sagen: „Du rede nicht mit, du gehst nicht in die Kirche.“, nur weil ich gemeint habe, ich bin kein praktizierender Katholik. Ich bin aber römisch‑katholisch, ich bekenne mich auch dazu. Ich habe nur manche Probleme mit der Amtskirche, aber damit bin ich ja nicht alleine auf der Welt, oder? Da kenne ich ja viele Kirchengeher und Sonstige, die auch Probleme haben. Und ich spende von meiner SPÖ‑Sektion sogar für eine Mission in Ecuador, ob du es glaubst oder nicht, aber nicht fürs Beten alleine, sondern für die armen Leute dort. Also, solche Sachen lasse ich mir nicht unterstellen, und ich möchte mit dir jetzt hier nicht ein Ranking machen, welche Pfarrer im 22. Bezirk eher deine Freunde sind oder meine, weil das Match, glaube ich, gewinne ich auch noch. Aber gut, das nur zu dem. 

Und ich glaube auch, dass sowohl die römisch-katholische Kirche als auch viele andere Glaubensgemeinschaften, die legal und anerkannt sind in Wien und anderswo, in Wahrheit mit dem Miteinanderreden viel weiter sind als wir Politiker. Das habe ich dir im Ausschuss schon gesagt, und das sage ich dir jetzt auch, denn die machen miteinander wirkliche Gottesdienste, die führen miteinander Gespräche über Themen, die die Welt bewegen. Und die römisch-katholische Kirche sowie andere Glaubensgemeinschaften auch, ob dies von manchen in der Stadt erwünscht ist oder nicht, kümmern sich um Stadtteilgebiete, kümmern sich schlichtweg um internationale Konflikte, reden miteinander und bringen auch miteinander etwas zusammen. Und nachdem ich bei solchen Sachen auch schon dabei war, Kollege Parzer, du wirst es nicht glauben, kann ich sagen, die bringen manchmal mehr weiter auf dem Gebiet als wir Politiker, das stehe ich nicht an, hier zu sagen. 

Und daher wird für alle Glaubensgemeinschaften und wurscht, ob dort ein Kirchturm steht, ob dort ein modernes Gebetshaus steht, ob das nach ihrem persönlichen Ritual ist, oder ganz was Neues ist, Platz sein müssen, wenn sie es wollen. Wir Sozialdemokraten trennen zwar Staat und Religion, aber wir verbieten auch keine Religion, und daher sind alle willkommen, und alle können sich dort um einen Grund bewerben. Da gibt es so viele schöne Platzerl, dass auch für alle Religionsgemeinschaften dort Platz ist. 

Ich komme zum Schluss. Nochmals Dank allen für die bisherige Arbeit. In der Masterplanmappe sind alle persönlich angeführt, die mitgearbeitet haben und es gibt ja in Zukunft, habe ich gehört, auch ein großes Fest diesbezüglich, und das ist auch gut so. Machen wir weiter, optimistisch, so positiv mit der offenen Planung, wie wir das in Wien gewohnt sind, tragen wir diese Art der Planung weiter in die Region CENTROPE um die Welt. Ich wünsche mir für die Flächenwidmung, wie gesagt, genau dieselbe Einhelligkeit wie heute; und ich wünsche uns, nämlich denen, die dort bauen werden und denen, die dort einziehen werden - das wird noch dauern, das weiß ich - viel Glück und viel Glück auch für dieses große Projekt, das wir gemeinsam zum Wohle der Wienerinnen und Wiener, und darüber hinaus für die Region mit nachhaltiger Wirkung geplant haben, weiterplanen werden, und letztlich auch vollenden werden. Die Zustimmung ist ohnehin gegeben, ich sage formell trotzdem, ich freue mich über die Zustimmung aller. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Gleich vorweg, keine Frage, die Grünen werden dem Leitbild zustimmen. Ob wir dann der Flächenwidmung zustimmen, Kollege Dampier, das werden wir noch sehen. Kommt darauf an, ob und wie weit Leitbild und Wirklichkeit auseinander klaffen. Aber es kommt gerade Kollege Mahdalik von der FPÖ, und zuerst möchte ich natürlich ein bisschen eingehen auf meine VorrednerInnen, bevor ich dann sage, was für uns gut oder nicht so gut ist an der ganzen Geschichte. 

Also, ich habe es interessant gefunden, dass die FPÖ auftritt, in dem Fall Kollege Mahdalik, und uns erklärt, dass in dem Leitbild ganz viele freiheitliche Vorschläge drinnen sind, und dass sie eigentlich nur zu wenig Mitteln gehabt hätten, weil sonst wäre es noch besser gewesen als das Leitbild, das wir da gesehen haben. 

Das veranlasst mich zu dem Gefühl, hat die FPÖ die Erdrotation auch erfunden? Offensichtlich schon, weil es ist ja unglaublich, was man da alles hört und Unterschriften und alles Mögliche, und daneben ist ein Naturschutzgebiet. 

Kollege Mahdalik, daneben ist kein Naturschutzgebiet, schauen Sie auf der Landkarte nach, es ist daneben kein Naturschutzgebiet, aber wurscht. Und Fuchs und Hase, die sagen sich dort vielleicht gute Nacht, aber im Wesentlichen ist es so, dass dort Stadtentwicklung stattfinden wird – ob soll, das muss man diskutieren - aber im Wesentlichen wird das stattfinden, und es ist ein schönes Projekt, und da sage ich, vielleicht hat die FPÖ auch bei manchen Teilen dieses schönen Projekts dieselbe Idee gehabt. Auf das will ich jetzt gar nicht weiter eingehen, aber im Wesentlichen find’ ich es interessant, dass Sie gegen die Bims, wie es so schön heißt, zum Flugfeld Aspern sind. 

Meines Wissens ist dort, präsentiert in einem Stadtentwicklungsplan, festgelegt, dass es keine Straßenbahnverbindung nach Eßling geben wird, sondern eine Busverbindung. Und das war es halt, und nicht eine Bim nach Eßling.

So, das war einmal das eine. Übrigens habe ich es ja angenehm gefunden, dass Sie nicht die heißen Quellen erwähnt haben, denn da hat sich mittlerweile herausgestellt, dass man da ohnedies etwas machen kann und dergleichen Dinge mehr. Das Zweite war, dass der Stadtrat der ÖVP, Norbert Walter, den ich ja ob seiner literarischen Kenntnisse sehr schätze, ein tolles Buch mit dem Titel „Entdeckung der Langsamkeit" erwähnt hat. Da geht es natürlich auch um die Langsamkeit, aber das Problem ist, dass die Metapher, die er gebraucht hat, ein bisschen anders aussieht. Wer das Buch kennt, weiß, da geht es um einen John Franklin, und der findet die Nordwestpassage nicht, und das gleich zweimal. 

Die einzige Passage, die es im Flugfeld Aspern gibt, ist die Nordostumfahrung und ich glaube auch, und wünsche mir, dass die Stadt die Nordostumfahrung nicht findet. So gesehen ist John Franklin wieder eine gute Metapher für uns.

Nur, im Buch geht es darum, dass John Franklin sehr umsichtig ist und zwischen den Eisschollen hindurch bei der Nordwestpassage seinen Weg sucht, um seine Mannschaft oder Frauschaft in dem Fall zu schonen. Und das ist ja an und für sich eine gute Geschichte, denn dass er langsam war, war gut, denn sonst wären sie im Eis umgekommen. In unserem Fall zu sagen, die Stadt hat lange gebraucht, stimmt, aber ich denke mir, manchmal ist es besser, man überlegt länger und es kommt ein besseres Ergebnis heraus. 

Jetzt aber noch geschwind einmal zum Kollegen Dampier. Nun, geschwind wird es nicht gehen, weil er hat uns ausführlich seine Lebensgeschichte nahegebracht, und ich kenne mich da jetzt aus. Er war als Bub dort draußen, er hat sich Autorennen angeschaut und die Flugshows, er arbeitet, oder er hat gearbeitet, bei einem Bezirksmuseum und alles mögliche andere, ich will gar nicht weiter darüber reden, also sehr ausführlich ist er auf sich und das Projekt eingegangen, würde ich einmal sagen. Was mich aber ein bisschen irritiert, ist zu sagen, es sei ein großer Wurf und ein Jahrhundertereignis wie die Ringstraße und der Hochwasserschutz. Das ist so in einem Atem gekommen mit dem Flugfeld Aspern. Ich glaube, es ist ein schönes Projekt, keine Frage, ja ein schönes Projekt. Ob es aber ein Jahrhundertereignis wird oder ein Jahrhundertflop, das wird sich erst herausstellen, das werden wir erst sehen im Laufe der nächsten, ich sage jetzt einmal, 20 Jahre. Die Donau City ist uns sehr wohl als großes Ereignis präsentiert worden, jetzt ist es ein bisschen weniger großes Ereignis, es gibt nämlich von den Bürgern Beschwerden, dass es dort ganz viel Wind gibt, dass es ganz laut ist - das darf man übrigens nicht einmal als Resolutionsantrag in der Donaustadt stellen, das haben wir jetzt mittlerweile erfahren -, und dergleichen Dinge mehr. Es gibt unter den Bürgern eine hohe Unzufriedenheit in der Donau City. 

Ich hoffe, dass das neue Projekt nicht ähnlich enden wird. 

Und jetzt zu sagen, wir gehören zum Zentrum, oder, zum Beispiel, es ist so gut wie die Wiener Schule der neuen Medizin, da denke ich mir, schön, dass es so ist. Man könnte vielleicht auch noch sagen: „Die Sonne der Werktätigen scheint dort besonders.", oder was weiß ich. 

Also, ich glaube noch einmal, dort soll etwas entstehen, es ist ein guter Masterplan, ob aber die Sonne der Werktätigen scheinen wird, beziehungsweise die Wiener Schule der neuen Medizin als entsprechende Metapher herhalten kann, das werden wir erst sehen. 

Letzter Satz zu Ihnen, Kollege: Sie sagen, Sie hätten Vertrauen in die Regierung Gusenbauer und Finanzminister Molterer. Aber so, wie die zwei miteinander umgehen, denke ich mir, habe ich kein Vertrauen in die beiden Herren und ich denke mir, schön, dass ein Mitglied der SPÖ in den Bundeskanzler Vertrauen hat, aber das haben die Studenten anders gesehen. Der VSStÖ hat unter anderem auch eine denkwürdige Schlappe erlitten jetzt bei den ÖH-Wahlen, vielleicht auch deswegen, weil Vertrauen gut ist, aber Kontrolle besser. Sagt der Humanic zumindest. 

Okay, jetzt so weit so gut, (Zahlreiche Zwischenrufe bei der ÖVP.) ja, ja, die ÖVP weiß, der Kollege Hahn oder jetzt Bundesminister Hahn, hat auch das Pulver erfunden, aber egal. 

Ich komme da noch einmal zu unserem Masterplan zurück. Also noch einmal, wie gesagt, ein sehr, sehr schönes Projekt, wirklich ein sehr, sehr schönes Projekt, schaut auch nach ganz vielem aus, aber es sind ein paar Rahmenbedingungen, die mich ein bisschen irritieren, sage ich jetzt einmal. 

Das eine ist in Wirklichkeit so: Da hinten soll es eine Verkehrsverbindung geben, die war ursprünglich B3b benannt und ist eine Umfahrungsstraße, wunderbar. Die Stadt Wien will die B3b nicht zahlen, also heißt sie A23 und ist auf den Sankt-Nimmerleins-Tag verschoben worden, das muss man dazusagen, auf ganz weit zurück. Umfahrungsstraßen planen sie dort, aber die Umfahrungsstraße ist verschoben worden, weit nach hinten. So, das wird ein Problem geben im niederrangigen Verkehrssystem dort, das wird ein großes Problem geben, wenn das dort in relativ kurzer Zeit gebaut werden soll. Das ist einmal das Erste. 

Das Zweite ist der öffentliche Verkehr. Wir werden aber auch einen Antrag stellen, Kollegin Puller wird das auch tun, aber was uns ein bisschen irritiert, das ist die Geschichte, dass man darüber hinweggeht und sagt, nun ja, die Unis gehen dort nicht hinaus, und zwar deswegen – das war die Begründung – weil es dort einen Würstelstand gibt, und in der Stadt gibt es das Bräuhausviertel bei der WU und da kann man einfach besser und städtischer umgehen. 

Also, ich will nicht einmal sagen, dass es dort auch kein Tempo hat, das ist sozusagen, wie diese russische Akademikerstadt mitten im Wald entsteht. Das glaube ich auch gar nicht, sondern der Grund ist, dass es die Stadt Wien nicht zusammengebracht hat, die Unis dort hinauszulocken. Die Unis werden schon gute Gründe gehabt haben, warum das so ist, aber mit dem akademischen Zentrum in der Donaustadt ist nun einmal nichts geworden.

Mit dem kulturellen Zentrum wird es schwieriger, wenn es das andere nicht gibt. Also, ich denke mir, für mich ist die Gefahr eine ganz große, dass wir dort den Leberberg II haben. Eine schöne Stadt, also eine schönere als der Leberberg - das ist keine Frage -, aber eine Schlafstadt. 

Nächster Punkt, der mir total aufstößt und daraufhin auch den PlanerInnen, wenn man mit ihnen spricht, General Motors ist mittel- bis langfristig als Standort dort überhaupt nicht gesichert. Das weiß kein Mensch, und ich denke mir, es wäre sinnvoll, wenn man einen Plan B hätte dafür, denn wenn General Motors dort weg ist und der ganze Automobil-Cluster, der dort schon Arbeitsplätze hinlocken kann, dann habe ich dort in Wirklichkeit nur eine Schlafstadt und nichts anderes. Eine schöne Stadt, aber eine Schlafstadt. 

Zwei Punkte stoßen mir noch besonders auf, und zwar die Bürgerbeteiligung. Es gibt immer zwei Varianten, je nachdem, mit wem man spricht. Einmal heißt es, drei BürgerInnen vor Ort - sind natürlich auch gar nicht genannt -, dürfen auch etwas sagen, wunderbar. Das ist aber keine Bürgerbeteiligung, sondern das sind drei ExpertInnen vor Ort. Das ist die richtige Diktion. (GR Karl Dampier: Ein Workshop!) Ja, kann schon sein. Ja, ja, die Workshops. In der Donaustadt gibt es 130 000 Leute und drei Leute sind ausgewählt, die tun da ein bisschen „workshopen“. Kollege Dampier, ich kenne ja zwei Leute von den dreien gut, und die Erfahrungsberichte waren so: Es war nicht immer einfach, hat es geheißen, aber gut. 

Noch einmal dazu: Mittlerweile gibt es Sozialtechniken, und zwar in ganz Europa, nicht nur in Österreich, in ganz Europa, man kann sich das anderswo überall anschauen, und die Stadt macht es auch anderswo anders. Am Nordwestbahnhof-Gelände zum Beispiel, da gibt es die Möglichkeiten, dass man BürgerInnen in den Planungsprozess einbezieht, und nicht drei SchaubürgerInnen irgendwo auslost oder sich melden lässt. Da gibt es Möglichkeiten, wir werden sehen. Und Sie haben ja auch gesagt, und die Stadt sagt ja auch immer in Diskussionen, die BürgerInnen werden weiter einbezogen werden. Ich bin ja ein gutgläubiger Mensch und denke mir, schauen wir uns das einmal an, was da passiert. Bis jetzt war sie eher mager, die Bürgerbeteiligung. 

Dann noch das Flaggschiff. Das Flaggschiff und der See. Mitten drinnen im Gelände ein wunderschöner See. Also, da denke ich mir, das kann Wien wirklich herzeigen. Aber nur dann, wenn der Grundwasserspiegel passt, weil in der Donaustadt gibt es Schwankungen - und das weiß jeder Donaustädter - und zwar bis zu fünf Metern. Und es ist ein Unterschied, ob ich von der hartverbauten Kante - weil die gibt es ja dort, und nicht nur die flache, sondern auch die hartverbaute Kante - einfach in einen See hineinschaue, das wird immer gesagt in der Stadtentwicklungskommission, dann schau ich runter und zwei Meter unter mir ist das Wasser. Schön, aber wenn das Wasser sieben Meter unter mir ist, dann muss man sich vorstellen, das ist so, wie wenn ich zweieinhalb Stockwerke hinterschaue. Das schaut gar nicht gut aus. Und da denke ich mir, da wird man sich was überlegen müssen mit der Gewässervernetzung. Das steht aber nicht da drinnen, Kollege Dampier. Sie wissen, dass das so ist, Sie kennen sich aus in der Donaustadt, da gibt es Schwankungen. Diese Schwankungen beim Grundwasser sind am Masterplan völlig vorbeigegangen. 

So, jetzt sage ich natürlich was ganz Positives am Schluss, was uns ganz wichtig ist: Was uns besonders gut gefallen hat, ist nicht nur dieser schöne Plan, sondern, dass beim Wohnbau und auch bei den Büro- und Gewerbebauten wirklich höchstmögliche Energieeffizienz angestrebt wird. Das finden wir gut. Das hat Kollege Chorherr hineinreklamiert, wenn Sie sich noch recht erinnern. Und jetzt kommt ein ganz wichtiger Satz: Da hat die Stadt die Möglichkeit zu zeigen, was sie kann. Ich glaube, dass sie es kann. Die Frage ist nur, ob die politischen Rahmenbedingungen, beziehungsweise Tests, was sich sonst noch tut, in Wirklichkeit wieder dazu führen, dass wir den Leberberg II kriegen. Ich wünsche mir dort, wenn schon, einen wirklich ökologischen, energiemäßig voll ausgerüsteten Stadtteil und nicht den Leberberg zum zweiten Mal, denn das haben wir schon. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Parzer. 

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Viele Worte sind heute schon gefallen über den Masterplan, den auch wir heute uns freuen, mit Ihnen beschließen zu können. Es ist zu hoffen, dass dies das Langzeitprojekt endlich auf die Schiene bringen wird, denn dafür wäre es ja, das wissen wir alle, schon lange höchst an der Zeit gewesen. Der Umstand, dass wir so lange auf diesen Tag warten mussten, bremst ein bisschen die Euphorie bei der Zustimmung zu diesem Geschäftsstück, denn wir alle wissen, wir haben es bei diesem Projekt Asperner Flugfeld mit einer Zeitleiste zu tun, die ein bisschen einer endlosen Geschichte nahe kommt. Der Ankauf der Grundstücke durch die Stadt Wien geht bereits auf den Beginn der 80er Jahre zurück. Erst 1994, meine Damen und Herren, schien es konkret zu werden, nachdem man ein Architektenprojekt präsentierte. StR Swoboda hat ja dieses Projekt eher als negativ bezeichnet, nur StR Schicker hat es wieder aus der Mottenkiste herausgeholt, und jetzt gibt es endlich den vorliegenden Projektvorschlag, der theoretisch im Großen und Ganzen der von uns gewünschten Sache sehr nahe kommt. 

Allerdings gibt es von unserer Seite auch – obwohl Kollege Dampier immer erwähnt, dass dies negativ ist - einige Einschränkungen dazu. Der Zeitraffer, mit dem ich das bisherige Projekt aufgezeigt habe, wirft fast noch ein günstiges Licht auf die Wiener Stadtplanung, und jedenfalls ein günstigeres als es den wirklichen Tatsachen entspricht. Man hat den Eindruck, dass StR Schicker von Zeit zu Zeit mit irgendwelchen Großprojekten, die ja laufend auf uns zukommen, jongliert. Das geht aber vor allem auf Kosten der Bezirke, die für dieses Entwicklungspotenzial sehr wichtig sind, und hier gilt das wiederum sehr stark für unsere Donaustadt, einen Bezirk, dessen Bezirksentwicklung bislang eher stiefmütterlich betrachtet wurde, und auch verlaufen ist. Vor allem eines zeichnet sich in unserem Bezirk ab: Beim Bevölkerungswachstum, meine Damen und Herren, sind wir wirklich sehr gut bestellt, bei den infrastrukturellen Voraussetzungen trifft das leider etwas weniger zu. Selbstverständliche Freude über den Zuzug neuer Bezirksbürger mischt sich daher immer wieder mit der Sorge über die notwendigen Einrichtungen, die dieser Zuzug erfordern würde. 

Damit aber die Zukunft des Bezirks gesichert bleibt, brauchen wir mehr Schulen, mehr Arbeitsplätze, ausgebaute Verkehrswege, und vor allem auch öffentliche Verkehrsmittel. (Beifall bei der ÖVP.) Meiner Meinung nach koppelt sich das vorliegende Konzept des Asperner Flugfelds zu sehr von dieser Bezirksnotwendigkeit ab. Hier habe ich das Gefühl, dass die Bezirksentwicklung ein wenig zu kurz kommt, und dass in einem Bezirk, in einem übrig bleibenden Bezirk, ein isolierter Stadtteil entstehen könnte. 

Schon jetzt besteht die Donaustadt, das wissen wir ja alle, oder hören es immer wieder, zu sehr aus einigen isolierten Bezirksteilen. Ich möchte nicht alle neun Bezirksteile aufzählen, aber es ist schon etwas isoliert, wenn wir uns diesen großen Bezirk zu Gemüte führen. Es wäre daher sinnvoll, einen weiteren solchen nicht so anzulegen. 

Unser Bedenken, das wir haben, ist die Nutzungsaufteilung, meine Damen und Herren. Der diskutierte Uni-Standort, das wurde heute schon erwähnt, kommt jetzt definitiv nicht zustande, denn zu viele Nein kommen seitens der Technischen Uni oder der Wirtschaftsuni mit den Begründungen, warum sie nicht gewillt sind, diesen Standort Aspern zu akzeptieren, der ja wirklich, wenn man sich das so auf der Zunge zergehen ließe, dafür prädestiniert wäre, einen guten Standort abzugeben. Kollege Dampier, Kollege Maresch und Kollege Walter haben heute schon gesagt, in welch kurzer Zeit wir dann mit der fertig gestellten U-Bahn, die ja 2012 betriebsbereit sein könnte, von Aspern bis in die Innenstadt kommen würden. Das würde dann knapp 20 Minuten dauern. Und was Schöneres kann es ja für eine Universität fast nicht geben, in 20 Minuten in die Wiener Innenstadt zu kommen. Und dann wird auch dieses etwas abfällige - ich sage es deswegen, weil ich ja auch, und schon etwas länger als Kollege Dampier, in diesem Bezirk lebe -, dieses Transdanubien, dieses über der Donau, dann nicht mehr so weit weg sein, meine Damen und Herren. Und Sie sehen dann auch - ich denke da an unsere ganzen Bezirksvorkommnisse -, wie schön unser Bezirk eigentlich wirklich ist, und das werden Sie dann auch mit der U-Bahn hoffentlich genießen können. 

Meiner Meinung nach koppelt sich das vorliegende Konzept des Asperner Flugfelds etwas ab, und ich muss in diesem Zusammenhang schon einiges anmerken: Vor drei Jahren haben wir hier auch schon im Gemeinderat von der Science-City auf dem Asperner Flugfeld gesprochen und daher einen Stadtteil vorgeschlagen, der sich dadurch auszeichnet, eine Kombination von Wirtschafts- und Forschungszentrum zu sein. Da muss ich schon sagen, dass Ex‑Finanzstadtrat Rieder damals schon, als diese Gespräche mit Gugging ins Endstadium kamen, probiert hat, noch etwas zu retten, um es nach Aspern zu verlegen. Es ist ihm damals nicht gelungen, und so glaube ich auch, dass wir jetzt nicht die Möglichkeit haben werden, dass etwas nach Aspern kommt.

Wir hoffen natürlich, dass dort Hochschulen oder zumindest Schulen hinkommen, die wir dringend brauchen, und der Bevölkerungszuwachs – ich habe ihn schon erwähnt, meine Damen und Herren – ist bei Gott kein kleiner. Daher, glaube ich, müssen wir uns wirklich Gedanken machen, hier keine, wie es Kollege Maresch auch gesagt hat, Schlafstadt zu bauen. Eine Schlafstadt, die brauchen wir nicht, wir brauchen unbedingt in unserem großräumigen Bezirk eine Ansiedlung der Wirtschaft, um hier Arbeitsplätze zu schaffen, Arbeitsplätze für alle oder für sehr viele Donaustädter, denn die Arbeitswege, die derzeit von Donaustädtern zurückgelegt werden, sind fast doppelt so lang wie die Arbeitswege, die im so genannten Cisdanubien zurückgelegt werden. 

Also, Sie sehen schon, meine Damen und Herren, es ist schon wichtig, wenn wir hier immer wieder unser Veto einlegen oder unsere, ich sage einmal so, unsere guten Gedanken bringen, hier die Wirtschaft dort mehr oder groß ansiedeln zu lassen. Vor allem darf der Masterplan nicht der Ausgangspunkt für das Entstehen eines eigenen, 24. Wiener Gemeindebezirks sein, sondern sollte die Entwicklungs-Trägerrakete für die Donaustadt werden. 

Warum sage ich das? Wenn wir uns jetzt überlegen, was auf uns an Einwohnern, die dort neu angesiedelt werden, zukommt, dann kann man hier von ungefähr 30 000 neuen Einwohnern sprechen. Wenn wir 10 000 bis 15 000 neue Wohnungen haben werden, dann müssen wir das mit zwei multiplizieren, und da habe ich noch gar nicht die Kinder mitgerechnet. Und dann muss man noch überlegen, was man mit dem so genannten Autoverkehr machen wird, der auf uns zukommt, auch wenn Kollege Dampier gesagt hat, dass dann weniger Prozente den so genannten Autofahrern und mehr Prozente den öffentlichen Verkehrsmitteln zur Verfügung stehen werden. 

Auch ein guter Vorschlag, nur, es wird eine sehr große Ansiedlung geben, und wenn ich mir den Bezirk Donaustadt ansehe, der jetzt nahezu 150 000 Einwohner hat, und ich rechne ein bisserl weiter, sind wir schon 180 000 Einwohner, und da brauche ich Ihnen nicht zu sagen, wie groß dieser Bezirk a) an Einwohnerzahl und b) an Fläche ist, denn wir reden auch in Aspern - und das muss auch einmal auf der Zunge zergehen - von immerhin 240 ha, meine Damen und Herren, die dort verbaut werden, und das ist immerhin die Größe des 8. und noch eines Teiles des 7. Bezirks, also keine kleine Fläche, die dort verbaut werden soll.

Unserer Meinung nach müsste es durch das Projekt zu einer Art städtebaulichem Cluster-Bildungs-Ansatz kommen, in dem sich die weitere Entwicklung des Bezirks zu einer vitalen Ausbaulinie Wiens ergeben kann, die weg vom stadtplanerischen Mischmasch führt, das leider noch immer unseren Bezirk dominiert.

Wenn wir den vorliegenden Masterplan in diesem Sinne umsetzen, dann brauchen wir unser heutiges Ja nicht bereuen. Wir sollten uns daher Gedanken machen, diesem Ja, das wir jetzt auf unserem Tisch liegen haben, unsere Zustimmung zu geben.

Ich möchte aber noch einige Worte verlieren über einen Vorredner, nämlich über Herrn GR Dampier, der ja ganz vehement meine Einstellung zur Kirche oder meine gegenüber ihm geäußerte Einstellung zur Kirche kritisiert. Ich möchte nur zwei Sätze dazu sagen: Wir haben in unserem Klub einen Antrag gestellt, dass wir am Asperner Flugfeld gerne eine Kirche hätten. Ich habe das auch damals in der „Kronen‑Zeitung“ geschrieben und habe jetzt, nachdem ich von Helsinki zurückgekommen bin, am Montag lesen müssen, dass StR Schicker zu der Kritik aus den Reihen der Wiener ÖVP Stellung genommen und gesagt hat, dass ein Kirchenbau beim neuen Stadtteil Flugfeld Aspern vorgesehen ist. Ich kann nicht sagen, ob der Kirchenbau der Sakralbau gewesen ist, den er im Ausschuss gemeint hat, oder ob das ein Bau ist mit verschiedenen Kirchen, oder dass in einer Kirche verschiedengläubige Teilnehmer sein sollen. Uns schwebt vor, wir hätten gerne eine christliche Kirche, die dort gebaut wird, weil, ich sage es noch einmal, für dort nahezu 25 000, 30 000 Einwohner ist wahrscheinlich die eine Kirche schon sehr klein. Wir sind jetzt in Eßling bei rund 12 000, 13 000 Einwohnern, und diese Kirche ist sehr gut besucht. Ich gehe in die Kirche, lieber Karl Dampier, ich weiß nicht, ich will dir nicht unterstellen, dass du nicht in die Kirche gehst, ich möchte mich entschuldigen dafür, wenn du das so aufgefasst hast, aber ich sage dir, ich gehe in die Kirche am Sonntag und ich weiß, wovon ich rede, jedenfalls ist diese Kirche, vielleicht auf Grund der etwas dörflichen Charakteristik unseres Gebietes, jedes Mal sehr gut oder sogar übergut besucht. Und daher plädiere ich auch heute wieder dafür, dass wir dort in diesem großen Gebiet eine Kirche bauen können, und wenn heute, wie ich so höre, auch die Freiheitliche Partei einen Antrag bezüglich einer Kirche stellt, freut es mich, dass - etwas verspätet - auch die Freiheitlichen in dem Fall der Kirche zustimmen und in einem Antrag zeigen, dass sie einen Kirchenausbau haben wollen. Aber, wie gesagt, wir haben das vor zwei Wochen schon gemacht, freut mich, dass auch hier von den Freiheitlichen ein Antrag vorbereitet ist, der auch hoffentlich von den Freiheitlichen dann eingebracht wird. Wir brauchen dem Antrag nicht zustimmen, wir haben einen eigenen Antrag eingebracht, also ist das eher illusorisch.

Eine zweite Sache: Ich hätte nur eine Bemerkung zu diesem Projekt anzubringen, das von Frau Kollegin Puller in Bezug auf Straßenbahn oder Expressbahn Eßling-Groß Enzersdorf erwähnt wurde. An und für sich wäre der Gedanke der Errichtung einer Straßenbahnlinie von der Wertigkeit des öffentlichen Verkehrsmittels her sicher ein guter, denn in einer Straßenbahn kann man hundertprozentig mehr Leute transportieren als in einem Autobus, da gebe ich dir schon recht. Aber, wenn wir uns die Gegebenheiten ansehen, die wir haben, Eßling, Aspern, Groß-Enzersdorf, dann würde ich nur sagen, wir müssen einen Tunnel bauen durch ganz Eßling, denn in Eßling wäre es eine Katastrophe, eine Straßenbahn zu führen, und ich glaube, wenn wir die U‑Bahn in Aspern haben, finden wir mit einer guten Busverbindung, die dann über die Buslinien führt, sehr wohl das Auslangen und ich glaube auch, dass hier die Bevölkerung, und das weiß ich auch, weil ich sehr viel in dem Bezirk herumkomme, sehr positiv reagieren und sich nicht für eine Straßenbahn aussprechen würde. Daher bin ich eigentlich, ganz sicher sogar, gegen diesen Antrag der GRÜNEN, eine eigene Straßenbahn nach Groß Enzersdorf zu führen. 

Weiters bitte ich, jetzt beim Bau eines zu bedenken: Es hat eine österreichische Tageszeitung geschrieben, dass immerhin - und das soll jetzt nicht ausländerfeindlich klingen - dort 60 Prozent der neuen Bevölkerung aus Migranten besteht. Da ist eine kleine Gefahr gegeben. Ich möchte keine Ghettosiedlungen haben, und ich würde Sie bitten, auch das zu überdenken und sich Gedanken zu machen, diese Siedlungen nicht auf Ghettosiedlung auszubauen, denn wir müssen schauen, dass wir integrieren und nicht die Leute in eine eigene Gruppe drängen. Dieser Ansatz wäre ganz falsch.

Weiters möchte ich noch sagen: Wir müssen, was ganz wichtig für unser Gebiet dort ist - und ich habe es schon gesagt, es ist mit 240 ha ein riesiges Gebiet und sehr viele Anrainer sind ja schon vorhanden -, uns mehr, vor allem, wenn zu bauen begonnen wird, mit den Anrainern auseinandersetzen und den Anrainern sagen, was auf sie zukommt. Das wird sicher nicht leicht sein, das brauche ich Ihnen nicht sagen. Auch ich bin Anrainer und ich würde bitten, dass hier die Stadt Wien wirklich Aufklärung betreibt. Betreibt insofern, dass sie die Anrainer wirklich unterrichtet, was kann man tun, wie werden die Zustände sein, wie wird es mit dem öffentlichen Verkehr sein, wie wird es mit dem Bau dieses ganzen Projektes sein, wo werden die Bauarbeiten durchgeführt, wie werden die Abtransporte und die Hintransporte sein. 

Also, das darf man nicht so leicht nehmen, sondern man muss bedenken, dass es ja eine Riesenbaustelle sein wird, die auf uns zukommt. 

Und noch einen Punkt, der auch wichtig ist: Wir haben bis jetzt noch sehr wenig Investoren. Und das Wichtigste an dem Ganzen sind die Investoren, die wir dort brauchen, denn in diesem Gebiet, meine Damen und Herren, brauchen wir wirklich eine Wirtschaft, die dort sehr viele Arbeitsplätze schafft, und das kann wieder nur durch Investoren geschehen. Daher bitte ich Sie jetzt schon, und ich weiß das vom PID, dass dort noch wenig derzeit am Band ist, auch hier neue und gute Investoren zu bringen und eine wirklich gute Wirtschaft existent werden zu lassen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Zum Abschluss möchte ich noch sagen - ich habe es schon erwähnt -, dass wir unter diesen vielen Voraussetzungen, die auf uns zukommen, diesem Masterplan freudigen Herzens zustimmen, weil wir sagen, es ist für die Donaustadt ein guter Anfang, ein großer Sprung. Nur vergessen Sie nicht, hier wohnen viele Menschen, die auch gerne aufgeklärt werden würden. Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau GRin Schrödl, Sie sind am Wort. 

GRin Karin Schrödl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bevor ich auf meine Vorredner eingehe, möchte ich zuerst einen ganz besonderen Dank und die Anerkennung meiner Fraktion an die MA 21B und ganz besonders an den Projektleiter Dipl-Ing Schönfeld und sein Team aussprechen. Hier ist ausgezeichnete Arbeit unter aktiver Einbindung der BürgerInnen geleistet worden. 

Und selbstverständlich, lieber Robert Parzer, wird die aktive Einbindung der Bürgerinnen und Bürger auch bei den weiteren Planungen berücksichtigt werden.

Das Flugfeld Aspern wird ein moderner Stadtteil mit europäischer, zukunftsorientierter Perspektive. Hier wird ein Halbwegzentrum der CENTROPA-Region entstehen, und vielfältige Funktionen verbinden sich mit optimalem Nutzen und wir Sozialdemokraten werden alles dazu tun und alles daran setzen, dass das auch wirklich ein erfolgreiches Jahrhundertprojekt wird.

Für internationale Investoren entsteht hier entlang der Verbindung Wien - Bratislava ein attraktiver und moderner Wirtschaftsstandort, die Kombination von universitären Einrichtungen. Und da möchte ich ja noch einmal auf Kollegen Parzer bezüglich der universitären Einrichtungen zurückkommen. Ich finde das sehr frech, dass du da gerade Gugging ansprichst, denn das war ja nicht unsere Fraktion, die Gugging für einen überzeugend guten Uni-Standort gehalten hat.

Durch die Kombination von universitären Einrichtungen mit Freizeit und Erholungseinrichtungen sowie Technologiezentren werden Synergien erzeugt, die die Weiterentwicklung Wiens zu einem modernen Wirtschaftsstandort wesentlich unterstützen.

Nicht nur bis zu 25 000 Arbeitsplätze, sondern auch attraktive Wohnformen, ein modernes Dienstleistungsangebot, ein attraktiver Standort für Handel und Gewerbe, eingebettet in erholsame Grünflächen mit bester Infrastruktur, werden hier entstehen. 

Und ich weiß nicht, wer hier annimmt, dass die Donaustadt stiefmütterlich behandelt wird. Die Donaustadt profitiert ganz besonders vom Ausbau des öffentlichen Verkehrs zum Flugfeld Aspern und dem Weiterbau der S80. Die Umgebung wird durch ein ausgewogenes Netz an Schulen, Kindergärten, Nahversorgern, Kultur- und Sporteinrichtungen noch weiter aufgewertet. Und was den Individualverkehr und die Langsamkeit betrifft, Herr Kollege Maresch, Sie können sich darauf verlassen, dass die Stadt Wien die Nordostumfahrung sehr rasch finden wird. (GR Mag Rüdiger Maresch: Glaube ich nicht!) Das wird sich noch herausstellen, und ich bin zuversichtlich und vertraue auch, wie Kollege Dampier, unserem Infrastrukturminister. (GR Mag Rüdiger Maresch: Danke schön!) 
Das Flugfeld Aspern bietet besonders attraktive Alternativen zum ländlichen Raum, und deshalb gefällt es mir überhaupt nicht, wie die Kollegen von der ÖVP, und wie man einem Antrag entnehmen kann, auch von der FPÖ, die Gelegenheit benutzen, um hier eine Debatte anzufangen, die völlig unnötig ist. Wenn ich mir anhöre, was hier zum Thema Kirchenbau von sich gegeben wird, dann muss ich feststellen, dass hier offenbar bei den ganzen Diskussionen um die Stadtentwicklungskommission beziehungsweise um den Stadtentwicklungsausschuss, nicht wirklich viel begriffen worden ist, oder man gibt sich hier ganz bewusst billiger Polemik hin, um politisches Kleingeld zu schlagen. Es ist nämlich keineswegs ein Zeichen von Geringschätzung der religiösen Bedürfnisse der Wiener Bevölkerung, wie im Masterplan Flugfeld Aspern wörtlich zu lesen ist. Die Festlegung eines besonderen Standortes für eine sakrale Kulturstätte im Masterplan basiert auf dem Umstand, dass diesem Ort im Zuge einer geomantischen Studie spezifische energetische Eigenschaften zugesprochen wurden.

Im Flächenwidmungsplan, wie ja hier alle sehr gut wissen sollten, gibt es nur die Widmung Wohngebiet. Sogar die FPÖ weiß das inzwischen - wir haben es dem Antrag entnommen -, und die beinhaltet selbstverständlich Kirchen.

Es ist nicht die Aufgabe der Stadt Wien, Kirchen zu bauen, oder sich darum zu kümmern, dass solche, egal, für welche Religion, gebaut werden. Es ist lediglich Aufgabe der Stadt, dafür Sorge zu tragen, dass Religionsgemeinschaften Kirchen, Moscheen, Tempel oder Gebetsräume bauen können.

In Österreich herrscht nämlich glücklicherweise die Trennung von Kirche und Staat. Die funktioniert meist hervorragend und hat sich sehr bewährt. Der Staat hat sich keinesfalls in die religiösen Belange und Bedürfnisse der Menschen einzumischen und hat auch keine Religion zu bevorzugen. Und wenn es hier Kollegen Parzer so wie auch den Kollegen von der FPÖ wirklich um die Errichtung einer christlichen Kirche geht, dann ist mir völlig unerklärlich, warum man sich hier herstellt und verlangt, dass die Stadt Wien Gespräche mit der Erzdiözese aufnehmen soll. Wenn es wirklich nur um den Bau einer Kirche ginge und nicht darum, wieder einmal die Gelegenheit zu nutzen, Angehörige verschiedener Religionsgemeinschaften gegeneinander auszuspielen, dann hättest du doch, oder die Kollegen von der FPÖ, bereits vor einem Monat den Telefonhörer in die Hand nehmen können, in der Erzdiözese anrufen und darauf hinweisen können, dass hier am Flugfeld die Möglichkeit besteht, eine christliche Kirche zu bauen. Bei diesem Telefonanruf hättest du nämlich die am Rohr gehabt, die dann wirklich für den Kirchenbau zuständig sind. 

Und gerade die katholische Kirche hat es ja immer wieder verstanden, ihre Bauten an energetisch günstigen Stellen zu platzieren und ich denke, es wäre dann auch kein Problem gewesen, sich auch diese Stelle zu sichern.

Statt dessen führen wir hier eine Diskussion, die dem friedlichen Zusammenleben von Religionen nicht sehr zuträglich ist. Was ich ja ganz besonders frech finde von den Kollegen der FPÖ neuerdings, das ist, dass sie hier einen Antrag der ÖVP nehmen, fast wortident abschreiben, dann noch einmal einbringen und sogar soweit gehen, die von der ÖVP geforderte christliche Kirche in eine katholische Kirche abzuändern. Also, das ist ja wirklich der Gipfel der religiösen Engstirnigkeit. (Beifall bei der SPÖ.) Wo religiöse Menschen leben, egal, welcher Religion sie angehören, haben sie das Bedürfnis, ihre Kirchen, Tempel oder Moscheen zu bauen. Wir als Sozialdemokraten nehmen dieses Bedürfnis sehr ernst und geben allen anerkannten Religionsgemeinschaften auch die Möglichkeit dazu. Wir selbst bauen aber keine Kirchen und wir mischen uns nicht in die religiösen Anschauungen ein, solange sie nicht dem Gesetz widersprechen. 

Hier herrscht Religionsfreiheit. Das ist gut, und so soll es auch sein, um das Zusammenleben unterschiedlicher Religionen nicht unnötig schwierig zu machen. Ich fordere Sie auf, Toleranz zu zeigen, und ich fordere Sie auf, die Trennung von Kirche und Staat zu respektieren – zu respektieren und zu tolerieren, Herr Kollege. (Beifall bei der SPÖ.) 

Daher wird meine Fraktion den Antrag der FPÖ auch ablehnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Mag Kowarik. Ich erteile es ihm.

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Ich möchte jetzt nicht mehr über Kirchen sprechen – darüber haben wir schon genug gehört –, sondern ich möchte die Diskussion zum Anlass nehmen, um auf einen anderen sehr wichtigen Bereich der Planungspolitik und der Planungsinstrumente der Wiener Bauordnung aufmerksam zu machen, und zwar ist das die Errichtung von Kinderspielplätzen beziehungsweise Kleinkinderspielplätzen. Gerade bei einem Aktenstück, wo es um die Neuplanung eines sehr großen neuen Stadtbereiches geht, muss auch darauf Rücksicht genommen werden. 

Wie Sie wissen, sieht der § 90 der Wiener Bauordnung vor, dass bei Errichtung von Wohngebäuden mit mehr als 15 Wohnungen der Eigentümer verpflichtet ist, mindestens einen Spielplatz für Kleinkinder im Freien anzulegen, beziehungsweise besteht bei Wohnhausanlagen mit mehr als 50 Wohnungen die Verpflichtung, einen Kinderspielplatz in entsprechendem Ausmaß im Freien anzulegen, und zwar sollen die Kleinkinderspielplätze auch in Sicht- und Rufweite sein, was eine sehr sinnvolle Einrichtung ist und eine sinnvolle Bestimmung des Gesetzes.

Hier gibt es – das gilt für andere Bereiche auch – den, wie soll ich sagen, schwierigen § 69 – sagen wir so – der Wiener Bauordnung, der auch in diesem Bereich die Möglichkeit einer Ausnahme vorsieht, und zwar gibt es die Möglichkeit einer Ausnahme dann, wenn die Errichtung eines Kinderspielplatzes auf demselben Bauplatz nicht zumutbar ist, unter anderem, und außerdem ein Kinderspielraum, ein Gemeinschaftsraum im Gebäude vorgesehen wird. Das sollte nicht die Regel werden, ganz im Gegenteil, wichtig ist natürlich, dass die Kinder und Jugendlichen auch im Freien die Möglichkeit haben, sich auszuleben.

Wie wichtig das Thema ist, zeigt auch das Positionspapier des Vereins Wiener Jugendzentren, in dem man nachlesen kann, dass das ein sehr wichtiges Thema für diesen Verein ist. Er schreibt: „Spiel- und Sportplätze sind für Kinder und Jugendliche ganz zentrale öffentliche Orte." Er geht noch ein bisschen weiter, er fordert die Novellierung der Bauordnung und will auch eine Leitstelle für kinder- und jugendgerechtes Planen und Bauen. Also ein ganz wichtiges Thema. Ich glaube, darüber braucht man nicht zu diskutieren.

Es gibt leider Gottes Beispiele in Wien, wo gerade in diesem Bereich große Mängel Tatsache waren oder wo darauf nicht genügend Rücksicht genommen wurde. Als ein Beispiel darf ich die Wienerberg-City anführen – darüber haben wir schon oftmals im Gemeinderat in diesem Haus diskutiert und Sie kennen die Problematik –, ich darf aber auch auf den neuen Stadtteil auf den KDAG-Gründen in Meidling hinweisen. Dort ist trotz umfangreicher Bautätigkeit bis heute noch immer kein dem Gesetz entsprechender Spielplatz realisiert worden. Es befindet sich lediglich in einiger Entfernung seit Kurzem wenigstens ein Behelfsspielplatz, der jedoch für die Kinder nur nach Überqueren einer relativ stark befahrenen Straße zu erreichen ist.

Klar ist, dass es vordergründiges Ziel der Stadtverwaltung und der Stadtpolitik sein muss, die kinder- und familiengerechte Fertigstellung von Wohnhausanlagen zu gewährleisten und insbesondere ein besonderes Augenmerk auf hinreichende Spielmöglichkeiten für Kinder, Kleinkinder und Jugendliche zu richten, vor allem auch auf die Möglichkeit der Bewegung im Freien besonderes Augenmerk zu richten.

Daher bringen meine Kollegen Dr Madejski und Frank sowie meine Wenigkeit den Beschlussantrag ein:

„Der für die MA 37 zuständige amtsführende Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung wird aufgefordert, verstärkt in laufenden Baubewilligungsverfahren auf die bestmögliche Spielplatzschaffung, insbesondere auf Freiflächen besonderen Wert zu legen beziehungsweise nach Fertigstellung der jeweiligen Objekte zur Überprüfung der Einhaltung der Verpflichtung zur Herstellung geeigneter Kleinkinderspielplätze im Sinne des § 90 Bauordnung anzuhalten und gegebenenfalls auch die diesbezüglichen Strafbestimmungen der Wiener Bauordnung durchsetzen zu lassen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“

Ich bitte um Ihre Zustimmung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist die Frau GRin Puller. Ich erteile es ihr. 

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich bin ja im Vorfeld schon zitiert worden, dass ich den Antrag einbringen werde. Herr Kollege Parzer, mich wundert wirklich, dass Sie dem nicht zustimmen können. Sie sind doch bei diesem UITP-Kongress dabei gewesen. Ich will Ihnen jetzt nichts unterstellen, aber haben Sie bei der Eröffnungsrede geschlafen, denn dieses Referat von Herrn Viskins hat uns ja eigentlich gesagt, was sich in ein paar Jahrzehnten abspielen wird, wenn wir nicht jetzt ÖV-mäßig irgendeine große Maßnahme setzen. Der hat zum Beispiel gesagt, dass wir in ein paar Jahrzehnten auf Grund des Bevölkerungswachstums 250 Millionen Autos auf dieser Welt haben werden. Das heißt für Wien wahrscheinlich, dass wir 2 Millionen oder 3 Millionen gemeldete Fahrzeuge haben werden. Also ich will mich nicht, wenn ich 2030 noch erleben darf, in Wien mit 300 Millionen Fahrzeugen im Individualverkehr abquälen müssen, was eigentlich meine Kinder dann auch ausbaden sollen. (GR Kurth Bodo Blind: 300 Millionen?) 250 Millionen Fahrzeuge weltweit, (GR Kurth Bodo Blind: 300 Millionen haben Sie gesagt!) 3 Millionen. Entschuldigen Sie! Für das Protokoll: 3 Millionen natürlich.

Und was sagt uns der Herr Viskins? Dass der Hut brennt. Und wenn wir jetzt nicht wirklich eine Vision haben oder durchsetzen, dann werden wir es nicht mehr schaffen. 

Wir GRÜNE haben noch diese Vision, und auch der Masterplan Verkehr 2003 hat ja ganz gute Ansätze vorzuweisen, dass eben diese Straßenbahnlinie, die ich mit 16 bezeichne, nach Groß-Enzersdorf führen sollte. Mich wundert auch vom Herrn Dampier, dass er sich sehr gerne dafür einsetzen würde, aber wir beschließen heute, dass eine Buslinie, und zwar die Linie 26A oder 290, nach Groß-Enzersdorf führt (GR Karl Dampier: Das ist ja auch öffentlicher Verkehr!), und mit so einer Busverbindung kann man keinen Modal-Split herbeiführen. Das ist eine vorsintflutliche Variante, weil die Menschen nicht vom Auto auf den Bus umsteigen. 

Daher haben wir GRÜNE eine Vision, wie auch immer sie heißen mag, intermodaler Eßling-Express oder Schnellstraßenbahn. Ein schienengebundenes öffentliches Verkehrsmittel von Groß-Enzersdorf über Eßling und das Flugfeld Aspern zur S80 und weiter nach Cisdanubien könnte die Vorteile von Straßenbahn und Schnellbahn vereinen. Von Groß-Enzersdorf bis zum Flugfeld Aspern könnte der Eßling-Express als neu zu errichtende Schnellstraßenbahn fahren, am Flugfeld Aspern könnte er dann auf das im Osten des Flugfeldes bestehende Bahngleis auffahren und schließlich in die S80-Strecke Richtung Stadlau einmünden. Nach der Querung der Donau könnte der Eßling-Express zum Zentralbahnhof – das ist auch ganz wichtig – gelangen oder die Bahntrasse im Bereich Grillgasse verlassen, als Schnellstraßenbahn auf einer Neubaustrecke über die Bereiche Monte Laa, Favoritenstraße, zukünftige U1-Verlängerung, Inzersdorf und Liesing geführt werden und schließlich über die bestehende Bahnlinie nach Kaltenleutgeben gelangen. 

Ich bitte Sie um die Zustimmung. Dieser Antrag wird ja ohnehin zugewiesen. (Zwischenbemerkung des Berichterstatters Karlheinz Hora.) Warum nein? Das ist wieder eine Betoniererei! Warum nein? Man kann über eine Vision einfach nicht diskutieren, weil einfach Nein gesagt wird. 

Wir werden jetzt folgendes Szenario haben: Es wird die Buslinie nach Groß-Enzersdorf geführt, aber die Leute werden mit dem Auto nach Aspern fahren, dort die U2 verwenden – dann wird Aspern übergehen vor abgestellten Autos –, oder sie werden eben gleich nach Wien fahren. So kann man keinen Modal-Split erreichen.

Natürlich muss man Trassen bauen, vor allem auch im Bereich der Ostbahnbrücke, damit man den Güterverkehr nicht behindert, natürlich muss man Gleisverbindungen bauen – das betrifft zum Beispiel Gleise zu General Motors, das wäre eine Verbindung –, das wäre aber eine einfachere und kostengünstigere Variante, um den Klimaschutz zu fördern und auch die Menschen zu einem Modal-Split zu bewegen. Daher bitte ich Sie, der Zuweisung dieses Antrages zuzustimmen, obwohl ich schon gehört habe, dass ihr eh nicht zustimmt. Also ja bitte. Aber fürs Protokoll: Wir haben die Visionen, was die Stadtverwaltung leider nicht hat. Vorsintflutliche Buslinien werden nach Groß-Enzersdorf geführt. 

Ich gebe diesen Antrag trotzdem ab und möchte noch auf diesen Antrag der FPÖ verweisen. Dem werden wir nicht zustimmen, weil in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung verlangt wird. Wir werden aber dem ÖVP-Antrag zustimmen, der unseres Erachtens besser ausgeführt wurde und wir über den auch diskutieren können. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet nach der neuen Liste ist Frau GRin Frank.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben dieses Plandokument zum Anlass genommen, wieder einmal über unseren Familienschwerpunkt zu sprechen, weil gerade so ein neuer Stadtteil, wie er jetzt in Aspern entsteht, ja auch viele neue Möglichkeiten bietet, sei es einerseits vom neuesten Stand der Technologie – wir werden heute noch viel über Energien hören –, den man dort einbringen kann, man kann aber auch vieles, was bei anderen Stadtteilen nicht im Rahmen einer Gesamtplanung erfolgt ist, sondern wo einfach nur Solitärbauten aneinandergereiht wurden, hier besser machen. Es wird vielleicht damit verschiedenes vermieden. Denken wir an die Windprobleme, die es bei diesen neuen Stadtteilen sowohl am Wienerberg als auch auf der Platte gibt. Es ist vieles bei den Schulen im Argen, weil einfach zu wenig geplant wurde an Kindertagesheimen, Schulen und – was mein Kollege Mag Kowarik auch schon angesprochen hat – Kinderspielplätzen. Er hat sich in erster Linie darauf berufen, dass eben die Spielplätze mit dem § 69 sehr oft leider nicht ausgeführt werden, weil es, obwohl es neue Stadtteile sind, den Bauträgern nicht zumutbar ist. Ich meine aber, bevor man die Spielplätze in die Räume verlegt, wäre es eine wirklich gute Möglichkeit, durch Begrünung der Dächer die Spielplätze auf die Dachflächen zu verlegen. Es sind das nicht die modernsten Ideen, das gebe ich zu, für Wien allerdings schon, denn da gibt es solche Sachen noch nicht. Wo an anderen Orten gerade die Dachflächen massiv genutzt werden, ist hier Wien noch stark im Hintertreffen.

Ich wurde gebeten, für den Beschlussantrag von Mag Kowarik und mir, dass man bei der Planung von Wohnbauten und letztlich schon im Wettbewerbsverfahren die Begrünung der Dächer zur Nutzung der Bewohner, vorwiegend als Kleinkinderspielplätze, als wesentlichen Bestandteil berücksichtigen soll, die sofortige Abstimmung zu verlangen. Warum nicht die Zuweisung? Das deshalb, weil ich schon einmal einen ähnlichen Antrag eingebracht habe, wo die Zuweisung sehr wohl angenommen wurde, aber letztlich wurde er abgelehnt. Man hat jetzt fast zwei Jahre Zeit gehabt, sich mit der Begrünung dieser Flachdächer auseinanderzusetzen. Da ist gar nichts passiert, und wir befürchten, dass, selbst wenn es um die Zuweisung geht, dann auch wieder nichts passieren wird. 

Wichtig ist uns, dass man diese Dachzonen nutzt, auch noch deshalb, weil das gerade für Kleinkinder insofern ein idealer Spielplatz ist, weil dort nicht die Hunde herumtoben, sondern die Kinder wirklich für sich in Ruhe, sage ich jetzt einmal, dort spielen können. Es ist mir klar, dass es für Jugendgruppen vielleicht nicht ausreichend Platz geben wird, aber gerade, wenn man bedenkt, dass hier vielleicht auch Großmütter oder andere Personen mit einem gewissen Ruhebedürfnis herkommen, die nicht wollen, dass der Ball der Größeren den Kleineren um die Ohren saust, wären das einfach Möglichkeiten.

Wir wollen diese Möglichkeiten nutzen und bitten daher um Zustimmung zu diesem Antrag. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Blind. Ich bitte ihn zum Rednerpult. Es kommen alle dran.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir, die Freiheitlichen, wollen erreichen, dass Wien kinder- und familienfreundlicher wird. Ich greife hier in meiner Rede aus unserem Antrag das Wasser, das Trinkwasser heraus. Ich darf Ihnen den Antrag übergeben.

Warum bei diesem Tagesordnungspunkt? Hier bei einem neuen Stadtteil sollen alle möglichen Maßnahmen ergriffen werden, um familienfreundlich zu planen und vor allem das Trinkwasser anzubieten. Wir haben derzeit das Problem Koma-Saufen – das kann man vielleicht teilweise mit Strafen irgendwie eindämmen –, wir haben aber auch das Problem der süßen Getränke. Da hilft kein Strafen, da hilft wahrscheinlich nur eines: dass wir aufklären. Natürlich sollen wir auch beim Koma-Saufen die Jugend aufklären, aber Strafen und Aufklären alleine wird nicht helfen. Es wird vielleicht auch ein bisschen helfen – das ist natürlich kein Allheilmittel – Wasser modern anzubieten, Wasser als modern hinzustellen. Das, was schon im Wirtshaus funktioniert – das funktioniert immer besser in Wien, der Stadt des guten Wassers, im Wirtshaus wird ja auch der G'spritzte heute sehr oft nicht mehr mit Sodawasser, sondern mit normalem Trinkwasser aufgespritzt, es werden auch diverse Fruchtsäfte mit normalem Wasser aufgespritzt –, also das, was im Wirtshaus funktioniert, sollte auch im öffentlichen Raum funktionieren, dass nämlich Wasser vermehrt an die Bevölkerung herangebracht wird. 

Daher: Was können wir in einem neuen Stadtteil oder was können und sollen wir im gesamten Stadtgebiet machen? Im Wohnbereich zum Beispiel haben wir früher die gute alte Bassena gehabt. Natürlich wünschen wir uns die nicht zurück. (GR Robert Parzer: Wir reden vom Masterplan!) Bitte? (GR Robert Parzer: Masterplan!) Ich weiß nicht, was Sie wollen. Kommen Sie raus, wenn Sie etwas wollen. Gut. – Wir haben die alte Bassena gehabt. Die hat zum Beispiel im Hinblick auf Trinkwasserangebot durchaus ihren Nutzen auch gehabt. 

Im Hof, am Spielplatz, überall, wo Jugend, wo Familien sich im öffentlichen Bereich aufhalten, sollten Trinkbrunnen da sein mit der Aufschrift „Trinkwasser", um die Jugend und die Familien zu animieren, auf dieses wirklich gesunde Getränk umzusteigen. Auf öffentlichen Spielplätzen, auf Skateboard-Plätzen, bei Gitterkäfigen, auf Radrouten, in öffentlichen Bädern, in Parks und dergleichen sollten überall Trinkbrunnen errichtet werden. Das gilt sowohl für diesen neuen Stadtteil Aspern wie auch für die übrige Stadt. 

Auch bei Hydranten – wir haben genug Hydranten auf der Donauinsel; ob es genug sind, weiß ich nicht, auf jeden Fall haben wir Hydranten auf der Donauinsel – sollte zum Beispiel „Trinkwasser" dabeistehen. Es ist ja für Fremde oder Leute, die aus anderen Gebieten kommen, nicht so selbstverständlich, dass man eigentlich unser Wasser, das aus dem Hydranten rinnt, trinken kann. Eine Tafel „Trinkwasser" würde da durchaus animieren, dieses Wasser zu trinken. Ganz im Gegenteil zu manchen Schutzhütten, wo dabeisteht „kein Trinkwasser", obwohl es sicherlich eines ist, sollten wir unser gutes Wasser für die Familien und auch für die Kinder in erster Linie anbieten. 

Wien hat schon in der Vergangenheit etliches getan. Man soll nicht verschweigen, dass zum Beispiel die Propagierung des Wasserkruges durchaus auch seine Wirkung gezeigt hat. Aber Koma-Saufen, Alkopops und die vielen süßen Getränke sind neue Trends, denen wir mit unserer Trinkwasserkampagne entgegentreten wollen und müssen. Wir wollen, dass sich Wien, die Stadt des Wassers, hier besonders familienfreundlich anstrengt und dem Gemeinderat nach einem halben Jahr von den getroffenen Maßnahmen berichtet. Wie gesagt, wir sagen ja nicht, dass alles in einem halben Jahr – das steht im Antrag – erledigt sein muss, das kann ja auch gar nicht gehen, aber wir hätten gerne einen Bericht der verschiedenen Stadträte, was sie angegangen sind, welche Problemlösungen sie im Auge haben.

Wir sagen in unserem Antrag, liebe amtsführende Stadträte der Sozialdemokratie, wir hätten auch ganz gerne gewusst, was innerhalb eines halben Jahres angegangen oder gar schon verwirklicht worden ist, und ich hoffe, dass dieses Ansinnen von uns als Oppositionspartei, dass wir auch über die Erfolge unserer familienfreundlichen Trinkwasserkampagne unterrichtet werden wollen, nicht der Grund für Ihre eventuelle Ablehnung sein wird. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Es erfolgt die zweite Wortmeldung von Kollegen Parzer. Er hat knappe zwei Minuten. 

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Keine Angst, ich werde jetzt weder auf die Kirche oder Sonstiges eingehen, einen Satz möchte ich nur noch zur Frau Puller sagen, denn die hat gesagt, ich habe geschlafen. Ich habe sehr wohl nicht geschlafen, ich habe mich das angehört in Helsinki. Nur eines möchte ich dir, liebe Frau Puller, sagen: Ich kann mir erinnern, es ist jetzt schon gut acht oder zehn Jahre her – da warst du noch in der Straßenbahn tätig oder in der Tramway, wo immer du gefahren bist –, da hätte ich damals schon gerne gehabt – das ist eine Kostenfrage –, die U-Bahn nicht nur bis Aspern, sondern gleich nach Groß-Enzersdorf zu verlängern. Da liegt es natürlich am Geld, das wir nicht zur Verfügung stellen konnten

Und daher, auch wenn du jetzt, lieber Karl, irgendetwas dagegen sagst, du wirst wissen, dass ich das im Bezirk sehr oft propagiert habe und dass ich sehr viel geschrieben habe, dass wir die U-Bahn gerne hätten, aber nicht kriegen. Und da bin ich mit dem Bus mehr zufrieden, denn eine U-Bahn heißt ja U-Bahn, und ich kann mir nicht vorstellen, dass durch Eßling oder Aspern großartige Gleiskörper gelegt werden müssen, wo wir hier dann ein neues Verkehrschaos hätten. Aber ich schweige darüber.

Ich habe zuerst vergessen, einen Antrag einzubringen – das möchte ich jetzt nachholen – betreffend die Sicherstellung des Ausbaus der Wiener U-Bahnen mit einem Beschlussantrag, wo wir bitten, die zuständigen Mitglieder der Wiener Stadtregierung mögen Sorge tragen, dass in Hinkunft die Kilometerleistung des Ausbaus der Wiener U-Bahn erhöht werden kann.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an die Ausschüsse der Geschäftsgruppen Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke sowie Stadtentwicklung und Verkehr verlangt. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Hoch. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe mich eigentlich streichen lassen, weil die Kollegen meiner Fraktion bereits unsere Punkte gebracht haben, ich möchte aber jetzt nur ganz kurz auf die Kollegin Schrödl antworten, die uns oder in dem Fall mir – denn ich war der einzige Vertreter unserer Fraktion in der Stadtentwicklungskommission, wo es um den Kirchenbau gegangen ist – vorgeworfen hat, ich habe nichts verstanden. Daher möchte ich nur einmal zwei, drei Sätze über den Ablauf dieser Stadtentwicklungskommission sagen. 

Tagesordnungspunkt war der Masterplan Flugfeld Aspern. Der Herr Dipl-Ing Schönefeld hat das in sehr verständlicher, übersichtlicher Form gebracht. Danach, hat es geheißen, gibt es Wortmeldungen, und ich habe mich dann für meine Fraktion gemeldet und habe drei Punkte gebracht. Das Erste war die Frage nach den Initialinvestoren, das Zweite war die Frage nach der Größe der Fläche für die Kultureinrichtungen, und das Dritte war eben eine Forderung, dass wir gerne einen Platz für eine christliche Kirche auf dem Flugfeld hätten. 

Was war die Folge? – Die Kollegen der SPÖ, die Gemeinderäte der SPÖ, haben sich ein bisschen lustig gemacht, der Kollege Maresch hat sich auch zu Wort gemeldet, und der Herr Stadtrat hat dann die Diskussion zusammengefasst mit den Worten – und das ist nämlich das, was mich aufgeregt hat –: Es ist ein Platz vorgesehen für einen sakralen Bau, in dem auch die christliche Kirche ihren Platz finden wird. 

Also mit dem geben wir uns nicht zufrieden. Unser Antrag, der Antrag der ÖVP war immer, wir wollen einen eigenständigen sakralen Bau für eine christliche Kirche. Darum verstehe ich den Vorwurf der Kollegin Schrödl, die jetzt leider nicht da ist, nicht, wir haben nichts verstanden. (GRin Karin Schrödl: Hier! Ich bin hier!) Entschuldigen Sie. Also der Vorwurf, ich habe das nicht verstanden, der ist ein bisschen sonderbar. Der Antrag der ÖVP, eingebracht in der letzten Gemeinderatssitzung, verlangte einen eigenständigen sakralen Bau für die christliche Kirche. Wir haben uns auch schon – und das möchte ich auch sagen – mit der Erzdiözese in Verbindung gesetzt, und da wird es die Gespräche geben. 

Aber sich da jetzt lustig zu machen über eine Forderung, die völlig normal ist, Entschuldigung, ich meine, wir alle da sind ja Interessensvertreter, und wenn ich – bitte das zu entschuldigen – die Interessen dieser Gemeinschaft vertreten möchte und es auch tue, dann hat das sehr wenig damit zu tun, ob ich jetzt lustig bin oder nicht. Also das möchte ich schon festhalten. 
Dazu muss ich nämlich auch noch sagen – und ich meine, das wissen Sie besser –: Die Pfarre Aspern ist die größte Gemeinschaft in ganz Österreich mit über 14 000 Mitgliedern. Die platzt eh schon aus allen Nähten. Ich meine, da finde ich Ihre Wortmeldung heute schon sehr sonderbar, muss ich ehrlich sagen. Ich hoffe, dass das einige Journalisten auch mitbekommen haben. – Danke auf jeden Fall. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: In meiner Liste hätte ich jetzt Herrn GR Madejski. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Nach dem Wienerberg-Desaster und der eigentlich sehr ungeschickten Vorgangsweise Rothneusiedl ist es hier einmal gelungen, im Planungsbereich Flugfeld Aspern durchaus akzeptable Lösungen hervorzubringen, und wir stimmen – das haben wir ja schon des Öfteren gesagt – natürlich diesem Flächenwidmungsplan für dieses Erweiterungsgebiet auch gerne zu, weil wirklich auch sehr viele Ideen von uns – das hat mein Vorredner und Kollege, Toni Mahdalik, schon gesagt – eingegangen sind. Man hat sie vielleicht anders bezeichnet, aber manche Skizzen von uns, manche Pläne von uns finden sich da vielleicht seitenverkehrt, spiegelverkehrt wieder. Es soll uns alles egal sein. Wichtig ist uns, dass die Nutzung der heißen Quellen erfolgt, und da sind wir seit Jahren dahinter, vor allem unser Exstadtrat und der Toni Mahdalik, und vorerst zumindest einmal für Heizungszwecke und daher als sehr umweltfreundliche Energie verwendet wird. 

Meine Damen und Herren! In der Donaustadt entsteht ein neues Zentrum mit einer überregionalen Wirkung, und das ist sehr wichtig, vor allem für das Gebiet Preßburg – Wien, das ja, wenn man mit dem Zug fahren würde, irgendwann einmal zwischen 28 und 30 Minuten erreicht werden könnte. Auch ein zukünftiger U-Bahn-Anschluss der U2 bringt die Donaustädter vor allem in diesem Bereich in 22 Minuten bis in die City.

Meine Damen und Herren! Wir haben auch deswegen zugestimmt und werden auch deswegen zustimmen, weil diese Errichtung des Stadtteiles eines sehr schön zeigt: Ich brauche keine so genannte autofreie Stadt zu erfinden, sondern hier ist keine autofreie Stadt, es sind trotzdem öffentliche Räumlichkeiten vorhanden, die Fußgänger, Radfahrer und auch andere nutzen können, ohne sich groß zu behindern, ohne dass der eine für den anderen eine Gefahrenquelle ist. Das ist ebenfalls ein Punkt, warum wir hier gerne zustimmen.

Des Weiteren, meine Damen und Herren, komme ich zum U-Bahn-Bau. „Zug fährt ab" ist dieser Pressedienst des Stadtrates, der Stadt Wien und der Wiener Linien. Das war der Titel „Zug fährt ab. Jetzt geht es wieder los. Vierte Ausbaustufe." Die wird dann einmal kommen über die Stadtgrenze hinaus. Ich weiß, das ist ein sehr ungeliebtes Thema, in dem Fall mit der U6 Richtung Süden zu fahren. Es wird noch diskutiert, aber es ist in diesem Plan einmal enthalten.

Derzeit gibt es, soweit ich informiert bin, auch Verhandlungen zwischen der Stadt Wien und dem Finanzminister betreffend die vierte Ausbaustufe der U-Bahn, und hier ist eben – und das ist ganz entscheidend und wichtig, wenn man über dieses Aktenstück spricht – die Verlängerung der U2 nach Aspern vorgesehen. Hier in dem Pressedienst vom 6. April 2007 steht, dass die Gespräche noch vor dem Sommer zum Abschluss kommen sollen. 

Meine Damen und Herren! Neueste Informationen deuten darauf hin, dass der ÖVP-Finanzminister Molterer die seit Jahren gleichen jährlichen Summen nicht fortschreiben will. Er will die 109 Millionen EUR ja auf 90 Millionen EUR kürzen, und das kann es für die Stadt Wien sicherlich nicht sein, meine Damen und Herren. Außerdem will er den Schlüssel – das hat der vorhergehende Finanzminister auch schon wollen – auch etwas ändern – zum Nachteil von Wien. Das kann man als Wiener Politiker ebenfalls nicht akzeptieren, das können auch Sie, Herr Stadtrat, und Sie, Herr Bürgermeister, und auch die Finanzstadträtin und Vizebürgermeisterin Brauner gar nicht wollen. 

Daher werden wir einen eigenen Antrag einbringen – ich bringe gleich alle zwei ein, sonst vergesse ich darauf, so wie der Parzer –, der zum Unterschied vom ÖVP-Antrag natürlich schon viel klarer definiert ist, Frau Kollegin Puller, weil Sie gesagt haben, Sie können mit dem mitgehen. Na, das ist ein typischer ÖVP-Antrag, nicht Fisch, nicht Fleisch, Wischiwaschi, denn in Wirklichkeit steht da überhaupt nichts drinnen. Da steht nämlich drinnen, dass die Mitglieder der Wiener Stadtregierung Sorge tragen sollen, dass die Kilometerleistung der 
U-Bahn erhöht wird. Das kann ich aber nur dann erhöhen, wenn ihr geschätzter Finanzminister Molterer erstens den Deal mit der Stadt Wien, die 50 zu 50, einhält und zweitens auch die 109 Millionen fortschreibt und nicht auf 90 Millionen reduziert. 

Das haben Sie wohlweislich in Ihrem Antrag ausgelassen. Wir nicht. Wir haben das ganz speziell hier angeführt, und unser Beschlussantrag geht in die Richtung, dass die Frau Vizebürgermeisterin und Finanzstadträtin Brauner aufgefordert wird, noch vor dem Sommer mit dem Herrn Finanzminister Molterer einen Vertrag auszuhandeln, der die Fortschreibung der seit Jahren bestehenden 109 Millionen Bundeszuschuss für den U-Bahn-Bau in Wien garantiert. 

Ich glaube, das ist ja nichts Verwerfliches, das ist ja nichts Schlechtes. Ich glaube, mit dem können wir leben, mit dem könnte auch die Sozialdemokratie leben. Sie will ja eigentlich keine Verschlechterung, daher müsste sie diesem Antrag in Wirklichkeit zustimmen. 

Meine Damen und Herren! Dann gibt es da noch einen anderen Pressedienst vom Herrn StR Schicker und von anderen Politikern der SPÖ. Ich lese das vor, denn ich komme jetzt auf den Kirchenbau zu sprechen. (Zwischenruf von Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker.) Ich lese das immer sehr aufmerksam, was du da schreibst. Da steht: „Die Gesamtentwicklung erfolgt über 20 Jahre." Das war im August, auch zitiert, das musst du so gesagt haben. „Auch an sakrale Kulturstätten ist gedacht, versichert Schicker der IC. Ob Kirche oder Moschee, alles ist denkbar, da diesem Ort im Zuge einer geomantischen Studie spezifische energetische Eigenschaften zugesprochen wurde." Und, und, und. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie, aber auch von den Grünen! Sie spielen dieses Thema Kirche, Moschee. Maresch hat ja den Ausdruck gebracht – und dem ist im Ausschuss nie widersprochen worden von der SPÖ, deswegen muss man das hier noch einmal sagen –, er hat ja dann das multikonfessionelle Begegnungszentrum erfunden. Das ist wirklich gut, das gefällt mir sehr gut, das ist ein weiterer Schritt der multikulturellen Gesellschaft. Was mich aber sehr frappiert hat: Die SPÖ hat dem eigentlich zugestimmt, nämlich durch Nicken, sie hat nicht dagegen gesprochen, das hat sie so akzeptiert. Offensichtlich ist sie auch dieser Meinung, dass man so ein Zentrum braucht. Das alles unter dem Motto: Alle haben sich lieb, jeder redet mit jedem, jede Religionsgemeinschaft ist mit den anderen so unheimlich d'accord. Das hat heute irgendwer gesagt hier. Wer war es? (Zwischenruf von GR Karl Dampier.) Ja, du warst das. Ich weiß nicht, wieso du das weißt. Vielleicht bist du einer dieser Basisfunktionäre irgendeiner Glaubensgemeinschaft und hast halt mit denen geredet. (GR Karl Dampier: Du nimmst das nicht ernst!)
Aber wenn man sich die Welt heute anschaut – das ist ernst –, dann ist es ja nicht so, dass jeder mit jedem gerne redet und dass jeder jeden sehr lieb hat, sondern es gibt schon Unterschiede, die gelebt werden, die durchaus auch notwendig sind, die einer gesellschaftlichen Kultur entsprechen, die dem Raum entsprechen, in dem man aufgewachsen ist, die der jahrhundertealten Tradition entsprechen und die in der Entwicklung in diesem Gebiet durchaus vernünftig sind. Und bei uns ist das einmal die katholische Kirche. Ob einem das passt oder nicht passt, es ist so. Wir sind ein katholisches Land. In Wien ist es noch immer, obwohl unter 50 Prozent – das ist sehr rasant heruntergegangen –, die katholische Kirche, die die Mehrheit an Gläubigen – wenn man will, an eingeschriebenen Mitgliedern – stellt. 

Meine Damen und Herren! Ich habe mir das überlegt, wie so ein multikonfessionelles Zentrum, wie es sich der Maresch und Teile der SPÖ vorstellen, aussehen könnte. Ich würde Sie jetzt bitten, ich will niemanden beleidigen oder irgendetwas lächerlich machen, das liegt mir nicht, aber wenn man sich einmal so etwas vorstellt, muss man ein bisschen überzeichnen, damit man überhaupt versteht, um was es hier wirklich geht. Das, was ich jetzt hier bringe, ist wirklich überzeichnet, aber Sie werden auf Grund dessen sehen, dass es vielleicht gar nicht so weit herbeigeholt ist. 

Ich stelle mir so einen Bau vor. Da gibt es zwei Varianten. Das eine ist ein Bau mit einem Turm, wo ich dann oben immer stündlich oder je nach Anteil der Bevölkerung den Stern, den Halbmond, das Kreuz, ein Zeichen für Orthodoxe, für den Tempel und das alles habe. Das bringe ich immer heraus, und dann wissen alle, in diesen Bau dürfen sie jetzt hineingehen, jetzt ist gerade die Betstunde für diese Religionsgemeinschaft. 

Die zweite Variante ist: Man baut ein sakrales Gebäude, wie StR Schicker gesagt hat. Schöner große Bau, verschiedenen Räumlichkeiten drinnen, vielleicht mit einer großen Drehbühne, wo man ebenfalls, wie im Theater, variieren kann. Da kommt dann das katholische Gotteshaus, dann kommt der Tempel, dann kommt vielleicht das muslimische Gebetshaus. Das kann man noch einrichten, wer halt dann dort ist.

Ich habe mir so einen Tagesablauf vorgestellt. In der Früh, da kommen immer die Katholischen. Die Katholischen sind ja sehr zeitig dran, weil sie zeitiger aufstehen, und da gehen sie gerne beichten, damit die anderen nicht sehen, wer beichten geht. Ich kann mir da vorstellen, dass in der Früh diese katholische Plattform mit der Kirche kommt. Da setzt sich dann der Pfarrer bereits in den Beichtstuhl; nennen wir ihn zum besseren Verständnis meinetwegen Aloisius. Der Pfarrer sitzt also da drinnen und wartet auf seine Kundschaft. Man wundert sich nicht, zeitlich in der Früh, damit er nicht gesehen wird, kommt ein Mitglied der Kultusgemeinde, weil er auch einmal wissen will, wie das denn ist, wenn man von den Sünden befreit wird im Beichtstuhl. Das will er auch machen. Er hat sich aber zu lange Zeit gelassen, denn inzwischen ist die Drehbühne weitergegangen, und es ist ein muslimisches Gebetshaus geworden. Da müssen jetzt alle, die in den Beichtstuhl wollen – das ist dort einfach so, das ist einfach Tradition –, die Schuhe ausziehen und dann rennen sie bloßfüßig zu dem Beichtstuhl hin. Kurz, die werden dort befreit von ihren Sünden. 

In einem anderen Raum – denn dazwischen hat die altkatholische Kirche auch so einen Raum – bereitet sich gerade der altkatholische Geistliche auf einen Vortrag vor für ein Seminar für die Atheisten, und zwar für jene Atheisten, die nach dem Tod trotzdem gern in den Himmel kommen wollen. Da hat er hier so ein richtiges Verkaufsseminar. Nachmittag hat die evangelische Kirche ihren Platz. Da werden auf der Videowall Luther’sche Thesen gebracht. Die werden in einer Podiumsdiskussion ein bisschen neu definiert, dem Zeitgeist entsprechend. Als Leiterin dieser Podiumsdiskussion hat man die schon seit Jahren als verschollen gegoltene Exsuperintendentin Dr Knoll gewinnen können. Die wird dort auch arbeiten. Und am Abend ist halt Maiandacht, denn jetzt haben wir gerade Mai. Und um dieser multikonfessionellen Idee wirklich zum Durchbruch zu verhelfen und damit alle kommen – es werden alle dort eingeladen am Abend –, richtet man die Gebetsbänke nach Osten. Das ist logisch, damit auch Muslime hier am Gesellschaftsleben der Kirche teilnehmen können. Man singt gemeinsam orthodoxe Choräle. Dann wird nach evangelischer Methode öffentlich die Beichte abgenommen, und am Schluss, meine Damen und Herren, wird der Pfarrer nicht mehr Messwein trinken, sondern dem Zeitgeist entsprechend vielleicht Red Bull, und ganz zum Schluss gibt es für alle koschere Kardinalschnitten.

Meine Damen und Herren! Das kann ich mir vorstellen. Ich habe jetzt überzeichnet, aber, meine Damen und Herren, im Ernst, so etwas ... (Zwischenruf von GR Karl Dampier.) Vielleicht habe ich gar nicht überzeichnet, vielleicht ist ja das eh alles so geplant von euch. (Zwischenruf von Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker.) Vielleicht ist es ja von euch geplant, über diese Schiene unsere Kultur oder unsere Traditionen ein bisschen zu unterwandern. 

Das können wir uns nicht bieten lassen, meine Damen und Herren! Daher muss man fordern, dass dort in Aspern eine katholische Kirche hinkommt. Jetzt ist mir ja vollkommen klar, dass du oder ihr nicht beschließen könnt, was dort hinkommt oder wo es hinkommt. Nur, es gibt zwei Möglichkeiten. Die erste Möglichkeit, um diese Kirche zu verhindern, wäre, dass man in jeder Wohnung einen Hausaltar oder einen Herrgottswinkel subventioniert. Dann brauche ich keine Kirche mehr, dann hat das jeder zu Hause. Das wäre eine Möglichkeit. Die zweite Möglichkeit ist die Kirche. 

Meine Damen und Herren! Jetzt schaue ich mir an, wie der sakrale Bau multikonfessionell funktionieren soll. Wer zahlt denn dort? Zahlen 50 Prozent die Katholiken, 10 Prozent die Moslems, 4 Prozent die Evangelischen, 1 Prozent Sonstige, und die 25 Prozent Konfessionslosen werden sich überhaupt freuen, wenn sie hier für einen Kirchenbau oder ein multikonfessionelles Zentrum zahlen dürfen. 

Meine Damen und Herren! Die Gesiba – ich habe es im Ausschuss gesagt – war, als ich 1976 in Alterlaa eingezogen bin, noch viel röter als sie es heute ist, und die hat es geschafft, eine Kirche dort hinzubauen. Auch beim Schöpfwerk gibt es eine funktionierende Gemeinde. Es gibt auch ein Gebetshaus, selbstverständlich. Aber ich kann doch nicht von vornherein zu mischen beginnen, und das noch bewusst, Herr Stadtrat, lieber Freund, und die ganze Sozialdemokratie und auch die Grünen. 

Daher bringe ich einen Beschlussantrag ein, der sehr klar formuliert ist:

„Die Stadt Wien, vertreten durch den Herrn Amtsf StR Schicker, soll rasch mit den zuständigen Stellen der katholischen Kirche Gespräche über einen Kirchenneubau in Aspern aufnehmen, um der Kirche die Chance zu geben, rechtzeitig Maßnahmen zu treffen, um in diesem neuen Stadtteil, vor allem, was die Finanzierung betrifft, ihre eigenen notwendigen Entscheidungen treffen zu können.“

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mir fehlt nicht die Zusage von Ihnen, dass die Kirche dort gebaut wird, mir fehlt die Willenskundgebung der auch in Ihrer Fraktion sicherlich noch überwiegenden katholischen Mehrheit, dort eine Kirche hinzubauen und nicht etwas, was nicht Fisch, nicht Fleisch ist, entweder mit einem Zugang mit verschiedenen Symbolen oben oder ein multikonfessionales ... – der Maresch hat immer solche Ideen mit solchen Wörtern – (GR Mag Rüdiger Maresch: Du musst das öfter sagen!) Was hast du gesagt? (GR Mag Rüdiger Maresch: Mehr üben, dann kannst du es!) Ich will das ja nicht üben, das ist das letzte Mal, dass ich das sage: multikonfessionelles Zentrum der Begegnung. Da wirst dann du hingehen. Okay. – Ich danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist der Amtsf StR Dipl-Ing Rudi Schicker. 

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist die Frage, welche Formen der geistigen Selbstfindung gesucht werden, natürlich sehr unterschiedlich zu beantworten. Manche stellen sich dabei eine interkonfessionelle Peepshow vor. Das haben wir gerade vorhin erläutert bekommen. Ich weiß nur nicht, wieso du dann auf den Grillplatz vergessen hast, denn das würde natürlich nach eurer Einschätzung dazupassen, wenn man für die islamische Welt dort auch eine konfessionelle Stätte errichtet.

Sehr geehrte Damen und Herren! Mir ist das Thema Religion und Stadtentwicklung einfach zu ernst, als dass man darüber nur blödelt und versucht, über diese Themen so hinüberzurutschen, indem man einen ganzen Stadtteil damit in Geiselhaft nimmt, ob es jetzt eine katholische Kirche dort gibt oder nicht, ob es andere konfessionelle oder interkonfessionelle Einrichtungen dort gibt oder nicht. 

Dieser Stadtteil, dieses Flugfeld Aspern ist größer als der gesamte 1. Wiener Gemeindebezirk, ist größer als der 8. Bezirk, größer als der 6. Bezirk. Der 4. und 5. Bezirk passen gemeinsam dort hinein. Also hier geht es ernsthaft darum, dass eine gesamte neue Stadt errichtet wird. 

Ich danke all jenen, die hier am Rednerpult darauf hingewiesen haben, dass der öffentliche Verkehr mit dem Bau der U-Bahn dort früher hinkommt, und zwar mit dem leistungsfähigsten Verkehrsmittel, das diese Stadt anzubieten hat, das Österreich anzubieten hat, dass wir dort schon in diesem Jahr mit der Industrieansiedelung beginnen, mit dem Ausbau der industriellen Möglichkeiten, der gewerblichen Möglichkeiten, nämlich gleich anschließend an das General-Motors-Werk. Durch dieses Werk wurden an diesem Areal in der Zeit Kreiskys überhaupt erst einmal Arbeitsplätze größeren Stils hingebracht. 

Dass auch dieses Werk irgendwann einmal geschlossen werden kann, Kollege Maresch, dessen sind wir uns alle bewusst. Das ist im kapitalistischen Wirtschaftssystem so, dass auch Werte wieder vernichtet oder stillgelegt werden. Dafür Sorge zu tragen, dass es eine Vielfalt von Beschäftigungsmöglichkeiten gibt, das tut dieser Masterplan. Wir haben an diesem Ort dafür gesorgt und wollen auch weiter dafür sorgen, dass es möglich ist, Wohnen und Arbeiten, Erholen und Integration in dem gesamten Bezirk zu betreiben. Es geht uns hier nicht darum, eine isolierte Einheit zu errichten, die für ein paar wenige eine gute Wohnmöglichkeit schafft, sondern uns geht es darum, dass es dort Wohnen, Arbeiten, Erholen, Einkaufen, Unterhaltung gibt für alle, auch jene, die schon in der Region wohnen. Es geht schlicht um das dritte Zentrum in der Donaustadt. Neben der Donau City, neben dem Bereich rund um das Donauspital wird das Flugfeld Aspern zum dritten Zentrum in der Donaustadt werden. 

Es geht uns auch um Folgendes: Alle kennen die Bevölkerungsprognosen, die in den letzten Wochen errechnet worden sind. Das Statistische Zentralamt weist darauf hin, dass Wien das Bundesland ist, das einwohnermäßig am stärksten wächst. Auch unsere Prognosen, die wir darauf aufgesetzt haben, zeigen, dass Wien einen enormen Zuwachs hat. Das kommt nicht von ungefähr. Wir haben mit diesem Stadtentwicklungsplan glücklicherweise vorausgedacht und haben jetzt die Möglichkeit, bei einem Areal, das im gemeinsamen Eigentum der Stadt Wien beziehungsweise der Republik Österreich ist, auch eine gemeinsame Entwicklung zu beginnen. Und dafür bietet der Masterplan die richtigen Grundlagen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Lassen Sie mich noch einmal auch jenen Danke sagen, die sich als Vertreter und Vertreterin der Bürger und Bürgerinnen des 22. Bezirks bereit gefunden haben mitzuarbeiten. Auch hier sei noch ein Wort dazu gesagt. Diese drei Personen hatten ein unglaublich hohes Engagement. Planung ist nicht etwas, das man aus dem Ärmel schüttelt, sondern das ist etwas, das erarbeitet werden muss, wo Konsens gefunden werden muss, wo man Lösungen probiert, überschaut, noch einmal überdenkt. Genau bei diesem Prozess waren diese drei BürgerInnen mit dabei und haben mitgestaltet, und sie haben ebenfalls in der Region rückgekoppelt. Wir haben unterstützt durch Ausstellungen, durch Bürgerversammlungen, der Bezirk hat sich da sehr stark eingebracht. Ich denke, dass das der Weg ist, wie man neue Stadtteile entwickeln kann. Ein herzliches Dankeschön an diese Bürgervertreter, die sich hier so lange Zeit dafür genommen haben.

Mein Dank gilt auch der Abteilung und insbesondere – er ist ja heute schon mehrfach zitiert worden – dem Kollegen Schönfeld, dem es bei jeder Präsentation und bei jeder Frage gelungen ist, diese Fragen – auch Fragen von Kollegen Hoch – so zu beantworten, dass man, wenn man sie verstehen wollte, auch die volle Information bekommen hat.

Ein Dankeschön auch an die anderen Fraktionen, die bei diesem Masterplan, wie sie ja alle kundgetan haben, mitstimmen, und ich kann nur hoffen, dass wir in der Realisierung dieses Masterplans hin zur Flächenwidmung und dann zum Bau selbst genau dieselbe Einstimmigkeit vorfinden werden. Herzlichen Dank dafür und danke für die Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Stadtrat, für die Darstellungen. Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Nur ganz kurz. Es wurde bereits vieles berichtet. Die Einstimmigkeit des Masterplans zeigt ja den qualitätsvollen Umgang. 

Es gibt eine Anzahl von Anträgen, auf die ich teilweise, da sie ja im Zusammenhang mit dem Masterplan stehen, eingehen will. 

Frau Kollegin Puller! Ich teile Ihr Herz mit der Straßenbahn, aber genau dort ist das große Problem. Das, was Sie als Schnellstraßenbahn, wie Sie es nennen – das so genannte Karlsruher Modell –, wollen, bedeutet, dass wir jedes Herz einer Weiche auf der gesamten Strecke umbauen müssen, technisch verändern müssen. Wenn Sie sich das Netz in Karlsruhe anschauen, wo das passiert ist, dann hat das jetzt, wenn Sie wollen, mit dem Flugfeld Aspern, mit der Grillgasse und mit Kaltenleutgeben gar nichts zu tun. Es hat auch dort die S80 eine andere Aufgabe und es haben die internationalen Züge eine andere Aufgabe. Das ist ganz einfach nicht vergleichbar. 

Mir ist schon klar, dass man innovativ sein soll, aber das ist ein Rückschritt, das ist kein innovativer Anklang. Da gibt es ja die U-Bahn. In Teilbereichen sollte man sich überlegen, welche Maßnahmen für den öffentlichen Verkehr man direkt im Umfeld setzt, aber dieser überregionale so genannte Eßling-Express bringt dort an und für sich nicht den gewünschten Erfolg. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Der Kollege Madejski hat wie auch Kollege Parzer über die Kirche gesprochen. Ich will mich da gar nicht im Detail verlieren, aber der Herr Stadtrat hat ja betont, das hat die Größenordnung des 4. und 5. Bezirkes, die Größenordnung des 1. Bezirkes oder des 8. Bezirkes. Da gibt es große Flächen, und bei der Flächenwidmung haben wir die Gelegenheit – im Ausschuss ist, glaube ich, auch schon genau darüber gesprochen worden –, darüber zu entscheiden. Ich bin zuversichtlich, dass man einen gemeinsamen Weg finden wird, neben der Möglichkeit zum Wohnen auch entsprechende Bauten der einzelnen religiösen Gemeinschaften dort zu platzieren. 

Vielleicht ist es auch so, dass die katholische Kirche, die Kollege Parzer genannt hat – ich sehe ihn im Augenblick nicht, aber es wird ihm sicher gesagt werden –, vielleicht sogar den Vorstoß wagt und sich dort aktiv um ein Grundstück bewirbt oder versucht, ein Grundstück zu bekommen, um dort dementsprechend in einer Vorreiterrolle für diesen neuen Stadtteil zu fungieren.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, wenn wir die letzten Monate Revue passieren lassen – der Kollege Parzer hat in seiner Rede Herrn StR Swoboda zitiert, er hat auch Herrn StR Schicker zitiert, dazwischen hat er eine Zeit übersehen, die anscheinend in der Stadtplanung keine große Rolle gespielt hat –, wenn wir uns den Masterplan ganz genau anschauen, zeigt sich, dass wir mit Stadtentwicklung und Verkehr gerade in letzter Zeit sehr oft Schwerpunktgegenstand sind, sehr oft innovativ sind. Das bedeutet, dass in dieser Stadt dementsprechend etwas weitergeht. 

Zum Kollegen Madejski noch eine kleine, kurze Meldung. Du hast hier einige Dinge erwähnt und einen Vergleich mit Rothneusiedl angestellt. Kollege Madejski, wir sind noch nicht soweit in Rothneusiedl. Das hier ist schon der Masterplan, in Rothneusiedl sind wir noch einen Schritt weiter zurück. Dort können wir diesen gemeinsamen Schritt in Zukunft sicher auch gehen, und ich nehme ja stark an, dass du eines Tages – Wasser ist ja heute auch schon vorgekommen – dort beim Wasser sitzen wirst, schon in deinem Ruhestand mit dem Kollegen Parzer gemeinsam bei einer Melange und, eventuell auf eine Kardinalschnitte wartend, dort diskutierst, was da geschaffen wurde an diesem 25. Mai 2007. Also ich nehme an, du wirst das dann sicher auch in deinen Geschichtsbüchern nachlesen können. 

Und das ist eben das Schöne an diesem Masterplan, der Vorgaben enthält für Freizeit, für Umwelt, für Wohnmöglichkeit, für Bildungsmöglichkeit, aber auch eine entsprechende Anbindung vorsieht. Also wir können diese Phantasien, die du angeregt hast, direkt aus diesem Masterplan erkennen.

In diesem Sinne danke ich für die umfangreiche Zustimmung zu dem Masterplan, und ich lade Sie ein, auch bei den Flächenwidmungsplänen diesen gemeinsamen Weg zu suchen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren! 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Postnummer 36.

Wer für die Postnummer 36 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist, wie vorhersehbar, einstimmig so beschlossen.

Und jetzt gibt es die Abstimmung über die sieben Beschluss- und Resolutionsanträge.

Der erste ist von der FPÖ betreffend Spielplatzschaffung und Freiräume. In formeller Hinsicht wurde die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Von den Grünen und der FPÖ unterstützt.

Der zweite Antrag ist von den Grünen betreffend intermodaler Eßling-Express. In formeller Hinsicht ist die Zuweisung des Antrages an den zuständigen Ausschuss beantragt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Gleiches Abstimmungsergebnis. Von Freiheitlichen und Grünen unterstützt, somit nicht angenommen wie der erste Antrag.

Der dritte Antrag von den Freiheitlichen betreffend Begrünung von Dächern im Wohnbau. Hier wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist von den Freiheitlichen und der ÖVP unterstützt und hat nicht die notwendige Mehrheit.

Beim vierten Antrag, ebenfalls von den Freiheitlichen betreffend Trinkwasserentnahmestellen, ist die sofortige Abstimmung beantragt. 

Bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Das hat 
ebenfalls nicht die notwendige Mehrheit gefunden; die Sozialdemokratische Partei ist dagegen.

Fünfter Antrag von der ÖVP betreffend Sicherstellung des Ausbaues der Wiener U‑Bahn. In formeller Hinsicht ist die Zuweisung des Antrags an die Ausschüsse FiWi und Stadtentwicklung und Verkehr beantragt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Antrag ist einstimmig so beschlossen.

Der sechste Antrag ist von den Freiheitlichen betreffend U-Bahn-Bau in Wien. Die sofortige Abstimmung ist beantragt.

Bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist nur von den Freiheitlichen unterstützt und somit nicht angenommen.

Wir kommen zum letzten Antrag, ebenfalls von den Freiheitlichen eingebracht, betreffend Kirchenneubau Aspern. Sofortige Abstimmung.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist von der ÖVP und den Freiheitlichen unterstützt und hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 33 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Projekt Hauptstraße B14, Westspange Rannersdorf.

Es ist keine Wortmeldung vorgesehen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig angenommen, gegen die Stimmen der Grünen.

Post 37 betrifft den Straßenumbau Hauptstraße B224 im 15. Bezirk. 

Es ist ebenfalls keine Wortmeldung vorgesehen. 

Bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Mehrstimmig, gegen die Stimmen der Grünen.

Es gelangt die Postnummer 48 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Aufhebung beziehungsweise die Einräumung eines Baurechts für eine Liegenschaft im 22. Bezirk, KatG Aspern. 

Die Berichterstatterin, Frau GRin Schubert, leitet ein.

Berichterstatterin GRin Ingrid Schubert: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet hat sich Herr StR Herzog. – Bitte schön.

StR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Dem Punkt 48, Auflösung des bestehenden Baurechtes und Einräumung des Baurechtes zu Gunsten von Herrn Tarek Ziada und Gattin werden wir selbstverständlich zustimmen. Das Präsidium war hier der Meinung und hat sich unserer Meinung auch angeschlossen, dass bei diesem Tagesordnungspunkt eine allgemeine Debatte zu Wohnbauproblemen und Wohnthemen stattfinden soll. In diesem Sinne darf ich den freiheitlichen Standpunkt zu einigen Problemen und einigen Punkten darlegen.

Einer davon ist, dass wir in Wien mit Sicherheit eine verstärkte Wohnbauleistung brauchen. Es ist absehbar, dass die Zeit vorbei ist, wo die Wohnbauleistung im bisherigen Ausmaß genügt hat. Wien wird, wenn die Voraussagen stimmen – und im Großen und Ganzen wird das der Fall sein – im Jahre 2030 an die zwei Millionen Einwohner haben. Das ist ein Vorziehen einer Bevölkerungsentwicklung, die sonst erst 20 Jahre später eingetreten wäre. 

Diese Vermehrung der Wiener Bewohnerschaft ist allerdings nicht durch ein verstärktes Geburtenzuwachsergebnis zu erzielen, sondern es wird in erster Linie durch eine verstärkte Zuwanderung erfolgen, natürlich auch durch ein weiteres Älterwerden der Einwohner dieser Stadt. 

Das bedeutet natürlich, dass sich bestehende Probleme massiv verstärken werden und dass die Probleme des Zusammenlebens vor neue Belastungsproben gestellt werden. Die Wohnbaupolitik spielt dabei natürlich eine ganz wesentliche Rolle. Die Wohnbaupolitik der letzten Zeit war ja – mit unserer Zustimmung – in erster Linie, zumindest was den Gemeindebau betrifft, aber nicht nur, natürlich auf die Sanierung bestehender Wohnhäuser ausgerichtet, eine richtige Politik, weil es eben notwendig war, den Wohnbaustandard in den diversen Räumlichkeiten und in den Häusern der Wiener Stadt zu verbessern.

Nun ist, wie gesagt, ein Umdenken notwendig. Wir brauchen mehr Wohnbauleistung, eine Wohnbauleistung, die auch im letzten Jahr österreichweit wieder gesunken ist und die zur Zeit in Wien in einem Bereich zwischen 5 000 bis 5 500 Einheiten schwankt. 

Wir fordern daher als Freiheitliche eine klare und deutliche Wohnbauoffensive zur Deckung des künftigen Wohnbaubedarfs. Wir denken dabei an 5 000 zusätzliche Wohnungen, die durch Förderung über die Förderschienen in Wien errichtet werden sollen, und haben das in einer Pressekonferenz in der Vorwoche auch bekannt gegeben.

Bgm Häupl hat in dieser Woche ebenfalls seine Vorstellungen in Bezug auf die Wohnbaupolitik dargelegt und ist zu ähnlichen Schlüssen gekommen. Auch er befürwortet den Bau von 5 000 Wohnungen und sieht hier ebenfalls einen massiven Bedarf für die Zukunft geben. 

Selbstverständlich wird das auch ein Problem des Finanzausgleichs sein, der die Verhandlung mit der Bundesregierung und den anderen Ländern voraussetzt, es wird aber auch notwendig sein, eine Neutarierung zwischen Wohnbauleistung auf der einen Seite und Infrastrukturmaßnahmen, die notwendig sind, auf der anderen Seite herbeizuführen. Ich glaube, es wird schon in diesem Bereich ganz, ganz wichtig sein, die vordringlichste Priorität auf den Wohnbau zu richten.

Eine solche Umstellung, eine solche Weichenstellung dauert seine Zeit, keine Frage. Ein Zeitraum ab 2009, 2010, wo das wirksam werden und erfolgen kann, ist realistisch. Beim Wohnbaubedarf gibt es ja auch einen stetigen Anstieg, der findet ja auch nicht in einem halben oder dreiviertel Jahr im vollen Ausmaß statt.

Ein wesentlicher Unterschied unserer Vorstellungen zu den sozialdemokratischen ist allerdings, in welcher Form diese Wohnbauleistung erfolgen soll. Wir Freiheitlichen treten dafür ein, dass der Wohnungsneubau auch wieder ein Wohnungsneubau im Gemeindebaubereich sein soll, weil wir glauben, dass Wien und die sozial schwächeren Schichten leistbaren Wohnraum brauchen. Der Verweis auf Wohnbeihilfen geht insofern ins Leere, als damit ja kein Unterschied mehr zu sämtlichen anderen Wohnformen gegeben ist. Der entscheidende Punkt, warum wir für den Gemeindebau eintreten, ist der, dass wir glauben, dass sich die Mietenentwicklung, die Wohnungskostenentwicklung in dieser Stadt massiv verändert hat. Sowohl, was die Miet- als auch die Betriebskosten betrifft, hat sich ja im Laufe der letzten Jahre eine ganz, ganz deutliche Steigerung ergeben, und die an und für sich nicht sehr hohe Teuerung in Österreich ist ja im Großen und Ganzen nicht zuletzt – neben ein, zwei anderen Dingen – vor allem auf die Wohnungskosten zurückzuführen.

Die Mietenentwicklung im Gemeindebau war bisher so, dass das Versprechen der SPÖ gegolten hat, dass sie am Kategoriezins festhält. Dieses Versprechen der Sozialdemokraten hat bis vor Kurzem gegolten. Es wurde vor jeder Wahl von den zuständigen Stadträten wiederholt, zuletzt auch von Faymann. Seit 2006 gibt es aber auf einmal eine massive Veränderung, weil nunmehr im Zusammenhang mit den gegebenen Sanierungen der Wohnungen auf A-Kategorie nicht mehr der versprochene Kategoriezins zur Einhebung gelangt, sondern 90 Prozent des Richtwertes. Das heißt, der Hauptmietzins erfährt eine unglaubliche und bedeutende Erhöhung.

Das ist – und man muss es hier klar aussprechen – ein klarer Bruch aller Wahlversprechen, die die SPÖ vor allen Wahlen der letzten Zeit abgegeben hat.

Eine Zinserhöhung von 2,35 um 90 Prozent auf nunmehr 4,57, das sind also mehr als 4 EUR, ist ein gewaltiger Preissprung, der sich massiv auswirken wird auf das Gefüge der Einkünfte und der Verwendung der Mittel durch die Wiener Bevölkerung. Dabei steigen die Preise im Eigentumswohnungsbereich ohnehin massiv, und die Wohnungskosten selbst, vor allem die Betriebskosten, sind, wie gesagt, dank der sozialdemokratischen Politik in Wien sowieso massiv hinaufgeschnellt.

Ich habe es ja schon einmal gesagt: Für mich ist dieser Wechsel weg vom Gemeindebau hin zur reinen Förderung anderer Wohnbauformen bei gleichzeitiger Steigerung der Mieten auf Richtwertniveau ein Bruch der Sozialdemokraten mit dem Gedanken des sozialen Wohnbaus an sich, wenn auch dieser Bruch und dieser Wechsel ein Wechsel auf leisen Pfoten ist. Die Versprechen der Sozialdemokraten vor den letzten Wahlen, am Kategoriezins festzuhalten, sind sowohl von der SPÖ wie auch vom Vorgänger des jetzigen Stadtrates, von Herrn StR Faymann, in kürzester Zeit gebrochen worden.

Dazu muss man sagen, 90 Prozent Richtwert, also über 4 EUR pro Quadratmeter Hauptmietzins, gilt ja für sämtliche Wohnlagen. Das heißt, egal, ob das in Simmering, ob das in Ottakring oder in Döbling ist, hat der gleiche Preis zur Anwendung zu kommen. Ein Zustand, von dem ich ausgehe und darauf wette, dass er nicht lange halten wird. Denn trotz aller Versprechen, auch des jetzigen Wohnbaustadtrates, dass Zu- und Abschläge nicht kommen werden, sie werden sich auf Grund der Struktur des Richtwertzinses über kurz oder lang von selbst ergeben. Selbstverständlich werden dann die Zu- und Abschläge in Wien geltend werden, und selbstverständlich wird auch das wieder zu Lasten der Gemeindebaumieter gehen.

Allerdings eine Voraussetzung für eine Neubelebung des Gemeindebauwohnbaus ist schon gegeben. Es ist relativ sinnlos, Gemeindebauten zu den gleichen Bedingungen zu errichten, wie es ein Privater auch macht oder wie es die Genossenschaften machen. Das heißt also, sinnvoll wird eine Gemeindebauwohnungsinitiative oder ‑offensive nur dann sein, wenn die SPÖ mietmäßig auf andere Mietpreise zurückgeht und sich nicht auf den Richtwertzins hin orientiert. Wozu ich sagen muss, dass Mietzinse von 4 EUR pro Quadratmeter in manchen Gegenden Wiens, bezogen auf das Umfeld der jeweiligen Wohngegend da irgendwo in Außenbezirken Wiens, etwas ist, was keine Selbstverständlichkeit im Erzielen des Mietpreises auch auf privater Ebene, zum Beispiel beim Nachbargrundstück oder beim Nachbarhaus, darstellt. 

Das wäre das eine. Wie gesagt, wir brauchen eine dringende Wohnungsoffensive, und wir brauchen dringend leistbare, günstige Wohnungen für eine sozial schwache Bevölkerung. Wir befürworten daher die Wiederaufnahme des Gemeindewohnungsbaus zu günstigen Mietpreisen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ein anderes Problem, das ich aufnehmen darf, ist natürlich ein sehr langfristiges und zur Zeit noch nicht wirklich ins Gewicht fallendes, das ist das Problem, das sich auf Sicht ergeben wird bei der Durchführung der Gleichbehandlungsrichtlinie, also der EU-Richtlinie betreffend die Rechtsstellung von Drittstaatsangehörigen in Österreich, wo wir eben verpflichtet sind, gewisse Richtlinien dann auch einzuhalten. Jetzt haben wir keinen Andrang einstweilen, keine Frage, weil einfach wahrscheinlich das Wissen um diese Dinge noch nicht weit genug gediehen ist, um bereits einen solchen Ansturm auszulösen. Allerdings haben die Grün-Alternativen schon vor einiger Zeit einmal festgestellt – ich glaube ihnen das –, dass in Wien bereits jetzt 100 000 Anspruchsberechtigte vorhanden sind, die dann irgendwann selbstverständlich auch daran denken werden, einen solchen Anspruch auch geltend zu machen.

Der ehemalige SP-Stadtrat Swoboda, nunmehr, ich glaube, stellvertretender Fraktionsführer der Sozialdemokraten im Europaparlament, hat bei der Einführung und bei der Umsetzung der EU-Richtlinie Österreich und vor allem Wien dringend empfohlen, diese Zugangsregelungen nicht voll mitzumachen, sondern sehr restriktiv vorzugehen und dafür Sorge zu tragen, dass dies nicht in vollem Umfang zu geschehen hat. Wien hat es dessen ungeachtet trotzdem gemacht.

Dabei muss man ja sagen, dass jetzt bereits die Situation im Gemeindebau eskaliert. Mein Eindruck vor einigen Jahren war, dass das in etwa auf gleicher Ebene dahingeköchelt ist, es haben sich aber ganz offensichtlich in der letzten Zeit die Zustände wieder verstärkt. Es gibt ja auch mehrere Studien, die das bestätigen, zum Beispiel die Fassmann-Studie – deren vollen Text wir noch immer haben, wenn ich darauf hinweisen darf –, worin jetzt schon festgestellt wird, dass hier Entwicklungen abzusehen sind, die in Richtung Ghettoisierung führen werden. Schon jetzt besteht eben ein Drittel der Mieter in Gemeindebauten aus Zuwanderern, und was zum Beispiel die finanzielle Situation betrifft, ist die Einkommenssituation oder die Kaufkraft der dortigen Bewohner um 30 Prozent niedriger als im Schnitt der anderen Bewohner Wiens. 

Da entsteht oder ist jetzt schon im Gemeindebau ein sozialer Brennpunkt entstanden, der sich, wie Fassmann feststellt, verstärkt durch den Auszug der Mittelschicht, durch die Abwanderung der dort noch lebenden Mittelschicht. Fassmann spricht von einer „sozialen Entmischung" der Bevölkerung, also dem Gegenteil dessen, was die Sozialdemokraten auf ihre Fahnen geschrieben haben. Das wird noch verstärkt durch Studien, die zum Beispiel zeigen, wie das Verhältnis jetzt nicht von Inländern zu Zuwanderern und anderen Gruppen ist, sondern das Verhältnis der Gruppen untereinander, die aufzeigen, dass die freiwillige Segregation der diversen zugewanderten Volksgruppen hier in Österreich und in Wien vor allem eine ganz massive ist. Jeder, der öfter durch die Gegend des 15. oder 16. Bezirkes geht, wird das auch sehen. Es kommt sicher niemals ein Serbe auf die Idee, ein albanisches Lokal zu betreten, ein Albaner betritt kein türkisches und umgekehrt. Das heißt, es gibt dort eine freiwillige Segregation und Abschirmung nicht nur vielleicht – oder doch gegeben – gegen die Mehrheitsbevölkerung, sondern unter den Teilbevölkerungen der Zuwanderer selbst. Diese Situation ist, glaube ich, noch gar nicht genügend betrachtet worden.

Daher ist die Gefahr der Ghettoisierung eine ganz, ganz große, etwas, was im Jahr 2005 StR Faymann auch angesprochen hat, der genau diese Gefahr der Ghettoisierung in den Gemeindebauten gesehen hat und der zusätzlich festgestellt hat, dass sich außerhalb des Gemeindebaus in Wiener Stadtteilen diese Tendenz zur Ghettobildung verstärkt hat. Die Konflikte werden immer öfter sozusagen auffällig, und es ist auch der Einsatz von Mediatoren notwendig. 

Dass in dieser Situation die bestehenden, ich glaube, 210 000 Gemeindewohnungen – das ist durch Zusammenlegungen und Ähnliches etwas weniger geworden; früher waren es ja 220 000 – für Drittstaatsbürger, also Nicht-EU-Bürger geöffnet werden, kann sich als sozialer Sprengstoff sondergleichen herausstellen. Die Gefahr der Gettobildung und der Konfliktsituationen wird sich dann nicht nur im konkreten Gemeindebau verstärken, wie wir es jetzt schon sehen, sondern das wird sich natürlich auch auf die umliegenden Grätzel auswirken und die Trennung von Mehrheitsbevölkerung und Zuwanderern und, wie gesagt, offensichtlich auch der Zuwanderergruppen untereinander nur noch verstärken.

Wir haben deshalb zwei Vorschläge als wichtig erachtet. Das eine ist, eine Quotenregelung im Gemeindebau einzuführen – übrigens ein Vorschlag, der schon am Beginn der Debatte eben vom damaligen StR Swoboda und nunmehr EU-Abgeordneten Swoboda gemacht wurde –, eine Quote eben herbeizuführen zwischen Österreichern und EU-Bürgern auf der einen Seite und den Drittstaatsangehörigen auf der anderen Seite. Das setzt allerdings auf Grund von Versäumnissen der Republik Österreich Verhandlungen zwischen der Bundesregierung und der EU voraus, aber das wird ja noch auszuhalten sein und wird auch durchführbar sein.

Das Zweite, was wir vorschlagen – was die Nachredner von meiner Fraktion noch verstärken werden –, ist etwas, was letztlich auch in der EU-Richtlinie vorgesehen ist, nämlich Integrationsmaßnahmen zu setzen, die einzuhalten sind. So wird eben im Artikel 5 dieser Richtlinie festgestellt, dass die Mitgliedsstaaten von Drittstaatsangehörigen verlangen können, dass sie Integrationsanforderungen gemäß dem nationalen Recht erfüllen. Die Frage, in welchem Ausmaß, ist sicher in den Raum zu stellen – es gibt ja auch bereits die Androhung von EU-Gerichtsurteilen gegen eine zu weite Ausdehnung –, aber die Feststellung ist zu treffen, dass selbstverständlich von jemandem, der in Österreich Zugang zu einer Gemeindewohnung als Drittstaatsangehöriger bekommen will – das ist immerhin ein Wert, der in einem Bereich von 100 000, 120 000 EUR liegt –, verpflichtend verlangt werden kann, dass Deutschkenntnisse nachzuweisen sind. Das ist wenig verlangt und sollte eine Selbstverständlichkeit sein. 

Das ist eine ganz, ganz dringende Forderung von uns. Auch hier ist selbstverständlich eine gemeinsame Vorgangsweise mit der Bundesregierung, wahrscheinlich österreichweit, herbeizuführen. 

Wien ist nun einmal in einer Sondersituation im gesamten europäischen Raum. Ich glaube, es gibt keine Stadt, in der fast ein Drittel des Wohnungsbestandes Gemeindewohnungen sind, also in der öffentlichen Hand der Stadtverwaltung selbst. Daher sind die Probleme auch nicht so völlig mit anderen vergleichbar.

Ein anderes Problem noch abschließend bezüglich der Bauordnung, insbesondere des § 69. Hier ist von unserer Seite, aber nicht nur von uns, ein dringender Änderungswunsch und Änderungsbedarf angemeldet worden. Der Missbrauch des § 69 liegt ja auf der Hand. Wir haben in der Innenstadt – das Beispiel Kärntner Straße bringe ich immer wieder – Beispiele der Stadtzerstörung, die auf Grund dieser Möglichkeit des § 69 herbeigeführt wurden, oder die vielen Dachbodenausbauten im Bereich der inneren Bezirke, wo ja auch ein Wildwuchs sondergleichen ist. Diesem Wildwuchs ist nun ein Verwaltungsgerichtshofurteil entgegengetreten und hat diesem unkontrolliert wuchernden Dachbodenausbau einen Riegel vorgeschoben. 

Aber dabei ist es nicht geblieben. In der Zwischenzeit gibt es ja ganz offensichtlich auch ein Verfassungsgerichtshofurteil des Inhaltes, dass praktisch auch andere Bestimmungen aufgehoben werden, die sich vor allem darauf beziehen, dass bisher mögliche Überschreitungen in der zusätzlichen Gebäudehöhe, wenn besondere Raumhöhen in Geschoßen gegeben gewesen sind, ebenfalls nicht mehr möglich sein werden. 

Die sozialdemokratische Mehrheit hat gegen unsere Stimmen eine Änderung dieser Bauordnung einmal zumindest in der Landesregierung beschlossen. Eine entsprechende Sitzung eines Landtages hat es noch nicht gegeben, allerdings glaube ich, wird die jetzige Form der Novelle sowieso bereits wieder hinfällig sein, weil die Einarbeitung des nunmehrigen Urteiles des Verfassungsgerichtshofes wahrscheinlich auch hier eine Veränderung bringen wird. 

Wir sind der Meinung und werden das als Freiheitliche anstreben, dass es zu einer dringenden Änderung der Bauordnung, vor allem in Bezug auf den § 69, kommen muss. Auch hier höre ich oder haben wir schon darüber gesprochen, dass die sozialdemokratische Mehrheit Ähnliches will. Ich glaube, die Generalreform der Bauordnung in Bezug vor allem auf § 69 ist eine dringende Notwendigkeit, um die Erhaltung Wiens in bauhistorischer Sicht in den wertvollen Teilen zu sichern. Die Dachbodenausbauten finden sonst unsere ganz, ganz besondere Zustimmung, vor allem dort, wo es wichtig wäre, die Durchmischung der Bevölkerung zwischen Jung und Alt in den Außenbezirken verstärkt anzustreben. Hier eine Generalreform der Bauordnung diesen Paragraphen betreffend anzustreben, ist ein vorrangiges Ziel der freiheitlichen Wiener Wohnbaupolitik. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Mag Chorherr. Ich erteile es ihm.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat!

Lassen Sie mich insbesondere die Frage, was in den nächsten sechs Monaten entschieden wird, in den Vordergrund rücken. Da geht es, wie wir Informationen des Stadtratbüros, aber auch den Medien entnehmen, um eine Veränderung der Wohnbauförderung und um die Prioritätenfrage. Die Stadt Wien baut – lassen Sie mich diese Zahlen noch ein bisschen sinnlich gestalten – in den nächsten 20, 25 Jahren die zweitgrößte Stadt Österreichs nach Wien. Also wenn wir dem Glauben schenken dürfen – es sprechen gute Argumente dafür –, dass die Wiener Bevölkerung weiter wachsen wird, so ist das auch ein guter Trend, dass die Zersiedelung vielleicht nicht ganz so stark ausfallen wird, wie gedacht. 

Wir bauen die zweitgrößte Stadt Österreichs in Wien. Das ist eine ungeheure Chance – ich möchte das schon ein bisschen vorwegnehmen, denn bei der Dringlichen wird es dann nicht nur um den Wohnbau gehen –, diese Frage und die ganze Diskussion in einen Zusammenhang mit dem Klimawandel zu stellen. Das wäre doch ein unglaublicher Durchbruch, denn die Energiewende wird weder primär in Brüssel noch auf irgendwelchen internationalen Konferenzen gemacht, so wichtig die sind, die wird in den Kommunen entstehen, insbesondere dadurch, wie wir neue Häuser bauen. 

Da ist es mir zu wenig zu sagen, wir sind eh schon ganz gut im Vergleich. Ja, wir sind ganz gut im Vergleich, aber trotzdem wachsen die CO2-Emissionen weiter. Und bei aller Sympathie auch für die Fernwärme, sie hat weniger CO2, als wenn mit Öl oder Gas geheizt wird, aber auch die Kraftwerke der Stadt Wien, aus denen die Fernwärme kommt, werden mit Gas befeuert. Es treten nicht unbeträchtliche Treibhausgase auf, und die CO2-Emissionen im reichen Wien steigen weiter. Na, was soll man dann erst Chinesen, Indern, Südafrikanern, Chilenen, Taiwanesen, Bangladeschi sagen, die zu Wohlstand kommen wollen? Es ist – und ich glaube, dass das nicht tief genug gesickert ist – notwendig, dass in reichen Städten, die die Technologie zur Verfügung haben, die CO2-Emissionen sinken. Labour Party in Großbritannien: minus 50 Prozent CO2. Ich füge hinzu: Das schaue ich mir einmal an. Ja, aber dort ist zumindest rhetorisch begriffen worden, worum es geht. 

Jetzt gibt es in Wien eine unglaubliche Chance, und ich begreife nicht, warum sie nicht mutig angegangen wird. Ich konzediere dem Herrn Stadtrat, dass Sie die Richtung gehen. Wir wissen heute aus Beispielen in Wien, aus Beispielen weltweit, dass wir Wohnhäuser so bauen können, dass sie nahezu ohne Fremdenergie auskommen. Stichwort: Passivhäuser. Da ist Wien im Verhältnis international auch gut unterwegs. Das muss man auch dazusagen. Ich bin auch nicht ganz unstolz, dass ich da einiges anregen durfte, das vom Wohnbau aufgegriffen und engagiert umgesetzt wurde. Trotzdem: Der Prozentsatz der Wohnungen, die so gebaut werden, ist noch immer sehr klein. 

Jetzt weiß ich, dass es vor allem die Wiener Sozialdemokratie nicht liebt, dass man ihr andere Bundesländer vorhält, denn entweder sind wir selber die Besten oder wenn wer anderes was macht, geht das bei uns nicht. Trotzdem das Vorarlberger Beispiel, so klein Vorarlberg ist: Alle gemeinnützigen Bauträger sind verpflichtet, ab 1.1. dieses Jahres im Passivhausstandard zu bauen. Da geht es auch um den mehrgeschoßigen Wohnbau. (GR Christian Oxonitsch: Das sind Einfamilienhäuser!) Nein, nein, nein, da geht es um einen mehrgeschoßigen Wohnbau. Das sind jetzt nicht 1 000 Einheiten, da geht es, das weiß ich schon, nur um 300 Wohneinheiten, aber das ist kein Unterschied, dass Großstädte nicht sagen könnten, wir machen jetzt 5 000 auf diese Art. Wir bauen diese zweitgrößte Stadt Österreichs in einem weltweit vorzeigbaren Standard. 

Warum tun wir das nur so zögernd, wie die Gespräche gezeigt haben? Noch einmal: Es gibt ja keine Ablehnung sozusagen von Ihnen, aber warum sagt das Regierungsübereinkommen, ab 2015 wird das geschehen. Jetzt könnten wir sagen, wir machen das ab dem nächsten Jahr. Okay, darüber werden wir diskutieren. Ich habe extra den Antrag auf Zuweisung gestellt, will ich hinzufügen – wir werden ihn dann später einbringen –, damit man über das auch noch reden kann. 

Es gibt – ich möchte das auch lobend erwähnen – jetzt diesen Wettbewerb Euro mit an die 1 000 Wohneinheiten. Also wenn wir eh schon 1 000 da und 300 dort machen, warum machen wir aber immer noch 90 Prozent anders? Ich werde Ihnen ein soziales Argument bieten, weil ich glaube, dass die ökologische Frage im weltweiten Maßstab viel stärker auch sozial gestellt wird. Ich sage immer als Einschub, die Welt geht nicht unter, die Frage ist: Was passiert mit Bangladeschi, wenn der Meeresspiegel dort um drei Meter steigt. Der Natur ist das dort wurscht, den Menschen ist es nicht egal. 

Rechnen wir es nun auf Wien herunter. In Salzburg gibt es einen Passivhauswohnbau, der aus einem einzigen Grund gemacht wird, wegen des Heizkostenzuschusses, den sie sich ersparen wollen, denn in einem Passivhaus muss man fast nichts für Energie zahlen. Also sichern wir uns doch ab, wissend, wie abhängig wir vom Gas werden. Die EU-Abhängigkeit vom Gas steigt dramatisch. Warum verbrauchen wir das überhaupt noch? Wozu? Warum ersetzen wir nicht fossile Energieträger, die auch in der Fernwärme eingesetzt werden müssen, denn nur mit Biomasse alleine wird das nicht einfach gehen, und im Verkehr ist es politisch extrem schwer. Ich spare mir die Verkehrsdebatte hier. Aber es gibt einen Bereich, der ist politisch leicht umzusetzen, das ist der Wohnbau, noch dazu, wenn man den Leuten zeigt – der Herr Stadtrat weiß das, er schaut sich diese Objekte an –, dass man sehr wohl die Fenster aufmachen kann, dass die Luftqualität besser ist, und, und, und. Wenn es nicht einmal da gelingt, einen großen mutigen Schritt zu setzen, indem man sagt, ja, wir machen das jetzt einfach so, wie schwer wird dann erst die Energiewende in Bereichen sein, wo es sehr wohl auch politische Preise zu zahlen gibt? Denn gratis gibt es das nicht. Man muss um Fortschritte kämpfen. Das weiß die Sozialdemokratie aus ihrer Vergangenheit, glaube ich, gut genug. 

Jetzt komme ich noch auf den Vorschlag, der uns vor zwei Wochen zugegangen ist. Danke schön. Da ist auch das eine oder andere öffentlich geworden. Worüber wir sprechen wollen, ist diese Spreizung. Es gibt aus meiner Sicht einen zu geringen Anreiz in Richtung Passivhausstandard. Wenn einer ganz normal bauen will, warum muss ich ihn dann derart vehement aus öffentlichen Steuermitteln unterstützen? Also da stehen wir zu Gesprächen bereit. 

Ein Positivum möchte ich noch herausgreifen, um zu zeigen, wie wichtig diese lange Kritik war, die auch von uns kam. Wenn wir uns heute zum Beispiel beim Monte Laa anschauen, dass es nahezu ausschließlich Loggien und überhaupt keine Balkone gibt, so ist das nur förderungstechnisch. Loggien werden gefördert, Balkone nicht, darum gibt es nur mehr Loggien. Warum bauen wir nicht ganz einfach wieder Balkone? Es ist ein richtiger Schritt, bei dieser Wohnbauförderung auch Balkone einzubeziehen.

Zusammengefasst: Herr Stadtrat, geben Sie sich einen Ruck! Gehen Sie einen großen Schritt, gehen Sie einen mutigen Schritt! Denn wie soll man international erklären, dass andere Länder die CO2-Emissionen reduzieren sollen, wenn so eine reiche Stadt wie Wien es nicht macht? Es gibt keinen einfacheren Bereich, es umzusetzen als im Bereich des Wohnbaus. Setzen wir es um! Vorarlberg ist weit weg, dort gab es auch Einwände dagegen, aber die sind einen Schritt gegangen. Gehen wir den urbanen Schritt mit und versuchen wir, hier wirklich etwas Neues, weltweit Vorzeigbares zu machen. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Niedermühlbichler. Ich erteile es ihm.

GR Georg Niedermühlbichler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Nachdem es hier bei dieser Debatte um die allgemeine Wohnpolitik und um die Wohnpolitik Wiens in der Zukunft geht, möchte ich zuerst auch auf die Studie hinweisen, die der Kollege Herzog auch schon erwähnt hat. In dieser Studie steht, Wien könnte eine 2 Millionen-Stadt werden, doch wir wissen auch aus der Vergangenheit, dass Statistiken ein Szenario entwickeln, das ja nicht immer zu 100 Prozent eintreten muss. Diese Studie sagt auch, dass Wien bis ins Jahr 2015 auf zirka 1,8 Millionen Menschen anwachsen wird. Kollege Herzog hat darauf hingewiesen, dass das durchaus positiv ist und dass es auch sehr positiv ist, dass Wien eine Stadt ist, die mehr wächst als alle anderen Bundesländer und damit auch gegen den Trend spricht. 

Was die Freiheitlichen immer vermeiden, ist zu sagen, worauf diese Steigerung der Einwohnerzahlen zurückzuführen ist. Da sagt diese Studie auch, dass dies einzig und allein der Zuzug ist, der dazu führt, dass Wien wächst, und es würde auch den Freiheitlichen gut anstehen, stolz darauf zu sein, dass so viele Menschen nach Wien kommen wollen, um eben diese Lebensqualität in Wien zu genießen. 

Damit es diese Lebensqualität überhaupt gibt in dieser Stadt, hat der Wohnbau seit jeher – in der Vergangenheit und er wird das auch in Zukunft tun – einen wesentlichen wichtigen Beitrag geleistet.

Wien wird sich laut dieser Studie auch demographisch zum jüngsten Bundesland Österreichs entwickeln – auch das ist positiv –, und Wien hat in Zukunft auch mehr Jugendliche. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich weiß schon, dass sich die Kollegen der Freiheitlichen Partei immer schwer tut damit. Zuzug wird immer als eine Gefahr angesehen. Ich würde Sie einmal ersuchen, diese Zuwanderung auch als Chance zu sehen. Wir werden im Wohnbau darauf reagieren, wie wir das immer getan haben, auch in der Vergangenheit. Dazu haben wir nicht die FPÖ gebraucht. Wir werden als ersten Schritt die Wohnbauleistung von 5 000 auf 5 500 Wohnungen erhöhen, ein wesentlicher Beitrag, wir werden uns aber auch ganz genau die Entwicklung anschauen für die Zukunft, denn eines machen wir nicht im vorauseilenden Gehorsam: Wohnungen zu bauen, die dann, weil sich ein Knick ergibt oder Sonstiges, nicht gebraucht werden. Die Kunst eines zukunftsweisenden Wohnbaus besteht darin, immer zu schauen, wie viel leistbaren Wohnraum müssen wir zur Verfügung stellen. Das haben wir in der Vergangenheit gemacht, und das werden wir auch in Zukunft machen.

Wenn der Kollege Herzog gesagt hat, die Freiheitliche Partei möchte wieder mehr Gemeindewohnungen bauen, dann muss ich dazu sagen, dass es uns Sozialdemokraten darum geht, vor allem leistbaren Wohnraum zur Verfügung zu stellen. Das ist für uns wichtig. (StR Johann Herzog: Das habe ich auch gemeint!) Das ist einerseits der Gemeindebau, das ist aber andererseits auch der soziale Wohnbau, und auch in der Vergangenheit sind wir mit diesem sozialen Wohnbau sehr gut gefahren. Wir werden das auch in Zukunft machen.

Wir werden auch – und das ist das nächste wichtige Kriterium – berücksichtigen, dass nicht nur die Quantität zählt, sondern auch die Qualität der Wohnungen. Auch hier haben wir in Wien etwas, was wir herzeigen können. Ich verweise auch auf die Mercer-Studie, in der Wien in der Lebensqualität als dritte Stadt ausgewiesen wurde und wo wir im Bereich Wohnen und Wohnqualität die volle Anzahl von 10 Punkten erreicht haben, und das baut auf dem sozialen Wohnbau und auf dem sozialdemokratischen Wohnbau in Wien in den letzten Jahren auf.

Wir werden auch in Zukunft leistbaren Wohnraum zur Verfügung stellen, müssen dabei aber immer darauf schauen, dass auch zusätzliche Maßnahmen getroffen werden. Hier möchte ich auf den Kollegen Chorherr eingehen, der richtigerweise gesagt hat, dass Wien in den Maßnahmen gegenüber dem Global Warming eine Vorreiterrolle hat. Wir haben in Wien Passivhäuser errichtet, wir haben in Wien Niedrigenergiestandards, wir haben in Wien THEWOSAN-Sanierungen, das heißt, ältere Bauten werden mit öffentlichen Mitteln saniert, damit wir eben die Belastung durch den CO2-Ausstoß hier im Wohnbereich reduzieren können. Ich glaube, dass Wien hier einen sehr, sehr guten Weg für die Zukunft geht und aufzeigt und auch in der Vergangenheit gezeigt hat, dass uns dieses Thema sehr wichtig ist.

Wenn immer andere Bundesländer hier als Vergleich hergenommen werden: Also Wien braucht sich sicher nicht hinter einem anderem Bundesland zu verstecken und ganz sicherlich nicht hinter Vorarlberg – Kollege Chorherr hat darauf hingewiesen –, es ist eben nicht vergleichbar, ob ich eine Wohnstruktur habe, die hauptsächlich aus Einfamilienhäusern besteht, oder eine Wohnstruktur so wie in Wien, wo der mehrgeschoßige Wohnbau vorrangig vorhanden ist. Da ist eben abzuwägen, was man mit den finanziellen Mitteln macht, ob man in den Passivhausbau geht oder ob man mit den Mitteln die Sanierung finanziert, die Wärmesanierung, die THEWOSAN-Sanierung. Hier zeigt sich eindeutig, dass das verstärkte Gehen in die THEWOSAN-Sanierung im Endeffekt mehr CO2-Einsparungen bringt als der reine Bau von Passivenergiehäusern. 

Was für uns in Wien wichtig sein wird, um unser engagiertes Programm auch in der Zukunft umsetzen zu können, wird sein, dass die Wohnbauförderung nicht nur nicht verringert oder abgeschafft wird, sondern dass die Wohnbauförderung ausgeweitet wird. Es freut mich in diesem Zusammenhang, dass die Wohnbausprecher der Parlamentsparteien anlässlich der Generalversammlung des Verbandes des GBV in Linz sich eindeutig für eine Ausweitung der Wohnbauförderung entschieden haben und dass hier ganz klar gesagt wurde, Wohnbauförderung muss es weiterhin geben und wir müssen mehr in den Wohnbau investieren. 

Allen Forderungen, diese Wohnbauförderung für den Zweck von Sanierungen oder Wärmesanierungen zu binden, muss entschieden entgegengetreten werden, denn wir brauchen Wohnbauförderung, die nicht gebunden ist, sondern mit der man wirklich in den Wohnbau gehen kann. Auch hier ein Wort dazu, dass wir in Wien die Mittel der Wohnbauförderung zu 100 Prozent für den Wohnbau und für Infrastrukturmaßnahmen im Rahmen des Wohnbaus verwendet haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube und ich bin überzeugt davon – und das wissen auch die Wienerinnen und Wiener –, dass wir Sozialdemokraten hier im Bereich des Wohnbaus einen hervorragenden Weg gehen, und ich kann Ihnen versichern, dass der Wiener Wohnbau auch mit unserem Wohnbaustadtrat Ludwig für die Zukunft gerüstet ist. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Frank hat sich gemeldet. Ich bitte sie zum Rednerpult.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte gleich einmal auf meinen Vorredner, den Herrn Kollegen Niedermühlbichler, eingehen. Und zwar ist es so, dass die Menschen ja nicht nur nach Wien zuziehen, sie ziehen auch weg von Wien, und das ist eine Entwicklung, die man nicht unterschätzen darf. Also es ist nicht alles so rosig, wie Sie das schildern. 

Sie wollen leistbare Wohnungen bauen – und wir haben das immer begrüßt und gefordert –, aber gerade durch Ihre Richtwertmietzinspolitik – ich brauche da nicht mehr näher darauf einzugehen, weil unsere Herr StR Herzog das sehr genau ausgeführt hat – haben Sie ja erst die Preise in die Höhe getrieben und nicht nur so für jedermann leistbar gemacht. Also man muss hier schon die Kirche im Dorf lassen. 

Was die Wohnqualität betrifft, wo Sie sich auch gebrüstet haben, dass wir im Ranking sehr hoch oben liegen, muss man schon sagen, dass es hier sehr oft auch so genannte Herzeigemodelle sind. Es gibt leider in Wien auch genügend andere Bauten. Würde jedermann sehen, wie viele Leute auf beengtem Raum in schimmligen Wohnungen leben müssen, dann würden wir sicher um einige Punkte zurückfallen, wenngleich ich natürlich auch stolz darauf bin, wenn international zumindest der Eindruck entsteht, dass in Wien alles zum Besten steht. Nur es ist leider nicht so. 

Ich möchte jetzt einmal auf diese Politik der SPÖ eine kurze Replik machen, denn Sie stellen sich immer hier her, Sie waren immer für den Zuzug, haben immer alles so positiv gesehen, und das, was jetzt ist, ist halt nur die Konsequenz all dessen, was Sie gewollt haben. 

Im April 1997 wollte die SPÖ die Gemeindebauten noch ausländerfrei halten, und die seinerzeitige GRin Wehsely hat gemeint, eine sofortige Öffnung der Gemeindebauten für Ausländer würde der Integration einen schlechten Dienst erweisen und das Miteinander unmöglich machen. Das sagte damals nicht die FPÖ, obwohl wir schon immer dagegen waren. Sie sind damals dann den Umweg gegangen, haben vorzeitig eingebürgert und so die Ausländer praktisch als Bürger von Österreich in die Gemeindebauten gebracht, obwohl Sie es parallel dazu abgelehnt haben. 

Im November 2005 hofft die SPÖ auf eine sanfte Öffnung, sagt aber auch dazu, sonst scheinen die Konflikte vorprogrammiert. Und selbst im Büro des Stadtrates für Wohnbau, Werner Faymann, sieht man die zunehmende Gefahr der Ghettoisierung. Und obwohl man sie bereits sah oder zumindest zum Ausdruck brachte, haben Sie einfach diesen Weg verfehlter Integrationspolitik fortgeführt. 

Weiters wurde dort auch noch behauptet, dass die schlechte Stimmung zwischen Wienern und Migranten in den Gemeindebauten schon damals, also im November 2005, mehr als 130 Gebietsbetreuer aus dem Weg zu räumen versuchen. Also die vordringlichste Aufgabe der Gebietsbetreuungen war überhaupt nur mehr, Konfliktlösungen zu suchen, und für etwas anderes war schon fast nicht mehr Zeit. (GR Christian Oxonitsch: Wo haben Sie das her?)

Einen Monat später, im Dezember 2005, sagt der seinerzeitige StR Werner Faymann, die sanfte Durchmischung in den Gemeindebauten sei ihm ein wichtiges Anliegen. (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) Ja, es tut Ihnen weh, denn Sie glauben ja, Sie haben immer alles so gut gemacht. Dem war nicht so. Sie müssen sich das schon anhorchen. Das war Ihre Politik. (Beifall bei der FPÖ. – GR Christian Oxonitsch: Lesen Sie den Lagebericht der Gebietsbetreuung! – GR Georg Niedermühlbichler: Lesen!) Und damals, also einen Monat später, nachdem noch von der Konfliktmöglichkeit gesprochen wurde von Ihrem Stadtratbüro, sagt er, es sind bereits deutlich mehr als 1 Prozent an Ausländerinnen und Ausländern in den Gemeindewohnungen. Zu diesem Zeitpunkt waren es bereits 30 Prozent. Zugegeben, das sind deutlich mehr als 1 Prozent, aber dazwischen sind 29. 

Wir und auch unser ehemaliger Klubobmann Strache haben damals schon ganz deutlich gesagt, dass wir Nein dazu sagen, dass man unter allen Umständen so einfach, ohne irgendwelche Pflichten daran zu knüpfen, die Ausländer in den Gemeindebau lässt. 

Im Jänner 2006, als dann die Öffnung der Wiener Gemeindebauten für Nicht-EU-Ausländer früher als erwartet gekommen ist – so der Herr StR Faymann –, rechnete er mit 1 000 Wohnungsvergaben pro Jahr. Selbst das war schon damals ein Wahnsinn, denn es gab 5 000 Wohnungen. 2 000 bis 2 500 wurden als Notfallswohnungen vergeben, 1 000 sollten an Ausländer vergeben werden, und der geringe Prozentsatz blieb für dann für jene Bevölkerung, die mit ihrem Steueraufkommen dieses soziale Wohnsystem überhaupt erst ermöglicht hat, mit Wartezeiten zwischen drei und fünf Jahren. So schaut 's aus! (Beifall bei der FPÖ.) 

Es gab dann eben im Juni 2006 vom ORF noch einen Artikel, und da hieß es dann, das Zusammenleben von Zuwanderern und Alteingesessenen im Gemeindebau wird von 59 Prozent der Bewohner als negativ beurteilt. Auch da haben Sie nichts dagegen unternommen. 

Wien hat hier in vielerlei Hinsicht völlig falsch beziehungsweise zum falschen Zeitpunkt reagiert. Die Fassmann-Studie – die gibt es ja bereits seit dem Jahr 2004 – hat damals bereits gesagt, dass durch die Ostöffnung – und die sprachen da ausschließlich von den mittel- und osteuropäischen Ländern – ein Wohnungsbedarf zwischen 400 und 5 000 mehr Wohnungen gegeben ist. Aber wie gesagt, da ging es nur um die damalige Ostöffnung. Einerseits wäre dies durch den normalen Zuzug gegeben, aber – und auch das steht in dieser Studie – es wurden damals 3,2 Personen pro Haushalt angenommen, wobei aber dann drinnen steht, dass diese Entwicklung in den nächsten 10 Jahre sich derart reduziert, dass pro Haushalt nur mehr 1,7 Personen wohnen werden. Das heißt, die Bevölkerung hat sich zwar pro Haushalt reduziert, aber damit auch das Volumen der Haushalte verdoppelt, denn man braucht ja jetzt für denselben Familienzuzug zwei Wohnungen. 

Sie haben nichts getan, um schon damals, als diese Studie herauskam, das in Angriff zu nehmen, was jetzt der Herr Bürgermeister sagt und was wir schon immer gefordert haben, nämlich mehr Wohnungen zu schaffen. Und auch jetzt spricht der Herr Bürgermeister davon, dass das erst ab dem Jahr 2010 geschehen soll, denn es ist noch Zeit, sich beim Wohnungsmarkt auf die Bevölkerungsentwicklung vorzubereiten. Nein, Herr Bürgermeister, und nein, Herr Stadtrat, es ist nicht mehr Zeit, es ist schon fast zu spät, um jetzt diese Entwicklung noch aufzufangen.

Bei den Notfallswohnungen habe ich schon davon gesprochen, dass eben dieses Kontingent von 2 000 bis 2 500 von den insgesamt 5 000 Wohnungen hätte vergeben werden sollen. Aber hier ist bereits eine entscheidende Wende im Denken der verantwortlichen SPÖ-Regierung eingetreten. Im geförderten Wohnbau sind zirka 30 bis 40 Prozent der Bewohner mit Migrationshintergrund, während bei den Notfallswohnungen schon 100 Prozent gegeben sind. Wenn man im Stadtratbüro oder bei Wiener Wohnen anruft, dann gibt es einen Aufschrei, sollte einmal zufällig kein Ausländer oder Migrant drinnen wohnen. Da heißt es: Wie gibt es das? Diese Wohnungen sind nur den Ausländern vorbehalten. (GR Georg Niedermühlbichler: Das stimmt doch nicht!) Das heißt es aus Ihrem Büro und aus dem Büro von Wiener Wohnen. Ich habe dort selbst angerufen. Es ist ganz so, als gäbe es in Österreich keine Menschen, die auch einer Notfallswohnung bedürfen, und sie kriegen sie auch nicht. Das nur am Rande.

Auch bei den normalen Wohnungsvergaben geschieht das unter dem Motto: „Eingebürgerte und Zugewanderte zuerst.“

Wir fordern jetzt, dass das Recht auf geförderte Wohnungen auch mit den entsprechenden Pflichten zusammenhängen muss. Wir fordern, dass diese Menschen zumindest deutsche Sprachkenntnisse der Stufe B1 beherrschen müssen. Das bedeutet, sie verstehen Hauptpunkte aus Arbeit, Schule, Freizeit und vor allem die Sprache des Alltags- und Berufslebens. Dahin gehend bringen wir auch einen Antrag ein. (Beifall bei der FPÖ.)
Wie kann eine Gemeinschaft friedvoll zusammenleben, wenn einer den anderen gar nicht versteht und wenn man gar nicht weiß, was eigentlich gewollt ist? Viele Probleme, vor allem in den Wohnhausanlagen von Wiener Wohnen, entstehen durch Sprachprobleme. Zu viele wurden in den Gemeindebauten untergebracht, ohne Rücksicht auf ihre Herkunft, sodass daher eben diese 59 Prozent, die ich vorher angesprochen habe, unzufrieden sind. Würden sich alle einer Sprache bedienen, könnten Missverständnisse schneller aus dem Weg geräumt werden. 

Ich meinen auch, dass es durchaus zumutbar ist, denn all jene Menschen, deren Muttersprache nicht Deutsch ist, kriegen ja auch unterstützend von Wien den Integrationsscheck, mit dem sie sich Sprachkurse leisten können. Man erwartet ja nicht einmal, dass sie sich das selber bezahlen.

Wichtig im sozialen Wohnbau ist dabei aber auch, dass nur, wer die Sprache beherrscht, nach den Regeln der Gesellschaft – hier zum Beispiel die Hausordnung – zusammenleben kann, denn es ist wichtig, dass man versteht, wenn jemand das Bedürfnis nach Ruhe hat, dass Fluchtwege einfach nicht zugestellt werden können mit allen möglichen Gerätschaften, dass Spielplätze für alle und nicht für wenige Gruppen vorhanden sind, und so weiter.

Durch den Wegfall der gemeinsamen Sprache ist die Segregation vorprogrammiert. Migranten kaufen grundsätzlich in den Geschäften der Landsleute der eigenen Herkunft ein, spielen und feiern nur untereinander und lassen eine Vermischung mit den angestammten Bewohnern gar nicht erst zu.

Ein Großteil der Arbeit der Gebiets- und Grätzelbetreuungen liegt allein im Mediationswesen. Schon der Name „lösungsorientiertes Konfliktmanagement" deutet auf die Probleme hin, die dort gegeben sind und gelöst werden müssen.

Wir Freiheitlichen fordern mehr Wohnungen im sozialen Wohnbau, die für alle leistbar sind, Notfallswohnungen für alle notleidenden Menschen zu öffnen und sie nicht einer speziellen Gruppe vorzubehalten, mehr leistbare behindertengerechte Wohnungen für Menschen, denen ein normaler Wohnbau auf Grund ihrer besonderen Behinderung nicht zuzumuten ist, und die Vergabe der Wohnungen an Menschen, die zumindest die Staatssprache in der Klasse B1 beherrschen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich hätte auf meiner Rednerliste nun den Amtsf StR Dr Michael Ludwig. (GR Christian Oxonitsch: Kowarik ist noch vorher!)

Herr Mag Kowarik ist noch zu Wort gemeldet. Entschuldigung. 

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): So klein bin ich gar nicht, dass man mich übersehen kann. – Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Im Zuge unseres Schwerpunktes zur Wohnbauoffensive darf ich abschließen und möchte die Gelegenheit kurz nützen und besonders auf die Bedürfnisse von jungen Menschen aufmerksam machen. Ich darf darauf hinweisen und darf feststellen – und das meine ich durchaus aus vollster Überzeugung und ernst –, dass es für junge Menschen im Wohnbereich gerade in Wien schon sehr viele positive Einrichtungen und Ansätze gibt. Das muss man so sagen, und das ist auch sehr erfreulich. Trotzdem gibt es vielleicht einige Bereiche, wo die eine oder andere Verbesserung möglich ist. 

Viele Menschen im Alter bis 30 Jahre, sage ich einmal, brauchen und wünschen gerade am Beginn ihrer wirtschaftlichen Unabhängigkeit und bei der Gründung einer Familie oder bei Eingehen fester Beziehungen eigene natürlich entsprechend günstige Wohnbereiche.

Zur jetzigen Situation kann man feststellen – das haben wir schon von mehreren Seiten gehört –, dass es in Wien ein doch nicht unentscheidendes Bevölkerungswachstum geben wird und dass damit natürlich auch der Bedarf an jungendgerechten Wohnungen steigen wird. 

Man kann auch feststellen, dass für den Erwerb von Gemeindewohnungen derzeit eine zwei Jahre durchgehende Wohnsitzeigenschaft am selben Wohnsitz in Wien notwendig ist. Wir wissen, dass gerade junge Menschen sehr oft den Wohnsitz wechseln und diese Voraussetzung womöglich nicht erreichen können. 

Außerdem noch ein dritter Bereich: Bei der Gewährung von Wohnbeihilfe ist ein Mindesteinkommen in der Höhe des Richtsatzes für Ausgleichszulagen nachzuweisen. Auch da muss man andenken, dass gerade Lehrlinge und Berufsstarter womöglich ein geringeres Einkommen haben und daher um diese Wohnbeihilfemöglichkeit umfallen können. 

Daher bringen meine Kollegin Frank und ich einen Beschlussantrag ein, wo wir eben genau auf diese Punkte eingehen und den Stadtrat bitten, dass er eine entsprechende Startwohnungsoffensive – so haben wir es genannt – ausarbeitet, wo eben im Hinblick auf das prognostizierte Bevölkerungswachstum besonderer Wert darauf gelegt wird, dass ein großer Teil für junge Menschen ist und dabei auch auf entsprechend kleine und entsprechend günstige Wohneinheiten Rücksicht genommen wird. 

Wir haben auch angedacht, dass eine Vormerkung für eine Startwohnung vielleicht schon ab dem vollendeten 16. Lebensjahr möglich sein soll – jetzt ist es das 17. –, und für den Erwerb von Gemeindewohnungen soll eine zwei Jahre durchgehende Wohnsitzeigenschaft in Wien, aber nicht unbedingt an derselben Wohnadresse ausreichen.

Der letzte Bereich, die Anforderungen an das Mindesteinkommen für Wohnbeihilfebezieher. Diese sollen so gestaltet werden, dass Jugendliche wie zum Beispiel Lehrlinge mit ihren Einkünften imstande sind, auch diese Anforderungen zu erreichen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich gehe in der Reihenfolge der Rednerliste vor. Zu Wort gemeldet ist jetzt Herr StR Ellensohn. – Bitte schön.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich werde ein paar Sätze zu den Anträgen der FPÖ sagen, gehe aber am Anfang auf die Wortmeldung der Sozialdemokratie ein, wo es darum gegangen ist – was Christoph Chorherr ausgeführt hat –, energiesparend zu bauen. Da hat es, glaube ich, ein paar kleine Missverständnisse gegeben. Natürlich ist kein Mensch und ganz sicher nicht die GRÜNEN gegen die thermische Wohnhaussanierung, aber die kann man nicht aufrechnen gegen Passivhausstandard, denn das eine ist eben die Sanierung von bestehenden Häusern und das andere ist in erster Linie, wenn auch nicht ausschließlich, für den Neubau gedacht. 

Wenn Vorarlberg jetzt eine Quote von 100 Prozent bei Passivhäusern beschlossen hat und Wien gar keine Quote für Passivhäuser hat, dann ist uns das eben zu wenig. Da kann man mehr machen als das, auch wenn man das Modell aus Vorarlberg nicht eins zu eins kopieren kann, aber gar keine Quote für Passivhäuser in Wien ist uns zu wenig. Wir glauben, dass wir hier in die Wohnbauförderung in größerem Ausmaße investieren sollten. 

Abgesehen davon wurde wieder darauf hingewiesen, dass wir in Wien nahezu keine Problemhäuser haben, dass eh alles gut unterwegs ist. Ich wohne im 16. Bezirk in einem Viertel, in dem viel passiert, aber natürlich nicht überall, und das dauert schon noch eine Weile. Also schönreden sollte man es auch nicht. Das dauert eine Weile, bis alles auf einen Standard gebracht wird, wie wir das gerne haben, es fallen nämlich genau rund um die Ecke, in der ich wohne, immer wieder Häuser zusammen, wo man auch nicht mehr über den Gehsteig gehen darf, weil eben von oben alles herunterbröselt und es lebensgefährlich ist, würde man darunter gehen. Auch hier ist eine Sanierungsoffensive notwendig. Es ist gut, was passiert mit den Sockelsanierungen, aber auch das muss verschärft ausgebaut werden. 

Wozu wenig gesagt wurde: Das Wohnen wird teurer, wer immer daran schuld ist, aber der Wohnraum in Wien wird auch nicht billiger, und es nützt uns nichts, zu vergleichen, was das in London oder in Paris kostet, denn wir wohnen nicht in London oder Paris und die anderen Menschen auch nicht, sondern wir wohnen in Wien und müssen uns mit den Wohnungskosten hier beschäftigen. In den 50er und 60er Jahren war eine Drei- oder Vierzimmerwohnung für eine größere Familie ein Luxus. Dahin möchten wir aber nicht kommen, dass wir heute wieder dort sind, dass sich das nur Familien leisten können, die ein Einkommen haben wie die 100 Personen, die hier als Gemeinderäte und Gemeinderätinnen arbeiten oder andere Funktionen innehaben, die eben höhere Gehälter ermöglichen. Es sollte nicht ein Luxus sein, wenn eine fünfköpfige Familie in einer Wohnung wohnt, in der für jedes Kind vielleicht ein Raum zur Verfügung steht, sondern da sollte man zumindest versuchen, das als Standard anzupeilen. In den 60er Jahren war das ein Luxus, das muss 40 Jahre später kein Luxus sein.

Es geht auch nicht ausschließlich um die Wohnbauförderung. Da die SPÖ jetzt auch das Justizressort innehat, könnte man ja auch hoffen, dass im Mietrecht wieder einiges vorwärts geht, was in den letzten Jahren ja genau gegenteilig der Fall war, dass man eventuell sogar – was einmal lanciert wurde und in den Sonntagreden auch vorkommt – wie in Frankreich auf ein Recht auf Wohnen hinzielt, dass man sich das überlegt, wie man das machen kann. Auch in Frankreich passiert das nicht von heute auf morgen. Angekündigt ist, ein Recht auf Wohnen innerhalb von fünf, sechs Jahren zu etablieren. Dazu habe ich bis jetzt keine Initiative vernommen, nicht von der Stadt und auch nicht von der Justizministerin. Das wären Aufgaben, die im Wohnungsbereich notwendig sind, um leistbaren Wohnraum in Wien und anderswo in Österreich zu schaffen. 

Zu den Anträgen der FPÖ und zu anderen ganz kurz. Dem Antrag betreffend Startwohnungen für Jungfamilien treten wir bei. Dass da unter anderem auch angeführt ist, man möge, wenn man schon über zwei Jahre einen Wohnsitz in Wien hat, nicht fordern, dass der an einem Ort ist, sondern dass es genügt, wenn man zwei Jahre in Wien gemeldet ist, das haben wir ja schon mehrfach angeregt, wiewohl wir von vornherein nicht für die Ausweitung von einem auf zwei Jahre waren. Aber dem Antrag werden wir zustimmen.

Mit dem zweiten Antrag habe ich nicht nur Schwierigkeiten, sondern beim zweiten Antrag wird mir schlecht. Das ist, so wie er da liegt – das kann man nicht anders sagen –, ein durch und durch rassistischer Antrag und sonst nichts. Dass er gesetzwidrig ist, dass er den EU-Gesetzen nicht entspricht et cetera, geschenkt, theoretisch könnte man ja die Gesetze ändern lassen, aber was da gefordert wird, ist – und nachdem es auch noch erläutert wurde, ist es noch schlimmer –: Keine Gemeindewohnungen – weil die Gemeindewohnungen zu einem Teil aus öffentlichen Mitteln gespeist werden – für Menschen, die nicht Deutsch können.

Das heißt eigentlich in der Konsequenz: Überhaupt keine Leistungen, in denen öffentliches Geld ist, für Menschen, die nicht Deutsch können. Es wäre also logisch, als Nächstes zu fordern, kein Straßenbahnfahrschein oder zumindest keine Jahreskarte für jemanden, der nicht vorher einen Deutschkurs macht. Das wäre quasi das Logische nachher. (StR Johann Herzog: Sozialhilfeempfänger!) Sozialhilfe? Ich habe es eh gewusst, dass es noch schlimmer ist als der Antrag an sich. Schönbrunn Tiergarten geht nicht ohne öffentliche Gelder. Kein Eintritt für Leute, die nicht Deutsch können! Das ist schwierig, denn es sind sehr, sehr viele Touristen und Touristinnen dort. Vielleicht müssen Sie sich da was einfallen lassen. Oder Schwimmbadbesuch. Das kostet alles Geld in Wien und ist alles gefördert durch öffentliche Gelder genauso wie der Wohnbau. Wieso soll im Wohnbau jemand, der eine Hausordnung nicht lesen kann, nicht im Gemeindebau wohnen? Wo wohnt er denn sonst? Na, in einem anderem Haus mit einer Hausordnung, die er dann auch nicht lesen kann. Oder soll das heißen, wenn einer keine Hausordnung lesen kann, darf er nicht in Wien wohnen? Was heißt denn das in der Konsequenz?

Der Antrag ist undurchdacht, er ist gesetzwidrig, er ist rassistisch. Natürlich lehnen wir den Antrag ab, das brauch ich eh nicht zu sagen, er hat auch keine Chance auf Zustimmung. Das, was allerdings gestimmt hat, ist: Es hat sehr lange gedauert, bis die Sozialdemokratie das auch so gesehen hat, wie es die Grünen immer schon gesehen haben, nämlich, dass der soziale Wohnbau unabhängig vom Pass für alle Menschen, die sozial eben einen Anspruch haben auf eine Gemeindewohnung, offen sein muss. Das hat lang gedauert, in Wirklichkeit hat es so lange gedauert, bis die EU das verpflichtend vorgeschrieben hat. Aber geschenkt. Jetzt ist es so weit, und jetzt werden wir uns sicher nicht irgendwelche neue Spielregeln einfallen lassen, die heißen: Wenn man zu wenig gut Deutsch kann – was immer das auch genau heißt –, dann darf man nicht in eine Gemeindewohnung. 

Der Antrag ist eigentlich unglaublich, so wie er daliegt. Wir werden den Antrag ablehnen und sind sehr zufriedener damit, dass der Antrag ausschließlich von einer Fraktion unterstützt wird und damit klar in der Minderheit sein wird. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist jetzt der Amtsf StR Dr Michael Ludwig. – Bitte schön.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Mercer-Studie ist ja schon angesprochen worden, und das war für uns in Wien ja sehr erfreulich, dass in dieser internationalen Studie, die die Lebensqualität von 215 Städten weltweit miteinander verglichen hat, Wien an den dritten Platz gereiht worden ist, nur knapp hinter zwei Schweizer Städten, nämlich Genf und Zürich. Das heißt, dass wir innerhalb der Europäischen Union überhaupt den Spitzenplatz eingenommen haben. Herr GR Niedermühlbichler hat auf diese Studie schon kurz hingewiesen. 

Was mich als Wohnbaustadtrat bei dieser Studie ganz besonders freut, ist aber der Umstand, dass beim Thema Wohnen in den drei Kategorien, die sich mit diesem Themenfeld beschäftigen, die Stadt Wien 10 von 10 möglichen Punkten bekommen hat, nämlich, was den Erhaltungszustand der Gebäude betrifft, die Ausstattung der Wohnungen und im Gesamtbereich Wohnen ebenfalls 10 von 10 möglichen Punkten. Das spricht natürlich sehr für die jahrzehntelange richtige Wohnbaupolitik in Wien und dafür, dass wir als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten dem Wohnen immer einen ganz besonderen Stellenwert eingeräumt haben. 

In diesem Gesamtkomplex haben die Gemeindewohnungen immer eine ganz besondere Bedeutung gehabt, eigentlich schon ausgehend vom roten Wien in den 20er Jahren, wo auch schon in der Ersten Republik mehr als 65 000 Gemeindewohnungen errichtet worden sind. 

Und was mich jetzt besonders freut, auch als Sozialdemokrat, ist, dass es zu diesem Umstand eine so starke Zustimmung gibt, auch von Seiten der FPÖ beispielsweise. Das war in der Geschichte nicht immer so, und es war auch in den letzen Jahren nicht immer so, denn es wurde gerade auch von den konservativen Parteien immer wieder verlangt, dass die Gemeindewohnungen privatisiert werden sollen, dass sie verkauft und veräußert werden sollen, während wir uns immer dagegen ausgesprochen haben, dass wir die großen traditionellen Gemeindebauten veräußern, sieht man jetzt von Stiftungshäusern und anderen Gebäuden ab, die in den Besitz der Stadt Wien gekommen sind. Also wir bekennen uns zu dem Gemeindebau, und es freut mich, dass wir uns hier in der Wertschätzung der Gemeindewohnung und auch des Gemeindebaus treffen.

Ich sehe nur einen Widerspruch in Ihrer Argumentation und auch in Ihrer Wertschätzung den Gemeindebauten gegenüber, und der hängt sehr eng mit der Integrationsfrage zusammen. Sie weisen auf die Fassmann-Studie hin. Das ist eine Studie, die von der Akademie der Wissenschaften durchgeführt worden ist und unter der Leitung von Prof Fassmann, der in dieser Studie darauf hinweist, dass es in Wien keine Ghettos gibt, dass man aber sehr wohl darauf achten muss, auch in der Wohnbaupolitik, dass es keine ghettoähnlichen Zustände gibt. Das beobachten wir auch mit großem Interesse. In dieser Studie wird jedoch nicht darauf hingewiesen, dass diese Ghettoisierungstendenzen in den Gemeindebauten vonstatten gehen würden, sondern die Gefährdung, die Prof Fassmann in dieser Studie artikuliert, liegt eigentlich in der Altbausubstanz. 

Wir haben ja in Wien eine sehr starke Hypothek 
übernommen, auch von der Monarchie noch: Ein Drittel aller Wohnungen befinden sich ja in so genannten Gründerzeitbauten, also in Gebäuden, die am Ende des 19. Jahrhunderts errichtet worden sind. Das ist eigentlich für uns, wenn man so will, die große, auch wohnbautechnische Herausforderung, zugleich auch die große soziale Herausforderung. Denn in dieser Studie beschreibt Prof Fassmann diese vielleicht kommenden Schwierigkeiten eher im Bereich beispielsweise des Westgürtels, also in der Altbausubstanz in den Gründerzeitbauten.

Das ist auch der Grund, warum ich erst vor Kurzem vorgeschlagen habe, eine große Sanierungsoffensive zu starten, wo wir ganz speziell auch im Westgürtel, in den Bezirken 14 bis 18 und 6 bis 9, einen Sanierungsschwerpunkt durchführen, damit wir auch die Wohnbausubstanz so attraktivieren, dass es hier zu einer sozialen Durchmischung kommt. Das heißt, wenn man davon spricht, dass wir verstärkt auch im Wohnbau Integrationsmaßnahmen setzen wollen, so ist es vor allem in diesem Bereich. Wenn wir aber sagen, wir wollen dort eine soziale Durchmischung und gleichzeitig eine Durchmischung von Zuwanderinnen und Zuwanderern und wenn man so will - unter Anführungszeichen - immer schon dort wohnhaften Wienerinnen und Wienern, dann muss es natürlich auch andere Möglichkeiten der Durchmischung geben. Wenn wir wissen, dass ein Drittel der Gesamtbevölkerung in Wien Migrationshintergrund hat, dann findet das natürlich sein Spiegelbild auch in der Besiedelung der Gemeindebauten. Denn warum soll nicht dort auch ein Drittel der Wiener Bevölkerung Wohnungen besiedeln, wenn der Gesamtstand ein Drittel ist? Wenn wir wissen, dass ein Teil der Zuwanderinnen und Zuwanderer auch auf Grund ihrer Situation am Arbeitsmarkt zu den sozial schwächeren Gruppen gehört, dann ist es nur logisch, dass das Menschen sind, die natürlich auch die Gemeindewohnungen ansprechen wollen und das auch können sollen. Dass das auf Grund der Drittstaatenregelung nicht in dem Ausmaß eingetreten ist, wie das manche von Ihnen befürchtet oder artikuliert haben, deckt sich mit unseren Einschätzungen. Deshalb versuchen wir auch, den geförderten Wohnbau für Zuwanderinnen und Zuwanderer zusätzlich zu attraktivieren. Das gelingt auch. Wir haben in sehr vielen Wohnbaugenossenschaften einen Anteil von Zuwanderern in der Größenordnung von 30 bis 50 Prozent. Das ist sehr hoch, auch in geförderten Genossenschaftsbauten. Es stimmt also nicht, dass die Zuwanderinnen und Zuwanderer sich ausschließlich auf den Gemeindebau konzentrieren, aber auch. Warum auch nicht? Sie sind ein Drittel der Gesamtbevölkerung und das steht ihnen, wie ich meine, auch zu.

Ganz ähnlich verhält sich das mit den Notfallswohnungen. Es stimmt nicht, dass Notfallswohnungen primär an Zuwanderinnen und Zuwanderer vergeben werden. Das ist eine unrichtige Aussage, von wem immer sie auch gekommen ist. Das stimmt nicht. Notfallswohnungen werden nach sozialen Kriterien und der sozialen Bedürftigkeit vergeben, unabhängig davon, ob es sich um Zuwanderer oder Nichtzuwanderer handelt. Das ist völlig unabhängig. Natürlich gibt es auch im Kreis der Zuwanderinnen und Zuwanderer Menschen, die diese Notfallswohnungen benötigen und diese auch beanspruchen. Richtig ist auch, in diesem Punkt gebe ich Ihnen schon recht, dass das oft Familien mit mehreren Kindern sind und dass manchmal in Bauten, wo wir über Wohnungen verfügen, diese an größere Familien vergeben werden, Zuwanderinnen und Zuwanderer öfters zum Zug kommen, weil sie eben größere Familien mit mehreren Kindern sind. Aber das hängt nicht mit ihrer Herkunft, sondern mit der sozialen Lage und der Familiengröße zusammen. Nur so kann ich mir eine solche Auskunft auch erklären.

Das heißt, noch einmal, wenn wir das zusammenfassen, wenn wir sagen, Sie wollen eine andere Durchmischung im Gemeindebau, dann müssen wir auch sehen, dass die Alternative wäre, wenn wir sagen, keine Zuwanderer in den Gemeindebauten, dass sie natürlich verstärkt im Altbaubereich, in den alten Mietwohnungen sind und dort natürlich die Ghettoisierungstendenz noch viel stärker auftritt. Das wollen wir nicht. Da entdecke ich eine gewisse Unlogik in Ihrer Argumentation, denn wenn wir gemeinsam sagen, wir sind für eine sinnvolle Durchmischung in der gesamten Stadt, und das bin ich auch, dann muss das unter Einbeziehung möglichst vieler Teilbereiche, auch der Wohnsubstanz, sein, im geförderten Wohnbau, im Gemeindebau und natürlich auch bei den Privaten.

Ich denke, dass es ganz wichtig ist, auch diese Entwicklung zu beobachten und einzugreifen, wenn wir das Gefühl haben, dass Maßnahmen notwendig sind. Das ist auch der Grund, dass wir im Wesentlichen die Wohnbauförderung in drei großen Kategorien einsetzen. Das ist zum einen im Neubau. Da werde ich dann noch über die Neubauleistung abschließend kurz etwas erwähnen. Das ist aber auch in der Sanierung. Da wollen wir im heurigen Jahr 10 000 Wohnungen sanieren. Ich denke, dass wir gerade im Bereich des Westgürtels, aber auch in Innerfavoriten, Brigittenau, Leopoldstadt, durch Blocksanierungen und Sockelsanierungen Entwicklungsgebiete schaffen können. Das Dritte ist die individuelle Förderung, dass wir auch die Maßnahmen der Wohnbeihilfe so einsetzen, dass sie punktgenau an jene kommen, die sie benötigen.

Ich denke, dass dieser Mix an Förderungen es auch ausmacht, dass wir in Wien viele Probleme nicht haben, die es in anderen europäischen Städten gibt. Schaut man sich zum Beispiel die Miet- und Wohnkosten verglichen zu München und Zürich an, die in der Größe mit Wien vergleichbare Städte sind, auch von der Qualität des Wohnumfelds her, so sind München und Zürich um 50 Prozent teurer als beispielsweise Wien (StR Johann Herzog: Wesentlich teurer!), obwohl die Lebensqualität in Wien nach diesen internationalen Studien mindestens vergleichbar, wenn nicht sogar höher ist. Oder schauen wir uns beispielsweise Paris an. In Paris werden im heurigen Jahr 4 500 Wohnungen neu errichtet, obwohl Paris um vieles größer ist als Wien. Aber nur 1 000 von diesen 4 500 sind gefördert. Bei uns sind es 5 500. Ich denke, dass dieser Mix aus Objektförderung und Individualförderung der Grund ist, warum wir trotz aller Schwierigkeiten, die es natürlich gibt, zum Beispiel am Immobiliensektor, dass dort die Grundstückspreise steigen, trotzdem leistbaren Wohnraum ermöglichen können. 

Aber Sie haben recht, das passiert nicht von selbst. Wir müssen weitere Maßnahmen setzen, auch dadurch, dass wir versuchen, in unserer Wohnbauleistung der Bevölkerungsentwicklung gerecht zu werden. Wenn wir jetzt diesen Studien entnehmen, dass die Bevölkerung in Wien wächst, dann werden wir ganz vorsichtig und sensibel auch unsere Wohnbauleistungen an diese neuen Gegebenheiten anpassen. Wir haben uns vorgenommen, im heurigen Jahr 5 500 geförderte Wohnungen neu zu errichten. Ich habe mir, wenn man so will, als Zusatzaufgabe gestellt, und da sehe ich mich auch eins mit den Vorstellungen unseres Bürgermeisters, dass wir versuchen, in den nächsten drei Jahren die Wohnbauleistung insgesamt auf 20 000 zu erhöhen. Wir werden aber nicht rapide mit der Wohnbauleistung hinaufgehen, um nicht die Preise anzukurbeln, sondern wir werden schrittweise, Jahr für Jahr, den Bedürfnissen entsprechend an dem Rädchen drehen und versuchen, mit der Wohnbauleistung mitzuhalten und dem Bevölkerungswachstum gerecht zu werden.

Denn worauf man sehr achten muss, und das gilt auch für die Maßnahmen, die wir im Bereich des ökologischen Baus einsetzen, ist, dass wir bei der Grundstücksentwicklung auf die Preise achten müssen, aber natürlich auch bei den Kosten der Baufirmen. Da geht es nicht nur darum, dass die Preise teurer werden, weil die Nachfrage steigt, sondern dass bestimmte Materialien auch eine mittlerweile lange Lieferzeit haben, also bei der Dämmwolle beispielsweise, die wir gerade im ökologischen Bauen benötigen, auch im Passivhaus verstärkt benötigen, gibt es Lieferfristen von bis zu neun Monaten, weil natürlich durch Ankündigungen, dass mehr gebaut werden soll und muss, nicht nur in Wien, sondern in Gesamtösterreich die Wohnbaufirmen bereits Engpässe haben, wie ich auf Grund eines Gesprächs, das ich gestern geführt habe, weiß. Da wird die Dämmwolle bereits aus Portugal und zum Teil sogar aus Australien angeliefert. Also nur damit uns bewusst ist, es ist sinnvoll und notwendig, darüber nachzudenken, wie wir die Wohnbauleistung adaptieren. Ich bin dafür, dass wir das vorsichtig, moderat machen, mit jährlicher Überprüfung und Evaluierung, und versuchen, keine Überangebote im Wohnungsmarkt herzustellen, um nicht die Preise hinaufzudrücken. 

Abschließend vielleicht noch zur Frage Passivhäuser, weil Kollege Chorherr und auch Kollege Ellensohn das angesprochen haben: Das ist uns wichtig. Wir sind sehr stolz darauf, dass wir schon seit zehn Jahren den Niedrighausstandard in Wien, im Unterschied zu den anderen Bundesländern, durchgesetzt haben und dass wir seit fast drei Jahren im Passivhaus viele innovative Projekte gesetzt haben. Mit Eurogate in Aspang werden wir mit 1 000 Passivhäusern überhaupt das größte Passivhausangebot in ganz Europa haben. Da sind natürlich Bedingungen wie in Vorarlberg, wo überhaupt nur 15 Prozent im mehrgeschoßigen Wohnbau errichtet werden, für uns in einer Großstadt keine vergleichbare Größe. Ich will jetzt nicht die Leistungen unserer Kollegen in Vorarlberg schmälern, aber das sind andere Dimensionen, und zwar in absoluten Zahlen als auch in prozentuellen Zahlen.

Ungeachtet davon glaube ich, es ist wichtig, sich damit auseinanderzusetzen, auch zu evaluieren, welche Erfahrungen wir in der Großstadt damit gemacht haben. Ich bin da sehr gesprächsbereit, dass wir auch neue Projekte entwickeln, und zwar nicht nur im Neubau, sondern beispielsweise auch in der Sanierung, dass wir versuchen, sanierte Altmietbauten, alte Genossenschaftsbauten so zu sanieren, dass wir sie beispielsweise auf Passivhausstandard bringen. Das ist, glaube ich, eine interessante Herausforderung, die wir auch mit den Mitteln der Wohnbauförderung unterstützen können und wo wir wieder einmal, wie ich meine, auch europaweit beispielhaft sein können.

Deshalb, abschließend, würde ich bitten und einladen, dass wir gemeinsam darüber nachdenken, wie wir diese strategische Ausrichtung vornehmen. Ich bin da immer gesprächsbereit, auch punktuelle Veränderungen, vor allem in den Bezirken, anzusehen. 

Es ist richtig, es gibt noch Problembereiche, es gibt auch Problemhäuser. Es gibt ebenso, auch wenn sie weniger werden, private Spekulanten. Sie haben schon recht, es gibt auch einzelne Wohnungen, wo Familien mit Schimmel wohnen müssen. Wir setzen aber alles daran, um diesen Mieterinnen und Mietern im Kampf gegen diese Spekulanten beizustehen, beispielsweise mit Rechtsberatung und Rechtsunterstützung, damit sie das auch gegen diese Spekulanten durchkämpfen können. Es gibt auch einzelne Objekte, wo wir die Straße quasi absperren müssen, weil Spekulanten sich nicht um die Häuser kümmern. Aber es wird auch an uns liegen, dem privaten Spekulantentum entsprechend entgegenzutreten.

Ich kann nur ankündigen, dass wir, weil Sie, Herr StR Herzog, die Novelle der Bauordnung angesprochen haben, jetzt einmal die Techniknovelle zu einem Abschluss bringen, die mit der Harmonisierung der Bauordnung auf Landesebene, glaube ich, einen guten Schritt in die Richtung geht, auch im Bereich des Bürobaus stärkere ökologische Schranken einzusetzen, dass wir aber dann anschließend, vielleicht Ende Sommer, Anfang Herbst, gemeinsam darüber nachdenken, wie wir mit einer weiteren Novelle der Bauordnung jene Punkte ansprechen, die in der jetzigen Diskussion angeführt worden sind, denn ich denke, der Wohnbau in Wien ist qualitätsvoll so bewährt, dass wir diesen erfolgreichen Weg gemeinsam weitergehen sollen! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Ich stelle damit die Mehrstimmigkeit, ohne Stimmen der ÖVP, fest. (GR Christian Oxonitsch: Nein, es ist einstimmig!) - Hat die ÖVP jetzt mitgestimmt? (GR Dr Wolfgang Ulm: Ja!) - Hat mitgestimmt, ist also einstimmig.

Es liegen zu diesem Geschäftsstück zwei Beschlussanträge vor, eingebracht von den FPÖ-Gemeinde-rätInnen Henriette Frank und Mag Dietbert Kowarik, der erste betreffend Integrationsmaßnahmen zur Erlangung einer Gemeindewohnung.

Wer diesem Beschlussantrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von der FPÖ selbst unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Der zweite Beschlussantrag befasst sich mit Startwohnungen für Jungfamilien und Personen bis 28 Jahren, eingebracht von der FPÖ, von den GRen Mag Dietbert Kowarik und Henriette Frank.

Wer diesem Beschlussantrag zustimmt, die sofortige Abstimmung wurde verlangt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird vom Antragsteller unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit. (GRin Mag Maria Vassilakou: Mit den GRÜNEN!) - Entschuldigung, wird vom Antragsteller und den GRÜNEN unterstützt und hat daher nicht die ausreichende Mehrheit.

Wir kommen nun zur Postnummer 44 der Tagesordnung. Diese betrifft die Anmietung von Büroräumlichkeiten und Archivflächen im 3. Bezirk. Zum Wort ist niemand gemeldet.

Ich komme daher zur Abstimmung.

Wer dieser Postnummer 44 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Mehrheit, gegen die Stimmen der GRÜNEN, fest.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 45 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Einräumung einer Option zum Erwerb einer Liegenschaft in der KatG Innere Stadt sowie den Abschluss einer Vereinbarung mit der Wien Holding GmbH.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Niedermühlbichler, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Georg Niedermühlbichler: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Herzog. (StR Johann Herzog: Nein, ich bin gestrichen!) Entschuldigung, zum Wort gemeldet ist Frau GRin Frank. Ich erteile es ihr.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wieder einmal soll ein Objekt von Wiener Wohnen verkauft werden, vielleicht auch, um ein Budgetloch zu stopfen. Beim Kinderheim an der Hohen Wand, das jetzt verkauft wurde, kam es der Geschäftsgruppe für Jugend zugute. Diesmal soll es beim Verkauf des Amtshauses der Gruppe Gesundheit zugedacht werden. Während sich Wien einerseits mit teuren Mieten in Neubauobjekten einmietet, werden andererseits bestehende Bauten verkauft. In vielen europäischen Städten aber wird gerade die Altbausubstanz derart wiederverwendet, dass man versucht, Wohnungen daraus zu machen, die dann sehr begehrt sind. Denn meist sind Altbauobjekte dem menschlichen Maß entsprechend gebaut, auch mit entsprechenden Materialien wie etwa Ziegel und nicht Stahlbeton. Es wird daher sehr gut angenommen und man fühlt sich darin sehr wohl. Das Stadtbild bleibt in seiner geschaffenen Form erhalten, was bei Neubauten oftmals nicht der Fall ist. 

Aber Wien ist halt wieder einmal anders. Wir wissen auch gar nicht, was dort nun tatsächlich passieren soll. Ein unsensibler Neubau, der unter Umständen sogar das UNESCO-Weltkulturerbe gefährdet? Oder eine Glashülle, wie das beim Café Sirk auf der Kärntner Straße der Fall war? Oder einfach nur ein Dachausbau wie beim Hotel Sacher? Alles Beispiele, die nicht unsere Zustimmung finden würden. Obwohl es sich bei all diesen um Denkmalschutzbauten handelt, wurde das zugelassen. Ensembles wurden damit an exponierten Stellen zerstört. 

Es ist, was die Kostenwahrheit betrifft, schon sehr merkwürdig, dass man an die Wien Holding ein Objekt mit 25 Millionen EUR vergibt und man dann wahrscheinlich 35 Millionen EUR bekommt, obwohl ähnliche Objekte schon um 50 Millionen EUR zu haben waren. Das heißt, im Grunde genommen gibt es hier dann eine satte Provisionsförderung von Seiten der Wien Holding. Aber uns als Opposition zu sagen, wohin das Ganze strömen soll oder was man daraus machen will, soweit ist es leider noch nicht gekommen. 

Nun hat der 1. Bezirk leider kein eigenes Geriatriezentrum, obwohl der Herr Bürgermeister angekündigt hat, dass er dafür ist, dass jeder Bezirk so ein eigenes Zentrum bekommen soll, weil man von diesen überdimensionalen Pflegeheimen weggehen und mehr auf die Kleinteiligkeit zugreifen will, was natürlich auch sinnvoll ist, weil die Leute dann in ihrem angestammten Bezirk oder Grätzel bleiben, das Umfeld sich nicht wesentlich verändert. So gesehen wäre das sehr vorteilhaft und hätte auch einen Sinn, wenn man das Budget der Gesundheit zugute kommen lässt, wenn das vom 1. Bezirk gewünschte Geriatriezentrum dafür eingerichtet wird.

Wir werden auf jeden Fall dahin gehend einen Antrag einbringen, dass man auf Grund dieser Aussage vom Herrn Bürgermeister gleich ein Zeichen setzt und das bereits bestehende Amtshaus im 1. Bezirk, anstelle es zu verkaufen, verwerten wird. Nachdem es bereits genügend Erfahrungen mit alter Bausubstanz gibt, wird es sicher kein Problem sein, das entsprechend einzubinden. Wir glauben auch, dass es allein der politische Wille ist, der hier gegeben sein muss. 

Grundsätzlich ist aber schon zu sagen, dass wir vor vielen Jahren schon gefordert haben, dass die Transparenz beim Kauf und Verkauf, vor allem auch solcher Großobjekte, gegeben sein muss. Wir haben damals gemeint, es wäre von Vorteil, würde sich eine Landesimmobiliengesellschaft nach dem Vorbild der Bundesimmobiliengesellschaft gründen, damit wir nachvollziehen können, warum, wann, zu welchem Zeitpunkt diese Maßnahmen aufgesetzt werden. 

Wien hat sich von ihrem Charakter durch die Gründerzeitbauten in mancher Beziehung schon ziemlich verabschiedet. Ich darf wirklich daran erinnern, dass es immer die Freiheitlichen waren, die zumindest eine Vorreiterrolle gespielt haben, denken Sie an die Bibliothek im Museumsquartier, wo wir uns damals massiv eingesetzt haben, die Reduzierung der Hochhaustürme bei der Landstraße, wo es um die Gefährdung des Weltkulturerbes ging, die Sofiensäle und so weiter. Es gäbe hier noch eine Vielfalt von Bauten anzuführen, die die Stadt Wien sehr leicht geopfert hätte, obwohl es sich um wirklich alte, erhaltungswürdige Bauten handelt.

Wir befürchten, dass bei diesem Amtshaus dasselbe passieren könnte und werden uns dafür einsetzen, dass so etwas nicht passieren wird. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Verkauf eines Amtsgebäudes um zirka 25 Millionen EUR, in der Hoffnung, dass es sehr viel mehr wird, nachdem die Wien Holding dann einen privaten Investor gefunden hat, darum geht es in dem Geschäftsstück. 

Die Wien Holding ist vom Kontrollamt für Verkäufe im Prater und der Krieau schon scharf kritisiert worden, weil die Verkäufe dort nicht ganz das an Geld erzielen konnten, was man sich erhofft hat. Aber ob die Wien Holding oder eine neue Institution, die jetzt wieder und von der Volkspartei zwischendurch gefordert wurde, ist egal. Die ÖVP hat in einer Aussendung geschrieben, man möge eine WIG gründen, etwas analog zur BIG, zur Bundesimmobiliengesellschaft. Wenn ich mir anschaue, wie sie die BUWOG verkauft hat, glaube ich nicht, dass das eine sehr gewinnbringende Sache wäre. Sehr enttäuschend, was auf Bundesebene passiert ist, von der Art und Weise, wie es geschehen ist und auch von den Einkünften her. 

Das Gebäude, um das es geht, hat gleich mehrere Adressen: Schottenring 20-26, Gonzagagasse 21-23 und Zelinkagasse 1-7, ein großer Block, erbaut in den 70er Jahren des vorletzten Jahrhunderts von Theophil von Hansen, der viele andere Gebäude in Wien mitverantworten darf, federführend als Architekt dabei war, nämlich immerhin das Parlament oder das Palais Epstein oder den Musikverein Wien. Aber auch die Akademie der Wiener Wissenschaften in Athen wurde von von Hansen architektonisch begleitet. 

Das war einmal ein Hotel, dann ein Wohnhaus und dann ein Amtshaus. Nur damit man weiß, wie lange das schon ein Amtshaus ist, schon über 60 Jahre lang ist dieses Gebäude als Amtshaus genutzt worden. Einer der jetzigen Verkaufsgründe lautet nämlich, es ist als Amtshaus nicht geeignet. 60 Jahre Amtshaus ist nicht geeignet als Amtshaus! Jetzt übersiedeln der KAV und die MA 15, beziehungsweise die Teile, die in diesem Haus zu finden sind, nach TownTown - das war das Geschäftsstück, das wir vorher nur abgestimmt haben, weil es keine Wortmeldung dazu gegeben hat -, mit einem Mietvertrag über 51 000 EUR monatlich, 614 844 EUR jährlich, zehn Jahre wertgesichert. Also zum heutigen Wert sind das über 6 Millionen EUR, die die Stadt Wien Miete für Lokalitäten zahlt, die jetzt in TownTown neu angemietet werden. 

Die Geschäftsstücke 44 und 45 gehören insofern zusammen, als man sich überlegen muss, warum überhaupt so viele Dienststellen abwandern, warum man dieses Gebäude verkauft und warum alle nach TownTown gehen, weil ursprünglich sind hier vor ein paar Jahren Leute der Sozialdemokratie gestanden und haben uns erzählt, was das für ein tolles Private-Public-Partnership-Projekt ist, wo sehr viel Geld von der Stadt und sehr viel Geld von einer privaten Firma hineingeht, wo es eine Riesennachfrage von privaten Firmen geben wird, die alle nach TownTown wollen und dass dann dort alles voll ist. 

Tatsache ist, es ist überhaupt nicht voll und es hat überhaupt nicht so funktioniert, wie man es sich vorgestellt hat. Deswegen übersiedelt unter anderem Dienststelle um Dienststelle nach TownTown. Wenn ich ganz kurz sage, wer momentan auf der eigenen Homepage von TownTown als Mieter aufgeführt wird, wird man das relativ zügig auch selber merken. Eingemietet in TownTown sind der KAV, der Krankenanstaltenverbund, die MA 6 - Rechnungsamt, die MA 10 - Wiener Kindergärten, die MA 15 - Gesundheit und Soziales und die Landessanitätsdirektion. Lauter große wichtige private Investoren, die sich das unbedingt antun wollten, und ein bisschen Yellow Colour, verpasst durch Ströck. Immerhin hat, als der Ströck gekommen ist, sofort eine Dienststelle übersiedeln müssen. Also wenn der Ströck kommt, wenn endlich ein Privater kommt, sieht man, wie gut das Besiedlungskonzept funktioniert. Wenn der dann sagt, er braucht den Platz, den er sich eben wünscht, dann übersiedelt sofort eine Dienststelle, das ist überhaupt kein Problem! Genau so läuft das dort. 

Weil TownTown nicht so funktioniert, wie man sich das vorgestellt hat und es natürlich sehr viel einfacher ist, ein großes Gebäude in der City, in der Innenstadt, im 1. Bezirk, zu verkaufen, passiert genau das, weil sonst hätte man das natürlich sanieren und anderweitig verwenden können oder aber eben wie schon seit über 60 Jahren als Amtsgebäude. In dem Gebäude sind aber nicht nur Dienststellen der Stadt Wien, in dem Gebäude sind auch ein Friseur, ein Café, eine Fleischerei und ein Glasermeister, alle vier nicht kontaktiert worden, über das, was jetzt abgeht. Keiner dieser vier weiß genau, was er in Zukunft machen soll. Wir wissen das, weil die Friseurin, die dort arbeitet, von jemandem von unserem Klub besucht wurde. Sie sagt: „Gar nichts haben wir gehört. Wir wissen nicht, was uns verkauft wird. Wir wissen nicht, ob wir ein anderes Lokal bekommen. Wir wissen nicht, was mit unseren Mietverträgen ist, sondern wir haben nichts gehört." - Eine Vorgangsweise, die man von vielen anderen Fällen auch kennt. Es wäre zumindest ein Akt der Höflichkeit. Die Rechtslage der einzelnen Mietverträge dieser Geschäfte kenne ich nicht, aber es wäre zumindest ein Akt der Höflichkeit und ein sinnvoller Akt, damit, falls sie alle ausziehen müssen, was ja anzunehmen ist, sie sich rechtzeitig darum kümmern können, neue Geschäftslokale zu finden und man nicht gleich wieder ein paar kleine Betriebe in Wien zerstört. Das ist ja nicht dringend notwendig. 

Zum Antrag der Freiheitlichen, der Idee, aus diesem Gebäude eine Pflegeeinrichtung oder ein Pensionistenheim zu machen: Eine Pflegeeinrichtung als kleine Einheit im 1. Bezirk würden wir als GRÜNE auch begrüßen. Der Platz im 1. Bezirk, an dem so etwas entstehen könnte, ist enden wollend. Nach unserer Meinung ist dieses Gebäude dafür tatsächlich nicht geeignet. Die Intention, im 1. Bezirk eine solche Institution zu schaffen, würden wir unterstützen. Dass man es in dem Gebäude macht, halte ich nicht für zielführend. Deswegen werden wir dem Antrag nicht beitreten. 

Tatsache bleibt aber, dass dieses Haus in erster Linie verkauft wird, weil andere Projekte nicht funktionieren und nicht, weil es dringend notwendig ist. Genau beobachten werden wir, ob die Wien Holding in der Lage ist, den gewünschten Preis zu erzielen, nämlich immerhin nicht 25,5 Millionen EUR, um genau zu sein, die heute hier im Akt stehen, sondern mindestens zehn mehr, oder eben in die Nähe von dem, was andere Experten schätzen, nämlich nahezu das Doppelte für das Gebäude. Wir werden das genau beobachten, ob die Wien Holding hier etwas geschäftstüchtiger vorgeht, als es bei der Krieau der Fall war, und ob diesmal das Kontrollamt nicht zum selben Schluss kommt, nämlich, dass die Wien Holding nicht in der Lage ist, gewinnbringend zu verkaufen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist GR Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Eine wunderschöne Immobilie steht zum Verkauf, ich glaube schon, eine ganz schöne. Es handelt sich um die ehemalige Zentrale des KAV am Schottenring. Noch ist es ein Amtsgebäude in einem schönen Gründerhausgebiet. Heute soll die Wien Holding mit der Abwicklung eines Verkaufs oder ähnlicher verkaufsfördernder Maßnahmen, kurz gesagt, mit dem Herausputzen einer Immobilie, um sie dann an den Meistbietenden zu verscherbeln, beauftragt werden. Am Mehrwert wird die Stadt Wien nach Abzug der Kosten für die Holding beteiligt. 

Aufregung um diesen Verkauf hat es schon im Vorfeld dieser Aktion gegeben. Bekanntlich ist die Wien Holding nicht der ausgewiesene Experte für den Verkauf des Immobilienbesitzes der Stadt Wien. Um dieser Kritik gleich den Wind aus den Segeln zu nehmen, hat die rathauseigene Rechtsabteilung einen Persilschein ausgestellt und diesen Vorgang als Inhouse-Geschäft beziehungsweise als ein einmaliges Geschäft dargestellt und gleich mitgeliefert, dass es keiner Gewerbeberechtigung als Immobilienmakler bedarf, lediglich ein Gutachten eines geprüften Immobilienbüros vorhanden sein muss. Eigenartigerweise gibt es nur ein Gutachten, das für den Verkaufspreis des Optionsvertrages herangezogen wird. Dass gleich die Rechnung für die Bewertung dem Akt beiliegt, ist meiner Meinung nach eigenartig. 

Jetzt zur Formulierung des Rechtsgutachtens der rathauseigenen Rechtsabteilung. Die Wien Holding ist der Opposition in ihrer direkten Kontrolle entzogen. Es bleibt der eigenartige Beigeschmack, dass man nicht den Experten am Markt das Geschäft überlassen will, sondern dass man selbst herumpfuscht, wie der korrekte Ausdruck im Gewerberecht heißt. Dass dann auch noch Geldflüsse nicht ausreichend transparent dargestellt werden könnten, ist ein weiterer Kritikpunkt. 

Wir verlangen für dieses Objekt eine internationale Ausschreibung für die Verwertung, kritisieren das rathauseigene Gutachten als Inhouse-Geschäft und fordern mehrere Gutachten zur Feststellung des Wertes des Objekts. Herr StR Ellensohn hat schon auf die Prüfung der MA 69 aus dem Vorjahr, betreffend intransparente Grundstückstransaktionen der Stadt Wien, vom 3. Februar 2006 durch das Kontrollamt hingewiesen. Jetzt fragt man sich, ob dieser Deal nicht dem Entzug der Kontrollrechte des Gemeinderats wie hier erwähnt beim Prater Immobiliendeal ähnelt. Dort war der Kaufvertrag von Nachteil für die Stadt und darauf wurde eben im Kontrollamtsbericht hingewiesen.

Ein weiteres Detail lässt auf eine zumindest eigenartige Geschäftsgebarung rückschließen. In einem Berg von 167 Akten, nämlich jenen Akten, die in der Magistratskompetenz lagen, lag ein Vertrag zur Verwertung dieses Grundstücks zwischen der MA 69 und der Wien Holding über 200 Stunden und 37 000 EUR für die Zeit vom 1. Oktober bis zum 31. Dezember 2006 vor. Dieser Vertrag ist jedoch nicht Bestandteil des vorliegenden Geschäftsstücks. Auf meine Nachfrage bei Generaldirektor Peter Hanke, ob er mir den Grund für diesen Vertrag erklären könnte, meinte er nur: „Kein Kommentar." Solche Äußerungen machen mich misstrauisch. Wenn jetzt die Wien Holding für das Schmücken der Braut weitere 90 000 EUR für den Arbeitsumfang von 400 Stunden bekommt, mag das angemessen sein, aber der schale Geschmack bleibt zurück, dass die Stadt Wien mit diesem Deal etwas zu verbergen hat und das Geschäft an der Öffentlichkeit und an der Opposition vorbei machen will. 

Dass das Ringstraßenpalais für ein Luxushotel herausgeputzt werden soll, kann ich mir gut vorstellen. Wir haben es in den Medien von gestern oder heute erfahren. 

Kritisch möchte ich jedoch vor dem allzu ungezügelten Bettenausbau in Wien warnen. Heuer kommen zu den rund 45 000 Betten noch rund 3 800 Betten in allen Kategorien dazu. Nächstes Jahr könnten es dann wieder so viele werden. Da frage ich mich schon, ob dahinter ein Konzept steht, außer dass man im Jahr 2010 zehn Millionen Übernachtungen feiern will. Wer das Palais mit seinen Nebenhäusern kennt, weiß, dass dort viele Zimmer eingerichtet werden könnten. Wie wir wissen, war es bekanntlich schon einmal ein Hotel.

Wir sagen Nein zum Optionsvertrag mit der Wien Holding. Uns ist der Deal zu wenig transparent! Wir verlangen nochmals die internationale Ausschreibung! Wir fordern, dass dieser Deal transparent abläuft und nicht in den undurchschaubaren Kanälen der allein regierenden SPÖ versickert! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dkfm Dr Maurer. Ich erteile es ihm.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Hoher Gemeinderat! 

Der Tag der Absurditäten geht auch bei diesem Punkt weiter. Wir haben auch hier wieder einige fast unterhaltsame Beiträge gehört. Ich werde kurz darauf eingehen. 

Es war zu Beginn die Frage, ob man einen Altbau in seiner Funktion belassen soll kontra Neuanmietung. Dazu ist zu sagen, dass das Objekt schon als Hotel gebaut wurde, wie jetzt von GR Dworak richtig gesagt wurde, und daher die Funktion in der gegenwärtigen Form sowieso nicht mehr gegeben ist. 

Dann wurde von Beispielen wie Sirk und Sacher gesprochen. Damit kann ich überhaupt nichts anfangen. Das Objekt steht unter Denkmalschutz. Also was dort passieren soll, ist mir unbegreiflich. 

Nächster Punkt und nächste Kuriosität war, man soll das Ganze als ein Geriatriezentrum nützen. Also da setzt es ja überhaupt aus bei mir. Da frage ich mich wirklich nach dem Geisteszustand. Wenn man sich eine der meistbefahrenen Straßen Wiens, die es überhaupt gibt, als Standort für ein Geriatriezentrum vorstellen kann, dann weiß ich nicht mehr. Das kommentiere ich wirklich nicht mehr. 

Die Frage, die dann gekommen ist, war: „Geeignet als Amtshaus oder nicht?" Das Argument war: „Es hat 60 Jahre als Amtshaus gedient, warum soll es nicht weiter dienen?" - Ich sage darauf, gerade deshalb, weil es schon 60 Jahre in Betrieb war und abgewohnt sein muss, ist es zweifellos als Amtshaus nicht geeignet, wenn hier Innenhöfe sind und eine Altbaustruktur, die für einen Bürobetrieb überhaupt nicht geeignet ist. Daher ist eben die Absicht gewesen und ist noch immer, das wieder zu einem Hotel werden zu lassen, was gerade an diesem Standort für mich, wenn man den Stadtplan ein bisschen betrachtet, eine völlig logische Nutzung ist. Ich hoffe, dass es dazu auch kommt.

Weiters ist meine Frage: Warum soll man Beamte, die dort arbeiten, nicht in neue, moderne Büros übersiedeln? Ich sehe da keinen Grund, warum man die in einer alten Struktur belassen soll. Kein Verständnis habe ich für die Schadenfreude, dass jetzt im 3. Bezirk Beamte einziehen. Wie gesagt, daran kann ich nichts Böses finden. Ich finde das, auch wenn eine andere Nutzung nicht möglich und sinnvoll ist, durchaus als eine normale Reaktion. 

Da den Friseur einer Klubmitarbeiterin als Maßstab für eine Wortmeldung zu nehmen, halte ich schon für halblustig. 

Zum Letzten: Die Adresse Schottenring ist sicher wertvoller als Neubauten im 3. Bezirk. Daher bin ich durchaus optimistisch, und ich glaube, das können Sie alle sein, dass der Erlös für dieses Objekt zweifellos ein sehr befriedigender sein wird. 

Eine Frage war dann noch die internationale Ausschreibung. Die wird noch gemacht. Es wird die Wien Holding eine internationale Ausschreibung machen und selbstverständlich wird dann der Meistbieter ausgesucht. Wenn mehr herauskommt, als ursprünglich erwartet wurde, kommt der Mehrwert der Stadt Wien zugute. Also auch hier sehe ich keinen Grund zur Sorge. Die Sorge um den Bettenausbau ist meines Erachtens nach nicht gerechtfertigt. Da gibt es genügend Prognosen. Der Tourismusverband ist da auch sehr aktiv. Es gibt genügend ausreichende Prognosen, die beweisen, dass solche Dinge notwendig und möglich sind.

Ich ersuche daher um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen nun zur Abstimmung, wobei ich die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder feststelle. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen, die Hand zu heben. - Das ist mit Mehrheit, nämlich mit der Sozialdemokratischen Fraktion, so beschlossen. 

Es liegt mir ein Beschlussantrag vor, bei dem die sofortige Abstimmung verlangt wurde, und zwar der FPÖ-GemeinderätInnen Henriette Frank und Mag Dietbert Kowarik, betreffend Amtsgebäude Schottenring 24, in dem sie eine andere Verwertung, nämlich zum Beispiel ein Pensionistenheim, verlangen. 

Wer diesem Beschlussantrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird nur vom Antragsteller unterstützt und hat somit nicht die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 47 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Ermächtigung zur Freimachung sowie zum Verkauf einer Liegenschaft im 3. Bezirk, KatG Landstraße. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Niedermühlbichler, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Georg Niedermühlbichler: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte nochmals um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Cammerlander. Ich erteile es ihr.

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Vor ungefähr einem Jahr habe ich der damals zuständigen StRin Sonja Wehsely die Frage gestellt: „Was passiert eigentlich mit der Markthalle Landstraße? Die verwahrlost vor sich hin. Warum tut man da nichts?" - Ich habe zur Antwort bekommen: „Im Rahmen des Umbaus des Bahnhofs Wien-Mitte wird auch die Markthalle saniert werden."

Vor ein paar Monaten haben wir über die Austria Presse Agentur von Bgm Häupl erfahren, die Markthalle wird geschlossen. Begründung: Umbaukosten 20 Millionen EUR, jährliches Defizit 1,4 Millionen EUR, das ist dem Steuerzahler nicht mehr zuzumuten, die Halle muss geschlossen werden.

Der nächste Schritt war dann, man versprach allen Standlern einen Ersatzstandplatz. Das ist gescheitert. 

Zweiter Schritt: Es wurden schnell 10,7 Millio-
nen EUR beschlossen, um die Standler abzufertigen. Mit viel Geld hat man große Verunsicherungen bei den Standlern hervorgerufen. Es ist gelungen, sie zum Teil auch zu spalten. Aber die Abfertigungen sind bis heute noch nicht abgeschlossen. 

Nächster Schritt: Die Markthalle wird verkauft. Eine Bürgerinitiative aus Standlern und KundInnen hat diese 20 Millionen EUR Umbaukosten und 1,4 Millionen EUR jährliches Defizit sehr erschreckend gefunden. Man hat gesagt, man will sich das seriös und sachlich anschauen, ob das auch stimmt. Sie haben sich mit Architekten und Bauingenieuren zusammengesetzt. Letzte Woche wurde ein Konzept, ein Plan, präsentiert - vielleicht haben Sie das auch im „Kurier" gesehen -, wirklich eine wunderbare Idee, diesen Markt auf der Invalidenstraße zu öffnen, damit man auch sieht, dass dort ein Markt ist, nicht so versteckt wie bisher. Dieser Umbau kostet laut allen ExpertInnen, die mitgearbeitet haben, 6 Millionen EUR. 

Die Bürgerinitiative hat sich auch die Mühe gemacht, einen Fachmann einzuladen, den Geschäftsführer der Innsbrucker Markthalle, der ihnen auf Grund seiner Arbeit bewiesen hat, dass eine Markthalle kostendeckend, ja sogar gewinnbringend zu führen ist. Manfred Kühbacher, der Geschäftsführer der Innsbrucker Markthalle, wäre auch sofort bereit, ein Konzept für die Landstraßer Markthalle zu erarbeiten. Es gibt also kein einziges Argument mehr, diese Markthalle aufzugeben, kein einziges glaubwürdiges Argument mehr.

Heute Vormittag haben wir von VBgmin Brauner gehört, Klein- und Mittelbetriebe sind das Rückgrat unserer Wirtschaft. In einer Presseaussendung der StRin Frauenberger lese ich: „Für mich spiegeln die Wiener Märkte zudem die Vielfalt, Offenheit, Lebendigkeit und auch die Buntheit unserer Stadt wider. Die Förderung der Wiener Märkte liegt mir besonders am Herzen." Weiters sagt sie: „Die Wiener Märkte garantieren aber nicht nur beste Nahversorgung, sie sind auch ein fixer Bestandteil der Beislkultur in unserer Stadt und lassen den Einkauf zum Gesamterlebnis werden. Die Stadt Wien ist sich der Bedeutung der Märkte bewusst." - Meine Damen und Herren, dieser Widerspruch zwischen politischer Werbung und politischem Handeln ist unerträglich! Unerträglich nicht nur für mich, sondern auch für die nun schon fast 13 000 Bürgerinnen und Bürger, die unterschrieben haben, dass sie die Markthalle weiter haben wollen! (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.)
Die Halle ist noch nicht verkauft. Ich richte einen dringenden Appell an die jetzt zuständige StRin Sandra Frauenberger, die diesen Scherbenhaufen übernehmen hat müssen: Setzen Sie sich mit VBgmin Brauner und mit der Wirtschaftskammerpräsidentin Jank zusammen und schauen Sie sich das Konzept an! Überlegen Sie sich, was Sie an diesem Standplatz machen wollen! Glauben Sie mir, die Wienerinnen und Wiener wollen in Wien-Mitte kein neues Einkaufszentrum und keinen Supermarkt, sie wollen dort eine lebendige Markthalle! Bitte denken Sie darüber nach und handeln Sie im Sinne der Bevölkerung! - Danke. (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Tschirf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich darf nahtlos an meine Vorrednerin anknüpfen. Die Situation bei der Markthalle, die wir in den letzten Monaten mehrmals in diesem Haus diskutiert haben, ist eine zutiefst unerfreuliche und wird mit jeder Unterschrift, die von Bürgerinnen und Bürgern gegeben wird, noch manifester. 

Es gibt die Notwendigkeit für die Wirtschaft in dieser Stadt und für die Nahversorgung gerade in dieser Gegend, aber auch über diese Gegend hinaus, dass auf diesem Boden, nämlich im Bereich der Station Wien-Mitte, eine Markthalle besteht. Trotzdem gilt vonseiten der Stadtregierung das Motto: „Uns ist das wurscht, es wird drübergefahren, das Ganze wird geschlossen!" 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir als Volkspartei sagen zu dieser Art von bürgerfeindlicher Politik Nein! (Beifall bei ÖVP und von GRin Ingrid Puller.) 

Wir wissen heute, dass offensichtlich schon länger geplant war, dass diese Markthalle still und heimlich geschlossen werden sollte, dass das einzige Ziel nicht darin besteht, hier einen Markt erhalten zu lassen, sondern dass man ihn als Sozialplan beseitigt. Auch das ist offensichtlich ein Zeichen, wie die sozialdemokratische Mehrheitspartei in dieser Stadt Wirtschaftspolitik und Konsumentenschutzpolitik sieht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir wissen aber heute nach etlichen Wochen und Monaten, seitdem auf Seite der SPÖ der Beschluss gefasst wurde, die Markthalle zu schließen, dass es sehr wohl wirtschaftlich möglich wäre, die Markthalle zu erhalten. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Vorrednerin hat richtig darauf hingewiesen, dass die Bürgerinitiative, der an dieser Stelle zu danken ist, etwas auf die Beine gestellt hat, was eigentlich Aufgabe der Verwaltung dieser Stadt und der Stadtregierung wäre. Da hat der Chef der Innsbrucker Markthalle, Manfred Kühbacher, uns gezeigt, dass man eine Markthalle sehr wohl nicht defizitär, sondern wirtschaftlich erfolgreich führen kann, dass hier in einem Modell einer GesmbH, an der in Innsbruck die Wirtschaftskammer und die Landwirtschaftskammer beteiligt sind, ein Weg gefunden wird, dass ein attraktives Angebot für die Konsumentinnen und Konsumenten besteht und dass man eine Markthalle ungefähr gleicher Größenordnung sehr wohl auch mit schwarzen Zahlen führen kann.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, an dem sollte sich eigentlich die Stadt Wien, die Wiener Stadtverwaltung, orientieren. Wir haben auch gezeigt, dass es sehr wohl Modelle von Public-Private-Partnership gäbe, in anderen Bereichen der Stadt auch ausprobiert. Warum soll es hier nicht auch funktionieren? Ich appelliere an dieser Stelle noch einmal an die SPÖ-Stadtregierung umzudenken, nachzudenken. Es kann nicht so sein, dass ein Markt nach dem anderen in dieser Stadt beseitigt wird, dass die letzte Markthalle beseitigt wird, dass man mit berechtigten Bürgeranliegen so umgeht, wie das in den letzten Wochen und Monaten geschehen ist, dass man sie einfach nicht zur Kenntnis genommen, sie weggeschoben hat! Das ist der beste Weg zu einer niedrigen Wahlbeteiligung, aber nicht ein guter Weg für die Zukunft dieser Stadt! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Troch. Ich erteile es ihm.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Mein Vorredner hat gemeint, wir sollen ein attraktives Angebot machen, oder wenn wir uns Innsbruck als Beispiel nehmen, sei das ein attraktives Angebot. Schauen wir uns einmal die nüchternen Zahlen an, wie denn dieses attraktive Angebot ausschauen könnte oder in Innsbruck tatsächlich ausschaut. (GR Dr Matthias Tschirf: Schauen Sie sich Innsbruck ruhig an!) Das so genannte attraktive Angebot oder angebliche Vorzeigemodell Innsbruck heißt, dass die Standkosten beim Bauernmarkt 33 EUR pro Laufmeter betragen, in Wien 1,50 EUR. Ich muss sagen, der Vergleich macht Sie sicher, oder? Und schauen wir uns einmal die Kojen im Innenbereich der Markthalle an. Im Innenbereich der Innsbrucker Markthalle, der so genannten Modellmarkthalle, betragen die Mietkosten 37 EUR pro Quadratmeter, in Wien knapp über 16 EUR. Also wenn wir hergehen und in Wien den Marktbetreibern in der Landstraßer Markthalle dieses so genannte attraktive Angebot machen, verjagen die uns mit dem nassen Fetzen, wie man in Wien sagt. Das heißt, dieses Modell, privatrechtlich seit 1960 geführt, würde die Existenzen der Wiener Marktstandbetreiber unterminieren und extrem gefährden. 

Von daher lehnen wir das ab. Im Gegenteil, die Stadt Wien geht her und macht den Marktbetreibern, die vielfach über den Standort Landstraßer Markthalle unglücklich sind, denn nicht umsonst waren die vor zwei Jahren beim zuständigen Marktamt, der MA 59, und haben um eine Senkung der Mieten gebeten, weil es einfach so nicht geht, weil der Standard nicht attraktiv genug ist und die Geschäfte nicht optimal gehen, ein echtes attraktives Angebot. Ich kann sagen, dass von den 49 Betrieben, die wir dort finden, 38 tatsächlich gehen wollen, weil sie sagen, das hat dort nicht die Zukunft. 32 werden nächste Woche über bessere Perspektiven für sie als Marktstandbetreiber bereits verhandeln. Ich würde sagen, das ist tatsächlich ein echtes, faires Angebot. Viele der Marktbetreiber wollen weitermachen. Die Stadt Wien wird ihnen diesen Weg ermöglichen. Einige denken an einen Branchenumstieg oder an einen anderen Umstieg. Auch dafür werden Mittel bereitgestellt werden.

Man kann nun einmal nicht Äpfel mit Birnen vergleichen. Die Markthalle insgesamt ist anders gelegen. Den breiten Konsummix oder die Vielfalt, von der gesprochen wird, bietet die Innsbrucker Markthalle auch nicht. Dort geht es um Lebensmittel und Textilien und das ist ganz einfach. 

Ich glaube, Wien geht einfach einen guten Weg. Die Landstraßer Markthalle ist einfach nicht attraktiv. Schauen wir uns das kurz an. Die Architekten bezeichnen oder definieren die Landstraßer Markthalle als die Monotonie des Alltags, die hier nicht zu durchbrechen ist. Das ist einfach kein attraktives Angebot, auch vom ganzen Flair her. Ein Marktflair, wie es die Wiener durchaus noch schätzen, findet sich in dieser drückenden Markthalle nicht. Ich kenne sie selbst, weil ich im Herbst und im Frühwinter dort gern Wildbret einkaufe. Es ist ganz einfach drückend. Die Marktstandler selbst, die dort 10, 12, 13 Stunden am Tag arbeiten, sind über diese Atmosphäre, die dort herrscht, ganz einfach auch nicht glücklich. 

Das heißt, es ist auch in Bezug auf die Landstraßer Markthalle ein Neustart angesagt. Die Stadt Wien wird alle Voraussetzungen schaffen, um diesen Neustart zu ermöglichen und im Rahmen des Projekts „Wien-Mitte" einen guten Start für alle zu gewährleisten! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Gestatten Sie noch kurz, unsere Stellungnahmen noch einmal einzubringen. Ich habe sehr aufmerksam den Vorrednern zugehört, der Frau Cammerlander und dem Kollegen Tschirf. 

Die Frau Cammerlander hat gesagt, es wurde sehr viel Geld aufgewendet, um die Standler abzufertigen. Frau Kollegin, die Standler sind nicht abgefertigt worden, in dem Sinn, wie ich es verstanden habe, sondern vielen von denen hat man ihre Zukunft gesichert! Das muss ich auch einmal dazusagen. Sie wissen das ganz genau! (GRin Heidemarie Cammerlander: Aber nur die persönliche Zukunft!) - Sicher, die persönliche Zukunft, darüber brauchen wir gar nicht zu diskutieren, weil wenn einer drei Jahre vor der Pension steht oder keinen Nachfolger hat, was oft der Fall ist, dann wird er natürlich ein Angebot, welches durchaus qualitativ hoch war, annehmen!

Sie, die ÖVP und die SPÖ reden immer von einer Bürgerinitiative. Wenn man sich diese Bürgerinitiative anschaut, haben die Standler und die Bürger geredet. Bürger glaube ich sehr wohl, bei den Standlern bin ich mir nicht so sicher. Denn in Wirklichkeit sind jene, die vor Ort bleiben wollen, und nur die wären in einer Bürgerinitiative interessant, vier. Jetzt frage ich mich ernsthaft, vier Standler und 12 998 oder was weiß ich wie viele Unterschriften? Lobenswert, dass die Leute dort unterschrieben haben, aber ich habe schon einmal gefragt und bin dafür öffentlich halb geprügelt worden. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Reden Sie bitte nicht über Bürgerinitiativen!) Es wäre schön gewesen, wenn jeder dort 5 oder 10 EUR in der Woche ausgegeben hätte. Dann hätten wir nämlich diese Problematik überhaupt nicht gehabt. Dann hätten es sich alle weit überlegt. Also so ist das nicht mit der Bürgerinitiative und den vielen Standlern, denn vier sind es.

Das Gesamterlebnis hat die Frau Kollegin Cammerlander angesprochen. Natürlich gibt es dort das Gesamterlebnis wirklich, aber das ist ein katastrophales und negatives für alle, die dort arbeiten und die, die dort noch - ich sage, noch - einkaufen gehen.

Tatsächlich stimmt, eine bürger- und wirtschaftsfeindliche Politik, wie der Kollege Tschirf gesagt hat. Allerdings ist diese Politik in den letzten 20 Jahren seitens der SPÖ-Mehrheit gemacht worden, die sicher nicht von der Verantwortung zu befreien ist, wirklich latent und ununterbrochen die Halle verfallen lassen und Versprechungen gemacht zu haben, die nicht eingehalten wurden. Aber jetzt haben wir halt einmal diesen Scherbenhaufen, wie Sie richtig gesagt haben. Sie wissen ganz genau, wenn man einen Scherbenhaufen zusammenklebt, sieht man am Schluss zwar noch die ganze Vase, aber leider alle Sprünge und Sie kriegen keine neue Vase mehr zusammen. Es ist besser, Sie kaufen sich eine neue Vase und kleben die alte nicht zusammen. 

Im Zusammenhang mit dem, was in Innsbruck ist, hat der Kollege richtigerweise gesagt, wird etwas verwechselt. Hier ist die Innsbrucker Markthalle sicher kein geeignetes Vorbild für eine neue Wiener Markthalle.

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Herr GR Madejski, wir haben noch eine Minute Zeit.

GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend): Dann machen wir nachher weiter, ist ja kein Problem.

Jetzt hast Du mich unterbrochen. Die Innsbrucker Markthalle ist sicher kein geeignetes Vorbild mit hauptsächlich Textilien und Lebensmitteln. Vor allem, wenn ich mir die Preise anschaue, würde die hier jederzeit eingehen, weil hier kein Mensch 38 EUR für den Quadratmeter bezahlt.

Das Interessante, und damit schließe ich, ist auch eine ganz lustige Geschichte. Eine dieser Initiatoren der massivsten Standlerinnen, die sich dort hervortut, hat sich schon lange etwas anders gesichert. Ich weiß nicht, ob das bekannt ist, aber der Ehegatte oder Lebensgefährte hat schon lange am Rochusmarkt einen Superstand. Also, die hat sich schon voll abgesichert. (GR Mag Rüdiger Maresch: Warum kann man nicht zwei Stände haben?) Dass sie jetzt mit der Bürgerinitiative mitmarschiert, ist lobenswert oder nicht lobenswert, aber leider nicht ganz fair gegenüber den anderen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Es tut mir leid, wir hätten noch eine tatsächliche Berichtigung und dann den Abstimmungsvorgang zu machen. Es ist aber Punkt 16 Uhr und ich muss die Sitzung unterbrechen. (GRin Heidemarie Cammerlander: Nur geschwind einen Satz!)
Es ist eure Dringliche; ich sage das einmal so. Wenn die GRÜNEN einverstanden sind, können wir das natürlich vorziehen und den Abstimmungsvorgang durchführen. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Okay, zu einer tatsächlichen Berichtigung erteile ich Frau GRin Cammerlander das Wort. - Bitte. 

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Es dauert keine Minute.

In der Markthalle Innsbruck werden keine Textilien verkauft, und es gibt dort eine unwahrscheinlich große Auswahl an Fleisch, Lebensmitteln, Fisch und verschiedenen Sachen. 

Die Bauernstandl zahlen keine 20 oder 25 EUR, wie Sie gesagt haben, sondern sind wesentlich billiger. Das zahlen nur die normalen Stände. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich lasse nun über den ganzen Vorgang abstimmen, und dann haben wir das Geschäftsstück auch abgeschlossen.

Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir kommen nun zur Abstimmung, wobei ich die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder feststelle. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag ist nicht gestellt worden.

Ich bitte daher jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Ich stelle die Mehrheit mit Unterstützung von FPÖ und SPÖ fest.

Nunmehr unterbreche ich die Behandlung der Tagesordnung, und wir kommen zur Dringlichen Anfrage.

Wir kommen zu dem Verlangen, dass die Anfrage an den Herrn Bürgermeister betreffend „Energiewende in Wien", die von den GRen Mag Maria Vassilakou, Mag Rüdiger Maresch, Freundinnen und Freunde eingebracht wurde, vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde.

Gemäß § 37 Abs 5 der Geschäftsordnung hat auf Verlangen vor der mündlichen Begründung die Verlesung der Dringlichen Anfrage zu erfolgen. Ich bitte daher die Schriftführerin um Verlesung dieser Dringlichen Anfrage.

Schriftführerin GRin Susanne Jerusalem: „Dringliche Anfrage betreffend Energiewende in Wien.

Begründung: Die neuesten Berichte des IPCC im Auftrag der UNO beweisen eindrücklich, wie massiv der vom Menschen verursachte Klimawandel ist und welche negativen Folgen zu erwarten sind. Im Zuge der Präsentation der aktuellen Berichte hat die öffentliche Diskussion zum Klimawandel stark an Breite und Bedeutung gewonnen. Unumstritten ist mittlerweile, dass eine Energiewende dringend notwendig ist. 

Leider hat Österreich in der Klimaschutzpolitik bislang völlig versagt. Die Treibhausgasemissionen lagen im Jahr 2005 ganze 36 Prozent über dem Kyoto-Ziel. Aber auch in Wien ist der Trend der Treibhausgasemissionen nicht positiv zu beurteilen.

Der Energieverbrauch in Wien steigt drastisch an: plus 25 Prozent innerhalb von 10 Jahren. Neben den negativen Folgen für das Klima sind auch die steigenden Energiekosten für die Haushalte relevant. 

Ein großer Teil der in Wien verbrauchten Energie kommt aus Öl und Gas, ein Teil leider auch aus Atomkraft. Die gesamte Energieaufbringung in Wien erfolgt zu 83 Prozent durch die Energieträger Öl und Erdgas, nur zu 8 Prozent werden erneuerbare Energieträger eingesetzt. Insbesondere das von der Stadt Wien selbst festgelegte Klimaschutzziel von 14 Prozent weniger Kohlendioxid-Emissionen bis 2010 wird nicht annähernd erreicht werden. Die Stadt Wien muss ihre Anstrengungen in Bezug auf den Klimaschutz deutlich verstärken.

Die unterfertigten GemeinderätInnen stellen daher folgende Dringliche Anfrage:

1. Wann wird die Stadt Wien das Vorarlberger Modell, Passivhausstandard für alle geförderten Wohnbauten ab 1.1.2007, übernehmen und den gesamten geförderten Wohnbau auf Passivhausstandard-Bauweise umstellen?

2. Trotz hohen Potenzials ist Wien im Bundesländervergleich bei der solaren Warmwasseraufbereitung weit abgeschlagenes Schlusslicht. Nur 2,6 Prozent aller in Österreich im Jahr 2005 installierten Sonnenkollektoren zur Erzeugung von Warmwasser und Raumwärme wurden in Wien installiert. Was gedenken Sie hier zu ändern? Welche politischen Ziele setzen Sie als Bürgermeister der Stadt Wien in diesem Bereich bis 2020? Wie viele Quadratmeter Sonnenkollektorflächen sollen bis dahin neu installiert werden?

3. Energieeffizientes Bauen sollte auch ein Ausbildungsschwerpunkt an den Wiener Universitäten und Fachhochschulen werden. Welche Initiativen ergreift die Stadt Wien in diesem Bereich, um diese anzuregen?

4. Die meisten StrombezieherInnen wissen nicht, wie hoch ihr jährlicher Stromverbrauch ist; dies auch deshalb, weil die Stromrechnungen der meisten Stromanbieter völlig unübersichtlich sind. Sinnvoll wäre es, in einem Begleitschreiben zur Jahresabrechnung den Jahresstromverbrauch dezidiert anzuführen und auch eine Bewertung dahin gehend abzugeben, wie dieser im Vergleich zum Durchschnitt der jeweiligen Haushaltsgröße liegt - Stromverbrauchsplakette. Unterstützt die Stadt Wien die Einführung einer übersichtlichen Stromverbrauchsangabe? Wenn ja, wie?

5. Welche Vorgaben und Richtlinien in Bezug auf Energieeffizienz gibt es für Büro-, Schul-, Gewerbe- und Spitalsgebäude? Wer ist für die Erstellung und Umsetzung dieser Richtlinien zuständig?

6. Der Stromverbrauch zur Klimatisierung ist in den letzten Jahren sehr stark angestiegen. Die Nutzung der thermischen Solarenergie für Kühlzwecke ist insbesondere in der warmen Jahreszeit eine besonders aussichtsreiche Alternative, um den Anstieg beim Stromverbrauch in den Griff zu kriegen. Solarcooling sollte deshalb ein wichtiger Forschungsschwerpunkt sein und bietet die Chance für eine wirtschaftlich erfolgreiche Exporttechnologie. In welcher Form unterstützt die Stadt Wien die Forschungstätigkeit und die Umsetzung von Musterprojekten auf diesem Gebiet?

7. Welche Maßnahmen wird die Stadt Wien ergreifen, um den Energieverbrauch zur Klimatisierung von Wohn- und Bürogebäuden einzudämmen und nach oben hin mit klarer definierten Werten zu begrenzen?

8. Die öffentliche Hand hat immer auch eine Vorbild- und Vorreiterrolle. Wie nimmt die Stadt Wien diese bei der Errichtung von Schulen, Amtshäusern, Bürogebäuden et cetera wahr? Welche öffentlichen Gebäude werden derzeit von der Stadt Wien im Passivhausstandard errichtet?

9. Welche Strategie zur Nutzung von Biogas verfolgt die Stadt Wien? Wird Biogas ins Gasnetz eingespeist werden? Welche Kooperationen und Beteiligungen gibt es, um Biogas effizient nutzen zu können?

10. Wird Biogas bei städtischen Fahrzeugen genutzt werden, zum Beispiel bei der MA 48?

11. Wie hoch ist der durchschnittliche CO2-Ausstoß pro Kilometer der benzin- und dieselbetriebenen Dienstwägen der StadträtInnen, der Klubs und der Landtagspräsidenten? Und wie hoch liegen diese im Vergleich zu den EU-Zielwerten?

12. Welche Schritte plant die Stadt Wien, um den Wiener Haushalten persönliche Energieberatungen durch unabhängige EnergieberaterInnen zu ermöglichen beziehungsweise zu erleichtern, um Kosten und Energieverbrauch zu reduzieren?

13. Welche finanziellen Anreize, Förderungen, Initiativen et cetera sind geplant, damit Wiener Haushalte derartige Energiesparberatungen nutzen?“

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke für das Vorlesen dieser Unterlage. - Für die Begründung der Dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor. 

Zur Begründung der Dringlichen Anfrage erteile ich nun Frau GRin Mag Vassilakou das Wort.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Bürgermeister! Verehrte Damen und Herren!

Zunächst zum Hintergrund dieser Debatte: Wie Sie alle wissen, sprechen die Berichte der UNO eine eindeutige Sprache. Der Klimawandel ist ein Faktum, das ist nicht etwas, was irgendjemand von uns behauptet. Allein dieses Jahr, glaube ich, hat eindrucksvoll und für jeden bestätigt, dass es so ist, was passiert. Es bleiben laut UNO nur mehr acht Jahre Zeit, um zu handeln. 

Darüber hinaus haben wir die Verpflichtung, sind wir dankenswerterweise die Verpflichtung eingegangen, die CO2-Emissionen zu reduzieren. Das heißt, wir haben uns Ziele nach Kyoto gesetzt, von denen wir aktuell weit, weit, weit entfernt liegen! Im Gegensatz zu diesen acht Jahren, die uns Zeit bleiben, um Maßnahmen gegen den Klimawandel zu treffen, steht uns die Erreichung des Kyoto-Ziels nicht irgendwann bevor - nicht in acht Jahren, nicht in sechs Jahren -, sondern buchstäblich, im wahrsten Sinne des Wortes, fast morgen! Man könnte sagen: Morgen müssten wir eigentlich schon wissen, was wir tun, um das Kyoto-Ziel zu erreichen. 

Der dritte Punkt - und der ist in meinen Augen nicht minder wesentlich - ist die Tatsache - und auch das ist etwas, bei dem ich davon ausgehe, dass es jeder hier im Haus weiß -, dass sich die fossilen Energievorkommen langsam, aber sicher in den nächsten Jahrzehnten dem Ende zuneigen. Das heißt, die fossilen Energievorkommen werden in den kommenden Jahren und Jahrzehnten nicht nur knapp, sondern auch teuer. 

Dieses „teuer" sollte man sich wirklich sehr zu Herzen nehmen! Denn allein bereits in den letzten zwei Jahren haben wir alle erlebt, was es heißt, dass es teurer wird, und um wie viel es bereits jetzt schon teurer geworden ist. Wer jetzt noch nicht begriffen hat, was los ist, der wird es, glaube ich, niemals begreifen. 

Ich gehe davon aus, dass hier im Haus Menschen sitzen, die das begriffen haben. Das heißt, dass wir hier eigentlich keine Debatte darüber führen müssen, warum es dringend an der Zeit ist, eine Debatte darüber zu führen, was Wien in den nächsten Jahren tun kann und tun muss, um eine Energiewende herbeizuführen. Ich gehe davon aus, dass wir hier und heute mit dieser Debatte beginnen sollten und dass sie hier nicht nur auf Initiative der GRÜNEN heute stattfinden sollte, sondern dass uns insgesamt das Thema „Energiewende für Wien" beschäftigen müsste - in den nächsten Monaten, ja sogar in den nächsten Jahren -, bis wir genau wissen, welchen Weg Wien beschreiten wird.

Tatsache ist, dass Österreich in Sachen Klimaschutz bis jetzt völliges Versagen an den Tag gelegt hat. 2005 lagen die CO2-Emissionen Österreichs ganze 36 Prozent über dem Kyoto-Ziel, und Wien sieht auch nicht viel besser aus, obwohl man es immer wieder behauptet. Denn nicht nur, dass man es nicht geschafft hat, das selbst gesetzte Ziel von minus 14 Prozent gegenüber dem Jahr 1990 zu erreichen - nein, diese minus 14 Prozent hat man nicht erreicht -, kommen dazu darüber hinaus weitere 16 Prozent, wo wir bereits über dem Stand der 90er Jahre liegen. Das heißt, auch Wien liegt fast 30 Prozent über dem Kyoto-Ziel.

Jetzt könnten wir - und ich weiß, dass es womöglich kommen wird - über den Tanktourismus diskutieren. Selbst wenn wir uns auf eine Debatte darüber einlassen, wie viel der Tanktourismus tatsächlich ausmacht und um wie vieles wir das bereinigen können, würden wir immer noch weit über den Kyoto-Zielen liegen. Und wir wären immer noch weit über jenen minus 14 Prozent, die wir uns ursprünglich im eigenen Klimaschutzplan zum Ziel gesetzt hatten.

Fazit, nachdem ich in den letzten Wochen und Monaten nicht festgestellt habe, dass die Stadt irgendwo verkündet hat, welche Pläne wir haben: Ich habe nicht vernommen, dass die Stadt gesagt hätte: Das ist unsere Solar-Offensive, mit dieser wollen wir in den nächsten Jahren dieses und jenes Ziel erreichen. Ich habe nicht vernommen, dass die Stadt Wien konkrete Maßnahmen im Bereich Verkehr verkündet hat, mit denen man gesagt hat: Ja, bis zum Jahr 2008, 2010, 2015, 2020 - egal, welchem Jahr - möchten wir dieses konkret messbare, evaluierbare Ziel erreichen. 

Nachdem ich nicht festgestellt habe, wie die Stadt Wien sich selbst konkrete, messbare Ziele gesetzt hat, zum Beispiel im Bereich der thermischen Sanierungen oder auch der Passivbauweise bei Neubauten - nachdem ich bei all dem bis jetzt, wie gesagt, nicht feststellen konnte, dass es kommt, kann ich nur feststellen: Wien schläft wieder einmal, auch in der Klimapolitik, den Schlaf der Gerechten!

Es ist in der Tat der Schlaf der Gerechten. Es ist eine Stadt, in der man sich selbst rund um die Uhr „bebauchpinselt", indem man sich selbst wahnsinnig gerne erzählt, wie toll wir eigentlich sind, wie toll wir das machen - und derweil liegen wir über 20 Prozent über dem Kyoto-Ziel! Und Kyoto, wie gesagt, ist morgen: 2008 sollten wir bereits eine Bilanz vorlegen! Aber nein, wir schlafen weiter und kommen uns dabei besonders toll vor. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Dass andere Städte nicht schlafen, dass andere Länder nicht schlafen, das beweist dieses Werk hier, das ich allen sehr, sehr ans Herz legen möchte: Das ist die Ausgabe des Jahres 2007 vom Institut Worldwatch, „State of the World", also „Zum Zustand der Welt". Die diesjährige Ausgabe widmet sich der Zukunft der Städte, ganz besonders der Zukunft der Großstädte; in Englisch lautet der Originaltitel heuer „Our Urban Future". 

Es ist ein sehr, sehr spannendes Werk, liest sich irrsinnig schnell, auch wenn es relativ dick aussieht, ist wunderbar, ist voll mit Best Practices und Beispielen aus der ganzen Welt und hat ein ganz, ganz spannendes Kapitel zum Thema Klimawandel und Energiepolitik. Übrigens auch zu anderen Themen: Verkehrspolitik und ‑planung, Armutsbekämpfung, alle spannenden Themen, die derzeit die Städte beschäftigen sollten. 

Wenn man einen Blick darauf wirft, so stellt man fest, dass zum Beispiel Berlin beschlossen hat, bis zum Jahr 2010 30 Prozent des Energiebedarfs aller öffentlichen Gebäude aus erneuerbaren Energiequellen abzudecken. Oder ... (Bgm Dr Michael Häupl: Und was haben sie gemacht? Was haben sie getan? Beschließen kann man bald etwas! Aber was haben sie getan?) 

Was haben sie getan? Ich kann hier nur auflisten, lieber Herr Bürgermeister, was alle diese Städte sich selbst zum Ziel gesetzt haben. Ich kann nur ernst nehmen, dass das, was sich größere Städte zum Ziel setzen, erreicht ist oder bald erreicht sein wird. Und ich kann davon ausgehen und hoffe, dass nicht alle anderen Städte so sind wie Wien.

Jawohl, Wien hat auch beschlossen, bis zum Jahr 2008 oder 2010, wenn ich mich jetzt nicht irre, minus 14 Prozent gegenüber dem Jahr 1990 zu erreichen. Jetzt haben wir das Jahr 2007, wir sind davon weit entfernt. (Bgm Dr Michael Häupl: Best Practice, nicht Best Beschluss!) Unsere Best Practices kann ich weit und breit nicht einmal mit dem Fernglas erkennen! Sie sagen mir: Was haben jetzt die anderen, die ich hier aufliste, erreicht? Na, dann kann ich nur sagen: Ich hoffe, dass sie nicht so schlecht beieinander sind wie Wien! Ich hoffe, dass sie ihre selbst genannten, selbst gesetzten Ziele ernster nehmen und auch erreichen. 

Aber wenn Sie die Auflistung nicht brauchen und wenn sie Sie nicht beeindruckt, kann ich nur sagen: Einen Blick nach China werfen! Momentan entsteht eine ganze kleine Stadt, die heißt Dongtan; ich meine, so klein ist sie auch wieder nicht: 500 000 Einwohner soll diese Stadt beherbergen. Die entsteht gerade und soll von Anfang an, von der Pike auf, so gebaut werden, dass sie in Passivbauweise erstellt wird, dass sie zu 100 Prozent auf erneuerbare Energiequellen angewiesen ist, dass sie eine Vorzeigestadt ist - Dongtan in China.

Wien lässt demnächst einen ganzen neuen Stadtteil bei Aspern entstehen. Wo ist der Plan, wie man aus Aspern ebenfalls einen Vorzeige-Stadtteil machen könnte, wo man sagen könnte: Hier kann die Welt kommen, um zu sehen, was die Stadt Wien in der Klimapolitik und in der Energiepolitik geschafft hat. Ich vermisse hier die konkreten Initiativen. 

Wollen wir nicht nach China schauen, wollen wir nach Stockholm schauen. Ich weiß, das hört man nicht gern: In Stockholm ist in Hammarby ein ganz neuer Stadtteil entstanden, der zu 100 Prozent autark ist, der zu 100 Prozent eigene Energie erzeugt, die er verbraucht, und darüber hinaus auch in Passivbauweise einen sehr, sehr geringen Energiebedarf hat. 

Das alles wollen Sie nicht hören! Das interessiert Sie offenbar nicht. Es passiert zwar, es passiert in Europa, es passiert auf der ganzen Welt, aber wie gesagt: Wien schläft weiterhin den Schlaf der Gerechten. 

Mir fehlt also, wie gesagt, nach wie vor der konkrete Plan, wie man das Kyoto-Ziel erreichen kann. Mir fehlt im Übrigen der Plan, wie man die minus 14 Prozent bis zum Jahr 2010 erreichen möchte, die man sich selbst zum Ziel gesetzt hat. Mir fehlt der Ausbauplan für die Solarenergie. Mir fehlt ein Ziel, wie und bis wann Wien autark sein möchte. Mir fehlt im Übrigen auch ein Plan, bis wann Wien zumindest nicht mehr von Atomstrom-Importen abhängig sein möchte. 

Denn - ja, wir wissen es alle - Wien importiert derzeit 83 Prozent des eigenen Energiebedarfs, und von diesen 83 Prozent an Importen sind, variierend je nach Jahr, aber im Schnitt auch an die 9 Prozent Atomstrom-Importe dabei. Das finde ich sehr bedauerlich! Das finde ich sehr bedauerlich in einem Land, in einer Stadt, die gegen Temelin jahrein, jahraus protestiert und dann nichtsdestoweniger durch die eigenen Importe diese Politik auch noch mit subventioniert. 

Meiner Meinung nach - und deshalb wenden wir uns an Sie, Herr Bürgermeister - ist der Klimaschutz eindeutig Chefsache. Denn in der Tat sind die Maßnahmen, die in der Stadt getroffen werden müssten, sehr vielschichtig, und sie betreffen mehrere Ressorts. Sie betreffen eben die Planung, den Verkehr, die Energiepolitik, den gesamten Neubau, die Sanierung, nicht zuletzt auch das Umweltressort. Also wer, wenn nicht Sie, müsste uns heute erklären, was Wien für das Klima zu tun gedenkt!

Ich finde es jedenfalls sehr schade, wo wir stehen. Denn ich glaube, dass es mit einem ambitionierten und konkreten Plan nicht nur möglich wäre, das Kyoto-Ziel zu erreichen, sondern dass es darüber hinaus auch durchaus möglich wäre, einen großen Wurf zu wagen. Anstatt weiterhin selbstzufrieden und selbstgerecht vor sich hin zu schlafen und zu hoffen, dass alles irgendwie gut gehen wird, könnte Wien sich ein ambitioniertes Ziel setzen. Man könnte sagen: Ja, wir wollen bis zum Jahr 2025 autark sein, wir wollen bis zum Jahr 2025 nicht mehr von fossilen Energieträgern abhängig sein, wir wollen zur Gänze von erneuerbaren Energiequellen für unsere Energieversorgung abhängig sein, und inklusive Verkehr könnten wir ein derart ambitioniertes Ziel bis zum Jahr 2030 erreichen. 

Das heißt, Wien wäre die erste Millionenstadt, die sich ein derart ambitioniertes Ziel setzen würde, und vom Klima-Schlusslicht könnten wir zu den Klima-Meistern werden. Wir könnten die Stadt werden, wo die Menschen herkommen, um sich das anzuschauen, was wir alles geschafft haben. Wir könnten erreichen, dass die Menschen nicht nach China fahren, dass die Menschen nicht nach Hammarby in Schweden fahren, um sich dort anzuschauen, wie - wie gesagt - absolut tolle Pilotprojekte und ganze Stadtteile entstehen, wenn wir doch gerade dabei sind, selbst einen neuen Stadtteil Aspern zu bauen. Das alles könnten wir tun, sofern der politische Wille dazu vorhanden wäre. 

Damit ich nicht nur beim Ausland bleibe, möchte ich abschließend einen Blick auch innerhalb von Österreich werfen und mir ein bisschen anschauen, wie es in anderen Bundesländern aussieht. Und schau, schau: Vorarlberg hat längst beschlossen, dass die geförderten Neubauten sehr wohl in Passivbauweise erfolgen müssen! Das hat einen Bauboom mit sich gebracht, der nicht nur der lokalen Wirtschaft gut getan hat. Die Bevölkerung hat es sehr gut angenommen, es hat Jobs gebracht, es hat Wohnkomfort für die Bevölkerung gebracht, es hat geringere Kosten für die Bevölkerung nach sich gezogen, es hat auch Gutes fürs Klima gebracht. 

Warum geht so etwas in Vorarlberg, aber in Wien geht es nicht? Warum soll es nicht möglich sein, dass der Wiener Gemeinderat mit 1.1.2008 beschließt, auch in Wien den geförderten Neubau nur mehr zu fördern, wenn Passivbauweise angewandt wird?

Oder werfen wir einen Blick auf unsere Solaranlagenförderung. Ja, selbst im Jahr 2006, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist sie viel besser geworden. Wir sind aber nach wie vor Schlusslicht, und wir haben nach wie vor sehr, sehr großen Aufholbedarf gegenüber anderen Bundesländern. 

Ja, die Förderung, die die Stadt Wien jetzt hat, ist gut, aber sie ist viel zu wenig bekannt. Das heißt, einerseits müsste die Stadt diese Förderung, die es gibt, systematisch bewerben, damit die Menschen auch etwas davon wissen, damit sie erfahren, dass es das gibt. Aber darüber hinaus müsste die Stadt meiner Meinung nach auch mit gutem Beispiel vorangehen. 

Das heißt, wir haben im Eigentum der Stadt Wien Tausende von Quadratmetern, Hunderte von Objekten in dieser Stadt: Wir haben Gemeindebauten, wir haben Schulen, wir haben Kindergärten, wir haben Krankenhäuser, wir haben Amtshäuser, wir haben hier sogar dieses wunderschöne Rathaus! Wir haben Dächer noch und nöcher, und auf diesen Dächern könnten wir mit gutem Beispiel vorangehen und selbst beispielsweise Fotovoltaikanlagen installieren. Aber das tun wir nicht! Das tun wir ab und zu mal, ja, ab und zu mal lassen wir einen grünen Luftballon steigen, und dann gibt es eben dort eine und da eine. 

Ich spreche nicht davon, immer wieder mal eine zu installieren, sondern ich spreche davon, einen Plan zu erstellen und zu sagen: Innerhalb der nächsten Jahre wollen wir in allen Amtshäusern nacheinander - und dafür nehmen wir uns zehn Jahre Zeit, fünf Jahre Zeit, je nachdem, wie viel man investieren möchte - nach einem bestimmten Plan erreichen, dass auf möglichst allen Gebäuden, die sich im Einfluss der Stadt Wien befinden und wo es bautechnisch möglich ist, einfach solche Anlagen errichtet werden. 

Wir haben diesbezüglich einen Antrag vorbereitet, der ohnehin sehr soft - unter Anführungszeichen - ist, und ich hoffe auch auf Ihre Zustimmung. Ich kann nur sagen, dass ich die Euphorie in dem Antrag der SPÖ überhaupt nicht teilen kann. Ich sehe wahrlich keinen Grund zum Jubeln, wenn man sich anschaut, wie weit zurück Wien derzeit liegt.

Ich möchte ein drittes Kapitel kurz ansprechen und es dabei auch bewenden lassen. (GR Christian Oxonitsch: Wo liegen wir ...?) Wo liegen wir zurück? (GR Christian Oxonitsch: Ja!) Lieber Christian Oxonitsch, ist Wien Schlusslicht bei der Nutzung der Solarenergie, ja oder nein? (GR Christian Oxonitsch: Wir sind Schlusslicht?) Es ist so - bitte sehr, nicht leugnen! Das sind Tatsachen. Das ist alles hier dargestellt: Tortendiagramm, so klein ist Wien! (GR Christian Oxonitsch: Bei Millionenstädten? Oder bei Randgebieten? Ist das ein Millionenstädte-Vergleich?)
Es geht nicht darum, wie groß die Förderung aktuell ist. Es geht darum, wie viel an Fläche bereits installiert ist. Es geht darum, wie viel Energie produziert wird. Darum geht es, und darin sind wir Schlusslicht. 

Noch einmal, ich habe von hier aus gesagt: Endlich, mit dem Jahr 2006, haben wir eine gute Förderung. Es geht darum, sie zu bewerben, und es geht auch darum, in öffentlichen Gebäuden eine Solaroffensive anzugehen, um mit gutem Beispiel voranzugehen. 

Allein hier, wo wir heute sitzen, ist dieser Saal ein Stromvernichter erster Klasse. (Bgm Dr Michael Häupl: Bei Gott, ja, das stimmt!) Ein Stromvernichter erster Klasse, das ist vollkommen klar! (Bgm Dr Michael Häupl: Das ist richtig! Das stimmt!) Dieser Strom könnte teilweise auch von einer Anlage kommen, die auf dem Dach des Rathauses längst hätte montiert sein können. (Bgm Dr Michael Häupl: Der würde nicht reichen!) Der würde natürlich nicht reichen, weil wir nämlich auch überlegen könnten, welche dieser wunderhübschen Lampen wir durch Energiesparlampen austauschen könnten.

Damit bin ich bei meinem dritten und letzten Punkt - denn meine Zeit läuft leider aus -: Eine Energiewende ist in Wien nicht möglich, wenn wir nicht auch eine Energiespar-Offensive einleiten, gemeinsam mit Tausenden von Wiener Haushalten, die es uns danken würden! Denn wie wir alle wissen, ist es durch eine gute Beratung möglich, die eigene Strom- und Energierechnung pro Haushalt um 100 EUR jährlich - aktueller Stand heute - zu reduzieren. Es ist möglich, zwischen 20 und 50 Prozent des Stromverbrauchs, Verzeihung, des gesamten Energieverbrauchs eines Haushalts zu reduzieren. 

Auch hier, sagen wir GRÜNE, schläft Wien den Schlaf der Gerechten. Denn: Ja, Energieberatungen gibt es, aber es müsste hier systematisch eine Offensive geben, mit der man alle Wiener Haushalte in den nächsten Jahren erreichen möchte und wobei man gemeinsam mit unabhängigen Energiespar-Beratern erreichen möchte, dass die Menschen lernen, mit welchen simplen Maßnahmen sie ihre eigenen Rechnungsbeträge senken könnten.

Meine Damen und Herren! Eines ist abschließend vollkommen klar: Eine Energiewende in Wien ist nur möglich, wenn wir Maßnahmen im Bereich des Verkehrs ergreifen, wenn wir mutige Maßnahmen setzen im Bereich der Nutzung der Solarenergie, im Bereich der Dämmung von Gebäuden, im Bereich der Passivbauweise im Neubau und, last but not least, auch im Sparen von Energie in den Haushalten. Das alles tut Wien in dem Ausmaß und mit dem System, das wir eigentlich bräuchten, bis jetzt nicht. 

Ich bin gespannt auf die Antworten, die Sie auf unsere Dringliche Anfrage geben werden. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Begründung. - Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich der Bürgermeister zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Klubvorsitzende!

Es ist sehr schade, dass die Diskussion, die wir heute Morgen zu dieser Frage Climate Change begonnen haben, an Ihnen offensichtlich spurlos vorübergegangen ist. Denn natürlich wird es zwischen einem sozialdemokratischen Bürgermeister und einem grünen Oppositionspolitiker in verschiedenen Fragen der Pragmatik unterschiedliche Auffassungen geben - möglicherweise aus einem grundsätzlichen Zugang, obwohl wir das schon wieder näher diskutieren müssten -, aber wir waren uns heute Morgen mit Sicherheit in einem Punkt einig, nämlich in jenem, dass es weder darum geht, dass alles, was in dieser Frage in Wien passiert ist, schlechtgeredet wird, noch darum, dass es absolut schöngeredet wird und man sagen kann, das sei das Nonplusultra dessen, was man erreichen kann. 

Wenn wir diese Einigkeit akzeptieren, dann können wir uns verschiedene Polemiken ersparen, liebe Frau Klubvorsitzende! Wobei ich unter anderem darauf aufmerksam machen möchte, dass zum Beispiel genau die Birnen, die dort oben drinnen sind, Energiesparlampen sind (Heiterkeit bei der SPÖ.) und man sich daher zumindest das schon einmal hätte ersparen können. Es weist dies ein bisschen darauf hin oder ist auch ein Symbol dafür, wie wenig man sich mit dem, was tatsächlich auch passiert ist, entsprechend beschäftigt. 

Ich möchte Sie auch noch darauf aufmerksam machen, dass Wien nicht das Schlusslicht im Hinblick auf die Reduzierungen von klimarelevanten Daten, symbolisiert durch das CO2, ist, sondern unter den österreichischen Bundesländern das beste! Es ist zwar immer noch bedauerlich, dass wir das nicht erreichen konnten, was wir uns vorgenommen hatten, nämlich minus 14 Prozent - daher ganz im Sinne und in Kontinuität dessen, was ich heute Morgen sagte: Ja, wir haben das Ziel, das wir uns gesteckt haben, zu meinem Bedauern nicht erreicht -, aber dies ändert nichts an der Tatsache, dass ich auch nicht kleinreden lassen will, dass es gerade unter den neun österreichischen Bundesländern die Millionenhauptstadt ist, die einer Zielsetzung am allernächsten gekommen ist, die sie nicht nur irgendwo beschlossen hat und worüber es nicht nur eine Beschlusslage gibt, sondern die die Realität in Österreich und in dem Bundesland, in Wien, ist. Das möchte ich mir nicht kleinreden lassen. Wien ist, was das betrifft, bei Weitem davon entfernt, das Nonplusultra zu sein, aber noch immer nicht das Schlusslicht, sondern das beste Bundesland in Österreich! (Beifall bei der SPÖ.)
Erlauben Sie mir, bevor ich auf die Beantwortung der konkreten Fragen eingehe, auch noch auf einen Umstand hinzuweisen, auf den Sie in der Einleitung Bezug nehmen. Das ist kein Vorwurf - um das gleich von vornherein zu sagen und alle Aufregungen hintanzuhalten - an die Fragesteller. Ich möchte Sie nur darauf hinweisen, dass der Bericht, den Sie zitieren und nach dem wir lediglich 8 Prozent an erneuerbarer Energie in Wien haben, mit Zahlen und Daten aus dem Jahre 2003 arbeitet.

Warum zwischen der Berichterstattung von 2006 und den verwendeten Daten von 2003 drei Jahre liegen müssen, weiß ich nicht - ich werde mich erkundigen, warum die Datenübermittlung so lang braucht -, aber es sind jedenfalls die Daten von 2003. Es ist zum Beispiel das, was letztendlich auf unsere gemeinsame Initiative zurückgeht, nämlich das größte kalorische Kraftwerk mit erneuerbarer Energie in ganz Europa, das in Wien steht, hier noch nicht hineingerechnet, wie auch viele andere Maßnahmen in der Zwischenzeit nicht. 

Ich darf Sie nur darüber informieren, dass im nächsten Bericht wahrscheinlich zwischen 12 und 13 Prozent festgehalten sein werden, was den Anteil an erneuerbarer Energie in Wien betrifft. Auch das ist nicht die Welt, sage ich noch einmal dazu, aber es ist das mit Abstand beste Städteergebnis, das es gibt: zwischen 12 und 13 Prozent Anteil an erneuerbarer Energie! Das will ich mir auch nicht kleinreden lassen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte daher einleitend dazu sagen: Halten wir an dem fest, wo wir eigentlich Übereinstimmung haben! Jawohl, wir haben im Hinblick auf unseren Wiener Beitrag zur Verhinderung der Erderwärmung und der klimarelevanten Luftschadstoffe noch eine ganze Menge zu tun. Wir haben eine ganze Menge zu tun, was im Interesse nicht zuletzt auch der Brieftasche des Einzelnen, aber auch der Steuergelder ist, die wir zu verwalten haben, was die Energieeffizienz betrifft. Aber wir sind auf keinem so schlechten Weg dahin, dieses Ziel, das wir uns gesteckt haben, auch zu erreichen. 

Erlauben Sie mir nun die Beantwortung Ihrer einzelnen Detailfragen.

Zu Frage 1: Die Übernahme des von Ihnen angesprochenen Vorarlberger Modells bedeutet, die Passivhaustechnologie zum einzig zulässigen energiesparenden Standard zu erheben. Das ist aus unserer Sicht aus einer Reihe von Gründen nicht sinnvoll. Ich möchte dazu nur einige Gründe beispielhaft aufzählen. 

Erstens: Der heutige technische Standard, aber auch die künftige Weiterentwicklung in diesem Bereich, der ungeheuerlich dynamisch verläuft, ermöglichen es, den Spielraum zwischen Niedrigenergiehaus und Passivhaus in großer Vielfalt zu nützen. 

Zum Zweiten: Die Erfahrung mit der Passivhaustechnologie im mehrgeschoßigen Wohnbau ist sicher noch zu gering, um daraus allgemein gültige Rückschlüsse auf technische Aspekte wie Dämmung, Lösung der Wärmebrücken-Problematik und so weiter, aber auch auf die Akzeptanz der Wohnnutzer ziehen zu können. 

Zum Dritten: Die Kosten für die Errichtung von Passivhäusern liegen eindeutig höher. Bei den derzeit steigenden Baukosten, die mittlerweile sogar die zulässigen förderbaren Gesamtbaukosten gelegentlich überschreiten, stellt dies eine zusätzliche Erschwernis dar. 

Zum Vierten: Nicht jeder Standort und nicht jedes Projekt weisen die geeigneten Voraussetzungen für ein Passivhaus auf. 

Zum Fünften: In der Passivhaustechnologie gibt es aus Sicht namhafter Experten durchaus noch Entwicklungs- und Optimierbedarf.

Und zum Sechsten: Aktuelle Auskünfte von bauausführenden Unternehmen haben ergeben, dass bauökologische Materialen derzeit sehr rasch vergriffen sind. Kostenerhöhungen um bis zu 10 Prozent sind die Folge. So könnten zum Beispiel erst im Jahre 2008 wieder bauökologische Materialen aus Deutschland bezogen werden. Mögliche Transportlieferungen aus Portugal oder Australien würden ja wohl erst recht wieder dem Klimaschutzgedanken widersprechen.

Es ist aber festzuhalten, dass die zu diesem Thema bereits durchgeführten Bauträgerwettbewerbe - 21. Bezirk, Kammelweg, rund 140 Wohneinheiten, und 3. Bezirk, Eurogate Aspangstraße, rund 900 Wohnein-
heiten - derzeit im Laufen sind und beweisen, dass diese Technologie in der Tat auch einen wichtigen Stellenwert im geförderten Wohnbau in Wien einnimmt. Aus diesem Grund ist in Wien beabsichtigt, eine Evaluierung der bereits verwirklichten Passivhausqualität vorzunehmen. 

Die geforderte Umstellung des gesamten geförderten Wohnbaus auf Passivhausstandard-Bauweise würde aber zur Folge haben, dass neben der unerwünschten Preissteigerung wegen Materialknappheit der nachgefragte Wohnungsbedarf über Jahre hinweg durch Bauverzögerungen nicht befriedigt werden könnte. 

Zu Punkt 2: Der Wiener Gemeinderat hat im Jahr 2006 die jährlichen Mittel für die Wiener Solarförderung mit einer Steigerung von 440 000 EUR auf 800 000 EUR nahezu verdoppelt. Für die Jahre 2007 und 2008 wurden noch einmal eine Erhöhung auf 1 Million EUR pro Jahr sowie neue Förderrichtlinien beschlossen. Mit diesen Beschlüssen wurde der Rahmen für eine entsprechende Steigerung des Einsatzes von Solarkollektoren geschaffen. 

Weiters ist zu erwähnen, dass im Jahre 2006 289 Solarförderanträge eingebracht wurden. Das bedeutet gegenüber dem Vorjahr eine Steigerung von 89 Prozent. 2006 wurde der zuvor erwähnte finanzielle Rahmen weitestgehend ausgeschöpft und wurden rund 750 000 EUR an die Förderwerber ausbezahlt. Dazu möchte ich anmerken, dass sich die ausbezahlten Fördermittel im Jahre 2006, im Vergleich zum Jahre 2003, mehr als verdreifacht haben. 

Auch im Jahre 2007 kann eine weitere Zunahme der Anträge beobachtet werden. So wurden schon in den ersten vier Monaten mehr als die Hälfte der im gesamten Jahr 2006 gestellten Anträge eingebracht. Aber auch aus finanzieller Sicht kann festgestellt werden, dass mit Anfang Mai schon fast die Hälfte der Mittel, nämlich 422 000 EUR von insgesamt - ich sagte es schon - 1 Million EUR Förderungsvolumen, ausbezahlt wurden. Unter Annahme der momentanen Entwicklung ist damit zu rechnen, dass bis zum Jahr 2020 65 000 m² an geförderten Solarflächen hinzukommen werden.

Abschließend möchte ich zu dieser Frage bemerken, dass im Rahmen der Erstellung des Klimaschutzprogramms 2010 bis 2020 die Ziele hinsichtlich des Ausbaus der Solarflächen in Wien wohl gemeinsam erarbeitet werden.

Zu Punkt 3: Die MA 39 hat gemeinsam mit der Technischen Universität Wien und der Donauuniversität Krems sowie der Fachhochschule Campus Wien einen Lehrgang ins Leben gerufen, mit dem die Befähigung zur Ausstellung von Energieausweisen erworben werden kann. 

Zu Punkt 4: Der Strom- und Gasverbrauch ist am Übersichtsblatt der Jahresabrechnung bei Wien Energie deutlich nachzulesen. Auch die Verbrauchsentwicklung zum Vorjahr wird zur individuellen Information des Kunden ausgewiesen. Hier hat die Wien Energie in Abstimmung mit der E-Control eine Rechnungsübersicht entwickelt, die auch von der E-Control selbst bei verschiedenen Gelegenheiten als positives Beispiel hervorgehoben wurde. Der Inhalt der Stromrechnung ist im Übrigen gesetzlich vorgeschrieben. 

Die von Ihnen vorgeschlagene Verwendung einer Stromverbrauchsplakette beziehungsweise Einteilung in Energieeffizienzklassen ist nicht sinnvoll, da der durchschnittliche Stromverbrauch von zahlreichen unterschiedlichen begleitenden Parametern - nämlich von der Heizform, der Dämmung des Objekts, der Lage der Wohnung, der Anzahl der Personen im Haushalt und einigem anderen mehr - abhängt. Insofern würde sich aus einer derartigen Plakette das Risiko von Fehlinformationen ergeben. 

Um den Kunden auch unterjährig, also während des Jahres, eine Kontrollmöglichkeit über ihren Stromverbrauch zu bieten, verleiht die Wien Energie kostenlos Stromverbrauchs-Messgeräte. Dieses Angebot wird auch sehr vielfältig und sehr gerne in der Stadt angenommen.

Angesichts dieser Fülle von Informationen, die bereits aus der Stromrechnung ersichtlich sind, ist eine noch umfangreichere Ausgestaltung der Stromrechnung zurzeit nicht wirklich sinnvoll.

Zu den Punkten 5 und 8: Die Realisierung der Energieeffizienz von Gebäuden der Stadt Wien und damit eine Einsparung an Betriebskosten wird durch die Umsetzung der EU-Richtlinie 2002/91/EG über die Gesamt-Energieeffizienz von Gebäuden, die die Rahmenbedingungen über die Festlegung von Mindestanforderungen an die Energieeffizienz von Gebäuden und für die Erstellung von Energieausweisen enthält, erfolgen. Die Umsetzung dieser Richtlinie macht Änderungen der bautechnischen Bestimmungen der Bauordnung für Wien erforderlich. Ein diesbezüglicher Novellenentwurf - Technik-Novelle 2007 - befindet sich derzeit in Begutachtung, die Begutachtungsfrist endet am 4. Juli 2007. Die technischen Detailbestimmungen betreffend Energieeinsparung und Wärmeschutz finden sich in der Richtlinie 6 des Österreichischen Instituts für Bautechnik.

Wie ich bereits in der heutigen Fragestunde ausgeführt habe, wird in der Entwicklung, Planung und Errichtung von Bauvorhaben sowohl für die in der Verwaltung der MA 34 stehenden Objekte, beispielsweise Amtshäuser, als auch jene anderer verwaltender Dienststellen, vor allem Kindergärten und Schulen, die im Rahmen des Bau- und Gebäudemanagements betreut werden, die Zielsetzung größtmöglicher Energieeffizienz verfolgt. Die Umsetzung dieser Zielsetzung erfolgt durch die Festlegung von Ausstattungs- und Ausführungsstandards in den Raumbüchern für Schulen, Kindergärten und Amtshäuser. Sowohl bei der Errichtung als auch bei der Anmietung von Gebäuden, insbesondere bei der Beschaffung von Büroraum, wird von der Wiener Stadtverwaltung auf eine energieeffiziente Bauweise Wert gelegt.

Im Rahmen von Generalinstandsetzungen von Gebäuden, aber auch bei der Sanierung der Außenhülle beziehungsweise der Haustechnik werden Maßnahmen im Hinblick auf energetische Verbesserungen umgesetzt, um eine schrittweise Optimierung der Energie- beziehungsweise Betriebskosten auch in Bestandsobjekten zu erreichen.

Die Erfassung des energetischen Verbesserungspotenzials erfolgt von der MA 34 durch Energie-Checks, die auf Basis der Daten der Energiebuchhaltung und der Evaluierung der Bauteile und Gebäude im Zuge der Erstellung des Energieausweises beruhen. Die energetischen Verbesserungen werden auf Grund der Maßnahmenanalysen des Energie-Checks in Form von Bau- und Contracting-Projekten umgesetzt. Von der MA 34 werden bei der Entwicklung, Planung und Errichtung, aber auch bei der Sanierung von Gebäuden und Anlageteilen die Richtlinien des Klimaschutzprogramms KliP, des städtischen Energieeffizienzprogramms und des Programms Umweltmanagement im Magistrat eingehalten.

Zu Punkt 6: Primäres Ziel ist es, Klimatisierungen so weit wie möglich zu vermeiden. Auch dazu sind Maßnahmen im neuen städtischen Energieeffizienzprogramm der Stadt Wien geplant. Büro- und Dienstleistungsgebäude müssen aber aufgrund ihres Nutzungsprofils in den meisten Fällen dennoch gekühlt werden. In diesen Fällen sollen Alternativen zu strombetriebenen Kompressionskältemaschinen schon in der Planung solcher Bauten vermehrt Berücksichtigung finden.

Als Technologien können in Wien die Nutzung der Abwärme in Form der Fernkühlung und das solare Kühlen herangezogen werden. Die Stadt Wien hat daher einen Technologieleitfaden in Auftrag gegeben, der den Themenbereich Solarcooling beleuchten soll. Darüber hinaus baut der WWFF das Vorzeigeprojekt „ENERGYbase", bei dem solare Technologien und die dementsprechende Gebäudegüte angewendet werden. An diesem Beispiel kann die Immobilienwirtschaft die Vorteile eines derartigen Systems beobachten und, so hoffe ich, auch zum Vorbild nehmen.

Ein Bereich der Energie 2050-Strategie des Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie ist der Forschungsschwerpunkt Solarcooling. Forschungsschwerpunkte werden zweckmäßigerweise nicht isoliert Bundesland für Bundesland erarbeit, sondern erfolgen, eingebunden in die europäische Forschungslandschaft, auf nationaler Ebene. Die Stadt Wien wird sich dafür einsetzen, dass der neue Klimaschutzfonds für diesen Punkt entsprechende Mittel bereitstellt.

Zu Punkt 7: Die Stadt Wien wird hinsichtlich der Wohngebäude den eingeschlagenen und mit Bericht des Kontrollamtes vom 4. April 2006 bestätigten Weg der thermisch-energetischen Wohnhaussanierung zumindest im selben Umfang weiterbeschreiten. Voraussetzung dafür ist jedoch die Beibehaltung der thermisch-energetischen Förderungsschiene THEWOSAN zumindest in gleicher Art und gleichem Umfang.

Hinsichtlich der Bürogebäude möchte ich auf meine Ausführungen zu Punkt 5 verweisen.

Zu Punkt 9: Die Stadt Wien wird in der Biogasanlage primär biogene Abfälle aus dem innerstädtischen Bereich und Großküchenabfälle behandeln. Bei der Nutzung von Biogas wurde ein Verfahren gewählt, mit dem ein bestmöglicher Wirkungsgrad erzielt werden soll. Das in der Biogas Wien produzierte Biogas wird zur Erzeugung von Fernwärme genutzt. Die ausschließliche Nutzung in Form von Fernwärme wurde deshalb gewählt, weil damit ein Gesamtwirkungsgrad von zirka 90 Prozent - 90 Prozent! - erreicht wird. Zum Vergleich: Bei einer gemischten Nutzung für Strom und Nutzung der Abgaswärme wird hingegen lediglich ein Wirkungsgrad von zirka 60 Prozent erreicht. 

Ein weiterer Vorteil ist, dass die Nutzung in Form von Fernwärme niedrigere Kosten verursacht. Sowohl die Investitionskosten als auch die Wartungs- und Instandhaltungskosten sind bei Gaskesseln deutlich niedriger als bei Gasmotoren. 

Biogas wird derzeit in Wien ausschließlich als Fernwärme genutzt und somit zur Zeit nicht in das Gasnetz eingespeist. Eine eventuelle Einspeisung in das Gasnetz hätte höhere Kosten zur Folge, da einerseits in unmittelbarer Nähe der Biogasanlage keine geeignete Gasleitung vorhanden ist und andererseits dafür umfangreiche Aufbereitungsmaßnahmen erforderlich wären. 

Für die effiziente Nutzung von Biogas gibt es eine Kooperation mit der Fernwärme Wien GesmbH. Zwischen der WKU und der Fernwärme Wien besteht ein Fernwärmeliefervertrag, der die Einspeisung der in Biogas Wien produzierten Fernwärme regelt.

Zu Punkt 10: Bei städtischen Fahrzeugen wird Biogas derzeit aus technischen Gründen nicht genutzt. Das Biogas besteht zu etwa zwei Dritteln aus Methan, zu zirka einem Drittel aus Kohlendioxid und kleineren Mengen an Schwefelwasserstoff, Wasserstoff und Stickstoff. Dazu kommt, dass die Biogasqualität oft starken Schwankungen unterliegt und für marktübliche Motoren schädliche Substanzen enthält. 

Das Ziel der MA 48 ist, Fahrzeuge mit modernster Motorentechnologie - Euro-4- beziehungsweise Euro-5-Motoren - zu beschaffen. Damit können die Schadstoffemissionen und der Treibstoffverbrauch bestmöglich reduziert werden.

Zu Punkt 11: Grundsätzlich werden für StadträtInnen, politische Klubs und Landtagspräsidenten Fahrzeuge, die mit modernsten Motoren ausgestattet sind, beschafft. Bei den benzin- und dieselbetriebenen Dienstwägen der StadträtInnen, der Klubs und der Landtagspräsidenten handelt es sich somit um Fahrzeuge, die zum Zeitpunkt der Beschaffung mit modernster Abgastechnologie ausgerüstet werden und daher vergleichsweise niedrige Emissionswerte haben. 

Wir bemühen uns, das in höchstem Ausmaß zu tun, aber es ist nicht immer ganz so leicht. Denn wenn ich auf ein „profil"-Interview Ihres Parteivorsitzenden verweisen darf, so meinte der: „Beleidigen Sie bitte meinen Alfa nicht, auch wenn seine Emissionswerte ganz schlecht sind." Niemand würde daran denken, den Alfa des Herrn Van der Bellen entsprechend zu beleidigen, aber man kann daran erkennen, dass es offensichtlich auch für Parlamentarier nicht ganz so leicht ist, sich mit entsprechenden Fahrzeugen auch rechtzeitig auszustatten. Daher kann ich hier nur darauf verweisen: Wir bemühen uns, dies auch modernst auszustatten und zu tun.

Zu Punkt 12: Dazu ist anzumerken, dass in Wien die Energieberatung eine lange Tradition hat. Im Jänner hat das Wien-Energie-Haus seinen 600 000 Besucher begrüßt. Das Wien-Energie-Haus bietet alle Möglichkeiten eines modernen Beratungszentrums, zum Beispiel die persönliche Beratung über Energiesparmaßnahmen und die Erarbeitung von Energiesparkonzepten. Hier können sich die BürgerInnen der Stadt direkt über die Verbrauchswerte neuer Geräte, umwelt- und ressourcenschonendes Bauen sowie den richtigen Umgang mit Geräten informieren. 

Darüber hinaus führt die Wien Energie eine ganze Reihe von Beratungsaktionen durch, das heißt, sie gehen auch in die aufsuchende Arbeit und warten nicht nur auf die Besucher, die hinkommen: Kampagnen zur Bewusstseinsbildung, Fortbildung zum Beispiel durch Bauinfo-Abende, Broschüren für die wichtigsten Energieverbraucher, Telefonberatung sowie Online-Beratungstools, mit denen Interessierte selbst einen Überblick über ihren Verbrauch bekommen können. 

Im Rahmen des städtischen Energieeffizienzprogramms SEP soll die Energieberatung in Wien neu überarbeitet werden. Dies erfolgt unter Einbindung der in Wien bestehenden Energieberatungseinrichtungen. Besonderes Augenmerk wird dabei auch auf finanziell schwächere Gruppen, vor allem auf Senioren, zu legen sein. Dazu wurden in den letzten Monaten Einzelgespräche mit zahlenreichen externen und internen Akteuren geführt, um die Teilnahmebereitschaft, den Bedarf, die Zielgruppen und die Kapazität vorab abzuklären. Die Ergebnisse werden derzeit analysiert und infolge desselben bewertet.

Zu Punkt 13, Ihrem letzten Punkt: Im Wege der Wohnbauförderungen werden persönliche Energieberatungen angeboten, wobei nur förderbare bauliche Maßnahmen - wie beispielweise thermisch-energetische Wohnhauserrichtung beziehungsweise ‑sanierung, Umstellung des Heizsystems - finanziert werden. Eine ausschließliche Förderung von persönlichen Energieberatungen ist zur Zeit nicht vorgesehen.

Ich hoffe sehr, dass - bei aller möglichen Kritik, das sei zu technisch gewesen - Ihnen nahe gebracht werden konnte, dass es eine Fülle von Beratungsmaßnahmen, aber natürlich auch eine Fülle von technischen Möglichkeiten für die Wienerinnen und Wiener gibt, hier zu einem möglichst effizienten Programm zu kommen.

Ich schließe den Kreis und wiederhole mich zur Einleitung: Ja, wir sind damit mit Sicherheit auch noch nicht am Ende, insbesondere nicht in den Bereichen von Solarcooling. Aber wir haben eine Menge gemacht, und wir dürfen zu Recht auch stolz darauf sein! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke schön, Herr Bürgermeister. - Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. 

Zur Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich Herr GR Mag Chorherr zum Wort gemeldet. Ich bemerke, dass die Redezeit 20 Minuten nicht überschreiten darf.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Vorweg auch ein bisschen Grundsätzliches; es würde zu lange dauern, auf alle Fragen aus Ihrer Beantwortung einzugehen. 

Sehr geehrte Frau Umweltstadträtin! Entschuldigung, ja. Es ehrt Sie, dass Sie auch hier sind, ohne dass Sie unmittelbar angesprochen sind. 

Wäre das Thema des Klimawandels und der Energiewende eines von 35 gleichberechtigten, durchschnittlichen Themen, dann hätten Sie wahrscheinlich recht: Wien hat einiges gemacht, Wien ist anständig, es passiert auch das eine oder andere.

Wenn wir aber, ich würde sagen, im grundsätzlichen Zugang davon ausgehen, dass derzeit drei Viertel der Menschheit dabei sind, sich unseren Lebensstil anzueignen, die Zuwachsraten von CO2-Emissionen in sich entwickelnden Ländern - nicht Entwicklungsländern - so in die Höhe gehen und trotz allen Beklagens des Treibhauseffektes die CO2-Emissionen weltweit weiter steigen, dann haben jene Politiker begriffen, wie grundlegend das Problem ist, die - wie zum Beispiel Ihre Schwesterpartei, die Labour Party in Großbritannien - Vorgaben von minus 50 Prozent haben! Ich spare mir jetzt andere Auseinandersetzungen mit der Labour Party. Ich habe das in der Früh schon gesagt: Minus 50 Prozent CO2 in den nächsten Jahrzehnten, das ist eine beachtliche Vorgabe. 

In Wien ist es so, und da trennen sich sozusagen unsere Herangehensweisen: Jedes Plus in einer reichen Stadt muss man als unzureichend bezeichnen, auch wenn Sie damit recht haben, dass es andere auch nicht viel besser machen. Aber dies ist der Kernvorwurf: Die Priorität, die es haben müsste, wird ihm nicht gegeben!

Ich fange jetzt bewusst mit diesem ersten Punkt an, der Sache mit dem Wohnbau, weil ich da nicht nachlasse. Denn in wenigen Bereichen kann die Stadt Wien allein so viel entscheiden wie beim Wohnbau. Wir werden dazu einen Antrag auf Zuweisung einbringen - ich habe es bewusst auf Zuweisung gemacht, damit man noch darüber reden kann -, in dem es um den Passivhausstandard geht.

Herr Bürgermeister! Es gibt keine einzige Veränderung, bei der es nicht vielleicht das eine oder andere Problem gibt. Wenn alle Veränderungen von Ihnen daran gemessen werden: Könnte es da vielleicht ein Problem geben?, und nur dann, wenn Sie eine Garantie bekommen, dass es kein Problem gibt, dann geben Sie es frei - dann passiert wirklich gar nichts mehr!

Wenn Ihnen aber etwas wichtig ist - und ich wiederhole es, was diesen Kernbereich betrifft: Wir bauen in Wien in den nächsten 25 Jahren - Bevölkerungsentwicklung! - die zweitgrößte Stadt Österreichs, nach Wien, wir rechnen mit 300 000 Einwohnern mehr in Wien. Es spricht nichts dagegen - oder wenig -, sich ein ambitioniertes Ziel zu setzen: Den weltweit maximal technisch schon möglichen Passivhausstandard, der bereits viel erprobt ist - Klammer auf: der weiterentwickelt werden soll. Der ist ja auch sozusagen keine Vorgabe, sondern eine Vorgabe nur insofern, als sehr, sehr wenig - viel weniger als heute im Durchschnitt - Energie verbraucht wird.

Dazu kommt - noch einmal - auch ein soziales Argument, denn die Leute zahlen weniger hinsichtlich der Energiekosten. Das war einer der wenigen technischen Fehler Ihrer Anfragebeantwortung - sonst war ja technisch vieles richtig -: Es kostet vielleicht 2 oder 3 Prozent mehr - das ist der Schnitt dessen, was derzeit beim großvolumigen Passivhauswohnbau gegeben ist -, aber man spart sich wahnsinnig viel Geld, vor allem dann die Nutzer, weil sie sehr viel geringere Energiekosten haben.

Was ich nur sagen will, ist, dass es da und dort zu Problemen kommen könnte. Dagegen könnte man etwas tun, da könnte man vorsorgen. Meine Vorgabe ist - und ich greife das Gesprächsangebot des Herrn Wohnbaustadtrats auf -, dass wir darüber reden, dass wir einen klaren Weg in diese Richtung kennzeichnen. Denn bei jedem Haus, das wir heute bauen - und bei Büros ist es noch viel ärger, die stehen nun einmal 20 Jahre, die saugen 20 oder 30 Jahre, bis zur ersten Sanierung, Energie -, ist zu fragen, warum wir das technisch nicht optimaler machen.

Jetzt komme ich zu etwas, was vielleicht sonst auch gefällt, nämlich zur internationalen Reputation. Es ist einiges passiert, aber irgendwie fällt mir auf internationalen Kongressen auf, dass diese wenigen Projekte gar nicht so herzhaft in den Vordergrund gestellt werden. Ja, die „ENERGYbase", die Sie skizziert haben, ist ein solches Vorzeigeprojekt. Aber erstens: Warum nur eines, warum nicht viel mehr? Sie haben so viele Töchter der Stadt Wien, Immobilientöchter, die im Bürobereich etwas machen könnten. Warum nur eines? Warum nicht wirklich eine schärfere Vorgabe, auch ein Wille, eine leidenschaftliche Pressekonferenz, ein leidenschaftliches Auftreten des Wiener Bürgermeisters, dass es Ihnen ein Anliegen ist: He, versucht etwas, zeigt etwas vor!?

Ich lese das „New York Times Magazine" vom letzten Wochenende, worin sich die Amerikaner - die „New York Times" ist ja in gewissen Bereichen durchaus Bush-kritisch - selbst geißeln. Der Titel lautet: „Why are they greener than we are?” Ich spare mir jetzt die Übersetzung. Sie reden eben über die Europäer, zeigen, dass die Europäer den nachhaltigen Büro- und Wohnbau entwickelt haben, und bringen Beispiele. Sie bringen ein Bürohaus, dessentwegen ich extra nach Dessau gefahren bin, ein wunderbares Bürohaus in Dessau, das hier auch abgebildet ist. Das habe ich auf einem Kongress gehört, da habe ich mir gedacht: Das muss ich mir anschauen.

Ich lese nur einen einzigen Satz vor: „After more than a decade of tightening guidelines, Europe has made green architecture an everyday reality." - Nein, so ist es nicht, dass es „everyday" ist, aber: „Especially in Germany and the Netherlands there are lots of examples.

In der ganzen Riesenbeilage der „New York Times“ kommt Österreich kein einziges Mal vor. – Jetzt könnte man erstens wirklich etwas Besonderes … (Zwischenruf von Bgm Dr Michael Häupl.) Ich interpretiere das nicht so, dass es Ihnen wurscht ist! (Bgm Dr Michael Häupl: Das Einzige, was die „New York Times“ bringt, ist der Eislaufplatz!) Der Eislaufplatz ist ein gutes Beispiel! Der ist Ihnen wirklich wichtig! Und der Eislaufplatz ist auch international überall zu finden! (Zwischenruf von GR Kurth-Bodo Blind.) Die Geste Herrn Blinds bezeichne ich als ein Lob. Danke, Herr Blind! Sie sind wirklich auf der Höhe der Zeit! Der Eislaufplatz ist wichtig, und er wird auch überall vorgezeigt. Im Bereich des Wohn‑ und vor allem des Bürobaus tut sich aber sehr wenig, und das Wenige, das man plant, wird aus meiner Sicht nicht entsprechend umgesetzt. 

Noch einmal: Die Stadt Wien-Töchter wie etwa die Immobilienentwicklung St Marx und der Wirtschaftsförderungsfonds sind im Gespräch, und da wird auch einiges versucht, aber angesichts dessen, was technisch möglich wäre und welche Chancen für die Stadt Wien dahinter stünden, geschieht zu wenig. 

Noch eine Begründung aus ökonomischer Sicht: Allein in Shanghai werden jedes Jahr 300 Hochhäuser gebaut. Bürohochhäuser, die sehr wenig Energie vor allem für die Klimatisierung – Stichwort: Computer und Glasfassaden – brauchen, werden jetzt auf der ganzen Welt nachgefragt. Es ist eine nicht ganz triviale Vorgabe, so etwas zu bauen, und hätten wir in Wien heute schon einige Beispiele hoch effizienten Bürobaus gemeinsam mit den Haustechnikteams, den Architekten und Statikern, dann wären wir wahrscheinlich Weltmeister und würden überall nachgefragt werden! (Bgm Dr Michael Häupl: Das stimmt ja nicht! Wir haben die hervorragendste Kläranlage, und trotzdem haben wir den Wettbewerb verloren, weil wir zu teuer waren!) Man kann auch einmal verlieren! Aber im Bürobereich, Herr Bürgermeister, hat man es noch gar nicht wirklich versucht! Und ich fokussiere speziell auf diesen Bereich, weil ich glaube, dass das politisch mit sehr geringen Kosten verbunden ist.

Mit dem Verkehrsbereich wird sich Kollege Maresch beschäftigen, und in diesem liegt eine Fülle von Emotionen. Im Wohn– und auch im Bürobereich ist es den Leuten hingegen relativ egal, da kann man etwas bewegen. Daher fordere ich Sie nachdrücklich auf, in diesem Bereich mehr zu wagen, mehr zu tun und die Techniker und Technikerinnen, die wir in Wien haben, herauszufordern!

Zum Solarcooling: Die Fernwärme Wien macht jetzt sehr viel im Bereich Fernkälte, was auch unterstützenswert ist. Ich frage mich allerdings, ob die wirkliche Ambition der vielen Projekte im Solarcooling nur mir verborgen geblieben ist. Ich sehe sie nämlich nicht! Frau Stadträtin! Herr Wohnbaustadtrat! Herr Bürgermeister! Ich fordere daher, dass Druck gemacht wird und dass Sie sagen: Das wollen wir! – Es wird nämlich nur darüber geredet, wirkliche Prioritäten in der öffentlichen Diskussion werden aber nicht gesetzt!

Um Klarheit zu schaffen, weil Herr Oxonitsch erst bei der Frau Klubvorsitzenden zwischen gerufen hat: Wir sind Schlusslicht bei den thermischen Solaranlagen. Positiv stimmt, dass wir auch im Vergleich eine nicht schlechte Förderung haben. Betreffend das, was nachgefragt wird, ist Wien jedoch Schlusslicht. Daher sollte man darüber nachdenken, ob man da nicht mehr tun kann! Irgendwie kommt mir das so vor, als ob der kleine Burli sagt: Was wollt ihr? Ich habe ohnedies schon viel gelernt! – Das heißt: Es wurde viel gemacht, offensichtlich war es aber nicht ausreichend. Wien ist in diesem Bereich Schlusslicht. Und es schmerzt regelrecht an einem Tag wie heute, dass die Leute, wenn sie sich duschen, Gas von Putin verbrennen müssen! Und das ist der Regelfall! (Bgm Dr Michael Häupl: Hör doch auf!) Lachen Sie nicht, Herr Bürgermeister! Ich höre sicherlich nicht auf! Ich tu hier weiter! (Bgm Dr Michael Häupl: Jetzt auch noch auf der Putin-Welle daher zu fahren, ist deiner nicht würdig!)
Ich fahre nicht auf der Putin-Welle! Wollen wir jetzt ernsthaft darüber reden, dass es ein politisches Ziel ist, Herr Bürgermeister, in der Europäischen Union und in Österreich nicht abhängig zu sein? Österreich importiert speziell sehr viel aus Russland, und das dient nicht der Versorgungssicherheit bei der Energieversorgung. Russland ist nämlich ein politisch sehr instabiles Land, sodass die Gasversorgung sehr anfällig sein kann und voraussichtlich große Preissprünge bevorstehen, weswegen wir dann wieder im Nachhinein Heizkostenzuschüsse beschließen müssen, weil der Gaspreis wiederum gestiegen ist! Und alles deutet darauf hin – schauen wir uns nur den amerikanischen Markt an! –, dass die Gaspreise weiter steigen werden.

Ich frage Sie noch einmal: Warum muss an einem Tag wie heute, wenn man sich heiß duscht, Gas verwendet werden? – Dafür gibt es keinen Grund! (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Kurth-Bodo Blind: Kalt duschen täte dir ohnedies gut!)

Kalt duschen wäre gut für mich! Wunderbar! – Manchmal ist es ein Glück, dass so wenige Zuhörer hier sind! Sonst müssten sie sich nämlich wirklich fragen, wie man Gemeinderat bei der FPÖ wird! (Beifall und Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
In Anbetracht der korrigierten aktuellen Zahl hat es geheißen, dass wir ohnedies schon gut sind: Wien hat bereits etwa 13 Prozent, und es steigt weiter. Ich ziehe den Umkehrschluss, rechne jetzt schnell Kopf und sage: Zu 87 Prozent sind wir fossil. Puh! Es ist zwar schon einiges erreicht, aber da haben wir letztlich noch einen sehr weiten Weg vor uns, Herr Bürgermeister!

Ganz nebensächlich ist die Frage 11 auch nicht, denn auch diese zeigt Ihnen, was wichtig ist: Es geht um den durchschnittlichen CO2-Ausstoß der Dienstwägen. Das Auto von Van der Bellen ist ein Privatauto. Ihre Dienstwägen hingegen … (Zwischenruf von Bgm Dr Michael Häupl.) Ich polemisiere nicht! Am Anfang haben wir uns ganz grundsätzlich gegen Dienstwägen ausgesprochen. Jetzt halte ich fest: Wenn schon mit öffentlichen Mitteln signifikante Autos angeschafft werden, dann sollte bei deren Anschaffung auch umweltbewusst vorgegangen werden. Die Dienstwägen stehen ja immer im Hof, und daher ist das auch beobachtbar: Der in der EU vorgegebene durchschnittliche CO2-Ausstoß beträgt 120 Milligramm pro Normkubikmeter, und ich schätze, bei den Dienstwägen ist dieser Wert mindestens doppelt so hoch! Ich nehme jetzt lobend die Frau Umweltstadträtin aus, die es mit Gas versucht und somit einen deutlich geringeren Bedarf hat.

Ich stelle jetzt die Frage in den Raum: Ist man als Politiker oder als Politikerin wirklich nur dann ein richtiger Mann, wenn man allen zeigt, dass man ein möglichst dickes Auto hat, das hinten doppelt so viel hinaus stößt als das, was die EU vorgibt? Das verstehe ich nicht! (Bgm Dr Michael Häupl: Wir haben aber mehr Frauen!) Das betrifft Stadträte und Stadträtinnen! (Bgm Dr Michael Häupl: Das ist jetzt wieder die übliche Dienstwagen-Polemik!)

Das ist keine Polemik! Ich meine, da geht es auch um eine Vorbildfrage, und ich erwähne jetzt noch einmal anerkennend die Frau Umweltstadträtin! Könnten wir nicht beim nächsten Mal wieder darüber nachdenken, was diesbezüglich getan werden kann? Damit rettet man nicht das Klima, aber man zeigt, was einem wichtig ist und worauf man Wert legt! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich frage mich, ob das in diesem Kontext nicht eine entsprechende Wichtigkeit hat. Man sollte sich die neuen Entwicklungen anschauen, ob es da nicht vielleicht etwas anderes gibt. Ich meine nämlich, es gibt inzwischen einiges anderes, was über Taxi und Straßenbahn hinausgeht.

Ich möchte in aller Kürze noch zwei Dinge beantworten. Ich habe genau zugehört und möchte sagen, dass wir das ganz einfach anders sehen.

Zur Stromrechnung: Stellen Sie einmal in Ihrer Bekanntschaft ganz geschwind eine einzige Frage! Fragen Sie irgendjemanden: Wie viel Strom verbrauchst du eigentlich im Jahr? Und dann schauen Sie, welche Antworten Sie bekommen! Ich habe nämlich den Eindruck, ich lebe in einem vollkommen ignoranten Umfeld! Ich stelle manchmal die Frage, ob jemand weiß, wie viel Strom er ungefähr verbraucht. Und ich stelle fest, dass neun von zehn keine Ahnung haben! Ich sage: Schätz einmal: Sind es 1 000, 5 000 oder 20 000 Kilowattstunden? Ich will keine genauen Zahlen, nur ungefähre Werte. – Darauf bekomme ich meist die Antwort: Ich weiß in etwa, wie viel ich für Strom und Gas zahle, aber ich habe keine Ahnung, wie viel ich verbrauche. Und es weiß auch niemand, wie viel ein Wiener Haushalt durchschnittlich verbraucht. 

Etwas anderes habe ich auch schon manchmal gemacht. Ich lege jemandem eine Stromrechnung vor und sage: Du hast jetzt zehn Sekunden Zeit – und das ist eine lange Zeit –, schau Dir die Rechnung an und sag mir nachher, wie hoch da der Verbrauch ist! – Auch das schafft niemand in zehn Sekunden! (GR Kurth-Bodo Blind: Geh hör auf!) Nein, ich höre nicht auf, Blind! (Weiterer Zwischenruf von GR Kurth-Bodo Blind.) Nichts ist zu ändern, weil das Gesetz ist! Das muss man so machen!

Übrigens: Der Durchschnittshaushalt in Wien verbraucht 2 200 Kilowattstunden. Und man könnte doch die Leute darauf aufmerksam machen, wie viel sie verbrauchen und so zum Nachdenken anregen! In 99 von 100 Haushalten ist es nämlich ohne Weiteres möglich, wenn man will, 20 Prozent einzusparen!

Noch eine Zahl dazu. Ich habe mich jetzt extra erkundigt und habe festgestellt, wie irrational das ist und wie notwendig es wäre, da ein bisschen Rationalität hineinzubringen. – Wenn ich zu irgendjemandem auf der Straße sage: Schenk mir doch einfach 100 EUR!, dann wird jeder sagen, dass ich ang’rennt bin! Und wenn ich sage: Entschuldigung, ich bin von Wienstrom, schenkst du mir jetzt 100 EUR?, dann wird jeder erst recht sagen: Bist ang’rennt? Trotzdem tut das jeder, der sich keine Energiesparlampe kauft, weil er das nicht weiß und nicht daran denkt, weil Strom sowieso unsichtbar ist: Er verschenkt 100 EUR im Jahr! Ich habe bei Philips recherchiert und sage Ihnen die Zahl: In Österreich werden derzeit 1 Million Energiesparlampen und 30 Millionen Glühbirnen verkauft. Was will ich damit sagen? – Da haben wir noch einen gewissen Informationsbedarf! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Vielleicht ist das von uns erfundene Pickerl nicht das Gelbe vom Ei oder das Optimum. Vielleicht gibt es einen gescheiteren Vorschlag! Daher mein Appell: Macht doch, anstatt zu sagen, dass unser Vorschlag nicht funktioniert, und so wie bisher weiterzutun, einen gescheiteren Vorschlag! Alle unsere Anträge, die ich jetzt einbringe, weil ich nur mehr drei Minuten Zeit habe, sind unser Beitrag dazu, dass etwas geschehen muss. Wir haben lange darüber nachgedacht, was wichtig ist, weil man einfach etwas tun muss. Und ich fordere euch auf, wenn ihr gescheitere Anträge habt, diese einzubringen!

Etwas kann ich mir aber nicht entgehen lassen: Der Antrag, den Frau Kollegin Kato, die jetzt noch auf der Rednerliste steht, einbringen wird, ist wirklich super! Der Antrag heißt: „Sonne für Wien“. In der Begründung steht einiges. Was soll sich jetzt aber laut SPÖ‑Beschlussantrag ändern? – „Die verantwortlichen Stellen mögen dafür sorgen, dass der erfolgreiche Weg Wiens fortgesetzt wird.“ (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Da sage ich zur SPÖ: Habt ihr wirklich nichts kapiert? – Ich konnte es nicht fassen! Ich habe im Kalender nachgeschaut, ob wir heute den 1. April haben! (Heiterkeit bei den GRÜNEN. – Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Es gibt jedes Jahr nicht einmal zehn neue Fotovoltaik-Anlagen, 2006 waren 93 Fotovoltaik-Anlagen am Netz. Das ist erbärmlich! 9 000 Anlagen sollten es jedes Jahr sein! Sie schreiben: „Fotovoltaik-Systeme haben in Wien eine gewisse Verbreitung gefunden.“ – Sie haben heiße zehn Anlagen jedes Jahr gefördert, und weil das so super ist, beschließt der Gemeinderat die Fortsetzung des erfolgreichen Wegs! 

Liebe Sozialdemokratie! Im Hinblick darauf muss etwas geschehen! Daher bringe ich jetzt unsere drei Anträge ein. Sie mögen nicht das Allerklügste sein, es ist aber das Klügste, was uns jetzt einfällt.

Betreffend Solaroffensive: Die Frau Umweltstadträtin möge ein Konzept für die vermehrte Nutzung von Solarenergie und Fotovoltaik in mindestens 25 Objekten der Stadt Wien vorlegen. (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) 25 sind zumindest mehr als zehn! (Bgm Dr Michael Häupl: Das ist ja unglaublich kreativ!) Das ist ein erster Schritt! (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Verblödeln wir das nicht, meine Damen und Herren! Ich war mit schuld, aber den Antrag von Frau Kato konnte ich nicht unerwähnt lassen. (GR Christian Oxonitsch: Jedes Mal bist du hier gestanden und hast eine Verlängerung verlangt! Jetzt halten wir fest, dass es das das nächste Mal gibt, und du machst dich darüber lustig!) 

Herr Klubobmann Oxonitsch! Ich muss mich beeilen! Den zweiten Antrag betreffend geförderten Wohnbau für Passivhausstandard habe ich auch bereits referiert.

Der dritte Antrag betrifft umfassende Energieberatung, dass man tatsächlich zu den Leuten hingeht. Wir können es uns leisten, denn wenn wir 30 Millionen EUR haben, um den Prater zu behübschen, dann werden wir auch dafür Geld aufbringen können.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, dass mehr zu tun ist, als das Alte fortzusetzen. Es gibt gute Beispiele. Versuchen wir ein bisschen mehr als bisher! – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zu Wort gelangt Frau GRin Frank. 

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Bürgermeister! Meine Damen und Herren Stadträte!

Meine Rede wird jetzt weniger spektakulär, und die Forderungen werden weniger hoch sein. Dafür sind sie vielleicht leichter umsetzbar, und das Ganze kostet nicht ganz so viel, aber der Effekt ist unter Umständen der gleiche. 

Zuerst kann ich mir aber nicht ersparen, auf das, was die GRÜNEN heute hier geliefert haben, zu sprechen zu kommen. Sie sagen normalerweise immer, dass es schwer ist, nach uns zu reden. – So geht es heute uns!

Ich fange mit dem Klimaschutz an, der heute sehr oft angesprochen wurde. Heute ging es ums Grillen, und Herr GR Margulies hat gesagt, dass wir nichts für Traditionspflege übrig haben. – In Graz wurden die Osterfeuer verboten beziehungsweise nur sehr wenige genehmigt. Diese finden allerdings nur einmal im Jahr statt. Gegrillt wird hingegen täglich beziehungsweise jedes Wochenende. Und wenn man Holz in einem Kübel verbrennt, dann hat das den 15‑fachen Grenzwert dieser Feinstaubbelastung. – So viel zu Ihrer Glaubwürdigkeit betreffend Klimaschutz im Zusammenhang mit dem, worüber Sie heute hier gesprochen haben! 

Aber es geht noch weiter. Sie haben über Atomstrom gesprochen. „Leider“ steht in Ihrer Anfrage. Ich frage Sie: Wo waren Sie, als es um die Abstimmungen betreffend Tschechien ging, als man sich gegen das Atomkraftwerk ausgesprochen hat? Wo waren Sie, als die Freiheitlichen ein Volksbegehren betreffend Atomstrom machen wollten? Das war für Sie kein Thema! Und jetzt stellen Sie sich her und reden von Atomstrom!

Aber es geht ja noch weiter. Frau Klubobfrau Vassilakou zitiert China. Einen peinlicheren Vorfall hätten Sie hier gar nicht inszenieren können! China hat um 2 000 Mal mehr Bewohner, und das Ziel der Chinesen ist: Jedem Chinesen ein Auto. Das sind eine Milliarde Autos! Sie aber reden hier davon, dass eine Stadt in China mit 500 000 Einwohnern total super mit Energiesparmaßnahmen ausgerüstet wird und dass das ein Herzeigeobjekt sei. – China baut Atomkraftwerke und Wasserkraftwerke und überflutet ganze Städte. Sie aber nehmen China als Beispiel! Das war wahrlich ganz grandios! (GRin Mag Marie Vassilakou: China führt weltweit bei Solarenergie!)
Jetzt möchte ich aber zu meiner Rede kommen, nämlich zur Effizienz des Energieeinsatzes im Wiener Wohnbau und in der Stadt allgemein: „Die Stadt Wien setzt seit Jahren auf ökologischen Wohnbau, und das bringt Vorteile für die Umwelt, für das Klima, für die MieterInnen und auch für die Bauwirtschaft.“ – So spricht Wien von sich selbst. Zu diesem Schlagwort vom Energiesparen beziehungsweise ökologischen Bauen könnte man aber sicherlich noch mehr beitragen. Denn wenn Sie behaupten, dass Sie seit Jahren auf ökologischen Wohnbau setzen, dann erhebt sich für mich doch die Frage, warum manche Dinge entstehen konnten, die gerade dieser Energieeffizienz komplett widersprechen.

Ich beginne jetzt einmal mit der Verbauung auf der Platte: Dort wurden extrem hohe Häuser, die permanenter Windbelastung ausgesetzt sind, errichtet, und diese Häuser sind wirklich keine Indikatoren für Energiebewusstsein! Man hätte diesfalls zumindest Naturwände in Form von Bodenschutzbepflanzung in entsprechendem Abstand vor der Fassade errichten können. Damit hätte man die Windgeschwindigkeit gebremst, und das hätte auch dazu geführt, dass die Fassaden vor zu starker Erwärmung oder zu starker Abkühlung geschützt worden wären. Auf diese Weise hätte man eine große Anzahl von Klimageräten einsparen beziehungsweise die Heizkosten reduzieren können. Das ist eine einfache Methode, und zudem hat diese intensive Bepflanzung im verbauten Gebiet auch den Vorteil, dass nicht nur das Klima verbessert, sondern auch der Schall entsprechend gedämpft wird. Das ist gerade bei großen Bauvorhaben sehr wichtig, denn in solchen Bauten ist oft auch der Lärm von den Kinderspielplätzen für viele eine Belastung.

Dasselbe gilt zum Beispiel für die Wienerberg‑City, wo man ohne Berücksichtigung des neuesten Standes der Technik die Sünden eines Großprojektes gleich auf das andere übertragen hat. 

Für die Nutzung der Vorteile etwa dieser kostengünstigen Bepflanzung ist nicht viel nötig, und zudem ist diese auch ein Schattenspender im Sommer. Fassadenbegrünungen bieten außerdem den Vorteil der Wärmedämmung, des Wind‑ und Regenschutzes, der Kühlung und der Luftverbesserung. Zudem sind Bäume in einer Stadt auch eine wesentliche Staubfilteranlage; sie tragen zur Schadstoffminderung ebenso wie zur Kühlung, zum Windschutz und zur Luftbefeuchtung bei. Über Waldflächen in Städten wurde um 200 bis 1 000 Mal weniger Staub gemessen, über einem innerstädtischen Park um fünf Mal weniger, und selbst in einer baumbestandenen Allee gibt es noch um drei Mal weniger Staub als in einer baumlosen Straße. Bäume erzeugen Biomasse und verbessern den Boden.

Die SPÖ hat aber in den letzten Jahren geradezu eine Baumschlägerei veranstaltet! Ich zitiere nur ein paar Beispiele aus dem 10. Bezirk: Bei der Per Albin Hansson-Siedlung hat man die ganze Pappelallee gekappt. Auf dem Kolumbusplatz hat man den alten Baumbestand zugunsten der Tiefgarage mit dem Versprechen vernichtet, wieder auszupflanzen. Bis heute sind dort aber nur ein paar mickrige Bäumchen. Die Favoritenstraße wurde komplett von den Bäumen befreit. Und ich könnte so fortfahren. 

In diesem Bereich könnte man schon mit wenigen Mitteln sehr viel erreichen, sowohl zur Energieeinsparung als auch zum Wohlbefinden der Bevölkerung. Als ökologisch würde ich es auch nicht bezeichnen, wenn man heute, obwohl man weiß, wie umstritten Betonbauten sind, in der Landgutgasse eine ganze Siedlung neu errichtet und dafür ausschließlich Stahlbeton verwendet, anstatt verstärkt Holz, Lehm, Ziegel und so weiter einzusetzen.

Die zu frühe Besiedelung von Neubauten hat zur Folge, dass Schimmelbildungen unvermeidbar sind. Diesbezüglich besteht ein massives Gesundheitsrisiko, und daher wird den Bewohnern ständiges Lüften empfohlen. Somit wird wertvolle Energie buchstäblich ohne sinnvollen Einsatz verpufft. – Ich meine, man sollte vielleicht bereits in der Bauphase überlegen, ob es nicht sinnvoller ist, den Bau wirklich austrocknen zu lassen und ihn erst dann zu übergeben, als einfach Energie ins Freie zu blasen!

Es muss nicht immer Erdwärme, Solarenergie beziehungsweise Fotovoltaik sein, um Energie effizient einzusetzen. Wie von mir schon mehrmals deutlich zum Ausdruck gebracht wurde, sind die begrünten Flachdächer nicht nur ein idealer Naherholungsraum, sondern sie bewirken durch ihre Struktur auch Versickerungsflächen, wie sie durch die zunehmende Verbauung im dichten Gebiet und auch durch Befestigungen von Parkanlagen ohnehin nur mehr sehr reduziert wahrnehmbar sind. Durch die natürliche Dämmschicht ergeben sich eine Verbesserung der Klimaqualität im urbanen Raum und eine Heizkostenersparnis von bis zu 20 Prozent. Diesen Überlegungen sollte man wirklich näher treten! Sie haben es bereits angeboten, und ich werde gern die entsprechenden Unterlagen liefern.

In New York oder anderen Großstädten sind Penthäuser mit Grünräumen davor heiß begehrt, und ich glaube, dass das hier ohne großen Aufwand auch für den sozialen Wohnbau durchaus vertretbar wäre!

Leider wird im kleinteiligen Bereich auch der Fotovoltaik viel zu wenig Aufmerksamkeit gewidmet. Es wäre ein Leichtes, Beleuchtungskörper für Wege bei Wohnanlagen oder Gastgärten und für beleuchtete Beschriftungstafeln bei öffentlichen Gebäuden mit Hilfe von Fotovoltaik kostengünstig zu bewirtschaften. Und wenn etwa Schulen oder Kindertagesheime auf den Dachflächen im entsprechenden Winkel mit derartigen Fotovoltaikziegeln ausgestattet sind – und diese gibt es jetzt auch schon für denkmalgeschützte Bauten, es ist auf diesem Gebiet schon einiges geschehen –, dann würde durch den normalen Gebrauch alternativer Energien bei den Jugendlichen automatisch das Bewusstsein dafür schon früh geweckt werden. 

Tatsache war aber bisher, dass zum Beispiel am Laaer Berg gerade die SPÖ massiv gegen die Errichtung von Solarenergiezellen war. Und eine Fotovoltaikanlage in der Reumanngarage wurde Ende der 90er Jahre seinerzeit von den Bezirksräten des 10. Bezirks aus eigener Tasche finanziert. Sie wurde erst voriges Jahr feierlich eröffnet, ob sie in Betrieb ist, wage ich aber zu bezweifeln. Es ist schade, dass man die sich diesbezüglich bietenden Chancen einfach nicht nutzt!

Um entsprechende Sparmaßnahmen schon bei Jugendlichen zu fördern, wurden in Deutschland Stromsparmeisterschaften in Studentenwohnheimen durchgeführt, die zu erstaunlichen Ergebnissen geführt haben. Ich glaube, man könnte so etwas auch in Wien durchführen, und zwar durchaus auch in Lehrlingsheimen, denn damit ist gewährleistet, dass Jugendliche sich mit dieser Materie auseinandersetzen und solche Stromsparmaßnahmen auch für die Zukunft als Selbstverständlichkeit erachten.

Für die Freiheitlichen war auch die Trennung von Trink- und Brauchwasserleitungen immer schon eine wesentliche Forderung. Selbstverständlich wäre der Nachrüstungsaufwand bei bestehenden Objekten zu groß. Allerdings kann ich Ihnen den Vorwurf nicht ersparen, dass es überhaupt keine Ansätze in diese Richtung gibt, obwohl jetzt viele Stadtteile ganz neu errichtet wurden; auch dort hat man dieses Thema völlig totgeschwiegen!

Es gäbe in diesem Bereich aber noch eine sinnvolle Möglichkeit, und zwar in Form einer Förderung von Regenwassertanks zumindest in Kleingärten. Man könnte die Gärten mit Regenwasser bewässern, anstatt wertvolles Trinkwasser dafür zu verwenden. Diese Maßnahme würde über Generationen hinweg dazu beitragen, unser Trinkwasser in ausreichendem Maße zu sichern. Selbstverständlich wäre diese Maßnahme auch bei Großvorhaben durchführbar. Auf diese Weise würden die Regenwässer, die man dann zur Bewässerung des Gartens verwendet, nicht den Kanal belasten, sondern sie würden wieder versickern. Würde man das auf zahlreiche Projekte umlegen, dann wäre das ein enormer Gewinn für die Stadt! 

Energie nur beim Bau einzusparen zu wollen, wäre zu wenig. Vor ein paar Jahren habe ich mit einer Kollegin bereits einen Antrag eingebracht, wonach bei Festen wie zum Beispiel beim Donauinselfest die Aufträge nach einem Punktekatalog vergeben werden sollten, wonach bewertet wird, wie energieschonend Bänke, Tische, Buden et cetera hergestellt werden, wie oft die einzelnen Materialien verwendbar sind, wie umweltschonend sie entsorgt werden können, wie lange die jeweiligen Transportwege sind, kurz: Wie groß die Nachhaltigkeit der angebotenen Leistungen ist. Das wird beim Oktoberfest in München so gehandhabt: Auf Grund eines solchen Punktekataloges werden die Aufträge an die jeweiligen Schausteller vergeben. Das wäre eine sinnvolle Maßnahme, der man eventuell näher treten sollte!

Zugegebenermaßen ist die Stadt Wien bemüht, Projekte, die den neuen Energieanforderungen gerecht werden, vorzustellen. „Sich rundherum wohlfühlen“, war eines der Schlagworte, und die Bilder im „Kurier“ vom 13.5.2007 zeigten eine Fülle von Computermodellen mit viel Grün. – Hinzufügen möchte ich aber auch, dass sich in der Realität leider sehr oft zeigt, dass die Modelle nicht mit dem in Einklang stehen, was tatsächlich ausgeführt wird. Vieles wird etwas schöner gefärbt, als es dann tatsächlich ausgeführt wird.

Ein wesentlicher Faktor bei der Energieeinsparung ist auch die Nähe zum Arbeitsplatz. Gemischtes Baugebiet, in dem Gewerbebetriebe entstehen, deren Arbeitnehmer gleich um die Ecke wohnen können, spart viel Benzin und schont die Umwelt. Ebenso verhält es sich mit Schulen und Kindertagesheimen. Es scheint heute fast schon selbstverständlich geworden zu sein, dass Eltern ihre Kinder mit dem Auto – unter Anführungszeichen – abliefern. In Hinblick darauf könnten verkehrsfreie Fußwege zur Gesundheit der Kinder einerseits und zur Reduktion des Benzinausstoßes andererseits beitragen. Wenn aber, wie die Praxis zeigt, entsprechende Schulen, Horte oder Kindertagesheime erst viel zu spät errichtet werden, dann bleibt nur das motorisierte Fahrzeug mit all seinen negativen Auswirkungen.

Klimagerechtes Bauen ist ebenfalls eines von vielen Schlagworten. Es bedeutet aber mehr als lediglich die Anpassung an das örtliche und überörtliche Klima. Durch jede Art des Bauens wird auch das örtliche Klimagefüge verändert, neue Klimate werden geschaffen, und diese haben oft einen ungünstigeren Charakter, da mit dem Bauen meist eine Vereinheitlichung, Säuberung und Versiegelung der Umgebung einhergeht. Bei künftigen Planungen sollte man darauf achten, inwieweit man solche Endprodukte vermeiden könnte.

Wenn Sie schon von Energieeffizienz reden, dann beinhaltet das mehr als nur THEWOSAN und Passiv- oder Niedrigenergiehäuser. Energieeffizienz bedeutet schonende Energiegewinnung und sorgsamen Umgang mit Energie in allen Bereichen. Das soll Ziel einer zukunftsorientierten, nachhaltigen Stadtplanung sein!

Ich möchte nur noch kurz sagen, warum wir den Antrag der GRÜNEN ablehnen: Das hängt damit zusammen –, und der Herr Bürgermeister hat das ja schon sehr ausführlich besprochen –, dass hier steht, dass die Passivhausbauweise für alle Neubauten gelten soll. Das haben wir für uns doch als zu intensiv empfunden! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Nachdem wir gerade über Energiesparen reden, bitte ich diejenigen, die dafür zuständig sind, die Scheinwerfer abzudrehen, denn der ORF ist schon weg! (Allgemeiner Beifall.) 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Stiftner. 

GR Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Frau Vorsitzende, für diesen Energiesparbeitrag! Falls sich der Herr Bürgermeister noch im Raum befinden sollte, auch ihm einen herzlichen Gruß!

Wien ist tatsächlich bei den Klimaschutzzielen komplett im Hintertreffen. Da helfen auch keine Beschönigungen, weder von der höchsten Stelle dieser Stadt noch von der Umweltstadträtin! Das ist einfach die Ausgangsbasis der heutigen Diskussion betreffend die Probleme, mit denen wir uns auseinanderzusetzen haben. Die objektive Zahlenlage bringt zum Ausdruck, dass die Klimapolitik in Wien komplett gescheitert ist. Es gibt zwar ein Klimaschutzprogramm, das von seiner strategischen Ausrichtung natürlich einiges Positives hinterlassen hat. Allerdings mangelt es leider an der Umsetzung, und das ist das große Problem!

Allerdings muss man so fair sein festzuhalten, dass der Herr Bürgermeister heute sowohl am Vormittag in der Fragestunde als auch jetzt bei der Beantwortung der Dringlichen diesbezüglich sehr wohl ein sehr differenziertes Bild betreffend die Stadt gezeichnet hat. Und ich meine, es ist doch ein sehr positives Element, wenn der Herr Bürgermeister selbst Kritik an seiner Stadtregierung in der Form übt, dass er sagt: Wien ist sicherlich nicht Klimamusterstadt!

Wobei ich hinzufügen möchte: Er hat zwar gesagt, dass Wien – ich glaube, so hat er es formuliert – relativ gesehen noch am nächsten den Klimaschutzzielen ist, er hat aber vergessen hinzuzufügen, warum denn diese Situation gegeben ist. Wien hat nämlich einige sehr wesentliche Vorteile gegenüber den anderen Bundesländern, und es haben im Wesentlichen drei Gruppen an Maßnahmen dazu geführt, dass Wien zwar theoretisch ein bisschen besser in den Statistiken liegt, dass die Tatsachen aber trotzdem anders aussehen. 

An erster Stelle ist die Umrüstung von öl‑ oder kohlebetriebenen Kraftwerken auf Gasbetrieb zu nennen. Diese Maßnahme führt natürlich zur CO2‑Reduktion, weil Gas etwas freundlicher ist. Wenn man allerdings die Umrüstung eines kalorischen Kraftwerks auf ein anderes kalorisches Kraftwerk als wunderbare Umweltmaßnahme hinstellt, dann entspricht das sicherlich nicht der Sinnhaftigkeit einer echten Umweltpolitik in dieser Stadt! (Beifall bei der ÖVP.)
Zweitens ist die thermische Wohnbausanierung – THEWOSAN – zu nennen. Da ist natürlich schon sehr viel in der Stadt geschehen, und das wollen wir auch anerkennen. Aber auch hier muss mehr gemacht werden. Eine Evaluierung zeigt, dass man die Maßnahmen mindestens verdoppeln muss, um nachhaltige Resultate zu erzielen.

Hinsichtlich des dritten Bestandteils dieser Reduktion befinden wir uns sozusagen im monopolistischen Wettbewerb in dieser Stadt: Die Fernwärmeanschlüsse sind natürlich ein riesiger Vorteil für die Kommune, und das wirkt sich auch vorteilhaft auf die Statistik aus. Wenn sich aber jeder, der eine Förderung im Wohnbau in Anspruch nehmen will, auch an die Fernwärme anhängen muss, dann zählt das sicherlich auch nicht zu den Maßnahmen an Umweltpolitik, die wir hier benötigen, noch dazu, wenn wir wissen, dass auch Fernwärme in erster Line durch kalorische Verheizung zustande kommt. 

So gesehen kann man auch in Richtung der Umweltstadträtin sagen: Diese Maßnahme ist nicht wegen der Umweltpolitik, sondern trotz der Umweltpolitik gesetzt worden! 

Lassen Sie mich hinzufügen, auch weil der Herr Bürgermeister die Statistik so sehr strapaziert hat: Hätte Wien einige produzierende Betriebe wie zum Beispiel Oberösterreich die VOEST, dann wäre die Situation ganz anders. Dann hätten wir aber auch einige Arbeitsplätze mehr! (Beifall bei der ÖVP.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Das, was ich hier sage, ist nicht nur Kritik durch die Opposition, sondern das besagt auch eine von der SPÖ selbst in Auftrag gegebene Evaluierung des KliP. In dem Bericht ist nämlich von massiven und den Zielen gegenläufigen Entwicklungen die Rede, und zwar vor allem in den Bereichen Verkehr und Energieerzeugung. Nicht wir, sondern unabhängige Überprüfer bezeichnen die Umweltpolitik dieser Stadtregierung als gescheitert. 

Ich kann vor allem die Haltung der Umweltstadträtin nicht anerkennen, wenn sie hier ständig neue Konzepte auflegt. Offensichtlich konzentriert sich die Stadtregierung, anstatt die bestehenden Konzepte der Investition in unsere Energie umzusetzen, immer wieder auf neue Maßnahmen und Programme wie etwa KliP, SEP, ÖkoBusinessPlan et cetera; es gibt noch zahlreiche andere. Ich will das nicht als gering erachten, aber Konzepte allein sind sicherlich zu wenig. Es geht um die Umsetzung und die Maßnahmen, die dahinter liegen, sehr geehrte Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Da wird mit dem alten Kalauer gearbeitet, dass man, wenn man nicht mehr weiter weiß, einen Arbeitskreis gründet. Diese Papiertiger, die die Umweltstadträtin uns ständig vorlegt und uns – wie sie angekündigt hat – auch weiter vorlegen wird, sind in der Theorie natürlich wunderbar. Das klingt alles toll, und es lässt sich damit sicherlich auch der eine oder andere Bildzeitungsbericht für sie persönlich herausreißen, auf diese Weise geschieht aber leider nichts für die Umweltqualität in dieser Stadt. 

Frau Stadträtin! Herr Bürgermeister! Die Lage ist ernst. Ich gehe da sogar noch weiter als die GRÜNEN. Ich sage nicht, dass es fünf vor zwölf ist, sondern ich sage: Es ist zwölf! Es ist Zeit zum Handeln, wenn es nicht schon zu spät ist. Diese Stadt trägt die Verantwortung und muss handeln, und es gibt genug zu tun. 

Die Bilanz betreffend die erneuerbaren Energieträger ist katastrophal. Obwohl das KliP gerade Solarenergie, Elektroautos und Biomasse als wesentliche Zukunftsbringer im Bereich des Klimaschutzes hervorhebt, geschieht in diesen Gebieten nicht nur nichts, sondern ist sogar eine gegenläufige Entwicklung feststellbar. Ich erinnere Sie daran, dass gerade die Förderung der 
E-Kraftfahrzeuge von dieser Stadtregierung eingestellt wurde. Das ist vollkommen unnotwendig, weil das Ganze nicht allzu viel Geld kostet, aber es ist ausgelaufen, ohne dass weitere Maßnahmen gesetzt wurden. Deshalb haben wir uns erlaubt, den Antrag, der bereits eingebracht wurde, zu stellen, mit welchem die Stadtregierung aufgefordert wird, Kfz-Antriebe, die umweltschonend sind, also Elektro‑ und Hybridfahrzeuge, ganz einfach und ohne viel Geldmittel – wenn man es ernst meint, dann kann man also auch seitens der SPÖ diesem Antrag locker zustimmen – dahin gehend zu fördern, dass man sie schlicht und einfach von der Parkometerabgabe befreit und die Kurzparkgebühr für solche Fahrzeuge aufhebt. Durch diese Maßnahme würde nur ganz wenig an Parkraumbewirtschaftungsgeldern entgehen, es bringt aber viel für die Stadt und wäre auch ein psychologischer Ansporn, in diese Fahrzeuge zu investieren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich muss sagen, es gibt wenige Punkte, in denen ich mich den GRÜNEN anschließe. Diesfalls muss ich aber sagen, dass Christoph Chorherr wunderbar analysiert hat, was hier im Argen liegt, wenn ich auch sagen muss, dass er viel von dem übernommen hat, was wir in letzter Zeit hier gebracht haben. 
Wien ist Schlusslicht in Österreich in der Solarenergieförderung. Die Zahlen sind klar und liegen auf dem Tisch. Ich wiederhole sie jetzt, um die blamable Situation der Stadt noch einmal in Erinnerung zu rufen: 2005 wurden in Wien 6 000 m² Solarflächen verlegt. Im Vergleich dazu hat das Burgenland, das bekanntlich das kleinste Bundesland ist, 8 000 m² Solarflächen. Zu den aktivsten Bundesländern gehört Oberösterreich mit über 50 000 m², also fast dem Zehnfachen von Wien. Niederösterreich und Kärnten liegen ebenfalls gut im Rennen. Wien ist hier jedenfalls Schlusslicht.

Ich möchte es noch einmal sagen, damit das nicht kleinlich wirkt: Es geht da nicht um 10 oder 20 Prozentpunkte, sondern darum, dass Wien um ein Vielfaches weniger Solarenergiefläche einsetzt. Im Hinblick darauf hat mich natürlich ganz besonders der Antrag überrascht, den die SPÖ-Fraktion heute eingebracht hat beziehungsweise einbringen wird, der „Sonne für Wien“ heißt. Ich muss ehrlich sagen: Ich finde es toll, dass Sie sich trauen, einen solchen Antrag einzubringen! Das ist mutig, denn Sie dokumentieren damit schwarz auf weiß Ihre Untätigkeit im Bereich der Solarenergieförderung in dieser Stadt! (Beifall bei der ÖVP.)

Hier schreiben Sie – und man lasse sich das auf der Zunge zergehen –: „2006 wurden 289 Anträge zur Solarförderung behandelt.“ – Vergessen Sie nicht: Wir sind eine Millionenstadt, und es wurden nicht einmal 300 Anträge behandelt! Dass es eine Steigerung um 89 Prozent gab, ist richtig. Das heißt aber, dass im Vorjahr nicht einmal 160 Anträge gestellt und behandelt wurden! Das ist praktisch überhaupt nichts, wenn man das in Relation zu einer Millionenstadt setzt!

Sehr geehrte Damen und Herren! Im Bereich der Zukunftsbranche Fotovoltaik haben wir im vergangenen Jahr ganze 93 Anlagen ans Netz gebracht. Im Hinblick darauf ist dieser Antrag, den Sie eingebracht haben, fast eine Provokation, insbesondere wenn Sie schreiben, dass Sie die Solarenergieförderung in dieser Form fortsetzen wollen. Ich bitte Sie wirklich um Verständnis dafür, dass wir einem solchen Antrag unsere Zustimmung nicht geben können! Wir fordern mehr Maßnahmen im Bereich der alternativen Energie von Ihnen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich hoffe wirklich, dass der SPÖ im Bereich der erneuerbaren Energie bald einmal ein Licht oder besser sogar die Sonne aufgeht, denn die Umweltbilanz, die Sie uns hier legen, ist vergleichbar mit einer totalen Sonnenfinsternis bei der SPÖ und wirklich beschämend für diese Stadtregierung!

Jetzt wende ich mich der anderen Partei in diesem Plenarsaal, den GRÜNEN, zu: Es ist erfreulich, dass sich die totale mediale Sonnenfinsternis im Bereich der Energiepolitik bei den GRÜNEN zumindest zu einer partiellen Sonnenfinsternis verbessert hat. Sie haben nämlich in Anbetracht dessen, dass sie sich als Umweltpartei verstehen, auf diesem Gebiet in der letzten Zeit sehr wenig von sich hören lassen. Nachdem die Österreichische Volkspartei speziell in Wien jetzt dieses Thema sehr stark aufgegriffen hat, haben Sie sich aber natürlich bemüßigt gefühlt, mit unseren Argumenten und unseren Forderungen der letzten Wochen eine Dringliche zu stellen. – Ich finde das okay, und es ist mir sehr recht, denn es ist wichtig, zu diesem Thema Unterstützer in diesem Haus zu haben. 

Sie bekommen von mir auch noch einen weiteren Tipp: Vielleicht ist Ihnen entgangen, dass die Österreichische Volkspartei in Wien einen Energie-Oscar ins Leben gerufen hat. Dieser Energie-Oscar ist überparteilich, jeder kann mitmachen, und ich lade Sie ein: Machen Sie mit! Reichen Sie Ihre Projekte ein! Ich bin überzeugt davon, dass Sie die gleichen Chancen haben zu gewinnen, insbesondere weil diese Dringliche, die Sie eingebracht haben, eigentlich nur eine Zusammenfassung der Pressekonferenzunterlagen der Volkspartei in Wien ist. (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Lesen Sie nach! Sie können das ja im Internet recherchieren!

Ich sehe das positiv. Das zeigt nämlich, dass Sie sich unseren Themen und unserer Sachsituation angepasst haben, und das ist eine gute Ausgangsbasis, wirklich diesen Preis zu gewinnen. Bewerben Sie sich, und hören Sie zu, wenn mein Kollege Bernhard Dworak Ihnen die Teilnahmebedingungen erläutert, sehr geehrte Damen und Herren. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) 

Super! Machen Sie mit! Ich freue mich! Es ist gut, wenn man hier Unterstützer hat! Copyright-bewusst waren wir noch nie, uns ging es immer um die Sache, und es freut mich, wenn die Wiener GRÜNEN gemeinsam mit uns wirklich die SPÖ wachrütteln! Es ist gut so, wenn wir hier einiges in Erinnerung rufen und der SPÖ so lange auf die Nerven gehen, bis endlich in der Umweltpolitik in dieser Stadt etwas Nachhaltiges geschieht.

Lassen Sie mich abschließend noch einige Forderungen anbringen, die wir darüber hinaus noch an die Stadt stellen: Wir wollen – und ich habe es im Antrag schon erwähnt –, dass die Förderung von Solarfahrzeugen wieder eingeführt wird und dass es für Alternativantriebsfahrzeuge Verbesserungen der Förderung beziehungsweise Erleichterungen im Parksystem gibt.

Ein weiterer Punkt ist die Verwendung von Biodiesel für Fahrzeuge in dieser Stadt. Im letzten oder vorletzten Umweltausschuss habe ich interessanterweise anhand einer Statistik der MA 48 erfahren, dass im vergangenen Jahr exakt null Liter Biodiesel für den Fuhrpark in dieser Stadt angeschafft wurden. – Es ist wirklich eine tolle Referenz für die angebliche Umweltmusterstadt, wenn nicht einmal der Versuch unternommen wird, Fahrzeuge auch mit Biotreibstoff zu betreiben!

Die Biogasanlagen wurden schon diskutiert: Es müssen weitere ans Netz.

Vor allem aber soll auch die Solarenergieoffensive umgesetzt werden. Ich weiß nicht, warum man unseren Antrag im Ausschuss derart abgeschmettert hat, der bescheiden nur einen Quadratmeter Solarenergiefläche als Zielgröße pro Wienerin und Wiener bis 2015 vorgesehen hat! Ich hoffe, dass die SPÖ diesbezüglich wenigstens in irgendeiner Weise Initiativen ergreift! Wir werden auf jeden Fall bei unserer Forderung bleiben, Sie weiterhin daran erinnern und Ihnen in dem einen oder anderen Punkt vielleicht so lange auf die Nerven fallen, bis es in dieser Stadt auch für diese Energieform Verbesserungen geben wird.

Zuletzt erinnere ich auch an die Bauordnung: Ich denke, da gibt es viel nutzbares Potenzial. Zudem muss der Einsatz von Biomasse in der Energieerzeugung weiter, und zwar über die symbolhafte Größenordnung hinaus, gefördert werden. In der KliP-Evaluierung der Stadt selbst wurde gefordert, dass die thermische Wohnbausanierung mindestens verdoppelt werden muss, und dieser Forderung schließen wir uns natürlich auch an. 

Ich habe schon gesagt, dass es nicht fünf vor zwölf, sondern zwölf Uhr ist, um Verbesserungen für die Klimasituation in dieser Stadt zu erzielen.

Meine Damen und Herren vor allem von der SPÖ! Ich bitte Sie: Nützen Sie die letzte Chance, die Sie haben, um die Lebensqualität der Wienerinnen und Wiener weiterhin zu erhalten! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Kollege Stiftner! Haben Sie nicht einen Antrag angekündigt? (GR Dr Matthias Tschirf: Dieser selbstständige Antrag wurde schon in der Früh abgegeben!) Okay.
Als Nächster am Wort ist Herr Kollege Ekkamp. 

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Geschätzte Damen und Herren!

Ich denke, Energie und Klimaschutz sind nicht nur ein interessantes, sondern auch ein sehr wichtiges Thema. Ich will mich jetzt sicherlich nicht in das Match zwischen der ÖVP und den GRÜNEN einmischen, wer denn die bessere Ökopartei sei, ich war nur etwas verwundert darüber, dass gerade die Wiener GRÜNEN an der Debatte zum Thema Klimaschutz und CO2‑Reduzierung noch so wenig teilgenommen haben. Das Ganze wird österreichweit und international schon sehr viel diskutiert, Sie haben sich allerdings erst heute so richtig dazu zu Wort gemeldet.

Wir waren in der abgelaufenen Woche auf dem 
UITP-Kongress in Helsinki, der einige Tausend Teilnehmerinnen und Teilnehmer aufwies und sich dem Thema Verbesserung des öffentlichen Nahverkehrs widmete. Auch das ist ein Beitrag zum Klimaschutz. In vielen Statements, die wir gehört haben, wurde dem Thema CO2‑Reduzierung breiter Raum gewidmet.

Fast weltweit beschäftigen sich Menschen mit diesem Thema, vor allem auch in der Politik, um dafür zu sensibilisieren. Offenbar will man aber hier mit dieser heutigen Dringlichen wieder einmal politisches Kleingeld kassieren. Bestärkt wurde ich in dieser Annahme durch die erste Aussage der grünen Klubobfrau. Ich habe mir das wortwörtlich aufgeschrieben, sie hat gemeint: „Heute beginnen wir mit der Diskussion über Energiepolitik und Klimaschutz, und diese soll natürlich weiter geführt werden.“ – Ich kann Ihnen nur sagen: Anscheinend haben Sie die vielen Maßnahmen, die Wien betreffen und die heute auch schon von Herrn Bgm Häupl dargestellt wurden, wirklich verschlafen, oder Sie wollten sie ganz einfach nicht verstehen!

In der Bundespolitik hat es von den GRÜNEN einen Beitrag zum Thema Klimaschutz gegeben. Ob dieser hilfreich war, weiß ich noch nicht. Dieser wurde dann aber wieder ein bisserl relativiert, als Frau Präsidentin Glawischnig von einem Vorschlag betreffend CO2‑Besteuerung ohne große Ausnahme gesprochen hat. Damit hat sie de facto indirekt den Atomkraftwerken das Wort geredet, denn bei diesen gibt es keinen CO2-Ausstoß. Ich will jetzt den GRÜNEN in keiner Weise unterstellen, dass sie für Atomkraft sind. Ich meine aber, dass so schnelle Schüsse aus der Hüfte ohne genaue Analyse des Ziels oft nicht sehr effizient sind.

Es wurde auch gesagt, dass der Klimaschutz österreichweit nicht sehr effizient war. Ich formuliere das jetzt sehr fein, wir wollen ja nicht darüber streiten, sondern wir müssen das diskutieren, um es weiter zu entwickeln. Insbesondere wundert mich dabei, wenn die ÖVP hier Wien kritisiert, während 300 m weiter ein Umweltminister agiert, der anscheinend nur im Sinn hat – und das ist auch ein Schnellschuss –, dass man die Fernreisen mit dem Flugzeug einstellen soll. Das ist wahrlich ein wichtiger Beitrag zum Klimaschutz!

Die Frau Kollegin Klubobfrau, die diese Stadt in China mit 500 000 Einwohnern, die jetzt entstehen wird, als Musterstadt bezeichnet hat, wird dann auch ein Problem haben. Kollegin Frank hat das erwähnt, und da muss ich ihr recht gegeben: Das sind wirklich Peanuts bei der Bevölkerungsdichte in China! Frau GRin Vassilakou, die immer im Konjunktiv gesprochen hat, dass man etwas tun oder unterlassen sollte, wird dann wirklich ein Problem haben, wenn man nicht mehr hinfliegen darf, um zu kontrollieren, ob das auch wirklich geschieht. Vielleicht ist aber auch das ein grüner Luftballon, um in einem Buch oder vielleicht auch in der „New York Times“ erwähnt zu werden. Aber das ist halt so: Wenn man etwas verschläft, dann muss man eben ein bisserl um sich schlagen, um wieder Aufmerksamkeit zu erregen und politisches Kleingeld kassieren zu können.

Ich möchte jetzt einige Punkte aus der Dringlichen Anfrage ansprechen: Ein grundsätzlicher Gedanke, der oft und auch heute Vormittag schon diskutiert wurde und zu dem es einige Debattenbeiträge gab, ist, dass urbane Gebiete auch im Wohnbereich andere Strukturen aufweisen als ländliche Gebiete und dass sich diesbezüglich auch andere Anforderungen an eine Stadt ergeben. Ich glaube, das sollte die Opposition bei aller Kritik und aller Notwendigkeit, das Ganze ein bisschen deutlicher aufzuzeigen und ein bisschen kräftiger zu diskutieren, doch in ihre Betrachtungen mit einbeziehen.

Ein weiterer wesentlicher Punkt, der mir auch aufgefallen ist: Es wurde erwähnt, dass es nicht genügt, dass man sich nur Ziele setzt, sondern dass es um die Umsetzung von Maßnahmen geht. – Dabei hängt es natürlich davon ab, ob man in einer entscheidenden Rolle ist oder nicht. Wenn man in einer entscheidenden Rolle ist, dann tut man sich natürlich leichter bei der Umsetzung, wenn man ... (GR Dipl‑Ing Roman Stiftner: Leider nicht, wie man sieht, Herr Kollege!) Herr Kollege! Ich habe Ihnen zugehört und bitte Sie, mir genauso zuzuhören!

Wenn man in der Opposition ist, dann hat man es in der Umsetzung natürlich schwerer. Daher will ich, weil die GRÜNEN heute dieses Begehren äußern, einige Vergleiche anstellen. Das Bundesland Oberösterreich ist ein Paradebeispiel dafür, dort haben die GRÜNEN Verantwortung, dort sind sie in der Regierung und stellen sogar einen Umweltlandesrat.

Ich glaube, es besteht Konsens darüber, dass die Sicherheit der Energiebereitstellung für die Wirtschaft, für der Erfüllung der kommunalen Aufgaben und für den persönlichen Lebensstandard der Menschen eine Notwendigkeit ist. Wichtig dabei ist – das wurde heute auch schon oft erwähnt – der effiziente Energieeinsatz. Daran muss ständig gearbeitet werden, ich glaube aber, Wien hat da doch schon einiges aufzuweisen. Der Herr Bürgermeister hat es schon gesagt. Natürlich kann man aber noch mehr machen, und darum bemühen wir uns auch. 

Ich bringe jetzt eine Vergleichszahl: Wien hatte in den vergangenen 10 bis 15 Jahren einen jährlichen Energiezuwachs von durchschnittlich 2,5 Prozent pro Jahr. Jetzt gab es schon eine Fülle von Maßnahmen durch das KliP, um die auf 10 Jahre berechneten 25 Prozent auf 12 Prozent zu reduzieren. Damit aber nicht genug: Dazu kam dann noch der Beschluss, ein städtisches Energieeffizienzprogramm in Angriff zu nehmen. Wir haben dieses voriges Jahr einstimmig beschlossen, und es wird gelingen, meine sehr verehrten Damen und Herren, den Zuwachs auf 7 Prozent zu reduzieren! Wenn man das umrechnet, dann ergibt sich, dass der jährliche Zuwachs mit den beiden Senkungen 1,07 Prozent pro Jahr beträgt. Und vielleicht gelingt es uns, das einmal auf null zu stellen, das wäre schön! 

Und jetzt der Vergleich zu Oberösterreich: Dort gibt es nach wie vor – das ist die Messgröße von 2006 – einen durchschnittlichen Zuwachs von 4,1 Prozent, meine sehr verehrten Damen und Herren! (GR Mag Christoph Chorherr: Dort gibt es aber zum Beispiel auch die VOEST!) Ich will das gar nicht angreifen, ich will nur einen Vergleich ziehen! Sei bitte ganz ruhig, Aufregung schadet deiner Gesundheit, Herr Kollege! – Da besteht also sicherlich großer Handlungsbedarf. 

Zum Thema Förderung der Solarenergie gab es Kritik: Ich stelle fest, dass die Solarenergieförderung hier ähnlich beziehungsweise gleich ist wie in Oberösterreich: Es werden zirka 30 Prozent gefördert. Und in Wien ist noch kein Ansuchen abgelehnt worden. (GR Mag Rüdiger Maresch: Weil es so wenige gibt!) Moment! Es war noch immer genug Geld da, und im Jahr 2006 wurde die Förderung im Budget sogar fast verdoppelt. An diese Debatte kann ich mich noch gut erinnern. 

Wahr ist auch, dass für die nächsten 2 Jahre zusätzlich noch einmal 1 Million EUR zur Verfügung gestellt wird. Es wurde aber heute auch schon oft darüber diskutiert, dass im ländlichen Gebiet eine andere Wohnstruktur herrscht und es natürlich einfacher ist, in einem Einfamilienhaus eine Solaranlage zu montieren und zu betrieben als in Wohnhäusern mit einer städtebaulichen Struktur. Das sollte man auch bedenken.

Zu Thema Fotovoltaik: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist dies durchaus eine Alternativenergie, und auch diese Form der Energieerzeugung soll in den nächsten Jahren größeren Erfolg haben. Auch diesbezüglich hat Wien eine volle Förderungsschiene. Ich habe mir das ausgerechnet: Für 10 m² Fotovoltaik‑Panels gibt es 2 700 EUR. Das ist hier nicht anders als in Oberösterreich!

In Oberösterreich ist aber etwas anderes geschehen: Fotovoltaik‑Panels kann man natürlich nicht irgendwo hinstellen. Dafür braucht man günstige Standorte, wo man die meisten Sonnenstrahlen einfangen kann, damit es die meiste Energie gibt. Das wissen auch Leute, die bei Siemens beschäftigt sind. Und jetzt kommt es: In Oberösterreich wurde eine Schiene eingezogen. Die Förderung wurde mit einer Leistungsobergrenze versehen. Es gibt also dort, wo man auch die Chance hätte, für Betriebe große Anlagen hinzustellen, nur ganz wenig Förderung. Es wurde dort gekürzt, wo man wirklich einen höheren Wirkungsgrad haben könnte.

Zuständig dafür ist ein grüner Landesrat. Ich will das jetzt gar nicht kritisieren, ich will es nur aufzeigen. Er hat sich dabei sicherlich etwas gedacht. Oder er hatte im Rahmen der Regierungsverantwortung halt zu wenig Mittel. Da könnten wir jetzt darüber philosophieren, was dazu geführt hat. Das will ich jetzt aber nicht tun, ich will nur aufzeigen, dass, wo Verantwortung ist, wahrscheinlich auch anders gehandelt wird.

Ein gutes Beispiel dafür, wo Wien aktiv wurde, ist der Wirkungsbereich der Frau StRin Ulli Sima. Das Projekt zum Thema Solarinitiative Wien, Sonne für Wien 2007, ist fertig. Der Betrieb Weingut Cobenzl mit einer Fotovoltaikanlage auf dem Dach – ein toller Standort! – ist fertig. Zusätzlich gibt es dort eine Solaranlage von 18 m². Der Betrieb betreibt zur Gänze Energieselbstversorgung und spart jährlich zusätzlich 80 t CO2. – Das ist durchaus herzeigbar und zeigt, dass man in Wien nicht nur redet, sondern auch handelt.

Meine Damen und Herren! Ich denke, es war ein guter Schritt, die Fernwärme auszubauen. Wenn über 250 000 Wohneinheiten bereits angeschlossen sind, dann ist das ein wesentlicher Beitrag zum Klimaschutz und zur CO2‑Reduktion. Es ist nicht vorzustellen, dass in diesem Bereich noch alles mit fossilen Brennstoffen, Gas oder Kohle beheizt wird!

In Oberösterreich gibt es leider noch wenig Kraft-Wärme-Koppelung. Aber ich will auch hier nicht sehr streng sein, denn das ist ja auch nicht ganz einfach. Aber es gibt dort Kraftwerke, aus denen man mehr herausholen könnte. Dort werden halt wahrscheinlich die Flüsse beheizt, was ein fraglicher Beitrag zum Klimaschutz ist, weil die Energie dann irgendwo in die Atmosphäre verdampft. Zuständig dafür ist natürlich auch ein grüner Landesrat.

Ich möchte jetzt allerdings fair sein: In der Stadt Linz gibt es eine tolle Fernwärme-Kraft-Wärme-Kopplung, die einen Wirkungsgrad von über 85 Prozent erreicht. Das ist so sensationell wie auch in Wien. Man kann den 
Oberösterreichern aber auch den Vorwurf nicht ersparen, dass sie zum Beispiel beim Kraftwerk in Timelkam – das den GRÜNEN vielleicht ein Begriff sein wird – obwohl sie dort mit entscheiden können, nur eine Kraft-Wärme-Kopplung von unter 10 Prozent und nicht von 45 Prozent haben. Da stellt sich die Frage: Warum? Warum ist das noch immer ein kalorisches Kraftwerk mit Kohle?

Würde man dort eine dynamische Politik betreiben, dann müsste auch diesbezüglich schon einiges geschehen sein! Wo sind die Beschlüsse für eine eventuelle Umrüstung auf Gas? Gas ist nämlich, auch wenn das kritisiert wurde, eben doch wesentlich umweltfreundlicher und verträglicher für die Menschen in dieser Stadt als fossile Brennstoffe mit Schweröl.

Meine Damen und Herren! Ich möchte noch einen Punkt ansprechen, nämlich die Energieberatung. Die GRÜNEN haben, was ich durchaus begrüße, eine große Kampagne zur Energieberatung angekündigt. Tausende Haushalte werden oder wurden bereits angeschrieben und werden dann persönlich besucht. Das ist sehr ambitioniert! Ich war leider nicht unter den Angeschriebenen, vielleicht werde ich es aber noch sein. Das hätte mich sehr gefreut! (GRin Mag Maria Vassilakou: Wenn Sie wollen, können Sie sich bewerben!) Nein! Ich brauche keine Ausnahme und keine Privilegien.

Ich bin natürlich sehr energiebewusst und achte auch beim Kauf von Energiegeräten auf niedrige Werte. Das sagt mir schon der Verstand. Natürlich muss man sich diese Geräte, die ja etwas teurer sind, auch leisten können. Nachhaltig tragen sie aber einiges zum Energiesparen bei. Ich drehe auch Stand-by-Geräte bewusst seit vielen Jahren ab, weil auch das einiges an Strom und Geld spart. 

Offenbar dürfte Sie jetzt aber wieder der Mut verlassen haben. Sie werden das vielleicht nicht durchbringen, wenn sich die Leute dann massenhaft bewerben. Und da kommt natürlich der Ruf nach der Stadt Wien, dass 50 000 Beratungen durchgeführt werden sollen! – Ich möchte dazu noch ein paar Zahlen nennen. Ich vermute, sie wurden heute schon vom Herrn Bürgermeister angeführt: Die Wien Energie führt sehr viele persönliche Beratungen im Energiehaus durch. 35 000 waren es im vorigen Jahr. Die Beratungen wurden im Energiehaus durchgeführt. (GRin Mag Maria Vassilakou: Aber nicht in den Haushalten!) Da geht es natürlich um Haushalte! Weiters gibt es Hunderttausend Beratungsgespräche via Telefon und bei Veranstaltungen, und es gibt Folder. Da wird sehr viel getan, die Tendenz ist steigend, und das ist auch gut so.

Der Antrag wurde etwas ins Lachhafte gezogen. Ich weiß, dass immer wieder das Ende der Solarenergie oder auch der Energieberatung prophezeit wird. Immer wieder heißt es: Jetzt kommt das Aus! – Daher wird meine Kollegin Kato die Anträge dann einbringen. 

Es ist wichtig, und es steht auch im SEP, dass die Energieberatung ausgebaut wird. Diesbezüglich sind wir uns einig, da besteht Konsens. Das ist für uns ganz wichtig, und das hat für uns auch eine soziale Komponente: Man kann da insbesondere ältere Generationen ansprechen und den Leuten sagen, dass sie dann weniger Energiekosten, dafür aber mehr zum Leben haben. 

Vielleicht noch ein letzter Punkt – und auch das steht im SEP, in dem viele Punkte enthalten sind, die beschlossen wurden und in Angriff genommen werden müssen; es kann aber nicht alles in einem Jahr in Angriff genommen werden –, dass nämlich der Stromverbrauch für Heizungspumpen auch gesenkt werden soll. Es läuft da bereits ein Projekt mit der Wirtschaftskammer, und derzeit werden per Inserat in den Bezirkszeitungen Interessierte gesucht, und die Effekte sind herzeigbar: Auch in diesem Bereich gibt es eine Energieeinsparung von bis zu 18 Prozent, was eine jährlichen Einsparung von 120 bis 150 EUR bedeutet.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich komme zum Schluss: Das grüne Steckenpferd, das auch hier immer wieder angesprochen wird, ist die Klimatisierung. Ich denke, dass Klimatisierung, wie auch der Herr Bürgermeister erwähnt hat, wenn es geht, zu vermeiden ist. Manchmal ist das durch gewisse Nutzungen allerdings nicht gänzlich zu vermeiden. Ich verweise in diesem Zusammenhang auf ein tolles Projekt, das viel Zukunft hat, nämlich das Projekt der Fernkühlung in TownTown am Erdberger Mais. Die Fernwärme wird im Sommer mittels Wandels herangezogen, um Betriebe, Büros und große Anlagen zu kühlen. Das ist ein wirkliches Zukunftsprojekt. Mit 4,4 Megawatt trägt es zum Umweltschutz und zur Reduzierung des CO2‑Ausstoßes viel bei. Ich denke, dieses Projekt hat wirklich Zukunft!

Ich könnte jetzt natürlich noch viel mehr anführen, ich will es aber dabei belassen. Ich glaube, dass die Energiepolitik und Umweltpolitik als untrennbar zu sehen sind. Ich glaube, darüber besteht Konsens. Und ich verweise auch darauf, dass Wien in der Vergangenheit sehr viele Maßnahmen zum effizienten Energieeinsatz gesetzt hat, und das werden wir im Sinne einer funktionierenden Wirtschaft und einer hohen Lebensqualität unter größtmöglicher Schonung der Umwelt weiter entwickeln. Dabei wird auch weiterhin – das können Sie mir glauben, dafür stehen wir! – eine sozialdemokratische Regierung in Wien sorgen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet hat sich Frau GRin Matiasek. Ich erteile es ihr.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Energie, Energiesparen und Klimaschutz sind zweifellos sehr wichtige Themen, die uns nicht nur in dieser Stadt, sondern im ganzen Land und weltweit betreffen. 

Mein Vorredner hat eingangs sehr deutlich gesagt – und das ist mir stark aufgefallen –, dass man in diesem Bereich nicht unbedingt Vergleiche anstellen darf. – Ich sehe es aber sehr wohl ein bisschen als Äpfel‑ und Birnen-Vergleich, wenn man Parallelen von Vorarlberg bis China zu orten meint. Außerdem haben Sie, sehr geehrter Herr Kollege, dann sehr viel Zeit auf den Vergleich zwischen Wien und Oberösterreich aufgewendet. Meiner Meinung nach wäre es viel wichtiger, dass wir uns auf das konzentrieren, was speziell Wien selbst betrifft.

Ich werde mich in erster Linie auf einen Themenbereich beschränken, der – wie ich glaube – für Wien besonders wichtig und noch sehr ausbaufähig ist, nämlich auf die Energiegewinnung aus der Sonne. – Es ist völlig richtig: Wir leben in einer Großstadt, wo die Voraussetzungen völlig anders sind als auf dem Land. Die Förderung an sich ist in Wien nicht zu kritisieren; hier fehlt es aber sicherlich noch an Umsetzung. Natürlich sind hier vor allem im dicht verbauten Bereich die baulichen Voraussetzungen für die Anwendung dieser Energiegewinnung nicht so einfach wie etwa bei einem kleinen Einfamilienhaus auf dem flachen Land. Ich meine aber trotzdem, dass Wien diesbezüglich einen Aufholbedarf hat, und zwar vor allem – und das kritisieren auch Fachleute immer wieder – bei der Sanierung von Altbauten im dicht verbauten Bereich. Diese Möglichkeit der Energiegewinnung aus Sonnenenergie steht eigentlich überhaupt nicht zur Diskussion, es fehlt aber weitgehend an diesbezüglichen Informationen und entsprechenden Impulsen, um diesen Energieeinsatz, sei es zur Wärmegewinnung, aber auch zur oft notwendigen Kühlung, verstärkt zu forcieren.

Aus Ihren Anträgen, aber auch aus den Fragen ist weiters ersichtlich, dass im Bereich der Energieberatung noch etwas geschehen muss. Es wird zwar schon viel getan, trotzdem meine ich, dass Wien noch Nachholbedarf hat, wenn es darum geht, der Bevölkerung den Energiespargedanken näher zu bringen.

Es wurde heute schon erwähnt, und auch der eine Antrag der SPÖ zeigt, dass man da auch bei Senioren einen Schwerpunkt setzen kann. Sehr geehrte Damen und Herren gerade von der SPÖ! Die Stromrechnung ist nicht für alle Konsumenten wirklich einsichtig, auch wenn da einem Muster beziehungsweise Schema gefolgt wird. Das betrifft einen Bereich, in dem auch ich tätig bin, nämlich Konsumentenschutz. Das, was ein Fachmann am Schreibtisch entwirft beziehungsweise was aktiven, im Berufsleben stehenden und jüngeren Menschen geläufig ist, muss nicht unbedingt auch für Senioren nachvollziehbar sein. In dieser Stadt leben nun einmal sehr viele Senioren Gott sei Dank noch im eigenen Haushalt, und diese haben massive Probleme, aus ihrer Strom- und Gasrechnung klug zu werden.

Lange Zeit war eine Energiehotline in Betrieb, und ein häufiges Thema war da nicht nur, wie man sparen kann, sondern dass die Leute mit ihren Abrechnungen nicht zurechtgekommen sind und nicht wussten, was sie eigentlich wofür zahlen, weshalb natürlich die Frage, wo man überhaupt einsparen kann, rätselhaft blieb. – Ich glaube nicht, dass die Menschen dumm sind, die das nicht verstehen, aber sie haben eben ein gewisses Alter erreicht und sind mit anderen Formularen und auch mit einer viel geringeren Zahl an technischen Geräten und technischem Rundherum groß geworden. 

Ich glaube, in dieser Hinsicht wäre auch sehr viel zu tun, um die Bevölkerung im Sinne des Energiespargedankens darüber aufzuklären, was an Strom überhaupt in den Haushalt kommt und wie er verbraucht wird. Insofern werden wir beiden Anträgen, sowohl dem der GRÜNEN als auch dem der SPÖ, in denen es um Energiesparberatung geht, zustimmen.

Zum Antrag „Sonne über Wien" der SPÖ muss ich sagen: Das ist wirklich ein No na-Antrag! Im Bereich der Solarenergie sind wir, wie gesagt, nicht nur mit den Förderungen, sondern auch in der Umsetzung sicherlich noch lange nicht dort, wo die Stadt Wien sein könnte. 

Der Antrag „Solaroffensive für Wien“ von den GRÜNEN wird von uns deshalb nicht unterstützt werden, weil Sie sich einfach auf eine konkrete Vorgabe beziehen. – Ich meine, es geht nicht immer nur um die Anzahl der Objekte, die mittels einer neuen Energie versorgt werden, sondern es geht um die Auswirkung und die Dimension. Vielleicht sind 10, 15 oder 20 durchgeführte Projekte wirksamer als 25 oder 30, bei denen es um kleinere Volumina geht. In Anbetracht dessen halte ich Ihre Vorgabe für nicht sehr zielführend.

Grundsätzlich ist klar: Wir müssen Energie sparen und erneuerbare Energien einsetzen. Darüber sind wir uns alle einig. Die Stadt Wien tut viel, aber fraglos nicht genug. Wir haben aber vom Herrn Bürgermeister gehört, dass er das selbst ohnedies auch so sieht und erkennt und dass es durchaus positive Ansätze gibt, um die Energiepolitik in Wien effizienter zu machen. 

Ich muss nun noch auf Frage 11 der Dringlichen zurückkommen, in der Sie sich mit dem CO2-Ausstoß der Dienstwägen beschäftigen. Es ist klar: Verkehr produziert CO2, vor allem auch der Autoverkehr, in diesem Zusammenhang möchte ich aber etwas an die Adresse der GRÜNEN bemerken: Wir können wohl davon ausgehen, dass sich gerade Dienstwägen in einem technischen Zustand befinden, um den wir uns weniger Sorgen machen müssen. Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn Sie jetzt einerseits ein neues, umweltfreundliches Auto mit Ihrem Parteilogo vor dem Parlament aufpflanzen, dann ist das halt auch eine etwas zweischneidige Sache, wenn andererseits ein Großteil Ihrer Klientel mit den ältesten, stinkendsten, öltropfendsten Autos fährt! Nehmen wir als Beispiel einmal die letzten Au‑De-
monstrationen. Da konnten wir wieder feststellen, dass gerade von Ihrer Klientel die allerältesten, energieraubendsten und umweltverschmutzendsten Fahrzeuge benützt werden. – Vielleicht sollten Sie auch einmal dahin wirken! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich habe jetzt am Schluss Ihrer Rede nur noch auf die Grillplätze gewartet, Frau Kollegin! Offenbar dürfte Ihnen aber das Feuer ausgegangen sein! So ähnlich war es doch, als Sie auf die Au zu sprechen kamen! Das muss natürlich immer wieder kommen. (GR David Lasar: Jetzt wissen Sie nicht, was Sie sagen sollen!) 

Ich gehe jetzt einmal kurz auf die VorrednerInnen ein. Ich habe es interessant gefunden, dass Frau Kollegin Frank vor allem vom Kleinklima geredet hat, das entsteht, wenn man zum Beispiel Dächer begrünt oder auch Bäume pflanzt. Es ist völlig richtig, dass das in einer Stadt wichtig ist, das hat aber mit dem Klimaschutz nicht unmittelbar etwas zu tun! Das kann man nicht so sagen! Wenn man Flachdächer begrünt und in den Höfen Sedum pflanzt, dann ist das gut für das Wasser und für die Verdunstung, das hat aber eigentlich mit der CO2‑Belastung und der Klimabilanz nur sehr wenig zu tun. 

Ich habe übrigens auch den Vorschlag interessant gefunden, in der Donaustadt Bäume zu pflanzen. – Keine Frage: Wir haben uns auch mit der Windproblematik auseinanderzusetzen, und dass in den nächsten Jahren stärkere Winde kommen werden, hat natürlich etwas mit dem Klimawandel zu tun. Es stellt sich da nur das Problem, was man macht, wenn man im 15. Stock wohnt. Dort zieht es, einen so hohen Baum gibt es nicht, tut leid, außer vielleicht Redwoods, die brauchen aber 700 Jahre, bis sie so groß sind, und da sind wir schon längst nicht mehr unter den Lebenden, Frau Kollegin! Trotzdem glaube ich, dass Sie wichtige Punkte angeschnitten haben, allerdings betrifft das ein anderes Thema.

Frau Kollegin Matiasek hat davon gesprochen, dass es alte Autos in der Au gegeben hat. Es hätte mich ja gewundert, wenn nicht irgendetwas in diese Richtung gekommen wäre! Wie gesagt, die Grillplätze habe ich diesmal vermisst, aber sonst ist mir nicht wahnsinnig viel oder Denkwürdiges in Erinnerung geblieben.

Bei Kollegen Stiftner war es schon etwas anderes. Er erzählt uns schon lange und wird es uns wahrscheinlich auch die nächsten Jahre erzählen, dass Biodiesel eine gute Sache ist. Und er hat gesagt, dass die böse MA 48 kein Auto hat, das mit Biodiesel betrieben wird. Auch der „Standard“ hat das übernommen. Ich habe dabei interessant gefunden beziehungsweise habe mich ein bisschen gewundert, dass weder die MA 48 noch die Umweltstadträtin oder jemand aus ihrem Büro etwas entgegnet haben! Dieser Biodiesel ist ein Lieblingssteckenpferd unseres Lebensministers, Landwirtschaftsministers, Düngemittelministers respektive Umweltministers, er hat ja alles in einem Pouvoir. Und es gibt da eine Diskussionsreihe, die vom Lebensministerium gesponsert und vom Ökobüro durchgeführt wird, in der es um Biotreibstoffe geht. Ich würde Ihnen empfehlen, sich das einmal anzuhören: Bei den Biotreibstoffen, Kollege Stiftner, schaut es nämlich bezüglich Biodiesel ganz finster aus! (Zwischenruf von GR Dipl‑Ing Roman Stiftner.)
Kollege Stiftner! Das lässt sich auf der Homepage sicherlich finden, und das hat übrigens auch der ehemalige Landwirtschaftsminister und EU‑Kommissar gesagt: Österreich hat eine Fläche von ungefähr 50 000 ha für Raps und Rapsöl zur Verfügung. Angesichts der EU‑Vorgaben beziehungsweise der eigenen Vorgaben, um die nationalen Bedürfnisse zu decken, braucht man aber eine Fläche von 300 000 ha. Das muss man sich einmal vorstellen! Das ist die Hälfte des gesamten bebaubaren Ackerlandes in Österreich! Das ist also sozusagen ein Schwachsinn. Was tut man aber, um das in Österreich zustande zu bringen? – Man importiert Rapsöl aus der Ukraine! Man bringt es mit dem Schiff herauf, interessanterweise zählt das aber in der Klimabilanz überhaupt nicht, sondern man beginnt erst bei der Biodieselanlage in der Lobau oder bei der OMV-Anlage in Schwechat zu zählen. (GR Ing Mag Bernhard Dworak: Palmöl!) Ja, ja! Genau! Da verbrauchen wir insgesamt 5,7 Prozent des Sprits! Da müssen Sie aber ganz viel zum Billa gehen und Bona-Öl kaufen! (GR Kurth‑Bodo Blind: Palmöl!) Ja genau: Palmöl! Kollege Blind! Kollege Chorherr hat es Ihnen eh schon gesagt: Nichts reden ist jetzt besser! Glauben Sie mir: Schweigen ist auch gut! (GR Mag Wolfgang Jung: Dann befolgen Sie das und hören Sie auf!) 
Nun zu den Palmölimporten: Kollege Stiftner! Die zweite Firma, die Palmöl auf den österreichischen Markt bringt, ist die OMV. Und dieses Palmöl kommt natürlich nicht aus Sieghartskirchen, sondern aus Indonesien und aus Malaysia. Das ist ganz weit weg! Da zählen natürlich der Transport und das Niederbrennen von Regenwald nicht! All das zählt nicht! Es zählt nur der Bus von der OMV herein, alles andere wird nicht gerechnet. Tut leid! Die Debatten in der EU werden Sie eines Besseren belehren! Biodiesel können Sie wirklich beruhigt vergessen! Und übrigens gilt für Bioethanol genau das Gleiche! (Zwischenruf von GR Dipl‑Ing Roman Stiftner.) Lieber Kollege Stiftner! Nachlesen! Homepages anschauen! Dann kommen Sie drauf, dass Sie sich geirrt haben. Man kann sich ja irren!

Zu der Bemerkung, dass bei uns jetzt nur mehr eine partielle Sonnenfinsternis herrschen würde. Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Bei Ihnen herrscht im Vergleich dazu das absolute Dunkel! Ich finde es ja witzig: Die ÖVP ist bekannt für Abschreiben von Anträgen anderer Parteien, wurscht woher. Sie sind jetzt anscheinend beim Jahr 2002 gelandet! Da müssen Sie noch ordentlich angasen, Kollege Stiftner! Ungeachtet dessen sagen Sie, dass wir bei Ihrem Energie‑Oscar mitmachen sollen, der völlig unparteiisch von der ÖVP geschaffen wurde! – Dazu sage ich: Unparteiisch ist die ÖVP wahrscheinlich nicht. Sie stellt ja schon eine Weile den Umweltminister. (GR Dr Matthias Tschirf: Gott sei Dank!) Er hatte das die ganze Zeit in der Hand. Alles, was Sie vorschlagen hätten, hätten wir längst schon machen können! Sie haben ganz oft recht, das Problem ist jetzt nur, dass Sie das schon lange machen können hätten. Herr Bundesminister Pröll fährt ja bekannterweise immer mit dem Fahrrad in der Gegend herum, es gibt nur keinen Radständer vor dem Ministerium und auch nicht drinnen. Ich weiß nicht, wo er sein Fahrrad parkt! Vielleicht nimmt er es mit aufs Zimmer, das kann schon sein, ich habe keine Ahnung! (GR Dr Matthias Tschirf: Wenn ich mir vorstelle, der Umweltminister würde Maresch heißen: Entsetzlich!)
Faktum ist, dass Herr Pröll in Wirklichkeit nur die ganze Zeit davon redet, dass man da eine Förderung machen soll und so weiter. Im Hinblick darauf frage ich mich allen Ernstes: Wie verhält es sich zum Beispiel mit dem Ökostromgesetz, der Solarförderung beziehungsweise den Einspeisungsverordnungen? Es war doch die schwarz‑blaue Bundesregierung, die das abrupt beendet hat. Ich hoffe aber, dass die neue Bundesregierung Gusenbauer-Molterer das wieder ins rechte – oder auch ins linke, je nachdem – Lot bringen wird. Sie werden das mit Ihrem Einfluss als Stadtpartei sicherlich gut auf die Reihe bringen, Sie haben dort ja auch einen Minister. Es wird sich sicherlich in den nächsten 2 000 Jahren alles zum Guten wenden. Allerdings wirklich erst in den nächsten 2 000 Jahren!

Wir glauben, dass die ÖVP schon die längste Zeit etwas bewegen können hätte. Ihre Förderung betreffend E-Autos in Ehren! Mir klingt da aber ein bisschen der Satz von Minister Bartenstein vor einigen Jahren in den Ohren, dass er sich ein E‑Auto gut als Dritt- und Viertauto vorstellen kann. Klar! Herr Minister Bartenstein kann sich natürlich ein Dritt- und Viertauto leisten, kein Problem, Lannach ist eine florierende Firma, da kann er sich sogar das 26. oder das 39. Auto leisten! Das Problem ist nur: Andere können das nicht!

Somit komme ich zu Kollegen Ekkamp, der sich auch ein bisschen etwas von mir anhören muss. – Der Herr Bürgermeister, den ich sonst sehr schätze, hat am Anfang gesagt, dass es ganz wichtig ist, zwischen Schönreden und Schlechtreden zu unterscheiden. Es ist schon möglich, dass man der Opposition schnell einmal Schlechtreden vorwirft. Man muss aber auch aufpassen, dass man nicht ganz geschwind einmal ins Schönreden verfällt. Kollege Ekkamp hat Kritik daran geübt, dass in Oberösterreich der Energieverbrauch um 4,1 Prozent wächst. Das ist viel, gar keine Frage, das muss man in den Griff bekommen! Wenn er dann aber sagt, es ist eine tolle Leistung von Wien, dass wir von 12 Prozent auf 7 Prozent drücken werden, das sind immerhin minus 5 Prozent, dann muss ich sagen: Das ist eine tolle Leistung, das Problem ist nur – und das darf man nicht vergessen –, dass es noch immer 7 Prozent sind.

Die Stadt Wien ist sicherlich anders als das flache Land. Ich war jetzt bei dem Set am Cobenzl dabei. Das ist eine wunderbare Geschichte, keine Frage! Ich darf nur daran erinnern, dass die Sozialdemokraten in der Konzentrationsregierung in Oberösterreich auch einen Landesrat haben. Ich glaube, er ist zuständig für die Industrie, oder?

Trotzdem möchte ich festhalten, dass die Stadt Wien einiges zuwege gebracht hat. Es gibt gute Vorzeigeprojekte. Das Problem ist nur, dass wir zwar für Solarenergie eine tolle Förderung haben, bei den Flächen aber noch immer Letzter sind. Das kommt mir ein bisschen so vor wie bei der Landwirtschaft: Man sagt immer, dass Wien der größte Biobauer ist. Es hat zwar die meisten Biolandflächen, prozentuell gesehen hat es aber die geringste Zahl an Biobauern. Vergleichbar ist es bei der Solarenergie: Wir haben zwar die beste Förderung, aber die wenigsten Flächen. Da kann doch irgendetwas nicht stimmen!

Auf jeden Fall gibt es jetzt auf dem Cobenzl die wunderschöne Anlage, die wahrscheinlich auch einiges bringen wird und die man herzeigen kann. Das ist eine tolle Geschichte. – Ich möchte jetzt aber noch ein bisschen weitergehen. Kollege Chorherr hat ja schon angekündigt, dass ich mich damit beschäftigen werde: Es wird immer vom Passivhaus und allem Möglichen gesprochen, und in der Klimastrategie des Bundes scheinen verschiedene Zahlen auf. Diese Klimastrategie von ÖVP und SPÖ umfasst alle Möglichkeiten des Klimaschutzes. Darin ist zu lesen, dass zwischen 1990 und 2005 der Treibhausgasausstoß beim Verkehr um 90,6 Prozent zugenommen hat. Das ist die höchste Steigerungsrate überhaupt in all diesen Bereichen! Wenn dann aber der Bundesminister zum Beispiel etwas über die Kerosinsteuer sagt, dann wird er natürlich gleich geprügelt. Deshalb sagt man sicherheitshalber nichts in Richtung ÖAMTC und ARBÖ oder zu den VerkehrsteilnehmerInnen, die vor allem mit dem Auto und nicht mit den Öffis fahren, denn sonst könnte es schwierig werden.

Als Ziel für 2010 hat man sich eine Steigerung um 32,3 Prozent vorgenommen. 32,3 Prozent ist ganz viel! Österreich hat sich bei den Klimaschutzzielen auf minus 13 Prozent und nicht auf plus 32,2 Prozent festgelegt, das ist ein gewaltiger Unterschied!

Wie schaut es jetzt aus? Was muss man machen? – Man muss Zertifikatshandel betreiben, man muss zukaufen, man muss in Wirklichkeit zwei Milliarden sozusagen ins Ausland schicken, weil man die ganze Zeit über säumig war. Die Bundesregierung war ganz säumig. Die Kritik der Sozialdemokratie und des Herrn Bürgermeisters an der Bundesregierung war in diesem Punkt völlig richtig! Das stimmt! Wir haben es auch gesagt: Es besteht ein großer Unterschied zwischen plus 36 Prozent und minus 13 Prozent. Das ist ein gewaltiger Zuwachs! Wir werden gewaltige Strafzahlungen leisten müssen. Diesmal sitzt also die Sozialdemokratie im Boot. Ich bin schon gespannt, was man vorbringen wird! Das, was man hört, ermuntert jedoch mein Herz nicht gerade sehr!

Es gibt einen Spruch, der ziemlich ungemütlich ist. Man sagt: Unter den Blinden ist der Einäugige König. – Ich sage noch einmal: Das ist kein guter Spruch! Die Stadt Wien liegt aber tatsächlich am besten von allen Bundesländern, und das ist der schöne Teil des Satzes. Der schlechte Teil des Satzes ist hingegen, dass es plus 5 Prozent gibt. Wir sind die Besten von den Schlechtesten. So kann man es auch sehen. Wenn man alle EU‑Länder zusammen nimmt, dann ist gerade noch Griechenland schlechter, aber dann kommen schon alle österreichischen Bundesländer. – Ich meine, das ist nicht gut! Da ist noch einiges zu tun, und Zurücklehnen ist in diesem Zusammenhang sicherlich ganz schlecht.

Ich will jetzt gar nicht auf den Flughafen eingehen, der durchaus auch sein Scherflein zu diesen plus 36 Prozent beiträgt, sondern komme jetzt zur Verkehrspolitik der Stadt Wien. 2003 haben wir den Masterplan Verkehr beschlossen. Im vorhergehenden Masterplan war ein Ziel die Reduktion des CO2-Ausstoßes und anderer Schadstoffe, und wir haben uns eigentlich erwartet, dass es am Anfang des neuen Masterplans eine diesbezügliche Evaluation gibt. (Zwischenruf von GR Kurth‑Bodo Blind.) Kollege Blind! Lesen Sie erst darüber, dann können wir gerne diskutieren!

Im Masterplan Verkehr steht, dass der Modal-Split in der Stadt immerhin 36 zu 64 zwischen Individualverkehr und öffentlichem Verkehr beträgt. Im Umland ist es allerdings genau spiegelverkehrt. Es ist darin auch zu lesen, dass sich die Frauen bezüglich Nahverkehr viel ökologischer verhalten. Es steht also sehr wohl alles Mögliche in diesem Masterplan. Was schließt man daraus? – Man schließt daraus, dass es fraglos besser werden muss. Das steht auch drin. Es gibt wunderbare Bekenntnisse, es ist das fast eine Bekenntnisliteratur. Das kennt man ja von Sonntagsreden oder 1. Mai‑Reden: Da wird immer behauptet, dass alles gut beziehungsweise besser ist. Vertrauen Sie auf die Sozialdemokratie! Die Stadt Wien wird alles gut regeln! 

Was regelt die Stadt Wien? – Die Stadt Wien hat im Masterplan Verkehr zuerst die Innenvariante und dann die Außenvariante einer gewaltigen Autobahn beschlossen, die jedes Jahr haufenweise Verkehr hereinbringen wird: Laut eigener Studie werden plus 35 000 Pendler allein aus dem Weinviertel jeden Tag nach Wien fahren. Sie werden über die Autobahn hereinkommen und das Auto in Donaustadt oder in Floridsdorf abstellen. Dort sind die Leute jetzt schon ein bisschen sauer, weil es da wenige Parkplätze geben wird. Aber da wird man ihnen halt ein paar nette Parkhäuser hinstellen. Das kostet auch Geld. Jedenfalls wird es aber mehr Verkehr geben.

Auf unsere Frage: Herr Stadtrat, wie stellen Sie sich das vor?, antwortet der Herr Stadtrat cool: Sollen die Pendler vielleicht durch die Donaustadt fahren? – Ich sage: Nein! Man muss sich vielmehr überlegen, wie man Verkehr vermeidet.

Ursprünglich war seitens der Stadt Wien ein Vermeidungskapitel darin enthalten, und es war im Anhang übrigens auch von einer der City-Maut ähnlichen Konstruktion die Rede. Dieses Kapitel hat man aber, nachdem der ÖAMTC ein bisschen „Oops" gemacht, der ARBÖ zu husten begonnen und die ÖVP sich ein bisschen gewunden hat, sofort wieder herausgestrichen, sicher ist sicher. Gemeinsam mit der ÖVP hat man gesagt: Die Parkraumbewirtschaftung ist unsere Lösung bei der Klimaschutzdebatte und bei der Lärmschutzdebatte. Das ist für alles gut. Parkraumbewirtschaftung ist super. Fertig. 

Schauen wir uns jetzt einmal die Realität der Parkraumbewirtschaftung an! – In den Bezirken innerhalb des Gürtels besteht sie bereits, und für außen wurde sie beschlossen und soll jetzt endgültig kommen, vor allem auch rund um die Stadthalle. Außerdem soll sie auf 22 Uhr ausgedehnt werden. Dann sagt aber der Herr Stadtrat: In diesem Jahrzehnt gibt es keine Ausweitung der Parkraumbewirtschaftung. – Da denke ich mir: Wenn das so eine gute Maßnahme ist, warum wird sie dann nicht ausgeweitet? – Das kann mir aber keiner beantworten, das weiß niemand!

Interessanterweise gab es vor nicht allzu langer Zeit hier einen Beschluss. Wenn ich mich nicht täusche, hat Kollege Ekkamp den diesbezüglichen Antrag gestellt, dass die Parkraumbewirtschaftung nach der Evaluierung der Situation rund um die Stadthalle auf zwei Bezirksteile des 19. Bezirks ausgeweitet werden soll. Das ist gut. Ich frage nur: Wann? 2012? Ursprünglich hat es klar geheißen, dass das nach der besagten Evaluierung stattfinden soll, also 2007 oder 2008, aber nicht 2012! Der Herr Stadtrat hat sich hier aber schon herausgelehnt und gesagt: Diesbezüglich geschieht in diesem Jahrzehnt nichts mehr.

Deswegen sagen wir: Wirkliche Ergebnisse, eine wirkliche Verkehrsreduktion, CO2-Reduktion und Schadstoffreduktion bringt nur die City-Maut. Beispiele sind Stockholm oder London, und auch in New York soll sie kommen. Bei diesem Vorschlag kommt jedoch in einem fort das Gezeter der Stadt und zwar sowohl der ÖVP – die FPÖ versteht das nicht ganz – als auch der SPÖ mit dem Argument: Wir haben ja die Parkraumbewirtschaftung! – Offenbar ist für Sie die Parkraumbewirtschaftung die Lösung aller Probleme. (Zwischenruf von GR Franz Ekkamp.) Nein! Das stimmt nicht! In Wirklichkeit trauen Sie sich nicht einmal das! Sie trauen sich gar nichts!

Deswegen sage ich noch einmal: Sie sind mit der Bundesregierung wunderbar im Boot mit plus 32,3 Prozent. Kollege Ekkamp! Wir haben versucht, auch beim SEP über eine Reduktion des Verkehrs zu diskutieren. Da hat es geheißen: Das geht nicht, das kann man nicht machen! Beim KliP hat es geheißen: Das ist so schwierig! Frau Fohler-Norek ist ja wirklich eine Seele. Sie hängt sich da hinein und versucht, die Welt zu retten! Keine Frage: Man muss sie unterstützen! Sie fordert zum Beispiel 200 cm Mindestgehsteigbreite. Das ist äußert klimarelevant! Sie unterstützt den Fußgängerverkehr. Alles soll fußläufig erreicht werden. – Schauen wir uns dann aber in der Stadt einmal um! Wo sind denn die 2 m breiten Gehsteige? Die gibt es zum Teil überhaupt nicht!

Noch einmal zurück: Sie trauen sich weder die City-Maut einzuführen noch die Parkraumbewirtschaftung ausdehnen. Es hat 1 000 Jahre gedauert, bis Sie die Parkraumbewirtschaftung überhaupt auf 10 Uhr abends ausgedehnt haben. Und im Jahr 2011 werden wir dann das zehnjährige Geburtstagsfestl des Antrags von Kollegen Ekkamp feiern können. Dann wird das vielleicht geregelt werden. 

Last but not least möchte ich eine kleine Korrektur anbringen: Wenn Kollege Chorherr sagt, dass China bei der Solartechnologie aufrüstet, dann halte ich es für mehr als kleinkariert, wenn Leute sich herstellen und sagen: China, Drei-Schluchten-Damm, ein Wahnsinn! Wenn aber ich hergehe und sage: Österreich rüstet bei der Solartechnologie auf, dann fangen sie anderswo zu lachen an. Österreich ist schon ganz lang nicht mehr Markführer. Das machen längst bundesrepublikanische Firmen. Schauen Sie einfach das deutsche Ökostromgesetz an: Es ist weitaus besser als das österreichische, denn dieses haben Sie im vorauseilenden Gehorsam bereits seinerzeit mit der ÖVP beschlossen.

Ich bin skeptisch: Da steht Schönreden versus Schlechtreden. Ich denke mir: Schlechtreden muss nicht sein, aber Schönreden zahlt sich auch nicht aus, Kollege Ekkamp. Auf Wiederschauen! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag kommt von Herrn Ing Mag Dworak. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Gott und die Welt, Kollege Maresch, nicht schlecht! 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich möchte mich auf zwei Punkte konzentrieren, einerseits auf den ersten Wiener Energie‑Oscar, powered by ÖVP-Wien. (Beifall bei der ÖVP.) Der Oscar ist nur ein Teil des Preises. Andererseits möchte ich die Errichtung der Passivhäuser in Wien und den Umgang mit diesem Thema bei Wiener Wohnen evaluieren. 

Vorab etwas zu den GRÜNEN: Ich persönlich glaube nicht, dass die Mandatarinnen und Mandatare der GRÜNEN ausgewiesene Energieexperten sind, wie dies in der Presseaussendung vom 10. Mai betreffend Energieberatung und Hausbesuche angekündigt wird. Man sollte die Öffentlichkeit nicht für blöd verkaufen! Daran möchte ich schon erinnern. Was ihr in puncto Energieberatung machen wollt, erinnert mich etwas an die Gusenbauer-Nachhilfeaktion. Ich rate euch: Überlasst das jenen Leuten, die das wirklich können! (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Ich will das gar nicht können, denn ich bin kein Experte. Wenn Sie sich als Experte definieren, dann bezweifle ich das persönlich! 

Beim schonenden Energieeinsatz gibt es bekanntlich vier Modelle, erstens das Niedrigenergiehaus, das in Wien schon Standard sein sollte, zweitens das Passivhaus, über das wir heute diskutiert haben, drittens das Nullenergiehaus und viertens das Plusenergiehaus.

Beim Passivhaus darf ich noch einmal auf die Definition von 15 Kilowattstunden pro Quadratmeter pro Jahr hinweisen, und ich meine, es könnte auch noch besser sein. Für mich ist dabei vor allem das Thema solare Gewinne und die kontrollierte Wohnraumlüftung das Wesentliche. Ich frage mich aber, ob die Menschen in dieser Stadt immer damit umgehen können.

Außerdem wage ich wirklich zu bezweifeln, ob das von den GRÜNEN geforderte Vorarlberger Modell, ab 1.1.2007 nur Passivhäuser zu fördern, das beste Modell für Wien ist. Der soziale Wohnbau, der sich in Wien stark an der Subjektförderung orientiert, könnte zum Erliegen kommen. Es steht jedoch außer Zweifel, dass die Wohnbauförderung sowohl für soziale als auch für energieeffiziente Steuerungsmaßnahmen eingesetzt werden soll, und wir als Wiener ÖVP bekennen uns zum Einsatz der Wohnbauförderung für beide Schienen, die soziale und die energieeffiziente. (Beifall bei der ÖVP.)
Das Nullenergiehaus oder gar das Plusenergiehaus sind eher als Visionen denn als derzeit realistische Bauformen zu sehen. Im Forschungsbereich wären im Sinn der Energieeffizienz große Mittel bereit zu stellen, um mehr Effizienz im Hausbau zu erreichen. Experten des Instituts für Immobilien, Bauen und Wohnen, die eng mit der WKÖ zusammenarbeiten, sprechen davon, dass Energieeinsparungen bei Raumwärme leichter als in allen anderen Sektoren realisierbar sind.

Warum schreibt die ÖVP-Wien einen Anerkennungspreis für die Nutzung von alternativer Energie aus? – Weil wir eine Partei der Mutmacher sind und nicht wie die GRÜNEN eine Nörglerpartie und eine Endzeitstimmung verbreitende Partei. Wir wollen jene belohnen, die sich trauen, in moderne energiesparende Technologien bei ihrer Wohnung, ihrem Haus oder ihrem Kleingarten zu investieren. Wir wollen mit diesem Preis, dem ersten Energie‑Oscar, anerkennen, dass es sich lohnt, in neue Technologien zu investieren. Auch wenn die Anlaufkosten hoch sind, wird die Energiebilanz auf lange Sicht positiv sein. Die ständig steigenden Energietarife der Stadt Wien tun ein Übriges, um diesen Umstieg auf alternative Energie zu fördern. Wir laden alle Wiener Bezirke ein, mit uns diesen Preis, den Energie‑Oscar, auch auf Bezirksebene zu vergeben. Drei ÖVP-Bezirke, Döbling, Hietzing und Wieden, machen bereits mit, und ich hoffe, dass noch viele Bezirke folgen werden! (Beifall bei der ÖVP.)
Wunschvorstellung hinsichtlich der Wiener Energiepolitik wäre es sogar, Energiebilanzen nach Bezirken zu erstellen, um zu sehen, welche Wiener Bezirke besonders sparsam mit der Energie umgehen. Voraussetzung ist jedoch der flächendeckende Energieausweis für alle Wiener Gebäude. Aber auch wenn dies eine EU-Verordnung ist, wird es leider noch längere Zeit dauern, bis diese in Wien flächendeckend umgesetzt wird.

Die energetische Wohnhaussanierung bei Wiener Wohnen soll – Stichwort THEWOSAN –, wie wir heute schon gehört haben und uns bestätigt wurde, derzeit in gleichem Umfang weitergeführt werden. Eine Ausweitung der Sanierungen ist derzeit nicht vorgesehen.

Die Umstellung auf Fernwärme muss nicht immer am energieeffizientesten sein. Auch Einzelobjekte können ohne Fernwärme eine bessere Energiebilanz aufweisen. Die Energieversorgung, die von der Stadt durch die Beteiligung bei den Heizbetrieben sehr stark kontrolliert wird, lässt für den Einzelnen immer weniger Spielraum bei der Energieeffizienz.

Traurig finde ich die Antwort des Herrn StR Ludwig über den Einsatz von Fotovoltaik beziehungsweise Solarenergie bei Wiener Wohnen. Weil es zu lange dauert, bis sich diese Anlagen amortisieren, und weil die Stadt Wien sich die Förderung der Anlagen selbst zahlen müsste, wird dies nicht ernsthaft ins Auge gefasst. Dabei gäbe es bei 220 000 Wohnungen in rund 2 000 Objekten riesige Flächen, die sich für Strom- und Warmwassererzeugung eignen würden. Diesbezüglich verstehe ich die Gemeinde Wien nicht mehr! Optimaler Energieeinsatz sollte bei allen Objekten der Stadt Wien an erste Stelle stehen, nicht nur für den Contracting-Fall, bei dem der Energieverbrauch gleich bleiben beziehungsweise bei gleich bleibenden Energiekosten möglicherweise sinken soll.

Abschließend muss ich auf die äußerst zögerliche Haltung der Stadt Wien beim Einsatz energieeffizienter Maßnahmen hinweisen. Auch die SPÖ-Stadtverwaltung sollte mehr Mut bei ihrer Energiepolitik haben und mit gutem Beispiel vorangehen! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet hat sich Frau GRin Kato. Ich erteile es ihr. 

GRin Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Guten Abend! 

Die Debatte läuft schon eine ganze Weile. Ich möchte es jetzt kurz machen, wenngleich nicht inhaltsleer.

Wir haben heute schon viel gelernt über die Rolle Wiens im Bereich der Energiepolitik, und es wird Sie nicht verwundern, aus meinem Mund zu hören, dass Wien Vorreiterin und Vorbild ist. Wir sind auch hinsichtlich dessen wettbewerbsfähig, was wir in der Energiepolitik tun, und wir handeln zukunftsorientiert. 

Natürlich ist es der jeweiligen Opposition vorbehalten zu kritisieren, und es ist typisch für die Opposition, dass sie in gewissen Punkten polemisiert. Wien setzt jedoch auf ein Bündel von Maßnahmen, und tut nicht so wie die GRÜNEN, als gäbe es nur eine wirkungsvolle Maßnahme wie etwa das Vorarlberger Modell, und nachher ist die Welt wieder heil. Das halte ich für unseriös und populistisch, und ich sage hier wirklich mit allem Ernst: Beides hat bei einer seriösen Klimadebatte nichts verloren!

Bleiben wir gleich bei dem, was sich die GRÜNEN wünschen: Im Gegensatz zu Ihnen, die Sie zumindest einen unserer Anträge nicht gut gelesen haben, habe ich mir Ihre Presseaussendungen genau durchgelesen. In einer APA‑Aussendung vom 10. Mai hat Maria Vassilakou, die jetzt leider nicht im Saal ist, gemeint, dass es etwa in England weit ambitioniertere Ziele beim Klimaschutz gäbe. – Das hat mich ein bisserl stutzig gemacht, und ich glaube, Sie werden mir gleich beipflichten und zustimmen, warum mich das stutzig gemacht hat: Die britische Regierung hat nämlich in ihrem „Energy White Paper“, das im Internet aufzufinden ist, als eine der zentralen Maßnahmen zur CO2-Ausstoß-Reduktion den Ausbau der Kernenergie festgelegt. (GR Franz Ekkamp: Da schau her!)

Ich war doch ein wenig baff, dass das die GRÜNEN als ein ambitioniertes Ziel im Klimaschutz sehen! Dagegen gab es natürlich Protest. Außerdem gab es damals auch heftigen Protest betreffend eine Aktion von Greenpeace in diesem Zusammenhang. Es gab Proteste von UmweltschützerInnen und natürlich auch vonseiten der Opposition. Allerdings sehen das offensichtlich nur die Wiener GRÜNEN anders!

Die Wienerinnen und Wiener können jedoch weiterhin beruhigt sein: Wir werden uns kein Vorbild an England nehmen! Wir werden auch weiterhin auf erneuerbare Energie setzen, auf Solarförderung, auf Biogas und vieles mehr, und nicht auf Kernenergie, wie das die GRÜNEN anscheinend für empfehlenswert halten. (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ich habe die Aussendung hier und kann sie euch gerne nachher geben!

Aber warum in die Ferne schweifen, wenn das Gute doch so nahe liegt? Die GRÜNEN fordern in Wien eine Klimawende. Dass diese bereits eingeleitet ist, wurde bereits mehr als einmal dargestellt, unter anderem vom Herrn Bürgermeister, und ich werde später auch noch dazu kommen.

Es ist halt immer so einfach, mit dem Zeigefinger auf Wien zu zeigen und zu sagen, was wir alles schlecht machen und wie man es nicht überall besser machen könnte! Aber offensichtlich ist auch – das sage ich jetzt an die Adresse der GRÜNEN – in eigener Verantwortung nicht so einfach etwas umzusetzen! Der Bürgermeister hat heute schon erwähnt, dass Wien ein Vorbild in Sachen Klimaschutz ist, was erstaunlich genug ist, weil diese Stadt die einzige Millionen-Metropole in diesem Land mit dem größten Verkehrsaufkommen und dem dichtesten Bevölkerungsanteil ist. Wien hat pro Kopf die geringste CO2-Emission, und das ist auf zahlreiche Maßnahmen zurückzuführen, die wir bereits gesetzt haben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den GRÜNEN! In diesem Zusammenhang interessiert mich jetzt, welches Ihrer Meinung nach das Bundesland mit dem schlechtesten Wert ist. – Die Frage ist aufgelegt, und ich nehme euch die Antwort vorweg. (GR Dr Herbert Madejski: Oberösterreich!) Danke! Es ist Oberösterreich. Jemand hört mir noch zu, das freut mich!

Wissen Sie auch, wie hoch der Wert in Oberösterreich liegt? – 17,2 Tonnen pro Kopf, und das ist mehr als das Dreifache des Wiener Wertes! (Zwischenruf von GR Mag Christoph Chorherr.) Lieber Christoph Chorherr! Jetzt bin ich am Wort! Wenn du etwas zu sagen hast, dann kannst du das gerne nach mir tun! Ich möchte jetzt nämlich gerne meinen Gedankengang zu Ende bringen, wenn ich darf! Es ist das eine mathematische Aufgabe, und wenn man nicht von Anfang an mitrechnet, dann ist es vielleicht schwierig.

17,2 Tonnen pro Kopf sind mehr als das Dreifache des Wiener Wertes, der bei 5,7 Tonnen liegt. Und das wirklich Signifikante dabei ist, dass Oberösterreich damit um den Wiener Wert, um diese 5,7 Prozent, noch über dem Bundesdurchschnitt liegt! – Das ist doch erwähnenswert! Daher sage ich: Macht die Hausaufgaben dort, wo ihr in Verantwortung seid! Ihr könnt sie gerne auch mit uns hier gemeinsam machen. Man kann aber nicht immer nur mit dem Zeigefinger auf Wien zeigen und sich dort drücken, wo man Verantwortung hat! (Beifall bei der SPÖ.)
Es stand der Vorwurf im Raum, dass Wien schläft. Ich sage: In den letzten Jahren hat vor allem die österreichische Bundesregierung geschlafen. Österreich ist Schlusslicht bei den Kyoto‑Zielen. Das ist bekannt. Die neue Bundesregierung hat nach dem Machtwechsel offensichtlich ein schweres Erbe angetreten. Mit dem Energie- und Klimaschutzfonds haben wir aber den richtigen Schritt gesetzt. 

In Wien sehen wir Klimaschutzpolitik aber auch als Investitionspolitik. Wir schaffen mit unseren Maßnahmen Arbeitsplätze und sichern auch die ökologische Zukunft der Stadt. Daher lehnen wir auch das Freikaufen von Klimaverpflichtungen immer wieder ab.

In Wien – das hat man heute auch schon von oberster Stelle freimütig bekannt, und ich sehe das ganz genau so – gibt es noch einiges zu tun. Wir erkennen unsere Problemfelder, wir handeln aber auch danach. Ich glaube, das ist die Hauptverantwortung, die man hat, wenn man in der Regierung ist, und wir erfüllen diese auch! Wir haben uns daher vorgenommen, den motorisierten Verkehr zu reduzieren, den Radverkehr auszuweiten sowie den öffentlichen Verkehr auszubauen und auch zu steigern. 

Wir wollen auch – und hiemit bringe ich zwei Anträge meiner Fraktion ein – eine noch effizientere Energieberatung für alle WienerInnen, eine noch bessere Vernetzung aller Beratungseinrichtungen, einen Schwerpunkt für finanziell schwächere Gruppen, vor allem für SeniorInnen – das wurde auch schon angesprochen –, und wir wollen auch den erfolgreichen Weg der Wiener Solarförderung weitergehen, Stichwort: Sonne für Wien. – Ich bringe jetzt, wie gesagt, zunächst einmal die beiden Anträge ein.

Darüber hinaus gibt es natürlich noch eine Vielzahl von weiteren Maßnahmen und Initiativen. Ich führe sie nur noch kursorisch an: Solaranlage auf dem Bahnhof Floridsdorf, Fotovoltaikanlage auf dem Amtshaus in der Bartensteingasse und Biolandbau. Letzterer gehört, wie Sie wissen, zu meinen besonderen Schwerpunktthemen. Er ist bis zu 60 Prozent positiv klimawirksam. Der Wiener Landbau ist zu 75 Prozent ein biologischer Landbau, wobei ich noch einmal festhalte, dass wir hier von einer Metropole, von einer Millionenstadt reden. Ferner nenne ich den Einkauf von Bio‑ und Fairtrade-Produkten durch die Stadt, den Einsatz von Biolebensmitteln in städtischen Einrichtungen und so weiter und so weiter. Es gibt also eine Vielzahl von klimarelevanten Maßnahmen.

Ich kann daher abschließend ruhigen Gewissens sagen, dass Wien auf dem richtigen Weg ist. Es ist nicht der Vorarlberger Weg, es ist nicht der oberösterreichische Weg, und es ist auch nicht der Londoner Weg. Und ich sage Ihnen: Es ist gut so, dass es der Wiener Weg ist! – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau Mag Vassilakou gemeldet. – Ich erteile es ihr.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Liebe Kollegin Kato! 

Man kann natürlich Dinge unbedingt und um jeden Preis falsch verstehen wollen. Allerdings lasse ich ganz sicher nicht gelten, dass ich hier irgendetwas gesagt hätte oder irgendein Beispiel gebracht hätte, das darauf hindeutet, dass ich der Atomenergie den Vorzug als Lösung für den Klimawandel gebe. Ich habe hier zwei ganz konkrete Beispiele gebracht, eines betreffend einen neuen Stadtteil, der in China entsteht, und ein zweites betreffend einen neuen Stadtteil, der in Stockholm entstanden ist. Beide Stadtteile sind in Passivbauweise und gemäß ökologischem Standard so errichtet worden, dass sie einen ganz geringen Energieverbrauch haben.

Weiters haben beide Stadtteile auch gemeinsam, dass sie Sonnenenergie sowie andere Formen lokal produzierter Energie nutzen, in dem sie zum Beispiel Abfälle verwerten, die im Stadtteil produziert werden. Das heißt, beide Stadtteile sind absolut autark und in keiner Art und Weise von Atomenergie abhängig, und ich ersuche Sie, doch ein bisschen besser aufzupassen, was hier als Beispiel gebracht wird, und dann erst Kritik anzubringen!

Ich finde es höchst peinlich, dass Sie in Anbetracht der herrschenden Umstände auf diese Art und Weise versuchen, den GRÜNEN zu unterstellen, wir würden Atomenergie in irgendeiner Art und Weise als Alternative bringen! Ich wiederhole jetzt erneut, dass die Stadt Wien – ob Sie es wahrhaben wollen oder nicht – tatsächlich im Schnitt bis zu 10 Prozent Atomstrom jährlich nutzt, der nicht deklariert wird. Wir alle wissen, dass es über den Handel mit Zertifikaten möglich ist, diesen Strom anders zu deklarieren. Das heißt, wenn die Wienerinnen und Wiener ihre Kaffeemaschine einschalten, dann ist ein bisschen Temelin in der Kaffeemaschine. Und das verhält sich überall so in diesem Netz. Wenn die Menschen am Ende des Jahres auf ihre Stromrechnung schauen, von der Sie behaupten, dass sie so leicht lesbar wäre, dann ist nirgendwo darauf zu lesen, dass 
Atomstrom dabei ist, obwohl er tatsächlich dabei ist und wir das Ganze nur mit Zertifikaten beschönigen. – So viel zum Thema Atomstrom.

Ich denke also, Sie sollten vor der eigenen Tür kehren, bevor Sie den GRÜNEN solche Dinge unterstellen! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Die nächste tatsächliche Berichtigung kommt von Frau GRin Kato. – Bitte schön.

GRin Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Diese tatsächliche Berichtigung ist nötig, tut mir leid. Ich möchte das Ganze jetzt nicht in die Länge ziehen, muss aber festhalten, dass ich nicht gesagt habe – und hättest du mir zugehört, dann wüsstest du das –, dass du hier etwas Diesbezügliches gesagt hättest. Ich habe nur gesagt, dass es in einer APA-Aussendung geheißen hat – ich zitiere: „Aber auch die SPÖ‑Stadtregierung muss Schritte setzen, nicht nur die Privathaushalte, stellte Klubchefin Maria Vassilakou klar. London und New York hätten beispielsweise ambitioniertere Ziele im Klimaschutz verabschiedet. Wir stehen bei Weitem nicht so gut da, wie wir glauben.“ 

Und es tut mir leid, das „Energy White Paper“ der Londoner Regierung als Vorbild zu nehmen. Das tust du aber mit dieser Aussage! (Zwischenruf von GRin Mag Maria Vassilakou.) Dann muss man Aussagen aber anders treffen! Ich habe nur richtig gestellt: Wien wird sich nicht London als Vorbild in der Energiepolitik nehmen. Und ich möchte noch einmal festhalten, dass ich nicht behauptet habe, dass du das heute hier gesagt hast, sondern dass ich das einer APA‑Aussendung entnehme, die ich dir gerne überreiche. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet. 

Wir kommen jetzt gleich zur Abstimmung über die fünf eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträge.

Der erste Antrag ist von den GRÜNEN und betrifft Energiesparberatung in Wiener Haushalten. 

Es ist sofortige Abstimmung beantragt.

Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Der Antrag hat gegen die Sozialdemokraten nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Der nächste Antrag der GRÜNEN betrifft Passivhausstandard im geförderten Wohnbau.

Hier wird formell die Zuweisung des Antrags an den zuständigen Ausschuss beantragt.

Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der Freiheitlichen so beschlossen.

Der dritte Beschluss- und Resolutionsantrag ist ein gemeinsamer Antrag von GRÜNEN und ÖVP betreffend Solaroffensive. 

Es wurde sofortige Abstimmung beantragt.

Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. Er wurde nur von den Antragstellern positiv beurteilt und ist somit abgelehnt.

Auch betreffend den vierten Antrag von den Sozialdemokraten zum Thema „Sonne für Wien“ wurde in formeller Hinsicht sofortige Abstimmung verlangt.

Wer dafür ist, bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Antrag wurde mit den Stimmen der Freiheitlichen und Sozialdemokraten angenommen.

Der fünfte Antrag von der SPÖ betrifft Energieberatung für Wiener Haushalte.

Es wurde ebenfalls sofortige Abstimmung beantragt.

Ich bitte jene, die dafür sind, um ein Zeichen der Zustimmung. – Der Antrag ist einstimmig so beschlossen.

Meine Damen und Herren! Wir fahren jetzt mit der Tagesordnung fort.

Es gelangt nun Postnummer 43 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Sonderfinanzierung für den Verein Niederösterreich Wien/gemeinsame Erholungsräume. Es ist keine Wortmeldung vorgesehen.

Wir können somit gleich abstimmen.

Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der Österreichischen Volkspartei so beschlossen.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und Verhandlung über die Geschäftsstücke 22 und 23 der Tagesordnung – sie betreffen Subventionen an den Theaterverein Odeon und die Wiener Kammeroper – zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen.

Gibt es dagegen einen Einwand? – Das ist nicht der Fall.

Also kann die Berichterstatterin, Frau GRin Polkorab, einleiten.

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zu beiden Akten.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Frau Mag Ringler. – Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte in aller Kürze ein paar Worte zu diesen zwei Akten sagen: Es geht hiebei um den Kern der vieldiskutierten Wiener Theaterreform, nämlich um die Frage, wie wir in Zukunft mit jenen Institutionen umgehen, die im Rahmen der Theaterreform von der Theaterjury für ein so genanntes zweistufiges Verfahren ausgewählt wurden beziehungsweise im Fall der Kammeroper mit dem Hinweis bedacht wurden, man möge im Jahr 2007 Leitungen ausschreiben. – Tatsache ist aber, dass wir jetzt zwei Akten vorliegen haben, in denen Subventionen vergeben werden, ohne dass sie an diese Bedingungen geknüpft sind. Ich glaube, dass das ein Fehler ist, weil auf diese Weise Spielregeln, betreffend welche wir uns geeinigt haben und die für alle gelten sollen, aufgeweicht werden.

Noch habe ich die Hoffnung nicht aufgegeben, denn es ist ja noch nicht zu spät. Bevor man die Gelder überweist, ist es immer noch möglich, klare Worte gegenüber den Subventionsnehmern zu finden und zu sagen: Okay, wir haben das Geld beschlossen, aber das Geld gibt es nur dann, wenn ihr euch an das haltet, was festgehalten wurde, worauf man sich festgelegt hat und was immer wieder kommuniziert wurde.

Ich verstehe zwar, dass es nicht ganz einfach ist, in einer Situation, in der auf den Herr Stadtrat viel medialer Druck ausgeübt wird, dem Odeon doch unbedingt das Geld zu geben, Nein zu sagen. Und ich meine, dass es auch richtig und sehr wichtig war, die Bedenken des Kontrollamtes zu allererst auszuräumen. Das war sicherlich grundsätzlich richtig. Allerdings glaube ich weiterhin, dass es nicht so sein kann, dass wir, nur weil jetzt die Bedenken des Kontrollamtes ausgeräumt wurden, einfach wieder zur Tagesordnung vor der Theaterreform übergehen und dass wir an diese Institution, ohne dass wir das, worauf wir uns geeinigt haben, noch einmal gründlich nachgelesen haben, wieder Gelder vergeben.

Ähnliches gilt für die Kammeroper. Im Gutachten der Theaterjury war eindeutig festgehalten, dass im Jahr 2007 auszuschreiben ist. Wir haben immer wieder darüber diskutiert, und ich glaube, dass wir einen Weg finden müssen, und zwar nicht nur gegenüber diesen Subventionsnehmern im Speziellen, sondern auch gegenüber allen anderen, die sich an all diese Spielregeln halten, die ausführliche Gutachten der Theaterjury über sich ergehen lassen, die Hunderte Seiten an Anträgen schreiben, die in Hearings gehen und all das tun, was wir von ihnen erwarten. Ich meine, dass wir genau jenen gegenüber – und das ist die Mehrzahl – fair sein müssen, und fair sein heißt, dass die Regeln für alle gelten und dass nicht einfach Ausnahmen für jene gemacht werden, die lauter sind und über mächtigere Lobbys verfügen.

Es muss klar sein, dass das, worauf man sich geeinigt hat, für alle gilt. Das ist ein Grundsatz, und ich glaube, dieser sollte für alle gelten. Deshalb werden wir diesen zwei Subventionen nicht zustimmen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Nunmehr bitte ich GR Dr Wolf zum Rednerpult.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP‑Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich unterstütze die Kritik von Marie Ringler an der Theaterreform. Ich wundere mich nur, dass sie immer öffentliche Kritik betreffend Verfehlungen und Versäumnisse übt, von Verwässerungen der Theaterreform und davon spricht, dass die Theaterreform, so wie sie von StR Andreas Mailath-Pokorny gemacht wird, einfach nicht funktionieren kann, dann aber doch immer wieder dabei ist!

Frau Kollegin! Es wäre wahrscheinlich einfacher und klarer für Ihre Argumentation, endlich zu sagen: Diese Theaterreform ist gescheitert! So geht es nicht. Und auch wir GRÜNEN verabschieden uns von diesem Theaterreformvorhaben, wir sind nicht mehr dabei. – Das wäre konsequent, nachvollziehbar und klar, aber diese Wackellinie zwischen öffentlicher Kritik und interner Zustimmung ist nicht verständlich, zumindest für uns nicht. Wir haben vor mehr als einem Jahr klare Fronten geschaffen, und das halte ich für eine klare Markierung. 

Meine Fraktion wird beiden Subventionen, nämlich der Wiener Kammeroper und der Subvention für das Odeon, zustimmen. Wir meinen, dass damit zwei wertvolle Wiener Kulturinstitutionen finanziert werden. Wir sind allerdings der Meinung, dass die Finanzierung auf bloß ein Jahr problematisch ist. Damit ist eine nachhaltige und auch konzeptive Arbeit kaum möglich, wenn man nur für ein Jahr das Geld bekommt, zumal das Odeon um Subvention für vier Jahre eingereicht hat. Jetzt bekommt das Odeon einmal ein Jahr Subvention und muss damit wahrscheinlich noch zufrieden sein, weil die Alternative gewesen wäre, dass das Odeon nicht mehr weiterbetrieben werden kann und dadurch ein Verlust für die Wiener Kulturlandschaft eingetreten wäre.

Im Kulturausschuss hat der Stadtrat gesagt, die Kritikpunkte des Kontrollamts seien ausgeräumt, man könne nun, nachdem es den durch die Medien gegeisterten Tantiemenverzicht der beiden Betreiber gibt, eine komplizierte juristische Frage, die ich hier nicht erläutern werde, über die Zukunft des Odeons weiterverhandeln. Das ist fast wortident mit dem, was Andreas Mailath-Pokorny vor genau einem Jahr in einer Pressekonferenz gesagt hat. Ich zitiere: „Eine Stiftungslösung für das Odeon ist in Aussicht genommen, die den Weiterbestand des Raumes sowohl im Sinne der bisherigen Betreiber als auch hinsichtlich der Erfordernisse der Theaterreform langfristig absichern soll." - Das war im Mai vergangenen Jahres. Es ist wieder Mai, ein Jahr lang ist nichts geschehen, obwohl - auch das gibt der Stadtrat zu - alle Voraussetzungen von den Betreibern geschaffen wurden, dass endlich eine Lösung gefunden wird. 

Es geht also darum, dass endlich gehandelt wird, dass nicht ein weiteres Jahr diskutiert wird und nichts geschieht und dadurch ein für Wien wertvolles Theater endgültig in seiner Existenz nicht nur gefährdet, sondern tatsächlich ruiniert wird! - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich bin nun tatsächlich nicht oft mit dem Kollegen Wolf einer Meinung, aber heute muss ich ihm ein bisschen recht geben. Ganz verstehe ich die Linie der Kollegin Ringler nicht. Letzte Woche hat sie eine Pressekonferenz gegeben, wo sie in wüstesten Tönen - ich will das hier im Hohen Haus des Gemeinderats gar nicht wiederholen - über die Theaterreform hergezogen ist und heute ist sie wieder so harmonisch. Also der Kollege Wolf hat recht, die GRÜNEN sollten sich überlegen, was sie wollen! Eines geht nicht, Pressekonferenzen abzuhalten, dort Kritik zu üben und hier mitarbeiten zu wollen! Es gibt keine selektive Zusammenarbeit! Die GRÜNEN werden sich überlegen müssen, ob sie wirklich mit uns zusammenarbeiten wollen oder ob sie nur bei populären Entscheidungen dabei sind! Denn immer wenn es heikel wird, geht man in die Öffentlichkeit und sagt, man will nicht dabei gewesen sein! Diese Art der Zusammenarbeit wird es nicht geben! Die GRÜNEN werden sich überlegen müssen, ob sie immer dabei sind oder überhaupt nicht dabei sind! Das ist Ihre Entscheidung! (Beifall bei der SPÖ.)
Insgesamt, ob mit oder ohne grüne Zusammenarbeit, ist die Theaterreform auf einem sehr guten Weg. Es sind in Wirklichkeit alle großen Ziele der Theaterreform erreicht. Wir haben eine vierjährige Konzeptförderung, die unter anderem 16 freie Gruppen bekommen haben. Das ist ein Quantensprung. Früher hat es freie Gruppen, die längerfristige Förderungen bekommen haben, überhaupt nicht gegeben. Es gibt jede Menge von Projektförderungen, ebenso für freie Gruppen. Das Budget der freien Gruppen ist von 1999 bis 2006 von 14 auf 23 Mil-
lionen EUR erhöht worden. Das ist eine Steigerung von 64 Prozent. Da zu sagen, es ist nichts weitergegangen, ist wirklich lächerlich!

Die Probleme liegen oft im Detail. Das muss ich der lieben Kollegin Ringler sagen: Theater sind keine Schraubenfabriken. Theater sind eben Theater. Es geht um Theater, es geht um Kunst, es geht um Künstlerinnen und Künstler, es geht oftmals um verdiente Künstlerinnen und Künstler und es geht oft um Lebenswerke. Da kann man nicht einfach sagen, 40 Jahre Arbeit in der Kammeroper wischt man weg, 30 Jahre Arbeit im Odeon wischt man weg. Gott sei Dank haben die GRÜNEN keine Regierungsverantwortung, weil das wäre ganz schlecht für alle Menschen in dieser Stadt und insbesondere für die Kunst! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir wollen Veränderung, wir wollen Erneuerung. Die gibt es. Es gibt eine Reihe neuer Intendanten, es gibt eine Reihe von Weichenstellungen, wo in Kürze neue Intendanten kommen werden, Veränderungen, die es bisher in dieser Intensität noch nie in der Theaterlandschaft gegeben hat. Wir wollen diese Veränderungen, wir wollen diese Erneuerungen und wir werden sie auch durchsetzen, aber nicht mit Brandrodung und unter Missachtung der Verdienste von vielen Künstlerinnen und Künstlern, die in dieser Stadt jahrzehntelang gearbeitet haben. Da werden wir nicht mitmachen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir sind in einer Situation, wo man leicht Leitbilder gemeinsam beschließen kann. Wenn es aber dann um die konkrete Umsetzung und die Probleme, die dann im Konkreten zu behandeln sind, geht, dann muss man das diffiziler sehen. Das gilt für alle Oppositionsparteien. Es ist halt leichter, hier Kritik zu üben, als im Detail Probleme zu lösen.

Wir sind auf einem guten Weg. Wir haben das Problem Kosmos, was die Intendanz betrifft, auf die richtige Schiene gestellt, ohne dass wir dort Brandrodung betrieben haben.

Wir haben mit dem Ensembletheater Gespräche geführt, sodass es in Kürze Veränderungen geben wird. 

Wir sind auch mit dem Odeon, mit Erwin Piplits und Ulrike Kaufmann, in guten Gesprächen und wir werden auch hier eine Lösung finden, mit der die früheren und auch die zukünftigen Intendanten sehr gut leben können. Insofern muss man einfach anerkennen, dass das Odeon ein unverwechselbarer Ort ist. Wenn wir jetzt ein halbes Jahr länger verhandeln, dann ist es uns lieber, ein halbes Jahr länger zu reden, als einfach verbrannte Erde zu hinterlassen. Die verbrannte Erde müssen die GRÜNEN allein verantworten! Wir werden das nicht tun! Daher werden wir konsequent in der Theaterreform weitergehen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Genau dasselbe gilt auch für die Kammeroper. Es stimmt, dass die Jury gesagt hat, in der Kammeroper sollte es eine Veränderung geben. Nur offensichtlich hat die Kollegin Ringler nicht erkannt, was sich in den letzten zwei Jahren in der Kammeroper verändert hat. Wahrscheinlich warst du auch nie dort. Dort hat es nämlich durch die Intentionen der Theaterreform eine innere Veränderung gegeben, die man anerkennen muss. Wenn man heute die Theaterjury fragen würde, würden diese das wahrscheinlich auch anerkennen, weil diese, im Gegensatz zu dir, viel kompetenter in diesen Fragen sind. 

Man muss anerkennen, dass die Kammeroper in den letzten zwei Jahren ein sehr respektables Programm gemacht hat, ein sehr engagiertes Programm in einer Nische zwischen Opera buffa, zwischen Barockoper, zwischen Kammer-Musical und zeitgenössischen Uraufführungen und Erstaufführungen. Das muss man anerkennen. Es bedarf Zeit, dass wir mit der künstlerischen Leitung der Kammeroper reden, wie es in Zukunft weitergeht. 

Man muss auch berücksichtigen, dass man, gerade, was die Kammeroper und das Odeon betrifft, Gespräche mit dem Bund führen muss. Wir waren lange nicht in der Lage, mit dem Bund vernünftige Gespräche zu führen. Das ist jetzt möglich. Daher werden wir jetzt diese Gespräche führen. Um eben diese Zeit zu haben, sowohl mit den Intendanten als auch mit dem Bund vernünftige Lösungen erzielen zu können, werden wir heute eine Verlängerung der Förderungen um ein Jahr beschließen, um dann in einem Jahr weiterzusehen, wie wir insbesondere zum Stichpunkt 2009, wo es eine weitere Etappe der Veränderungen in der Theaterreform geben wird, Lösungen finden werden, zu denen wir wirklich stehen können. Da werden wir uns von den GRÜNEN jedenfalls nicht beirren lassen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir können gleich abstimmen, wie gesagt, getrennt.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 22 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrstimmig, gegen die GRÜNEN, so angenommen.

Postnummer 23 wird abgestimmt. Ich bitte ebenfalls um ein Zeichen mit der Hand. - Gleiches Abstimmungsergebnis, mehrstimmig, gegen die Stimmen der GRÜNEN.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 24 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Scheibmaier GmbH. Frau GRin Polkorab wird als Berichterstatterin einleiten.

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet hat sich Herr Mag Stefan. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Scheibmaier GmbH klingt harmlos. Es geht auch um den Operettensommer, also eine Sache, wo man denken sollte, da kann jeder zustimmen, das ist alles in Ordnung. Daher hat es mich sehr verwundert, als im Kulturausschuss bei einer Nachfrage an den Stadtrat, ob ihm bewusst sei, welche personellen Beteiligungen es hier gäbe und zweitens warum der PID zusätzlich noch eine Subvention erteilt, nur die Antwort gekommen ist, das geht uns nichts an, das ist so. 

Das hat mich so irritiert, dass ich den Eindruck gewonnen habe, da muss irgendetwas nicht ganz in Ordnung sein. Es ist nun einmal Tatsache, dass hier sehr leicht 150 000 EUR vergeben werden, wo die Gegenleistung nicht ganz erkennbar ist. Das ist so wie bei Adi Hirschal. Da wird leicht Geld vergeben, wenn man den Eindruck hat, dass das Naheverhältnis zur Wiener SPÖ sehr stark ist. Das ist der eine Punkt.

Der zweite Punkt ist, dass für mich nicht klar ist, warum der PID noch zusätzlich subventionieren muss. Die Antwort wurde uns nicht gegeben. Daher ist das strukturell für mich fraglich.

Wir werden daher diesem Akt nicht zustimmen und hoffen, dass wir das nächste Mal etwas ordentlichere Auskünfte bekommen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Mag Ringler hat sich gemeldet. - Bitte schön.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Lieber Ernst Woller, genau an diesem Punkt müssen wir darüber reden, wo wir mitgehen und wo wir nicht mitgehen und was die Theaterreform jetzt wirklich soll oder nicht! 

Da ist die Scheibmaier GmbH ein wunderbares Beispiel dafür, was es mit uns ganz sicher nicht geben wird, nämlich ganz klar und offensichtlich verdeckte Parteienfinanzierung an eine GesmbH, die im indirekten Eigentum jener Partei steht, die hier die absolute Mehrheit hat! Wenn das die Linie ist, die ich in einer Theaterreform mittragen soll, dann kann ich nur ganz klar sagen, selbstverständlich nicht! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Diese Vorgänge, sehr geehrte Damen und Herren, kann man nicht einfach ignorieren und man kann auch nicht so tun, als wären sie Einzelfälle, die halt einmal passieren. Es kann Ausnahmen geben und es kann manchmal auch gut begründete Einzelfälle geben, aber das, was wir in den letzten Monaten gesehen haben, war tatsächlich die völlige Verwässerung einer sinnvollen und guten Reform, zu deren Ziel ich stehe. Aber was sicher nicht mit den GRÜNEN geht, ist zu sagen, wir machen etwas gemeinsam, dann entscheiden wir Dinge in einer Fülle von Ausnahmen, die so einfach nicht akzeptabel sind und dann sollen wir ohne zu mucksen einfach so tun, als wäre nichts gewesen! Das geht mit den GRÜNEN nicht! 

Die Scheibmaier GesmbH ist nur die Spitze des Eisbergs. Du hast sicher auch die Presseaussendungen des Operettensommers des letzten Jahres gelesen. Wenn jemand ein Kabarett darüber machen will, wie Kultur angeblich ist, dann muss er nur diese Presseaussendungen lesen. Das kann mit dem Ziel und den Ansprüchen der Reform nichts zu tun haben. Dass diese GesmbH dann auch noch im indirekten Eigentum der SPÖ steht, schlägt dem Fass den Boden aus! Da können wir nicht mit wollen! 

Abgesehen davon noch einmal: Die Theaterreform hat richtige Ziele. Ich glaube, dass es viele gute Entwicklungen in der Theaterreform gibt, aber wir werden ganz sicher nicht den Mund halten, wenn es Entwicklungen gibt, die wir offensichtlich einfach so, mir nichts, dir nichts, mittragen sollen! Du weißt, und das wissen auch die Mitarbeiter des Stadtrats und das weiß auch er, dass ich im Vorfeld immer wieder das Gespräch gesucht habe und weiterhin suchen werde, weil ich grundsätzlich die Hoffnung nicht aufgegeben habe. Möglicherweise habt ihr beschlossen, dass es hier keine Basis für Zusammenarbeit gibt, wenn irgendjemand das tut, was die SPÖ am wenigsten aushält, nämlich Kritik zu üben. Das kann schon sein. Dann nehme ich es zur Kenntnis. Aber ich glaube nicht und kann mir nicht vorstellen, dass jene WählerInnen in dieser Stadt, die Kulturpolitik ernst nehmen, den Weg, den die SPÖ gerade geht, gut finden. Der Zuspruch, den ich von vielen Menschen in dieser Stadt zu diesem Thema bekommen habe, gibt, glaube ich, wohl eher mir recht als dir. Es gibt auch eine Menge Menschen, die sehr nahe an dieser Reform mitgearbeitet haben, die ebenso wie ich über das entsetzt sind, was da passiert. Deshalb glaube ich nicht, dass man diesen Weg so mir nichts, dir nichts weitergehen kann und einfach schweigt, den Mantel des SPÖ-Schweigens über das, was nicht in Ordnung ist, einfach drüberlegen kann. Das ist nicht unsere grüne Kultur und das ist nicht unsere grüne Politik!

Zur Scheibmaier GesmbH ist schon viel gesagt worden. Sie ist die Spitze des Eisbergs, eines Systems SPÖ, das dieser Stadt nicht würdig ist, nicht nachvollziehbar ist und das sehr bedauerlich ist! Deshalb werden wir dem sicher nicht zustimmen. (Beifall bei den Grünen.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist GR Dr Wolf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es geht um eine Subvention für den Operettensommer in Höhe von 150 000 EUR durch das Kulturamt und um 71 000 EUR durch den PID, insgesamt also 221 000 EUR. 

Ich habe im Kulturausschuss nicht ganz absichtslos den Herrn Stadtrat gefragt, ob ihm die Eigentumsverhältnisse der Scheibmaier GmbH bekannt sind. Er hat wörtlich gesagt: „Die Beteiligungsverhältnisse sind mir nicht bekannt." - Denklogisch gibt es zwei Möglichkeiten: Entweder er ist ahnungslos oder er hat nicht die Wahrheit gesagt. 

Die Scheibmaier GesmbH steht zu 50 Prozent im Eigentum der AWH Holding GmbH. Die AWH Holding GmbH hat einen Geschäftsführer namens Helmut Laska und einen stellvertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsrats namens Harry Kopietz. (GR Dr Matthias Tschirf: Interessant!) Die AWH Holding steht zu 100 Prozent im Eigentum des Verbandes der Wiener Arbeiterheime. Das, was Marie Ringler als Spitze des Eisbergs bezeichnet hat, ist eine freundliche Umschreibung für den offenbaren Subventionsalltag der Gemeinde Wien. 

Diese Beteiligungsverhältnisse sind dem Stadtrat nicht bekannt. Ich habe es gesagt, entweder er ist ahnungslos oder er hat nicht die Wahrheit gesagt! Beides ist untragbar! - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Woller hat sich gemeldet. - Bitte.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Noch einmal ein paar Worte zur Theaterreform: Die Kollegin Ringler scheint offensichtlich die Aufgaben und Grenzen der Theaterreform nicht erkennen zu wollen. Eine Zusammenarbeit in einem konkreten Projekt wie der Theaterreform ist keine Regierungsbeteiligung. Es gibt Dinge, die in die Theaterreform hineinfallen, die wir besprechen werden, und Dinge, die nicht in die Theaterreform hineinfallen, die wir so entscheiden werden, wie es die Stadtverfassung und die politischen Verhältnisse in dieser Stadt vorsehen. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Aber nicht mehr lange!) - Da brauchen Sie sich keine Sorgen zu machen! (GR Dr Matthias Tschirf: Wir machen uns keine Sorgen!) Wir sind sehr gut unterwegs.

Vieles fällt nämlich nicht in den Aufgabenbereich der Theaterreform. Der Wiener Operettensommer ist niemals einem Kuratorium oder einer Theaterjury im Rahmen der Theaterreform vorgelegt worden, weil das ist keine Theateraktivität, das ist eine Sommeraktivität. Genauso ist auch das Sommertheater von Adi Hirschal kein Theater im Sinne der Theaterreform, sondern eine Sommeraktivität. Insgesamt tragen diese dazu bei, dass die Attraktivität der Stadt Wien in kulturellen Angelegenheiten während des ganzen Jahres so großartig ist, dass die Wienerinnen und Wiener zu 95 Prozent zufrieden sind und dass 83 Prozent der Touristen und Touristinnen, die nach Wien kommen, und das sind immerhin 10 Millionen Nächtigungen im Jahr, der Meinung sind, sie kommen nach Wien wegen des kulturellen Angebots. 

Da kannst du diskutieren, mit wem immer du willst, das kulturelle Angebot dieser Stadt übers ganze Jahr werden wir uns sicher nicht kaputtmachen lassen! (Beifall bei der SPÖ.)

Daher entscheiden wir die wichtige Frage der Durchführung oder Nichtdurchführung oder Subventionierung oder Nichtsubventionierung eines Wiener Theatersommers genau nach den Kriterien, die die Stadtverfassung und der Gemeinderat vorsehen. Der Stadtrat macht eine Vorlage, der Gemeinderatsausschuss diskutiert und beschließt sie, der Gemeinderat diskutiert und beschließt sie. Das hat mit der Theaterreform nichts zu tun. 

Wenn du von der Basis einer Zusammenarbeit sprichst, dann denke einmal darüber nach, ob eine Schlagzeile eines „Konstruktiven Arschtritts an den Kulturstadtrat“ eine Basis für eine konstruktive Zusammenarbeit ist! Bevor wir über Zusammenarbeit reden, wäre deinerseits ein Wort der Entschuldigung tatsächlich angebracht! (Beifall bei der SPÖ.) 
Worum geht es sachlich beim Wiener Operettensommer? Seit vier Jahren gibt es den Wiener Operettensommer. Die Wienerinnen und Wiener nehmen das sehr stark in Anspruch. 20 Prozent Zuwachs. Ich höre, dass auch die Anfragen der Oppositionsparteien um Freikarten jedes Jahr steigen. Offensichtlich ist der Wiener Operettensommer bisher auch bei der Opposition nicht so unbeliebt gewesen. 

Es ist jedenfalls so, dass der Operettensommer ein wichtiges zusätzliches kulturelles Angebot im Sommer ist und dass es heuer eine Neuerung in dem Sinne gibt, dass der Wiener Operettensommer open air stattfindet, und zwar im Garten des Theresianums. Das ist insofern beachtlich, als dieser Garten seit ich mich erinnern kann noch nie offen zugänglich war und dass mit dieser Veranstaltung der Garten des Theresianums, der immerhin 300 Jahre alt ist und der Aufführungsort der ersten Barockopern in dieser Stadt war, erstmals für die Wiener Öffentlichkeit und auch für Touristinnen und Touristen öffentlich zugänglich sein wird. Das ist es uns einfach wert, dass wir sagen, um das zu unterstützen, gibt es eine Förderung sowohl von der Kulturabteilung als auch vom Presse- und Informationsdienst. Der PID ist immerhin dafür verantwortlich, dass das Wien-Marketing funktioniert, dass die Touristen nach Wien kommen und dass Wien in der Welt gut dargestellt wird. 

Wien steht trotz dieser Opposition sehr gut da! Wir werden daher diese positive Arbeit an der Weltmarke Kulturstadt Wien weitertreiben! (Beifall bei der SPÖ.) 
Eine Aufgabe des Operettensommers war es auch, erfolgreichen jungen Künstlerinnen und Künstlern die Möglichkeit zu geben aufzutreten. Siehe da, da gibt es tatsächlich Künstler, die es geschafft haben, innerhalb von kurzer Zeit vom Wiener Operettensommer ein Engagement an der Wiener Staatsoper zu bekommen. Ich freue mich sehr, dass Clemens Unterreiner nach dem Wiener Operettensommer seit zwei Jahren Ensemblemitglied der Wiener Staatsoper ist. Das gleich zur Nähe zur SPÖ: Clemens Unterreiner ist der Sohn der ehemaligen Kultursprecherin der FPÖ. Nur dass man sieht, wie viel das mit der SPÖ zu tun hat. 

Wir werden weiter auch die Operette in Wien zeigen. Es ist fast lächerlich, dass die wienerischste Form des Musiktheaters, nämlich die Operette, überall erfolgreich gezeigt wird, in Mörbisch, in Baden, in Bad Ischl, fast in jeder Kleingemeinde in Niederösterreich und im Burgenland, nur in Wien soll es sie nicht geben. Wir schaffen auch in Wien ein attraktives Angebot für die Operette im Sommer. Das wollen die Wienerinnen und Wiener! Das wollen die Touristinnen und Touristen! Das ist uns auch, wie bei allen anderen Kulturförderungen, öffentliches Geld wert! Dieses Geld ist tatsächlich gut eingesetzt! (Beifall bei der SPÖ.) 

Nun noch zum letzten Argument, der 50-Prozent-Beteiligung des Echo-Verlags an der Scheibmaier GesmbH: Zuerst muss man einmal sagen, dass die Scheibmaier GesmbH so erfolgreich ist, ist insbesondere ein Verdienst des Karl Scheibmaier und seiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und insbesondere jener großartigen Künstlerinnen und Künstler, die seit mehr als 30 Jahren erfolgreich von Karl Scheibmaier vertreten werden. Das sind Ludwig Hirsch, Stefanie Werger, STS, das war früher Rainhard Fendrich, ist jetzt noch immer Hermann van Veen. Das sind die, mit denen Karl Scheibmaier und seine GesmbH Geschäft und Geld machen, nicht mit dem Operettensommer, weil das in Wirklichkeit ein Hobby ist, wo er in den letzten Jahren nur daraufgezahlt hat, damit er einen Wunsch der Stadt Wien erfüllt (GR Mag Wolfgang Jung: Hahaha!), dass er sagt, er gibt einen Teil seines Engagements der Kulturstadt Wien zurück und wenn die Stadt einen Operettensommer haben will, dann werden wir das schaffen. Dass er heuer erstmals sagt, dazu braucht er auch ein Mindestmaß an kultureller Förderung durch die Stadt Wien, ist durchaus mehr als berechtigt. Das hat absolut nichts mit Parteienförderung zu tun. Kein Cent geht vom Operettensommer an die Arbeiterheime! Das ist absolut lächerlich! Das stellt sich die kleine Opposition so vor! 

Wir arbeiten an der Weltmarke Kulturstadt und da können Sie in Wirklichkeit machen, was Sie wollen, natürlich nicht nur durch den Operettensommer, aber auch durch das Genre Operette in dieser Stadt! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir können die Postnummer 24 abstimmen. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 24 ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrstimmig, mit den Stimmen der Sozialdemokraten, so beschlossen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 25 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die HEY-U Entertainment GmbH. Der Berichterstatter, Herr GR Woller, leitet ein.

Berichterstatter GR Ernst Woller: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr Mag Stefan hat sich zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Die HEY-U Entertainment GmbH organisiert das Festkonzert im Park Schönbrunn. Das hat gestern schon stattgefunden. Wir beschließen heute die Subvention. 

Wir haben ursprünglich im Ausschuss zugestimmt, auch im Stadtsenat. Allerdings haben wir bei genauer Betrachtung des Akts doch feststellen müssen, dass hier erhebliche Mängel bestehen, wo Positionen offensichtlich vollkommen falsch dargestellt sind, ganz anders abgerechnet sind. Das muss bei einem Akt, wo es um 250 000 EUR geht, nicht so sein. Als Zeichen dessen, dass wir das nicht goutieren, lehnen wir daher nunmehr den Akt ab! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Mag Ringler, bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Lieber Ernst Woller, Gott sei Dank hat die SPÖ noch nicht die Weltmacht, aber der Versprecher war aussagekräftig. 

Jetzt aber doch noch einmal kurz ein paar Worte zu unserer vorherigen Debatte. Wenn es so ist, dass der Operettensommer nichts mit der Theaterreform zu tun hat, und die Operette nichts mit den Reformbemühungen zu tun hat, wie kommt es dann, dass ich dem „Standard" von morgen entnehme, dass die Fledermaus, auch eine klassische Operette, kein Geld bekommen hat und dass jener Politiker, der dem Herrn Mailath-Pokorny einen Brief mit der besonderen Bitte, man möge das doch subventionieren, geschrieben hat, wenn ich mich recht erinnere, der Herr Dobusch, einen Brief vom Herrn StR Mailath-Pokorny zurückbekommen hat, in dem er gesagt hat: „Wissen Sie, wir haben uns darauf geeinigt, in der Theaterreform werden alle Akten und alle Anträge, auch die von der Fledermaus, der Bewertung der Kuratoren unterzogen. Wir werden auch diesen Akt den Kuratoren hinlegen. Die werden sich das anschauen und begutachten. Ich werde mich selbstverständlich an das halten, was die Kuratoren zu dieser Fledermaus sagen." 

Geld haben die von der Fledermaus keines bekommen. Offensichtlich ist das mit den SPÖ-Beteiligungsverhältnissen doch nicht so schlecht! Das entlarvt die Argumentation! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Dann ist es mir wichtig, noch ein Wort zu unserer Debatte von heute in der Früh zu sagen. Der Herr Stadtrat hat nämlich meines Wissens nach wider besseren Wissens behauptet, dass auch wir GRÜNE nichts dagegen hätten, wenn ein Kulturverein, in dem unser Bundeskultursprecher Wolfgang Zinggl Vorstandsmitglied wäre, Gelder bekommt. Der Herr Stadtrat weiß nachweislich, dass Wolfgang Zinggl seit vielen Jahren nicht mehr im Vorstand des Depots ist. Er hat es heute wider besseren Wissens gesagt. Ich möchte es hier noch einmal und fürs Protokoll deutlich zurückweisen, wir GRÜNE lassen uns das nicht nachsagen, dass wir auf diese unsaubere Weise vorgehen! Bei uns ist es selbstverständlich, dass Leute, die in Kulturinstitutionen tätig sind, in denen sie früher tätig waren, wenn sie politische Funktionen haben, ihre Funktionen zurücklegen! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Laut Geschäftsordnung kann sich außerhalb der Tagesordnung der amtsführende Stadtrat jederzeit melden. Am Wort ist der Amtsf StR Dr Mailath-Pokorny.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich habe eigentlich nur eine Frage: Wieso ist es dann der Wolfgang Zinggl, mit dem ich permanent über die Subvention spreche, wenn er gar nichts mit dieser Einrichtung zu tun hat? Es ist der Wolfgang Zinggl, Kultursprecher der GRÜNEN, der mich anruft und mit dem ich zu besprechen habe, in welcher Höhe wann und was an das Depot gezahlt wird. (GR Christian Oxonitsch: Interessant!) Soviel zur Wahrheit der GRÜNEN! - Danke. (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Herbert Madejski: Ich kenne mich jetzt nicht aus! Was ist die Wahrheit?)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Dr Wolf. - Bitte.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich werde auf die Szenen einer rot-grünen Ehe, die wir jetzt erleben, nicht näher eingehen. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich finde das ganz amüsant, werde mich aber dem Subventionsansuchen für das Konzert im Park von Schloss Schönbrunn widmen. Es ist interessant, das Konzert hat gestern stattgefunden und heute wird subventioniert. Ich stelle mir vor, wie es dem Unternehmer erginge, wenn der Gemeinderat heute die Subvention ablehnen würde. Er müsste in Konkurs gehen, weil das Geld offenbar ausgegeben ist. Oder ist das mit Zusagen gelaufen, ich weiß es nicht. 

Dieser Akt ist mehrfach bemerkenswert. Auch deshalb, weil 250 000 EUR Subvention für Künstlerhonorare, und das steht im Akt, gefordert werden. Bei Nachfrage stellt sich heraus, dass die Philharmoniker kein Honorar bekommen, sondern auf Grund der Subventionsvereinbarungen mit dem Bund verhalten sind, zehn Konzerte gratis zu spielen. Es wird kein Honorar an die Philharmoniker gezahlt. Es wird ein Honorar an den Dirigenten gezahlt. Möglicherweise wird die Rechtabgeltung mit Künstlerhonoraren gemeint, aber in der Höhe von 250 000 EUR ist das auch nicht möglich, sodass der Geschäftsführer dem „Standard" gesagt hat, das ist ein Formalfehler. Es ist ein Formalfehler, es sind weniger Künstlerhonorare. Das ist passiert. Die Zeilen sind verrutscht. Das zeigt aber sehr gut, wie hier, bei diesem Akt, kontrolliert und geprüft wird. An sich sollten Sie ihn zurückziehen, verbessern und neu einbringen. Das wäre das Korrekte, die Hausaufgabe noch einmal zu machen. 

Es ist auch Weiteres bemerkenswert. In dem Akt steht, dass 220 Millionen europäische Fernsehzuseher diesem Ereignis folgen werden, daher sei die Werbewirkung für die Weltmacht Wien gegeben. Leider haben nur zehn Länder, von Mazedonien angefangen, das übernommen. Selbst wenn alle Mazedonier gestern das Konzert im Fernsehen gehört und gesehen haben, werden die 220 Millionen nicht zu Stande kommen, die unter anderem als Argument für die hohe Subventionssumme gegolten haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

„Die nationale Reichweite im TV wird 525 000 Seher sein." - Es waren 390 000. Wenn man sich den Verlauf des Konzerts in Teletestings im Minutentakt anschaut, dann wäre es möglicherweise gegen Ende des Konzerts billiger gewesen, den Zusehern CDs zuzuschicken. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber das ist eine böse Bemerkung. Nein, es stimmt mit dem Akt hinten und vorne nicht, wienerisch gesagt, dennoch wird er demnächst beschlossen! Ich lade Sie ein, ihn zu beschließen, aber wir lehnen ihn ab! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Polkorab. - Bitte.

GRin Rosemarie Polkorab (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Herr Kollege Wolf, Sie haben da von den zehn Ländern und von den Mazedoniern erzählt, die dann vielleicht zuschauen oder nicht. Es ist schon richtig, dass Zypern, Mazedonien, Tschechien, Belgien, Slowenien, Rumänien und Dänemark live bei der Übertragung dabei waren. Aber Sie oder der Redakteur vom „Standard" haben vergessen, dass auch die 3SAT-Live-Übertragung war und dort sind Spanien, Portugal, Deutschland und so weiter dabei. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: 3SAT reißt Sie heraus!) Also ich weiß nur von 200 000 Teilnehmern. Von den Millionen, die Sie da anführen, weiß ich persönlich nichts. (GR Günter Kenesei: Vorher den Akt lesen und danach erst sprechen, das wäre besser!) 

Aber ich möchte jetzt trotzdem zum Akt sprechen. (GR Günter Kenesei: Das steht im Akt drinnen! Das brauchen Sie nur nachzulesen! 400 000!) - Lieber Herr Kollege, 400 000, das ist richtig, aber nicht 220 Millionen! 

Also gestern war wieder einmal ein kulturelles, musikalisches Großereignis im Schlosspark von Schönbrunn in Wien. Die Philharmoniker, diesmal unter dem Star-
dirigenten Valery Gergiev spielten vor zirka 140 000 Besuchern bereits zum vierten Mal das Konzert für Europa bei freiem Eintritt. Österreichs musikalischer Gruß in alle Welt, neben dem Neujahrskonzert im Musikvereinssaal und den Festwocheneröffnungen auf dem Rathausplatz vor dem Rathaus, ist bereits zur musikalischen Visitenkarte unserer Musikmetropole Wien geworden. Beim heurigen Konzert war, wie allen bekannt ist, Russland zu Gast in Europa. Das Programm umfasste unter anderem Werke von Mussorgski, Tschaikowsky, Rimski-Korsakow und Johann Strauß. Die Philharmoniker brillierten auf höchstem Niveau, wie auch in den drei vergangenen Jahren, bei 250 000 Besuchern und 4 Millionen Fernsehzuschauern weltweit. Bobby McFerrin, Zubin Mehta und Placido Domingo waren die bisherigen Stardirigenten dieses attraktiven Klassik-Openairevents aus der Musikmetropole Wien. 

Es gibt 13 Partner, die das Konzert finanziell unterstützen, unter anderem die Nationalbank, der Verbund, die Stadt Wien - hier werden keine Mittel aus dem Kulturbudget entnommen, es wird niemandem etwas weggenommen -, das Bundeskanzleramt, das Finanzministerium, die Bank Austria, die „Kronen Zeitung“ und so weiter. Sie brauchen nur die Homepage Europakonzert nachzulesen. 

Seit 1990 ist die HEY-U Entertainment GmbH in den Bereichen Event-Produktion, Musikproduktion und Television und Film tätig. Das Wissen, das sie in mehr als 15 Jahren ihrer Tätigkeit erwerben konnte, ermöglicht ihr, ihre Stärke in Planung und Umsetzung von kleinen 
Events bis zu großen Projekten anzubieten. Daher ist es für uns Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen keine Frage, dieses europäische musikalisch-kulturelle Großereignis mit 250 000 EUR zu unterstützen. Auch der Bund zahlt 250 000 EUR. 

Unsere Kulturpolitik steht im Zeichen der Offenheit. Ob Theater, Musik oder bildende Kunst, alle Kunstformen werden optimal gefördert. Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten sprechen uns vehement gegen Bevormundung und Grenzen für die Freiheit in der Kunst und der Kulturschaffenden aus, denn Förderungen dürfen nicht vom persönlichen Geschmack von Politikern abhängig sein! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtung hat sich Herr GR Dr Wolf gemeldet. Die Redezeit beträgt drei Minuten.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich mache es kürzer. Damit die Zahlenverwirrung nicht Eingang ins Protokoll findet, im Akt steht: „Facts: rund 100 000 Zuseher vor Ort im Schlosspark Schönbrunn, ..." (GR Christian Oxonitsch: Es waren 40 000 mehr!) - es waren angeblich 140 000 (GR Kurt Wagner: Nicht angeblich!) – „... TV-Zuseher national rund 525 000, TV-Zuseher international rund 200 Millionen." - Das steht im Akt. - Danke. (Beifall bei der ÖVP. - GR Günter Kenesei: Lesen sollte man es halt!)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Mir liegt nun keine Wortmeldung mehr vor. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Ernst Woller: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Alle 140 000, die gestern dort waren, und einige aus diesem Kreis, so wie ich, waren auch dort, werden sagen, es war eine großartige Visitenkarte der Kulturstadt Wien und sie würden nicht verstehen, wenn hier die Opposition der Meinung ist, dafür sollte es einfach kein Geld der Stadt geben. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Das hast du gut gesagt!) Es wird auch im Kulturbudget niemandem etwas weggenommen, weil das eine zusätzliche Förderung aus dem Gesamtbudget der Stadt Wien ist.

Wenn sich die ÖVP und die FPÖ vielleicht überlegen sollten, ob sie da jetzt zustimmen oder nicht, so einer komischen Vereinigung HEY-U, und wer das macht, kann ich zur Beruhigung nur sagen, die Organisation HEY-U macht das schon seit vier Jahren, auch unter dem Bundeskanzler Schüssel. Wie der Vizekanzler geheißen hat, fällt mir jetzt gerade nicht ein, aber er war auch nicht so bedeutend. Unter uns gesagt, die alte schwarz-blaue Regierung hat HEY-U beauftragt und so schlecht können die das nicht gemacht haben.

Daher bin ich der Meinung, dass wir auch dieser Förderung mit gutem Gewissen zustimmen können. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Abstimmung über das Geschäftsstück. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei der SPÖ fest. Der Antrag ist mehrheitlich angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 30 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Filmarchiv der Arbeiterbewegung. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. 

Wir können daher sofort abstimmen.

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei FPÖ, SPÖ und GRÜNEN fest. Der Antrag ist mehrheitlich angenommen.

Es kommt nunmehr Postnummer 31 zur Verhandlung. Es geht um eine Subvention an den Kunstverein Theater des Augenblicks. Berichterstatterin ist Frau GRin Zankl. Ich bitte Sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zu diesem Antrag.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Trotz der fortgeschrittenen Stunde ein paar Worte zu diesem durchaus interessanten Akt. Das Theater des Augenblicks möchte ein Kompetenzzentrum für internationale Kulturvernetzung und Beratung machen, also etwas, was irgendwie längerfristig sein soll. Das ist schon im Wortsinn ein Paradoxon. Deshalb habe ich mir das ein bisschen näher angeschaut. 

Wenn man sich die Homepage des Theaters des Augenblicks anschaut, gibt es nicht wahnsinnig viele Informationen. Schaut man oben auf die Pressemitteilungen, die ich mir alle ausgedruckt habe, hat man den Eindruck, der Augenblick dieses Theaters ist schon ein bisschen vorbei, weil alles, was es an Pressemitteilungen gibt, ist aus dem Jahre 2001. Also offensichtlich sind die besten Augenblicke dieses Theaters vorbei. Deswegen hat man sich etwas anderes überlegt. 

Dann habe ich mir diesen Antrag angeschaut. Wir haben vorhin gehört, welche fadenscheinigen Begründungen es gibt. Wenn man sich das durchliest, ist das ein ziemlich umfangreiches Schreiben. Ich werde ein paar Schlüsselsätze herausnehmen. Ich hoffe, Sie werden das alles wunderbar verstehen, was darin steht.

„Die Eigenproduktionen des Theaters des Augenblicks hatten und haben vielfach Laborcharakter." - Laborcharakter heißt, es ist etwas Unfertiges, es wird etwas getestet. Da sollte man eigentlich, wenn man leicht polemisch ist, sagen, dann sind das keine Zuschauer, sondern Testpersonen, die etwas bezahlt bekommen sollten, wenn sie dort hingehen.

Weiter unten steht dann allerdings, bei einem Projekt, das die EU gefördert hat: „,kontext : europa', ein innovatives Forum in einem intimen Rahmen." - Das heißt, es gab in Wirklichkeit eh keine Zuschauer, also brauchen wir uns darum nicht allzu viele Sorgen zu machen.

Jetzt wollen sie ein Kompetenzzentrum für Projekte, Forschung, Kompetenzentwicklung, Aus- und Weiterbildung machen, etwas, was eigentlich ungewöhnlich ist, dass eine Off-Bühne, die experimentelles Theater macht, plötzlich ein Kompetenzzentrum, also praktisch eine Verwaltungsstruktur, schaffen will. Also schaue ich mir an, was sie genau machen wollen:

„Projekte: Ein inhaltlicher Schwerpunkt ist dabei der Konfrontation, Tradition, Moderne, Postmoderne im Theater und Performing Arts gewidmet." - Aha, eh super! – „Die Analyse der zeitgenössischen Konstruktionen von Moderne und Modernität und auch Übertradition zielt nicht darauf ab, einen weiteren Beitrag zur Re- und Umformulierung des Begriffs der Moderne zu leisten, sondern sieht die Pluralisierung und Differenzierung des Begriffs als Impuls." - Ich kenne mich noch immer nicht aus. Es ist sehr gescheit und ein bisschen schräg. Es geht weiter: „Die Auseinandersetzung der Konstruktion von Moderne und Tradition richtet sich auf zeitgenössische Repräsentationen, Argumentationen und Diskursstrategien. Die Problematisierung der Antinomie ..." - ich hoffe, ich spreche das richtig aus – „... von Moderne und Tradition konzentriert sich sowohl auf den künstlerisch-ästhetischen Bereich als auch die gesellschaftlich-kulturpolitischen Konzeptionen beziehungsweise deren Wechselwirkungen." - Meine Damen und Herren, das ist heiße Luft! Das ist vielleicht für irgendwelche Superintellektuelle geschrieben, weil es ist eine Kunstsprache, um vorzutäuschen, dass es hier um gar nichts geht. (GR Kurth-Bodo Blind: Um die Marie geht es!) - Entschuldigung, ich muss nur kurz telefonieren. Tut mir leid, meine Tochter erwartet mich schon lange, aber ich muss trotzdem reden, was soll ich tun? - Weiter, wir lassen uns nicht aus der Ruhe bringen: „Mit der Rekontextualisierung der künstlerischen und gesellschaftlichen Diskurse von Moderne und Tradition verlieren die vielfach erst durch eine selektive Rezeption entstandenen Kontraste an Trennschärfe und werden von einem differenzierten ambivalenten Spannungsfeld zwischen den Polen Innovation und Tradition abgelöst." - Aber geh, kann ich da nur sagen! Das ist wirklich eine Superbegründung, warum wir eine halbe Million Euro hergeben müssen. (GR Kurth-Bodo Blind: Das schreibe ich ab! Ich mache es um die Hälfte!)
Vielleicht geht es bei Aus- und Weiterbildung, auch ein Standbein dieses neuen Konstrukts. Ist es da vielleicht klarer? Dort steht unter anderem: „Mittel- bis langfristig plant das Theater des Augenblicks als Kompetenzzentrum für internationale Kulturvernetzung und Beratung die Entwicklung eines international ausgerichteten Aus- und Weiterbildungsprogramms ..." - Bitte jetzt aufpassen! – „... und den Aufbau eines Inkubators für den Bereich der darstellenden Kunst. Darin wird die Abgrenzung zu anderen am Markt angebotenen Aus- und Weiterbildungsprodukten bestehen." - Ich verstehe überhaupt nichts, wenn ich ehrlich bin. Ich weiß nicht, ich glaube, hier wird etwas begründet, was es in Wirklichkeit nicht gibt, aber bitte. – „Die Vorteile des Inkubatormodells: offene Strukturen, ..." - Logisch, ist immer gut, das kann man überall hineinschreiben. – „... bedarfsgerecht entwickelte Aus- und Weiterbildungsangebote, zum Beispiel in den Bereichen Projektmanagement, Kommunikation und Kulturfinanzierung, ..." - Kann man auch so, Pass, Doppelpass, überall einsetzen, sagt überhaupt nichts aus. – „... Bildung einer Virtual Community und daraus resultierende Nachhaltigkeit." - Meine Damen und Herren, ich glaube, der ganze Akt ist virtuell und sonst gar nichts.

Aber wir haben noch das Budget, das detailliert angehängt ist. Darin sehen wir: „Kosten 500 044 EUR, davon künstlerische Leiterin ..." - die Theaterleiterin – „... für 40 Stunden pro Jahr 74 000 EUR." - Das sind wahrscheinlich 50 000 EUR brutto, wenn man die Lohnnebenkosten abzieht. Okay, ist ein schönes Auskommen, wenn doch die Presse im Augenblick nichts mehr über das Theater schreibt. 

Dann gibt es noch eine künstlerische Assistenz, eine Administration, eine Bedienerin, Buchhaltung, Lohnverrechnung, Rechtsberatung, das ist budgetiert, und dann das, was man für so ein Kompetenzzentrum braucht, um sich international zu vernetzen, Graphiker, Websitepflege, Projektmanager, Medienbetreuung, Produktionsbetreuung, Übersetzer, Techniker - drei Techniker, zwei mit 40 Stunden, einer jährlich angeführt ohne jeden Budgetposten. Warum hat man das dann überhaupt hineingeschrieben, wenn man eh nicht die Absicht hat, dass man das alles tatsächlich umsetzt? (GR Kurth-Bodo Blind: Das haben sie irgendwo abgeschrieben!) Es sind nur die Namen der Personen dort, aber keinerlei Budgetposten. 

Wenn man sich schlussendlich noch anschaut, wenn das ein internationales Kompetenzzentrum für kulturelle Vernetzung ist, so wird eine gewisse Reisetätigkeit damit verbunden sein. Wenn man 7 000 EUR budgetiert, kann man nur hoffen, man muss nie irgendwo hinfliegen, und dann kann man nicht übers Wochenende bleiben, weil sonst ist das Budget mit zwei, drei Flügen ausgeschöpft.

Schlussendlich, um das nicht zu lange in die Länge zu ziehen, haben wir auf der letzten Seite: „Personalkosten 318 000 EUR, Sachkosten 181 000 EUR, ergibt Gesamtkosten 500 044 EUR, davon Einnahmen, Förderungen null, Kartenverkauf null, Sonstiges null, Subvention MA 7: 500 000." - Jetzt fragen Sie sich vielleicht, da fehlen 44 EUR. Das habe ich mich auch gefragt. Wenn wir uns den Antrag anschauen, steht ganz klar auf diesem Formular: „Stadt Wien 500 000 EUR, Eigenleistung 44 EUR." (Heiterkeit bei der FPÖ.) - Wenn ich Ihnen jetzt 100 EUR auf den Tisch lege, kriege ich dann 1 Million EUR Subvention für 2 Jahre? Das mache ich sofort, wenn das der Weg ist, das zu kriegen!

Wir, meine Damen und Herren, glauben allerdings, das ist ein offenbar nicht so übermäßig erfolgreiches Theater, das einen guten Schmäh gefunden hat, der offensichtlich vom Hause hier goutiert wird, wenn man mit irgendeinem besonders wichtig klingenden Titel und einer Aneinanderreihung von bedeutungslosen Worthülsen sein Auskommen für die nächsten Jahre sichern kann. Wir können dem Akt nicht zustimmen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. - Bitte.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Der Herr Kollege Ebinger hat die Sache sehr im Detail betrachtet. Ich würde sagen, sie ist noch ein bisschen einfacher. Der Herr Stadtrat hat am 22.11. die neue Leitung des „dietheater“ vorgestellt, und zwar waren das Haiko Pfost und Thomas Frank, und hat ihnen als Morgengabe einerseits das wunderschöne Kabelwerk und gleich die Mitgift von 5 Millionen EUR dort gegeben. Wir können uns an den Akt erinnern. Der ist innerhalb eines Tages durch alle Abteilungen gegangen. Unheimlich toll war das, wie schnell der Akt in diesem Rathaus herumgehen und total bestätigt werden kann. Auf der anderen Seite hat er ihnen noch das Theater des Augenblicks angeboten. Jetzt schaut die Sache so aus, dass die Frau Gülsen Gürses anscheinend nicht bereit war, so einfach das Feld zu räumen und man ihr die Morgengabe von 500 000 EUR gegeben hat. 

Wenn man dieses Konzept liest, und das hat der Kollege Ebinger ausführlich gesagt, ist es natürlich nicht wirklich 500 000 EUR wert. Aber für das Auskommen der Frau Gürses wird es das schon wert sein. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass die Homepage durchaus das, was man sich nämlich wünscht, Internationalität durch die „dietheater“-Leute von Frau Gürses in ihrem Programm gemacht worden ist. Wenn ich die PartnerInnen des Theaters vorlese, dann habe ich Jugoslawien, Türkei, Frankreich, Türkei, noch einmal Frankreich, Jugoslawien, Indien, Türkei, Deutschland. Es sind viele internationale Sachen beinhaltet.

Ich frage mich wirklich, warum das unbedingt 500 000 EUR wert ist, aber wir werden dem Akt selbstverständlich nicht zustimmen! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Woller, bitte.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zum Kollegen Ebinger: Ich bin wenig im Internet, ich gehe mehr ins Theater. Daher weiß ich, was im Theater des Augenblicks los ist und muss nicht auf die Homepage schauen, was es dort gibt. Ich war so oft dort, dass ich weiß, was es dort gibt. (GR Dr Herbert Madejski: Du warst doch im Iran!) Ich kann Ihnen berichten, es ist ein sehr kleines, sehr schönes Theater, das in den letzten Jahren einen sehr attraktiven Spielplan in der freien Szene gehabt hat, einen Spielplan, der, so wie wir uns das eigentlich immer vorgestellt haben, auch Neuem viele Chancen gegeben hat, auch spartenübergreifenden Produktionen mit Tanz unter Einbeziehung von Film und Sprechtheater. Wirklich sehr gute Produktionen waren dort auch immer die Gehörlosenfestivals. Es hat viele Theaterproduktionen gegeben, die sich dort eingemietet haben. 

Das Besondere an dem Geschick der Gülsen Gürses war und ist es, dass sie es wie keine andere in dieser Stadt verstanden hat, Projekte unter Einbeziehung von anderen Ländern in Europa, nicht nur der Europäischen Union, durchzuführen. Schon zu einem Zeitpunkt, wo unsere Nachbarländer im Osten noch nicht Mitglieder der Europäischen Union waren, hat es immer wieder Projekte gegeben, wo Künstler und Künstlerinnen aus der Slowakei, aus Slowenien, aus Finnland, aus Schweden und Norwegen im Theater des Augenblicks waren. Sie hat es immer wieder geschafft, für diese Produktionen auch EU-Förderungen zu lukrieren und ich weiß, dass es gar nicht so einfach ist, den Topf der EU-Förderungen auszuschöpfen. Österreich ist dabei nicht sehr geschickt, muss ich leider sagen, aber eine, die besonders geschickt dabei ist, ist Gülsen Gürses.

Als sie nach zehn Jahren Arbeit als Intendantin im Theater des Augenblicks gesagt hat: „Ich möchte jetzt einmal etwas anderes machen.", haben wir gesagt: 
„Okay, dann schlag uns vor, was du anderes machen möchtest." Das ist im Prinzip der Kern der Theaterreform, dass wir sagen, wir wollen Intendanten und Intendantinnen, die nicht auf Lebenszeit in einem Theater picken, sondern die eine gewisse Zeit in einem Theater Programm machen und dann das Theater für andere Nutzungen wieder freigeben. 

Wir haben darüber nachgedacht, dass das auch eine schöne Nebenspielstätte des „dietheater“-Co-Produktionshauses wäre. Wir haben es den Herren Pfost und Frank angeboten. Wenn die beiden der Meinung sind, das können sie nicht um das Geld, das wir ihnen in Aussicht gestellt haben, das immerhin doppelt soviel ist, als „dietheater“ bisher gehabt hat, muss man sagen, es ist ein faires Angebot, weil die haben zirka 800 000 EUR gehabt, jetzt kriegen sie 1,5 Millionen EUR. Wir glauben, dass das wirklich eine passable finanzielle Ausstattung des Co-Produktionshauses ist. Wenn die beiden Herren der Meinung sind, sie machen es ohne Theater des Augenblicks, ist es okay, freut sich jemand anderer. Irgendeine andere freie Gruppe wird in Zukunft einen attraktiven Spielort im Theater des Augenblicks haben.

Wenn Gülsen Gürses ein besonders gutes Know-how für spartenübergreifende Projekte, ein besonders gutes Know-how für internationale Vernetzung und Kontakte, ein besonders gutes Gespür dafür und Know-how für die Lukrierung von EU-Förderungen hat, dann ist es das allemal wert, ihr die Chance zum Umstieg von der Theaterdirektorin zur Kulturmanagerin zu geben.

Die Förderung über 500 000 EUR ist eine Förderung über zwei Jahre. Das wurde bisher noch nicht gesagt. Die Opposition sieht nur das, was sie gern lesen will. Es ist eine Förderung bis zum Sommer 2009. Sie wird auch noch das eine oder andere Projekt in ihrem bisherigen Theater durchführen. Wir werden aber sehr wohl mit den Kuratorinnen und Kuratoren reden, ob es nicht freie-Gruppen-Produktionen gibt, die abseits ihres eigenen Spielplans nun im Theater des Augenblicks stattfinden werden.

Gerade aus stadtpolitischen Gründen ist es gescheit, dass wir auch Theater außerhalb des Gürtels haben. Das Theater des Augenblicks liegt knapp außerhalb des Gürtels, in der Edelhofgasse 10. Es ist ein wirklich sehr schönes Theater und das soll es auch weiter geben. Wir wollen aber auch der ehemaligen Intendantin, die dieses Haus aufgebaut hat, die Chance geben, ihre Kenntnisse für die gesamte Off-Szene in Wien zu verwerten. Wir sind der Meinung, dass das im Sinne der Theaterreform ist, dass das wirklich gut investierte 500 000 EUR auf zwei Jahre sind. Wir sollten Gülsen Gürses diese Chance geben! Wir sollten neuen Gruppen die Chance geben, in den nächsten Jahren im Theater des Augenblicks zu spielen! Und wir sollten insgesamt der freien Szene die Chance geben, das Know-how, insbesondere, was internationale Vernetzung und EU-Gelder betrifft, insgesamt nutzen zu können! Daher werden wir diesem Antrag zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Mir liegt eine weitere Wortmeldung von Herrn Ing Mag Dworak vor. - Bitte schön.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich will nur eine tatsächliche Berichtigung der eigenen Akten beziehungsweise des Ausschusses betonen. Es soll das Theater des Augenblicks die Probebühne des „dietheater“ werden und nicht ein neuer Spielplan und eine neue Probebühne insgesamt. Es soll nicht eine gesamtneue Bühne werden. Das stimmt natürlich. (Beifall bei der ÖVP. - GR Ernst Woller: Die ÖVP hätte nicht aus der Theaterreform ausscheiden sollen, dann würden Sie mehr wissen!)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Jetzt liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. Auch die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei SPÖ und GRÜNEN fest. Damit ist der Antrag mehrheitlich angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 8 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Arbeiter Schwimm Verein. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. 

Wir stimmen sofort ab. 

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei SPÖ, FPÖ und GRÜNEN fest. Damit ist der Antrag mehrheitlich angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 10 der Tagesordnung. Es geht um eine Subvention an den Verein AFRA. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. 

Wir kommen sofort zur Abstimmung. 

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und GRÜNEN fest. Der Antrag ist mehrheitlich angenommen.

Postnummer 11, Subvention an den Verein Volkshilfe Wien. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Krotsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zum Akt.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Mir liegt eine Wortmeldung von Frau GRin Vassilakou vor. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Dem vorliegenden Akt stimmen wir zu. Ich möchte nur die Gelegenheit nutzen, um einen Antrag einzubringen.

Worum geht es bei diesem Antrag? Es geht um ein Menschenrecht und auch zugleich um einen Wert, den wir alle in diesem Haus teilen und bei dem ich zu hundert Prozent davon überzeugt bin, dass er uns allen sehr, sehr am Herzen liegt: Das Recht auf freie Partnerwahl!

In Wien sind leider jährlich etliche junge Frauen - vorwiegend junge Frauen, manchmal auch junge Männer - von Zwangsverheiratungen betroffen. Wenn wir tatsächlich meinen, dass es uns wichtig ist, dieses Phänomen zu bekämpfen, wenn es uns wirklich ein Anliegen ist, diesen jungen Menschen, vor allem diesen jungen Frauen, das Recht auf eine würdige und freie Existenz zu geben und auch tatsächlich zu gewähren, dann müssen wir handeln!

Die Frage ist natürlich: Was ist zu tun? Eine jedenfalls wirksame Methode wäre es, eine spezialisierte Stelle aufzubauen, ein spezialisiertes Frauenhaus, wenn Sie so wollen, das die Kapazität hat, das auch tatsächlich durch mehrsprachliche Betreuung und durch spezialisierte Betreuerinnen die Möglichkeit hat, solchen jungen Frauen, wie gesagt, Obhut zu geben und auch die langfristige Betreuung zu geben, die diese tatsächlich brauchen. Denn aufgrund von Erhebungen weiß man, dass gerade solche junge Frauen eine Betreuung brauchen, die bis zu zwei Jahre dauern kann, im Gegensatz zu anderen Opfern von Gewalt in familiären Verhältnissen, die in der Regel nach einer Betreuung von einigen wenigen Monaten schon wieder selbstständig weiter in ihrem Leben agieren können.

Ich möchte an dieser Stelle auch betonen, dass es, soweit wir informiert sind, derzeit den Frauenhäusern nicht möglich ist, die Betreuung von Mädchen, die von Zwangsverheiratung bedroht oder betroffen sind, so zu leisten, wie es eben benötigt werden würde, weil die Frauenhäuser aus allen Nähten platzen. Ebenso ist auch die Interventionsstelle gegen Gewalt sehr, sehr überlastet und mit der Betreuung dieser spezifischen Gruppe sicher überfordert. Zwar hat es seitens der Frauenministerin dankenswerterweise eine Zusage gegeben, hier die Mittel zu erhöhen, aber bis auf Weiteres ist die Situation nun einmal so, wie sie ist. Uns ist es sehr, sehr wichtig, dass gerade diese Gruppe nicht ihrem Schicksal überlassen wird, weil es ganz einfach, wie gesagt, mit den vorhandenen Mitteln nicht zu leisten ist.

Ich möchte, bevor ich den Antrag einbringe, abschließend auch sagen, dass ich es sehr bedauere, dass wir in Österreich nach wie vor keine Gesetzeslage haben, die es diesen jungen Frauen ermöglicht, eine eigenständige Existenz in Österreich aufzubauen, eine eigenständige Aufenthaltsbewilligung zu erreichen, auch den Zugang zum Arbeitsmarkt zu haben. Nur zum Vergleich: In den USA ist es für Frauen, die entweder Opfer von Zwangsheirat oder von Gewalt in der Familie sind, längst eine Selbstverständlichkeit, dass in dem Moment, in dem eine derartige Anzeige vorliegt und das Ganze auch nachgewiesen ist, diese Frauen nicht nur aus diesen schrecklichen Verhältnissen herausgeholt werden, sondern sehr wohl auch eine eigenständige Aufenthaltsbewilligung und auch einen Zugang zum Arbeitsmarkt, eine Green Card, bekommen. 

Ich weiß natürlich, dass ganz besonders die Herren in der FPÖ das nicht gerne hören wollen. Ich verstehe, dass es bei Ihnen psychische Aufregung hervorruft. Aber es ist ein Faktum (GR Mag Wolfgang Jung: Eine Anzeige ist noch ...!), und es ist, wie gesagt, sogar ein Faktum für diese Hochburg USA. Umso mehr sollte es irgendwann einmal auch in Österreich Wirklichkeit werden. 

Doch bis dahin sollten wir hier auf Gemeindeebene das tun, was in unserer Macht liegt. Das wäre, wie gesagt, eine solche Stelle aufzubauen. Deshalb bringe ich diesen Antrag ein, auch im Namen meiner Fraktionskollegin GRin Alev Korun, der das besonders am Herzen liegt, und auch namens GRin Claudia Smolik. Der Antrag lautet:

„Die amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal möge die erforderlichen Schritte zur Errichtung eines spezialisierten Frauenhauses für Mädchen und Frauen mit Migrationshintergrund, die von Zwangsverheiratung betroffen oder bedroht sind, veranlassen."

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an den zuständigen Ausschuss. Denn wir glauben, dass das ein Konzept ist, das sicher Ihre Zustimmung und auch eine ernsthafte Debatte verdient hat. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Die Lebenssituation von Prostituierten ist gekennzeichnet von Isolation und Ausgrenzung. Prostituierte sind stigmatisiert, sind abhängig von Männern, bedroht von Gewalt und oft auch von Obdachlosigkeit. Hier ist die Politik gefragt, hier muss die Politik Verantwortung übernehmen. Wir in Wien stehen zu dieser Verantwortung, indem wir Prostituierte aktiv unterstützen, sie betreuen, vor Gewalt und vor Ausbeutung schützen, aber auch den Frauen helfen, ein selbstbestimmtes und unabhängiges Leben zu führen. 

Mit einer ganzen Reihe von Einrichtungen und Projekten setzt sich Wien schon jetzt sehr offensiv dafür ein, dass sich die Lebensbedingungen für Prostituierte sehr verbessern. Wir haben niederschwellige Anlaufstellen, die einen wesentlichen Aspekt dazu beitragen, mit einem möglichst umfassenden Unterstützungsangebot, sei es von der gesundheitlichen Seite her, aber auch Hilfe bei Betroffenheit von Gewalt, oder bis hin zu den Ausstiegsmöglichkeiten, die uns so wichtig sind. Eine ganz zentrale Rolle spielt hier besonders die professionelle Krisenintervention als hürdenfreie Beratung und vor allem auch die psychosoziale Beratung.

Der Weiterbestand einer so wesentlichen niederschwelligen Beratungsstelle in Wien ist nun mit dem vorliegenden Akt gesichert, nämlich der Weiterbestand von SOPHIE, dem Bildungsraum für weibliche Prostituierte. Mit diesem Akt, mit dieser Förderung wird es einen nahtlosen Übergang geben, eine kontinuierliche Arbeit, die so wichtig für diese Zielgruppe ist. 

Das Projekt garantiert psychosoziale Beratung, Unterstützung und Begleitung in verschiedenen Sprachen. Wir haben Beratung bei Schulden, bei Aufenthaltsfragen, Arbeitsmarktzugang, Gewalt, aber auch der so wichtige Umstieg und die berufliche Neuorientierung werden angesprochen und diskutiert. Bei Bedarf gibt es auch Begleitung zu Behörden, zur Polizei oder zu Gerichten. Inkludiert sind weiters ein PC-Café mit einer Trainerin und ein Kommunikationsraum, wo auch versucht wird, in entspannter Atmosphäre Hemmschwellen abzubauen. 

Die bisherige Arbeit von SOPHIE hat uns gezeigt, wie wichtig und wesentlich diese Arbeit ist. Mit diesem Weiterbestehen, mit dieser Fortführung der Förderung wird nun diese Arbeit fortgesetzt. Ich bitte Sie alle um Zustimmung zu diesem Akt.

Zu meiner Kollegin Mag Vassilakou, die den Antrag bezüglich Zwangsheirat eingebracht hat, sei noch kurz Folgendes gesagt. Die Stadt Wien hat eine Arbeitsgruppe installiert, die bereits sehr engagiert, offen und offensiv arbeitet. Sie ist dazu angehalten, einen Handlungsleitfaden zu kreieren, und die Arbeitsergebnisse werden eine Grundlage liefern, um zu schauen, ob das derzeitige Angebot an Beratungsstellen und Unterbringungsmöglichkeiten ausreichend ist oder ob es noch einen zusätzlichen Bedarf gibt, wie zum Beispiel Wohngemeinschaften für junge Mädchen. Der Vorschlag wird diskutiert, alles ist zu diskutieren. Die Diskussion ist wichtig, es wird in die Arbeitsgruppe mit einfließen, sicher auch dieser Vorschlag. Meine Fraktion wird der Zuweisung zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 11.

Wer für den Antrag der Berichterstatterin ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und GRÜNEN fest, der Antrag der Berichterstatterin ist mehrheitlich angenommen.

Ich lasse nun den Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN betreffend Frauenhaus für Mädchen und Frauen mit Migrationshintergrund abstimmen. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. (GR Christian Oxonitsch: Antrag auf Zuweisung!) - Hier ist die Zuweisung beantragt, ja. 

Wer für die Zuweisung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und GRÜNEN fest, damit ist diese Zuweisung mehrheitlich beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 12 der Tagesordnung. Es geht um die Herstellung der Infrastruktur auf dem Großmarkt Wien-Inzersdorf für ein privates Fleischzentrum. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Rubik, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Silvia Rubik: Ich ersuche um Zustimmung zum Akt.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GR Matiasek. - Bitte.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben den Akt schon im Ausschuss diskutiert, und wir werden ihm auch zustimmen. 

Ich nütze hier nur die Möglichkeit, einen Antrag einzubringen, der letztlich auch mit der Versorgung durch Lebensmittel, aber auch mit sich daraus ergebenden Problemen zu tun hat. Und zwar bringe ich hier einen Antrag betreffend „Stopp dem Wildwuchs diverser Imbiss- und Verkaufsstände" ein, die immer mehr unseren öffentlichen Raum vermöbeln, wo Anrainer - Geschäfte, aber natürlich auch Wohnanrainer - belästigt sind, wo der öffentliche Raum verstellt wird. Ein besonders markantes Beispiel war etwa der Kebap-Stand im 8. Bezirk an der Alser Straße, der ja auch wieder, weil eben nicht ordentlich dort stehend, abtransportiert wurde. Der Antrag lautet: 

„Die amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal und der amtsführende Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr mögen dafür Vorsorge treffen, dass Anrainer im Umkreis eines Verkaufsstandes auf öffentlichem Grund in das Bewilligungsverfahren eingebunden und Verkaufseinrichtungen beziehungsweise Imbissstände auf öffentlichen Flächen nur restriktiv bewilligt werden."

Ich ersuche um Zustimmung. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Silvia Rubik: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wie die meisten ja wissen, ist die Schließung von St Marx 1997 erfolgt. Es sind aber trotzdem elf Fleischzerlegungsbetriebe und fünf Fleischhändler dort in dem Komplex geblieben. Die Mülltrennung und Müllentsorgung fand bis jetzt durch die MA 48 statt und war ein relativ großes Kostenproblem. 

Durch die Errichtung des neuen und zweckmäßigen privaten Fleischzentrums, das auch den neuen Umwelt- und Hygienesicherheitsbestimmungen entspricht, ist der anschließende Müllplatz, den es zur Zeit dort gibt, zu übersiedeln beziehungsweise an den Rand zu verlegen. Auch dafür kann ich Ihnen den Grund nennen: Es sind zur Zeit pro Woche 804 t Frischfleisch, die dort verarbeitet werden. Die Tendenz ist steigend, und natürlich werden sich dort in der nächsten Zeit auch der Müll und die Müllmenge vermehren. 

Um diesen neuen Müllplatz, den wir heute als Akt besprechen, geht es dabei, weil nämlich nicht nur die Verlegung des Müllplatzes an den Rand dieser Anlage vorzunehmen ist, sondern dort gleichzeitig auch die neuesten hygienischen und Umweltverträglichkeitsbestimmungen zu erfüllen sind. Was ganz besonders ist und natürlich auch einen Großteil der Summe der Überschreitung ausmacht, ist, dass dort eine ganz neue Mülltrennungsanlage installiert und gebaut wird, die es dann ermöglicht, dass der Müll zweckmäßigerweise gleich geteilt wird und der Biomüll, der entsteht, der Wiederverwertung zugeführt wird.

Ein weiterer Punkt, der auch die Überschreitung der Summe ausmacht, betrifft die Sicherheit, und zwar die Sicherheit, dass es auf diesem Müllplatz gewährleistet ist, dass weder illegaler noch gefährlicher Fremdmüll gelagert werden kann und der Bevölkerung Schaden zufügt. Es wird dort eine Überwachungskamera und elektrische Tore geben, die dann diese Sicherheit gewährleisten. 

Um all diese baulichen und technischen Maßnahmen zu setzen und dies alles durchzuführen, kommt es zu dieser Überschreitung der 800 000 EUR. Ich habe Ihnen anschaulich zwei Bilder mitgebracht, und ich denke mir, das zeigt sehr gut, was wir bezwecken und worauf wir hinauswollen. Denn so, denke ich mir, stellt sich kein Mensch einen Müllplatz vor. (Die Rednerin hält eine Fotographie in die Höhe.) Der würde weder Ihnen noch uns noch sonst jemandem gefallen. Hingegen ein Müllplatz, der ordentlich und sauber geführt wird und dem entspricht wie auf diesem Bild, denke ich mir, ist im Sinne aller von uns.

Ich bitte daher um Zustimmung zu diesem Akt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir gelangen zur Abstimmung über die Postnummer 12.

Wer für die Zustimmung zu diesem Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei FPÖ, SPÖ und GRÜNEN fest, damit ist der Antrag mehrheitlich angenommen.

Ich lasse nun noch den Beschlussantrag der FPÖ abstimmen. Hier ist die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei der FPÖ fest, der Antrag ist nicht angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 16. Sie betrifft die 5. Gemeinderatssubventionsliste. Berichterstatter ist Herr GR Strobl. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Oxonitsch.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist immer die undankbare Aufgabe des Letzten, dann möglichst kurz zu sein. Eigentlich hätten wir noch ein paar Postnummern gehabt, aber auf Grund der Rückziehung einiger RednerInnen kommt jetzt mir die unangenehme Aufgabe zu, der Letzte zu sein. Ich werde daher versuchen, mich kurz zu halten.

Zum Akt selbst: Es geht durchaus um einige Vereine und Institutionen, die vor allem auch im Bereich der internationalen Arbeit tätig sind. Es ist das vor allem auch ein Akt der Geschäftsgruppe Finanzen und Wirtschaftspolitik. 

Und ich möchte hier, wie in der Präsidiale vereinbart, zwei Vier-Parteien-Anträge einbringen, die sich mit der Änderung des Beschlusses aus dem Jahr 1992, also von vor 15 Jahren, über die Förderung der in den Bezirksvertretungen und im Gemeinderat vertretenen Parteien beschäftigen. In diesen 15 Jahren hat sich natürlich sehr viel verändert - die Erweiterung der Europäischen Union, aber natürlich auch vor allem neue Herausforderungen im Bereich der Bildungs- und Informationsarbeit -, sodass es hier unserer Ansicht nach notwendig ist, wieder Adaptierungen vorzunehmen und weniger Geld für die Infrastruktur, aber vor allem mehr Geld für Bildung und Ausbildung zur Verfügung zu stellen.

Ich möchte diesen Beschluss- und Resolutionsantrag im Namen aller vier im Gemeinderat vertretenen Parteien einbringen. Er ersetzt vor allem auch die alten Schilling-Beträge durch neue Euro-Beträge. Da sieht man das durchaus bei einzelnen Anträgen, die schon eine längere Zeit auf dem Buckel haben.

Ein zweiter Antrag, den ich ebenfalls als Vier-Parteien-Antrag einbringe, beschäftigt sich mit den Leistungen der Gemeinde Wien an die Klubs. Auch hier hat es durchaus Veränderungen gegeben, gerade auch durch die Erweiterung der Europäischen Union. Es ist vor allem notwendig geworden, sich mehr mit internationalen Gesetzesmaterien auseinanderzusetzen und sich auch international stärker zu vernetzen. Kommunalpolitik ist schlussendlich auch auf der europäischen Ebene ein besonderes Thema.

Daher ist auch dies ein Antrag, der den Beschluss des Jahres 1996 beziehungsweise 1997 adaptiert und vor allem den politischen Klubs einen zusätzlichen Mitarbeiter oder Mitarbeiterin für akademische Arbeiten zur Verfügung stellt. Ich bringe auch diesen Antrag ein.

Bei beiden Anträgen bitte ich um die entsprechende Zustimmung. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Bevor ich die Beschluss- und Resolutionsanträge abstimmen lasse, kommen wir zur Abstimmung über die Postnummer 16.

Hier ist die getrennte Abstimmung verlangt worden.

Ich lasse zunächst über die Subvention für das Lois Weinberger-Institut für christlich-soziale Politik in Wien abstimmen.

Wer für diese Förderung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ fest, damit ist diese Förderung mehrheitlich angenommen.

Ich lasse nun über alle anderen, restlichen Subventionen abstimmen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die einstimmige Annahme fest.

Wir kommen nun zu den Beschluss- und Resolutionsanträgen. Der erste betrifft die Förderung von in den Bezirksvertretungen und im Gemeinderat vertretenen politischen Parteien.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Dann kommen noch zwei oder noch einer? (GR Christian Oxonitsch: Einer! Der andere ist nur die Kopie!) Der eine ist also nur die Kopie. (GR Christian Oxonitsch: Der mit den Unterschriften zählt!) Gut, dann lasse ich den zweiten Beschluss- und Resolutionsantrag abstimmen. (GR Christian Oxonitsch: Die Leistungen an die Klubs! Das ist der zweite!) Ja, über die Leistungen der Gemeinde Wien an die Klubs des Wiener Gemeinderates.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle auch hier die Einstimmigkeit fest. Der Antrag ist angenommen.

Damit ist die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung erledigt.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss um 20.20 Uhr.)
